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Bericht 

über die Auswirkungen der EWG-Marktorganisationen für 
Getreide, Reis, Zucker, Obst und Gemüse, Wein, 
Rindfleisch, Schweinefleisch, Geflügelfleisch, Eier, 

Milch und Milcherzeugnisse, Fette 
für die Zeit von Juli 1967 bis Juni 1968 


Vorbemerkungen 

Das Wirtschaftsjahr — dargestellt durch verbundene Jahreszahlen, z. B. 1966/67 — 
umfaßt den Zeitraum vom 1. Juli bis 30. Juni. Abweichende Produktionsjahre in 
einzelnen Marktorganisationen sind als solche gekennzeichnet; gelegentlich ist 
dann zur Klarstellung beim Wirtschaftsjahr noch „Juli/Juni'' hinzugesetzt. 

In den Versorgungsbilanzen sind unter „Einfuhr" bzw. „Ausfuhr" auch die 
Bezüge aus der Sowjetischen Besatzungszone bzw. die Lieferungen dorthin ent- 
halten; in den Außenhandelsübersichten ist dies nicht der Fall. 

Einige Außenhandelstabellen enthalten Angaben über den Warenverkehr mit 
Staatshandels- und Entwicklungsländern. Zu den Staatshandelsländern werden 
gerechnet: UdSSR, Polen, Ungarn, Rumänien, Bulgarien, Tschechoslowakei, Alba- 
nien, Nord-Korea, Nord-Vietnam, Mongolische Volksrepublik und Volksrepublik 
China. Die Angaben über den Handel mit Entwicklungsländern wurden ermittelt, 
indem vom Gesamthandel (Welt) die Daten für europäische Länder einschließlich 
Staatshandelsländer, asiatische Staatshandelsländer, USA, Kanada, Republik Süd- 
afrika, Japan, Australien, Ozeanien und für Schiffsbedarf abgesetzt wurden. 

Bezüglich der Definitionen und Fachausdrücke wird auf S. 108 ff. verwiesen. 
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Zusammenfassung 


A. Einführung und Rückblick auf sechs Jahre Marktorganisation 

Die Auswirkungen der EWG-Marktorganisationen auf dem Agrar- 
gebiet lassen sich von der Zielsetzung der Verordnung her und aus 
dem Ablauf des Marktgeschehens darstellen, jedoch gegenüber den 
gleichzeitig wirkenden anderen Faktoren nicht klar abgrenzen und 
quantifizieren. Die Systeme der Marktorganisationen zielen auf die 
Beeinflussung des Preisniveaus der einzelnen Warenmärkte und 
damit auf die Steuerung von Erzeugung und Verbrauch landwirt- 
schaftlicher Produkte innerhalb der Gemeinschaft. Darüber hinaus 
werden aber auf bestimmten Teilmärkten die wechselnden Verhält- 
nisse von Angebot und Nachfrage ausschlaggebend wirksam. Das 
Problem, die Preisentwicklung auf einzelne Bestimmungsgründe 
zurückzuführen, wurde im Berichtsjahr (Juli 1967/Juni 1968) noch 
zusätzlich durch die Einführung des Mehrwertsteuersystems am 
1. Januar 1968 erschwert. 

Die Wirtschaft der Bundesrepublik Deutschland durchlief nach Ab- Wirtschaftslage 
Schluß ihres vierten Wachstumszyklus in der Nachkriegszeit — und 

Tabelle 1 


Veränderung gegen Vorjahr in Prozent 



Bruttomlands- 

produkt 

Privater 

Ver- 

brauch 

Zeit 





real 1) 

nominal 2) 

1963 

+3,5 

+ 6,5 

+5,8 

1964 

+ 6,? 

+9,7 

+7,9 

1965 

+ 5,6 

+9,5 

+ 9,8 

1966 

+2,2 

+6,1 

+7,5 

1967 

+ 0,0 

+ 0,7 

+2,4 

1966 3.Vj. 

4.Vj. 

1 + 1,3 

+4,8 

+5,5 

19675) l.Vj. 

2.Vj. 


-0,1 

+2,6 

19675) 3.Vj. 

4.Vj. 

1+1,7 

+ 1,4 

+2,2 

19685) l.Vj. 
2.Vj®) 

1+6,1 

+ 7,3 

+4,1 


Industrielle 
Produktion 3) 

Einzelhandels- 
umsatz (zu jeweil. 
Preisen) 

Ver- 

braudis- 

güter- 

industrien 

Ernäh- 

rungs- 

industrie 

Einzel- 

handel 

insges. 

dar- 
unter 
Nah- 
rungs- 
und 
Genuß- 
mittel 4) 

+ 1,9 

+5,8 

+ 4,9 

+4,4 

+ 6,6 

+ 5,0 

+ 7,7 

+6,8 

+ 6,5 

+ 3,5 

+ 10,0 

+8,4 

+ 2,4 

+2,2 

+ 4,5 

+5,2 

- 4,4 

+ 3,5 

+ 1,1 

+2,9 

+ 2,0 

+2,6 

+ 4,9 

+4,1 

- 2,5 

-0,2 

+ 1,8 

+2,8 

- 7.5’) 

+ 4,6’) 

+ 2,2 

+5,9 

-11,6 

-0,3 

- 0,5 

+2,8 

- 3,4 

+4,8 

+ 0,4 

+ 3,0 

+ 5,0 

+4,9 

+ 2,7 

+0,5 

+ 7,0 

+2,2 

- 0,2 

+2,6 

+24,3 

+9,8 

+ 5,0 

+ 4,2 


in Preisen von 1954 

2) in jeweiligen Preisen 

3) Index der industriellen Nettoproduktion, von Kalenderunregelmäßigkeiten 
bereinigt 

einschließlich Gemischtwaren 

vorläufige Ergebnisse der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen 
vorläufig 

bis 1. Vierteljahr 1967 alte Basis 
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Angebot und 
Nachfrage von 
Nahrungsmitteln 


im Gegensatz zur konjunkturellen Entwicklung in den übrigen EWG' 
Mitgliedstaaten — in den Jahren 1966 und 1967 erstmals eine Phase 
der Rezession. Um die Jahresmitte 1967 konnte der konjunkturelle 
Rückschlag im Investitionsbereich abgefangen werden, zunächst durch 
öffentliche Konjunkturprogramme und sich verstärkende öffentliche 
Einkommensübertragungen. Nachdem um die Jahreswende 1967/68 
eine durch den Übergang zur Mehrwertsteuer verursachte Schwan- 
kung in der Nachfrageentwicklung überwunden war, trägt sich seit 
dem Frühjahr 1968 ein neuer Wirtschaftsaufschwung mit der wirt- 
schaftspolitisch wünschenswerten Stetigkeit. Auch in dieser Kon- 
junkturphase zeigte sich, daß die Verbrauchskonjunktur langsam in 
Gang kommt und daß gleichzeitig dem Ernährungsbereich in Pro- 
duktion und Handel eine stabilisierende Wirkung innewohnt. 

Die landwirtschaftliche Nettoerzeugung steigt in der Bundesrepublik 
Deutschland von Jahr zu Jahr — von erntebedingten Schwankungen 
abgesehen — um fast 2 ^/o, in der EWG etwas stärker. Dem stand 
im letzten Jahrzehnt eine Bevölkerungszunahme (einschließlich Wan- 
derungsgewinne) von jährlich rund 1,3 Vo in der Bundesrepublik 
Deutschland bzw. von 1 Vo in der EWG gegenüber. Auf der Nach- 
frageseite zeichnet sich zwar, soweit der Lebensstandard steigt, in 
fast allen EWG-Ländern eine noch anhaltende Tendenz zur Bevor- 
zugung hochwertiger eiweiß- und vitaminreicher Nahrungsmittel ab, 
doch künden sich auch auf einigen dieser Märkte Sättigungserschei- 
nungen an. Die Gemeinschaft erzeugt bereits Überschüsse oder wird 
in den nächsten Jahren Überschüsse produzieren an Milcherzeug- 
nissen, Obst und Gemüse, Weichweizen und Zucker. Damit sind 
Absatzprobleme gegeben und schwierige wirtschafts- und finanz- 
politische Fragen aufgeworfen. 

Im Berichtsjahr war die Nachfrage nach Nahrungsmitteln in der 
Bundesrepublik Deutschland auch dadurch beeinträchtigt, daß die 
zu versorgende Bevölkerung nur um 0,3 •’/o zunahm. Eine Verminde- 
rung des Zustroms ausländischer Arbeiter hatte schon 1966 eingesetzt 
und wurde nun von einer beachtlichen Rückwanderung begleitet. 
Von 1966/67 zu 1967/68 sank die Zahl der ausländischen Arbeit- 
nehmer von rund 1 150 000 auf schätzungsweise 970 000 ab. Ergab 
sich für das Kalenderjahr 1966 noch ein Wanderungsgewinn von 
132 000 Personen, so errechnet sich für 1967 ein Be völkerungs Verlust 
durch Wanderung in Höhe von 177 000 Menschen. 

Der Rückschlag in der allgemeinen Wirtschaftskonjunktur hatte 
schon 1966/67 die in den Vorjahren anhaltende Steigerung der Ver- 
braucheraufwendungen für Nahrungsmittel gebremst, während die 
Nachfrage nach gewerblichen Gebrauchsgütern viel stärker betroffen 
war; auch 1967/68 lassen sich noch Rückgänge des Kaufkrafteinsatzes 
insbesondere für höherwertige und demzufolge teurere Erzeugnisse 
erkennen. Diese Entwicklungen trafen im Berichtsjahr mit guten 
Inlandsernten und einer steigenden Produktion von Nahrungsmitteln 
tierischer Herkunft zusammen, so daß sich ein verstärkter Druck auf 
die Agrarpreise zusätzlich zu den Wirkungen der Getreidepreis- 
senkung ergab. 

Für die von den EWG-Marktorganisationen erfaßten Erzeugnis- 
gruppen zeigen sich im Wirtschaftsjahr 1967/68 gegenüber 1966/67 
folgende Veränderungen in der Versorgung und den Preisen (bei der 
Beurteilung der prozentualen Veränderungen sind die jeweiligen 
Mengen zu berücksichtigen): 


6 



Deutscher Bundestag — 5, Wahlperiode 


Drucksache V/3649 


Tabelle 2 


Veränderung in Prozent 

1967/68 gegen 1966/67 


Erzeugnis 

In- 

lands- 

Erzeu- 

gung 

Ein- 

fuhr 

Ver- 
brauch 
je Kopf 

Erzeu- 

ger- 

preise 

Ver- 

brau- 

cher- 

preise 

Weizen bzw. 
-erzeugnisse 

+28 

+ 5 

-1 

- 9*)] 


Roggen bzw. 
-erzeugnisse 

+ 17 

- 3 

-3 

- 9‘), 

^ + 1 

Gemüse 

+ 3 

+ 4 

+ 2 

- 9 2) 

- 5 

Frischobst 

+ 17 

- 4 

+ 6 

-18 >) 

+ 0 

Schweinefleisch 

+ 8 

+ 10 

+ 8 

-17®) 

-11 

Rindfleisch 

+ 3 

- 7 

±0 

- 2») 

- 3 

Geflügelfleisch 

+ 5 

+ 5 

+4 

-14®) 

-11 

Eier 

+ 4 

- 5 

+2 

- 8‘) 

- 7 

Trinkmilch 

+ 0 

— 

±0 

- 0®) 

+ 3 

Butter 

+ 4 

- 7 

±0 

. 

- 0 

Käse 

+ 2 

-14 

“7 

• 

+ 6 


durchschnittliche Erlöspreise ] 

2) nach Indexreihen l ab 1. Jan. 1968 einschl. Mehrwertsteuer 

3) Marktpreise J 

Der Gemeinsame Markt umfaßt auch die Landwirtschaft und den Gemeinsame 
Handel mit landwirtschaftlichen Erzeugnissen, Die Ziele der gemein- A9*’a*'P*'e*8politlk 
Samen Agrarpolitik sind nicht mit der Einkommenspolitik allein zu 
erreichen; dennoch besteht der wesentlichste Teil des agrarpolitischen 
Konzepts der Gemeinschaft in der Organisation der Agrarmärkte 
und damit in der Preispolitik. 

Das System der gemeinsamen Agrarpolitik der sechs EWG-Mitglied- 
staaten wurde schon im Januar 1962 und Dezember 1963 und 1964 
mit einer Reihe richtungweisender Grundsatzbeschlüsse über Markt- 
organisationen festgelegt, die den Übergang zum gemeinsamen 
Agrarmarkt ermöglichen sollten. In dieser ersten Stufe traten an die 
Stelle unterschiedlichster nationaler Regelungen EWG-einheitliche 
Regelungen zur schrittweisen Verwirklichung des gemeinsamen 
Marktes. Hierbei wurden für die wichtigsten Produkte Richtpreise, 
Interventionspreise und Abschöpfungen bei der Einfuhr (sowohl aus 
Drittländern als auch aus Mitgliedstaaten) festgelegt, ohne daß zu- 
nächst die nationalen Preisniveaus wesentlich geändert wurden. In 
der zweiten, endgültigen Stufe werden für die wesentlichen Produkte 
gemeinsame EWG-Preise angewendet. Ohne eine solche erste Stufe 
wurden die Marktorganisationen für Ölsaaten und Olivenöl, auch für 
Zucker bzw. Zuckerrüben eingeführt. 


7 




Drucksache V/3649 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Tabelle 3 


Verwirklichung des Gemeinsamen Marktes für landwirtschaftliche Erzeugnisse 


Marktordnungsbereich 

Übergangs- 
Marktorganisation 
(1. Stufe) 

Marktorganisation 
mit gemeinsamen Preisen 
(2. Stufe) 

Produktions- 
bzw. Wirt- 
schaftsjahr 

VO Nr. 1 

Anwendung 

seit: 

VO Nr. 

Anwendung 

seit: 


Getreide/Getreideerzeugnisse 

19 (1962) 

30. 7. 1962 



Juli/Juni 




120/67 

1. 7.1967 

August/Juli 

Reis 

16/64 

1. 9.1964 

359/67 

1. 9.1967 

Sept./Aug. 

Zuckerrüben/Zucker 

[44/67] 

1. 7. 1967 

1009/67 

1. 7.1968 

Okt./Sept. 

Obst und Gemüse ^) 

23 (1962) 

30. 7. 1962 

158/66 

1, 1. 1967 

April/März 

Verarbeitungserzeugnisse aus Obst 




und Gemüse 



865/68 

1. 7. 1968 

Juli/Juni 

Wein*) 

[24 (1962)1 




Sept./Aug. 

Rinder/Rindfleisch 

14/64 

1. 11. 1964 

805/68 

29. 7. 1968 

April/März 

Schweine/Schweinefleisch 


30. 7.1962 





20 (1962) 


121/67 

1. 7. 1967 

Juli/Juni 

Schweinefleischteilstücke 


2. 9. 1963 




Geflügel/Geflügelfleisch 

22 (1962) 

30. 7. 1962 

123/67 

1. 7. 1967 

Juli/Juni 

Eier 

21 (1962) 

30. 7. 1962 

122/67 

1. 7. 1967 

Juli/Juni 

Milch und Milcherzeugnisse 

13/64 

1. 11. 1964 

804/68 -) 

29. 7. 1968 

April/März 

Olivenöl 

- 

- 

136/66 

1 

10. 11. 1966 

Nov./Okt. 

Ölsaaten 

- 

- 

136/66 

1. 7. 1967 

Juli/Juni 

Lebende Pflanzen und Waren des 






Blumenhandels 

- 

— 

234/68 

1. 7. 1968 

Juli/Juni 


vom Aufbau der übrigen Marktordnungen abweichendes Schema 
2) keine Regelung des Handelsverkehrs mit Trinkmilch und Frischmilcherzeugnissen 


Steuerungselement der Marktorganisationen ist ein System politisch 
beschlossener Preise für die wichtigsten Produkte. Für diese Produkte 
behalten die Preise auf den landwirtschaftlichen Märkten ihre Funk- 
tion als Regulator von Angebot und Nachfrage im Rahmen einer 
gesetzten Bandbreite. Verzichtet wird grundsätzlich auf eine mengen- 
mäßige Kontrolle der Erzeugung und des Außenhandels, auf Fest- 
preise oder „deficiency payments". Ausnahmen finden sich z. B. in 
den Marktorganisationen für Zucker (Mengenregelung) und Fette 
(Beihilfen), Der Rat der EWG setzt auf Vorschlag der Kommission 
und nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments jährlich für die 
wichtigsten Erzeugnisse Rieht- oder Orientierungspreise auf der 
Großhandelsstufe fest. Sie sollen einerseits der Erzeugung eine 
gewisse Ausrichtung ermöglichen und geben andererseits die Grund- 
lage für die Feststellung der Schwellenpreise für die Einfuhr und der 
Interventionspreise ab. 

Sinken die Marktpreise nach der jeweiligen Situation von Angebot 
und Nachfrage unter die Interventionspreise, so tritt ein Stützungs- 
mechanismus in Kraft, der bei einigen Märkten (z, B. Getreide, Reis, 
Zucker, Butter, Ölsaaten, neuerlich auch Rindfleisch) nahezu auto- 
matisch eingreift, bei anderen, z. B. Obst und Gemüse, elastisch 
erarbeitet. Durch eine Preisschleuse — Abschöpfungen bei der Ein- 
fuhr und Erstattungen bei der Ausfuhr — werden Niveauunterschiede 
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zwischen den Preisen auf dem Weltmarkt und den EWG-Binnen- 
preisen ausgeglichen. 

In den sechs vergangenen Wirtschaftsjahren, in denen Marktrege- 
lungen der EWG bestanden, hat sich gezeigt, daß die Instrumente der 
Marktorganisationen und besonders die Preispolitik für sich allein 
die agrarpolitischen Probleme — insbesondere die Sicherung eines 
angemessenen Einkommens der Landwirte und die Aufrechterhaltung 
eines Marktgleichgewichtes — nicht lösen können. An Unzuläng- 
lichkeiten der Marktregelungen haben sich vor allem herausgestellt: 

Die geschlossene Festsetzung der Agrarpreise (vor dem 1. August 
jeden Jahres für das folgende Produktionsjahr) birgt leicht die Gefahr 
von nicht ökonomisch begründeten politischen Kompromissen in sich, 
die sich im Rat auf Grund unterschiedlicher nationaler Interessen 
ergeben könnten. Die Marktregelungen erreichen die Grenzen der 
finanziellen Belastbarkeit, wenn sie den Erzeuger vor Marktstörun- 
gen infolge von Überproduktion innerhalb der Gemeinschaft schüt- 
zen sollen. Zudem wurden in der Vergangenheit durch wenig flexible 
Handhabung der Instrumente auch bei Preiserhöhungen infolge von 
Angebotsverknappungen nicht immer schnell genug zusätzliche Liefe- 
rungen aus Drittländern im Interesse der Verbraucher und stabiler 
Märkte ermöglicht. 

Hinsichtlich der Erstattungen für die Ausfuhr nach Drittländern ist die 
Preispolitik mit den Finanzierungskosten verbunden. Je höher das 
EWG-Preisniveau gegenüber dem Weltmarkt gesetzt wird, um so 
größer wird der Rückerstattungsbetrag je Gewichtseinheit für die 
Ausfuhr (aber auch die Höhe der Abschöpfungen bei der Einfuhr). 

Für die reibungslose Durchführung der gemeinsamen Marktorgani- 
sation sind noch die Vorschriften und Maßnahmen in anderen Berei- 
chen zu harmonisieren, z. B. auf dem Gebiet des Verkehrs, des Veteri- 
närrechts, des Lebensmittelrechts, der Besteuerung und der Verzol- 
lung u. a. Noch immer sind hier nationale Sonderregelungen möglich, 
die den Wettbewerb verzerren. Ebenso ist eine Verbesserung der 
Markttransparenz durch bessere Marktstatistiken vordringlich in 
einem System von Marktregelungen, in dem der Preis die entschei- 
dende Lenkungsfunktion hat. Die Entwicklung der Agrarmärkte seit 
1962 hat zunehmend die Notwendigkeit ergänzender Maßnahmen 
zum Erreichen der Ziele des Vertrages deutlich gemacht. Aus diesen 
Gründen wird der Rat noch in diesem Jahr eine Grundsatzdebatte 
über Fragen der Neuorientierung der gemeinsamen Agrarpolitik 
aufnehmen. 

Schaubild 1 zeigt die relative Bedeutung der in den EWG-Markt- Auswirkungen 
Organisationen geregelten Warenbereiche für Erzeuger und Ver- Organisationen 
braucher. Die Anteile wurden aus den Verkaufserlösen 1967/68 einer- 
seits und aus den Verbraucherausgaben für Nahrungsmittel (in 
4-Personen-Arbeitnehmer-Haushalten mit mittlerem Einkommen) 1967 
andererseits ermittelt. Es ist darauf hinzuweisen, daß in den „sonsti- 
gen landwirtschaftlichen Erzeugnissen“ bzw. den „sonstigen Nah- 
rungsmitteln" unterschiedliche Waren enthalten sind. Bei den Nah- 
rungsmitteln sind z. T. auch Warenkombinationen und Waren (der 
zweiten Verarbeitungsstufe) hierin eingeschlossen, die durch Markt- 
regelungen anderer Art oder nur indirekt betroffen werden. Schließ- 
lich ist die indirekte Wirkung der Marktorganisation für Getreide 
auf die getreideabhängigen Veredelungserzeugnisse zu beachten. 
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Schaubild 1 


Verkaufserlöse 
der Erzeuger 


Weizen 

anderes Getreide 


Zuckerrüben 

Obst u . Gemüse 

Schweine 

Rinder 
Kälber 

Geflü gel 
Eier 
Milch 
10 Ölpflanzen 


Die Bedeutung der Marktbereiche für Erzeuger und Verbraucher 

Verbraucher 




Ausgaben 
der Verbraucher 



0 Butter 

Käse, Quark, Milc hdauerwaren 
10 pflanz l. Öle u. Fethc 


Erz e u g e r 


Erzeugerpreise Tabelle 4 gibt anhand der Indexentwicklung einen Überblick über 
den Preisstand in den letzten zehn Wirtschaftsjahren. Sie enthält 
auch Erzeugnisse, die bisher keiner Marktregelung (Kartoffeln) oder 
nur der Regelung von Qualitätsnormen und des Handelsverkehrs 
(Obst und Gemüse) unterliegen, bei denen also, wie auch bei Wein- 
most, Angebots- (Ernte-) und Nachfrageverhältnisse preisbestimmend 
sind. Bei Schweinen, Geflügel und Eiern spiegeln sich in den Preisen 
die — im wesentlichen den Erzeugerpreis bestimmenden — Produk- 
tionszyklen. Die dem Rindfleischangebot vorauseilende Nachfrage 
führte schon 1963/64 zu einer kräftigen Preiserhöhung für Schlacht- 
rinder; die hohen Rinderpreise 1964/65 und 1965/66 hingen mit der 
rückläufigen Eigenerzeugung, nicht aber mit der Einführung der 
Marktorganisation am 1. November 1964 zusammen. Die Erhöhung 
des Erzeugerpreises für Milch ab 1963 geht auf die erhöhten Förde- 
rungszuschläge zurück. Mithin wurde das deutsche Erzeugerpreis- 
niveau bis 1966/67 kaum von den EWG-Marktorganisationen berührt. 
Erst 1966/67 wurden im Rahmen der Marktorganisationen eindeutig 
preiserhöhende Maßnahmen bei Schlachtrindern und wichtigen Milch- 
erzeugnissen durchgeführt. Im Berichtsjahr 1967/68 zeigten sich dann 
die Auswirkungen der Senkung der deutschen Getreidepreise und 
der Maßnahmen in anderen Warenbereichen, über die in den folgen- 
den Abschnitten im einzelnen berichtet wird. 

Die in der Übergangszeit vollzogene Anpassung der einzelstaatlichen 
Orientierungspreise und die festgesetzten gemeinsamen Preise müs- 
sen allmählich auch eine Annäherung des nationalen Preisniveaus 
der Mitgliedstaaten zur Folge haben. Als Beispiel sei auf die Ent- 
wicklung der Viehpreise verwiesen (siehe Schaubild 11 auf Seite 58). 
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Tabelle 4 


Index der Erzeugerpreise landwirtschaftlicher Produkte 

1961/62 bis 1962/63 = 100 


Erzeugnis 

1958/59 

1959/60 

1960/61 

1961/62 

1962/63 

1963/64 

1964/65 

1965/66 

1966/67 

1967/68 

ohne 1 einschl. 
Mehrwertsteuer 

Weizen 

99,3 

99,3 

99,0 

99,2 

100,8 

99,6 

100,2 

101,4 

100,8 

89,7 

90,5 

Roggen 

100,8 

98,3 

98,0 

98,3 

101,7 

99,3 

98,8 

99,7 

99,7 

89,3 

90,3 

Braugerste 

99,6 

98,7 

99,7 

100,1 

99,9 

98,8 

99,8 

100,3 

99,4 

86,7 

87,0 

Futtergerste 

99,2 

99,8 

97,6 

98,0 

102,0 

98,8 

100,9 

102,7 

99,1 

87,3 

87,9 

Futterhafer 

97,8 

98,7 

94,7 

95,9 

104,1 

101,8 

107,1 

109,3 

104,8 

94,3 

95,8 

Getreide 

99,7 

99,0 

98,9 

99,2 

100,8 

99,4 

99,9 

100,8 

100,3 

89,0 

89,7 

Speisekartoffeln .... 

94,0 

115,1 

72,0 

106,0 

94,0 

64,5 

112,1 

133,2 

92,8 

61,6 

62,0 

Zuckerrüben 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

107,4 

107,4 

107,4 

107,4 

107,4 

Ölpflanzen 

113,6 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

103,2 

106,6 

Gemüse 

62,9 

102,1 

65,0 

95,5 

104,5 

75,6 

91,5 

108,1 

85,8 

76,2 

77,7 

Obst 

66,0 

90,8 

63,5 

100,3 

99,7 

86,7 

97,2 

115,5 

90,2 

98,8 

99,9 

Weinmost 

72,5 

112,2 

46,6 

92,8 

107,2 

76,9 

59,2 

92,8 

118,4 

90,1 

94,6 

Rinder 

101,4 

101,5 

102,3 

102,5 

97,5 

109,9 

125,4 

123,7 

117,5 

116,0 

118,8 

Kälber 

110,6 

99,1 

103,1 

102,3 

97,7 

108,3 

120,1 

120,9 

118,7 

119,0 

122,1 

Schweine 

102,5 

100,4 

101,5 

99,2 

100,8 

110,0 

99,6 

115,4 

112,9 

93,8 

96,0 

Geflügel 

• 

• 

106,2 

101,9 

98,1 

103,7 

98,5 

105,0 

97,9 

83,0 

84,6 

Milch 

93,9 

95,5 

94,1 

97,8 

102,2 

107,6 

111,0 

112,9 

112,1 

109,1 

111,9 

Eier 

102,0 

96,3 

106,5 

91,0 

109,0 

96,3 

97,5 

105,2 

93,3 

84,0 

86,3 

Gesamtindex 

97,5 

99,9 

95,3 

99,2 

100,8 

103,5 

107,2 

114,1 

109,3 

99,8 

101,9 


Ochsen, Bullen, Kühe, Färsen 
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Verbraucherpreise Wenn das Stützniveau der Erzeugerpreise aus politischen Gründen 
beeinflußt wird, müssen sich auch Auswirkungen auf die Verbraucher- 
preise ergeben. Ihr Ausmaß wird im wesentlichen von den Preisen 
konkurrierender Einfuhrwaren, die aber in den meisten Fällen wie- 
derum durch die Marktorganisationen (Abschöpfungssystem) beein- 
flußt werden, und von der Entwicklung der Verarbeitungs- und Han- 
delsspanne abhängen. Der Rückgang der Erzeugerpreise landwirt- 
schaftlicher Produkte wirkte sich 1967/68 bei der besonderen Ange- 
bots- und Nachfragesituation dieses Jahres nahezu vollständig auf 
eine entsprechende Senkung der Verbraucherpreise für Nahrungs- 
mittel aus. 

Tabele 5 gibt die Entwicklung der Verbraucherpreise im Preisindex 
für die Lebenshaltung wieder, das Schaubild 2 veranschaulicht die 
Bedeutung dieser Preisentwicklung im Verhältnis zu anderen Gütern 
und Dienstleistungen. Lag schon 1966/67 der Teilindex für die Ernäh- 
rung etwas unter dem Preisindex für die Lebenshaltung, so vergrö- 
ßerten 1967/68 die zurückgehenden Verbraucherpreise für Nahrungs- 
mittel diesen Abstand beachtlich, da im gleichen Zeitraum die Preise 
für Wohnungsnutzung und Dienstleistungen weiter anstiegen. Der 
preisstabilisierende Effekt des Nahrungsmittelsektors wird mit der 
Ablösung der Umsatzsteuer durch die Mehrwertsteuer verstärkt. Es 
kann unterstellt werden, daß die Belastung der Nahrungsmittel mit 
dem Mehrwertsteuersatz von 5 Vo (seit 1. Juli 1968 5,5 Vo) geringer 
ist, als es der kumulativ wirkenden Umsatzsteuer entsprach. Die Aus- 
wirkung des Steuervorteils kam bei der Marktlage dem Verbraucher 

Schaubild 2 


Preisindex für die Lebenshaltung 

nach Güterbereichen 

Gewichte : 


: Le b en shaltun g insgesamt 100 

: Nahrung smittel 34,2 

r Andere Verbrauchs- u Gebrauchsgüter 41,3 



1965 1966 1967 1968 


1) 4-Personen-Arbeitnehmerhaushalte mit mittlerem Einkommen 
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Tabelle 5 


Preisindex für die Lebenshaltung 

1958/59 bis 1967/68 (Juli bis Juni) 
1962 = 100 


Indexgruppe 

1958/59 

1959/60 

1960/61 1 

1 1 

1961/62 

1962/63 

[ 1963/64 

1964/65 1 

1965/66 

1966/67 

1967/68 

Brot 

89,3 

89,3 

91,7 

97,7 

102,6 

108,0 

111,6 

118,9 

126,4 

127,3 

Backwaren 

89,4 

89,4 

92,1 

98,0 

102,3 

106,8 

109,9 

116,2 

124,2 

125,6 

Nährmittel 

93,6 

94,3 

96,1 

98,7 

100,7 

102,7 

103,9 

105,0 

107,0 

108,9 

Getreideerzeugnisse 

90,4 

90,5 

92,8 

98,0 

102,1 

106,4 

109,3 

114,7 

121,0 

122,2 

Kartoffeln 

73,8 

90,9 

69,9 

92,2 

91,9 

68,5 

98,1 

115,8 

97,5 

80,3 

Zucker 

100,8 

100,8 

100,1 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

99,2 

pflanzliche öle und Fette ' 

98,6 

99,9 

99,9 

100,2 

99,8 

101,4 

104,8 

111,4 

110,7 

109,4 

Gemüse 

67,2 

85,9 

71,7 

97,5 

108,6 

87,3 

91,9 

103,9 

94,8 

90,2 

Obst 

81,9 

99,4 

80,9 

93,3 

102,4 

92,9 

105,0 

114,1 

97,0 

97,3 

Südfrüchte 

99,9 

99,5 

96,0 

100,1 

105,4 

104,9 

102,0 

105,4 

97,9 

99,0 

Wein 

111,9 

98,1 

99,4 

96,8 

103,0 

105,8 

105,7 

107,4 

111,0 

110,9 

Fleisch 

91,0 

95,3 

97,3 

99,2 

100,9 

109,1 

114,2 

122,5 

123,3 

114,4 

Fleischwaren 

93,2 

96,8 

97,4 

99,0 

101,0 

108,1 

111,7 

117,0 

121,1 

119,3 

Geflügel 

112,1 

106,1 

106,9 

100,0 

103,9 

110,2 

111,4 

113,4 

110,3 

98,1 

Milch 

98,8 

99,9 

99,6 

99,8 

100,1 

108,9 

111,9 

112,2 

112,6 

116,0 

Butter 

96,2 

95,4 

90,9 

98,1 

100,9 

103,7 

105,5 

106,2 

106,5 

106,3 

Quark 

92,1 

95,3 

96,4 

98,5 

100,7 

108,3 

111,8 

115,3 

123,2 

131,6 

Käse 

93,4 

98,2 

98,8 

99,5 

100,4 

103,2 

107,5 

112,4 

118,3 

125,0 

Eier 

106,6 

100,6 

109,3 

99,5 

118,2 

113,4 

110,0 

122,2 

115,7 

109,1 

Ernährung 

92,7 

96,2 

94,8 

98,5 

102,2 

103,9 

107,5 

113,1 

113,2 

111,5 

Lebenshaltung ohne Ernährung 

92,5 

93,3 

96,3 

98,8 

101,4 

104,0 

106,5 

110,3 

114,1 

117,0 

Lebenshaltung insgesamt 

92,7 

94,5 

95,8 

98,6 

101,7 

104,0 

106,9 

111,2 

113,8 

115,1 


4-Personen-Arbeitnehmerhaushalte mit mittlerem Einkommen des alleinverdienenden Haushaltsvorstandes 


zugute, wenn auch die verbilligende Wirkung nicht quantifiziert wer- 
den kann. 

Starke Veränderungen haben sich in den letzten Jahren auch in den 
Distributionswegen der Lebensmittel ergeben. Der Wettbewerb zwi- 
schen Einzelhändlern, Filialgesdiäften, Discountläden, Supermärkten, 
Kaufhäusern und Versandhandel hat sich — insbesondere 1967/68 
bei reichlichem Angebot und zögernder Nachfrage — verschärft. Die 
Umsatzwerte im Einzelhandel mit Lebensmitteln insgesamt haben 
sich z. B. von 1962 bis 1967 um 33 %, die Umsätze der Lebensmittel- 
abteilungen der Warenhäuser dabei aber um 76 % erhöht. 
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Handel Im letzten Jahrzehnt war zu beobachten, daß bei anhaltender Ver- 
besserung des Lebensstandards die Verbraucher immer höhere An- 
sprüche an die Vielfalt und Qualität des Nahrungsmittelangebots 
stellten. Bevorzugt werden nicht nur bessere Warenqualitäten und 
gehaltvollere Nahrungsmittel, gesucht wurden auch neue Waren- 
kombinationen und ein gleichmäßiges Angebot von Waren, auch 
außerhalb der Angebotssaison; gleichzeitig wurden mit der Darbie- 
tung der Waren immer mehr komplementäre Leistungen nachgefragt. 
Diesem Trend der Verbraucherwünsche kam der sich durch den Abbau 
der Binnenzölle öffnende große EWG-Markt mit seinem wachsenden 
Angebot entgegen. Der Handel zwischen den EWG-Mitgliedstaaten 
mit Gütern der Ernährungswirtschaft stieg von 1958 bis 1967 auf mehr 
als das Dreifache, während der Ernährungshandel mit den Dritt- 
ländern um gut die Hälfte zunahm. Dabei ergänzten die eingeführten 
ernährungswirtschaftlichen Fertigwaren vielfach das einheimische 
Sortiment in zeitlicher und qualitativer Hinsicht. Für die Bundesrepu- 
blik Deutschland läßt sich dies besonders ausgeprägt beim Angebot 
von Gemüse und Käse feststellen. Von dem damit zugleich aus- 
gelösten Wettkampf um die Märkte hat der Verbraucher Nutzen. 
Andererseits findet auch die deutsche Ausfuhr von Nahrungsmitteln, 
wenn auch langsam, den Zugang zu den Märkten der übrigen Mit- 
gliedstaaten. 

Durch den schon am 1. Januar 1959 einsetzenden Abbau von Zöllen 
und Kontingenten zwischen den Mitgliedstaaten und durch die wäh- 
rend des Überganges zu gemeinsamen Marktordnungen festgelegten, 
den Einfuhrpreis bestimmenden Präferenzen wurden die Handels- 
ströme der ernährungswirtschaftlichen Güter immer mehr von den 
Drittländern auf die EWG-Mitgliedstaaten umgelenkt. 

Marktspanne In den Berichten über die Auswirkung der EWG-Marktorganisationen 
wird festgestellt, daß die Entwicklung der Verbraucherpreise wesent- 
lich vom Umfang der Gesamtspanne zwischen der Erzeuger- und 
Verbraucherstufe abhängt, deren Höhe sich nach Bestimmungsgrün- 
den der Verarbeitung und Distribution entwickelt. Branchenunter- 
suchungen haben bisher ergeben, daß „von den Branchen des ernäh- 
rungswirtschaftlichen Distributionsbereiches (im Zeitraum 1959 bis 
1964) keine ungerechtfertigten Preiserhöhungen ausgegangen sind. 
Diese Feststellung bezieht sich allerdings nur auf das durchschnitt- 
liche Preisniveau und nicht auf die Preisentwicklung einzelner 
Waren." Die Ausweitung der Handelsspannen ergibt sich aus der 
Übernahme zusätzlicher Vermarktungsfunktionen oder dem unver- 
meidbaren Ansteigen der Kosten im Zuge der wirtschaftlichen Ent- 
wicklung und fortschreitenden Arbeitsteilung (vgl. Bericht zur Struk- 
tur- und Preisenquete auf den Märkten land- und ernährungswirt- 
schaftlicher Güter, Drucksache V/1627, S. 54; über Spannen: S. 37 ff.). 

Die Entwicklung von Spannen für zusammengefaßte Gütergruppen, 
z. B. von Erzeugerpreisen landwirtschaftlicher Produkte und Ver- 
braucherpreisen für Nahrungsmittel kann nicht an den amtlichen 
Indexzahlen direkt verfolgt werden, die auf andere Fragestellungen 
ausgerichtet sind. Bei Spannenbetrachtungen müssen vielmehr den 
Nahrungsmitteln diejenigen Mengen landwirtschaftlicher Erzeugnisse 
gegenübergestellt werden, die zu ihrer Bereitstellung erforderlich 
waren. Dann ergeben sich Reihen für Preise äquivalenter Güter- 
mengen, deren Summen auf beiden Seiten als Preise äquivalenter 
Warenkörbe konstanter Zusammensetzung bezeichnet werden kön- 
nen. Ermittelt werden dabei die jeweiligen Ausgaben für konstante 
Nahrungsmittelmengen auf der Verbraucherstufe und die Werte der 
entsprechenden Rohstoffmengen auf der Erzeugerstufe. Ihr Unter- 
schied, die Gesamtspanne oder Brutto-Marktspanne der Produkte 
(Verarbeitungs-, Handels- und Bearbeitungsspanne zusammen), deckt 
den Wert der Vorleistungen (ohne den Wert der jeweiligen Rohstoffe 
landwirtschaftlicher Herkunft), der Betriebskosten und der Betriebs- 
gewinne der beteiligten Wirtschaftseinheiten. Eine Aussage über 
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die Höhe und Berechtigung der sich im strukturellen Wandel der 
Wirtschaft verschiebenden Anteile dieser Kostenfaktoren kann aus 
der Spannenentwicklung allein nicht getroffen werden. 

Nach jüngsten Untersuchungen eines Instituts für landwirtschaftliche 
Marktforschung stieg im Wirtschaftsjahr 1967/68 die Netto-Markt- 
spanne bei Brot, Backwaren und Weizenmehl gegenüber dem 
Vorjahr um etwas mehr als 3 ^/o an. Bei Fleisch und Fleischwaren 
wurde die Marktspanne praktisch nicht ausgeweitet, d. h. die Senkung 
der Erzeugerpreise wurde voll an die Verbraucher weitergegeben. 
Auch die Netto-Marktspanne für Milch blieb etwa auf dem Niveau 
von 1966/67. Die Netto-Marktspanne je Produktionseinheit des in der 
genannten Untersuchung erfaßten Nahrungsmittel- Warenkorbes ist 
seit 1958 in keinem Jahr so wenig gestiegen wie von 1966/67 auf 
1967/68. Während in den vorherigen 8 Jahren die Spanne durch- 
schnittlich mit 4,8 Vo jährlich anstieg, wurde sie im letzten Jahr nur 
um 1 % ausgeweitet. 


B. Wichtige Ergebnisse des Berichtsjahres 


Mit Beginn des Wirtschaftsjahres 1967/68 endete die fünfjährige 
Übergangszeit zum gemeinsamen Getreidemarkt in der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft. Die Übergangsregelung war an die Stelle 
der bis dahin geltenden nationalen Marktregelungen getreten; sie 
legte für die Mitgliedstaaten der Gemeinschaft ein einheitliches 
Instrumentarium zur Regelung des Getreidemarktes fest. Mit dem 
Inkrafttreten der gemeinsamen Marktorganisation für Getreide am 
1. Juli 1967 wurde ein gemeinsames Getreidepreisniveau eingeführt. 
— Eine befristete Ausnahme wurde Italien bei Futtergetreide 
gewährt. — Für die Bundesrepublik Deutschland hatte die Einführung 
der gemeinsamen Getreidepreise eine erhebliche Herabsetzung des 
während der Übergangszeit nahezu unverändert gebliebenen Preis- 
niveaus zur Folge. Die deutschen Grundinterventionspreise wurden 
um 11 bis 13 Vo gesenkt. Während die innergemeinschaftlichen 
Abschöpfungen entfallen sind, wurde ein einheitlicher Außenhandels- 
schutz durch einheitliche Schwellenpreise für die Gemeinschaft auf- 
gebaut. Um einen freien Getreideverkehr in der Gemeinschaft zwi- 
schen Uberschuß- und Zuschußgebieten zu ermöglichen, wurde ein 
sich über das gesamte Gebiet der Gemeinschaft erstreckendes Regio- 
nalisierungssystem eingeführt. Das Getreidewirtschaftsjahr läuft seit 
1968 vom 1. August bis 31. Juli. Es wurde damit dem Verwertungs- 
zeitraum für die Ernte besser angepaßt. Die Interventionstätigkeit 
der EVSt endet seit 1968 am 31. Mai. 

Die deutsche Getreidewirtschaft stand im abgelaufenen Wirtschafts- 
jahr 1967/68 im Zeichen einer großen Ernte; die Getreideernte 
erreichte mit 18 Millionen t reichlich ein Viertel der Getreidepro- 
duktion der Gemeinschaft. Für den Marktablauf war bestimmend, daß 
die große Getreideernte in der EWG mit der Einführung des gemein- 
samen Getreidemarktes zusammentraf. Dadurch war das große Markt- 
aufkommen in der Bundesrepublik Deutschland einer verstärkten 
Konkurrenz durch Getreidezufuhren aus den Mitgliedstaaten aus- 
gesetzt. Der gesamte Getreideverbrauch war im Berichtsjahr — haupt- 


Die Netto-Marktspanne ist um den Wert der bei der Güterverarbeitung 
anfallenden Nebenprodukte kleiner und um den Betrag der Verbrauchs- 
steuer für Zucker größer als die entsprechende Brutto-Marktspanne. 


Getreide 
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Auswirkungen 
der Getreide- 
preissenkung 


sächlich als Folge erhöhter Verfütterung — mit 22,34 Millionen t um 
2,26 Millionen t größer als im Vorjahr. 

Bei der Direktverfütterung und besonders bei der Mischfutterver- 
wendung kam dem Mais eine besondere Bedeutung zu, da bei die- 
ser Getreideart die Nährstoffeinheit wesentlich preisgünstiger bezo- 
gen werden konnte als bei Futterweizen oder bei Futtergerste. 

Die Einfuhr von Getreide und Getreideerzeugnissen hat sich trotz 
der großen inländischen Ernte um 8 ^/o auf 6,8 Millionen t erhöht. 
Dabei nahm die Einfuhr von Weizen stärker zu als die der übrigen 
Getreidearten. Die Weizeneinfuhr aus EWG-Mitgliedstaaten stieg 
auf die doppelte Menge, während die Weizeneinfuhr aus Dritt- 
ländern ihre seit Jahren schwach rückläufige Entwicklung fortsetzte; 
sie macht aber immer noch zwei Drittel der Gesamteinfuhr dieser 
Warengruppe aus. Bei den übrigen Getreidearten und ihren Erzeug- 
nissen brachte das Wirtschaftsjahr 1967/68 eine Zunahme der Importe 
— vor allem von Mais — aus Drittländern bei gleichzeitigem Rück- 
gang der Einfuhr aus Mitgliedstaaten. Von der Einführung gemein- 
samer Getreidepreise in der EWG ging also im Berichtsjahr kein 
Anreiz aus, die Einfuhr von Futter- und Industriegetreide noch weiter 
auf Herkünfte aus EWG-Mitgliedstaaten zu verlagern. 

Die Ausfuhr von Getreide und Getreideerzeugnissen blieb mit 
0,96 Millionen t unter dem Vorjahresergebnis. 

Die für 1967/68 festgelegten gemeinsamen Getreidepreise reduzierten 
das Niveau der in der Bundesrepublik Deutschland geltenden Richt- 
end Interventionspreise. Gegenüber dem Vorjahr waren die Richt- 
preise bei Weizen um 10,1 ‘^/o, bei Roggen um 13,3 Vo und bei Gerste 
um ll,4Vo niedriger. Trotz der großen Inlandsernte 1967 und der 
höheren Einfuhren lagen im Bundesdurchschnitt die Erzeugerpreise 
(seit dem 1. Januar 1968 einschließlich 5 Vo Mehrwertsteuer) im Ver- 
gleich hierzu um 9 Vo bei Weizen und um 8,5 Vo bei Roggen niedriger 
als im Vorjahr. Die Erzeugerpreise für Braugerste waren im Berichts- 
jahr durchschnittlich um 12,4 Vo niedriger. In den einzelnen Erzeu- 
gungsgebieten kam es infolge der veränderten regionalen Staffelung 
der Interventionspreise zu unterschiedlichen Preissenkungen. Für die 
Entwicklung des Roggenpreises waren nicht zuletzt die Marktlage 
(keine Uberschußsituation) und die überdurchschnittliche Qualität 
des angelieferten Mahlroggens ausschlaggebend. Bei Weizen und 
besonders bei Braugerste wirkte sich andererseits die verschärfte 
Konkurrenz durch Getreideeinfuhren aus Mitgliedstaaten aus. Der 
Rückgang der Marktpreise gegenüber dem Vorjahr war hingegen 
bei allen drei Getreidearten stärker als der Rückgang der Erzeuger- 
preise. Somit ist die Einengung der Handelsspanne — bei verschärf- 
tem Wettbewerb im Bereich des Handels — den Erzeugern zugute 
gekommen. 

Die durchschnittlichen Verbraucherpreise für Brot und Backwaren 
haben sich im Berichtsjahr kaum verändert; nur der Preis für Haus- 
haltsmehl ging um knapp 2 Vo zurück. Der nach der Getreidepreis- 
senkung vom 1. Juli 1967 eingetretene Rückgang der Mehlpreise 
hat die Backbetriebe nicht zu einer Senkung der Preise veranlaßt. 
Die Auswirkung der Getreidepreissenkung bestand also für die Ver- 
braucher hier lediglich in einer Stagnation der Backwarenpreise 
(nachdem sie in den Vorjahren laufende Preiserhöhungen in Kauf 
nehmen mußten, die nicht oder nur zu einem kleinen Teil mit einer 
Erhöhung der Rohstoffpreise begründet werden konnten). 

Soweit Getreide verfüttert wird, verringerten sich auch die Produk- 
tionskosten der Veredelungswirtschaft. Ein Betrieb, der bei der Erzeu- 
gung von Schweinefleisch, Geflügel oder Eiern ausschließlich zu- 
gekauftes Getreide verwendet, konnte auf der Erlösseite theoretisch 
entsprechende Preisrückgänge ohne Gewinnschmälerung zugestehen. 
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Umgekehrt verringerte sich bei rückläufigen Marktpreisen der 
getreideabhängigen Veredelungserzeugnisse für einen landwirtschaft- 
lichen Betrieb, der ausschließlich selbst erzeugtes Getreide verfüttert, 
der Veredelungswert seiner mit gleichgebliebenen Kosten erzeugten 
Futtermenge, so daß sich für ihn ceteris paribus eine Einbuße ergab. 

Die Erlösrückgänge der Veredelungsproduktion, die effektiv ein- 
getreten sind, liegen zwischen diesen beiden Extremen, sie konnten 
in vielen Fällen durch Rationalisierungsmaßnahmen teilweise auf- 
gefangen werden. 

Das am 1. Januar 1968 eingeführte Mehrwertsteuersystem brachte 
den Erzeugern von Getreide im Abrechnungsverfahren eine Ent- 
lastung. 

Uber die genannten Wirkungen hinausgehende Preisrückgänge im 
Berichtsjahr sind durch saisonale oder konjunkturelle Momente 
(Produktionszyklen, allgemeine Wirtschaftslage) bedingt, ohne daß 
eine Zurechnung möglich ist. Die Auswirkungen auf die Gesamt- 
rechnung der Landwirtschaft (Differenz zwischen Betriebsausgaben 
und Verkaufserlösen) sind nicht Gegenstand dieses Berichts. 

Zum Ausgleich der durch die Herabsetzung der Getreidepreise ein- 
getretenen Einkommensverluste fließen der deutschen Landwirtschaft 
aus einer Sonderabteilung des Europäischen Ausrichtungs- und 
Garantiefonds Mittel zu (für 1967/68 560 Millionen DM, 1968/69 
374 Millionen DM und 1969/70 187 Millionen DM). Nach Vorfinan- 
zierung aus dem Bundeshaushalt kam 1968 die erste Tranche zur 
Auszahlung, im einzelnen DM 88 je Getreideanbaufläche oder 
437,5 Millionen DM, zusätzlich DM 15 je t vermarkteter Braugerste 
oder 22,5 Millionen DM, sowie 100 Millionen DM im Rahmen ver- 
schiedener Sondermaßnahmen. Die zweite Tranche wird mit Rück- 
sicht auf die unwetterbedingten Ernteschäden bereits Ende 1968 
ausgezahlt. 

Um im Veredelungssektor die plötzlichen Änderungen in den Wett- 
bewerbsverhältnissen zu vermeiden, die sich aus den unterschied- 
lichen Preisänderungen der Mitgliedstaaten ergaben, wurden für 
den Beginn des Wirtschaftsjahres 1967/68 Übergangsregelungen 
getroffen. Danach konnten bei den getreideabhängigen Veredelungs- 
erzeugnissen für eine — je nach der Umschlagsgeschwindigkeit der 
Produktgruppe verschieden lange — Übergangszeit noch innergemein- 
schaftliche Abschöpfungen in Höhe der bis zum 30. Juni 1967 beste- 
henden Futterkostenunterschiede erhoben werden. 

Die Senkung der Futtergetreidepreise bewirkte eine Verringerung 
der Abschöpfungssätze bei den getreideabhängigen Veredelungs- 
erzeugnissen. Dadurch konnte Drittlandsware zu niedrigeren Preisen 
als früher auf den deutschen Markt kommen. Die Konkurrenzver- 
hältnisse gegenüber den deutschen Veredlern, die entsprechend nied- 
rigere Futtereinstandskosten hatten, wurden aber kaum berührt. Auf 
dem Schweinesektor waren als Folge der gestiegenen Inlandspro- 
duktion die Marktpreise schon seit dem Herbst 1966 rückläufig, 
1967/68 verstärkten als Folge des gemeinsamen Marktes sowohl 
steigende Zufuhren aus dem EWG-Raum den Angebotsdruck, aber 
die Importe aus Drittländern gingen um gut ein Fünftel zurück. Ein- 
fuhren von Schweinehälften und bestimmten Teilstücken wurden zum 
Ausgleich der Unterschreitung des Einschleusungspreises seit Ende 
September 1967 ständig mit Zusatzabschöpfungen belegt. Ausschlag- 
gebend für das Marktpreisniveau und die Ursache des Rückgangs der 
Erzeugerpreise für Schweine war also die Ausweitung der Produk- 
tion. Das gleiche gilt für die Erzeugung von Geflügelfleisch und 
Eiern. 

Das Wirtschaftsjahr 1967/68 (September/August) war, wie bei Ge- Reis 
treide, das erste Jahr mit einheitlichen Preisen. Die Angleichung 
bedeutete für die Bundesrepublik Deutschland, die Niederlande, Bel- 
gien und Luxemburg eine wesentliche, für Italien eine leichte Preis- 
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anhebung, während in Frankreich die Reispreise gesenkt wurden. Von 
einem Richtpreis für geschälten rundkörnigen Reis einer Standard- 
qualität, der für Duisburg auf 72,48 DM je dz festgesetzt wurde, sind 
drei für die verschiedenen Verarbeitungsstufen geltende gemeinsame 
Schwellenpreise abgeleitet worden. Die Interventionspreise sind 
ebenfalls vom Richtpreis abgeleitet. Für 1968/69 hat der Rat der 
Europäischen Gemeinschaften eine Erhöhung des Richtpreises um 
3,40 DM je dz oder 4,6 ®/o beschlossen. Durch sehr hohe Qualitäts- 
zuschläge bei der Intervention von Langkornreis, die gegen die 
deutschen Vorstellungen beschlossen wurden, wurde die Produktion 
dieser Reisart besonders stark angeregt. Da die in Italien erzeugten 
Varietäten jedoch weder dem Verbrauchergeschmack in den nörd- 
lichen Ländern der Gemeinschaft entsprechen, noch auf dem Welt- 
markt einen reibungslosen Absatz fanden, mußten z. T. extrem hohe 
Exporterstattungen gewährt werden. Die Reiseinfuhr nahm gegen- 
über dem Vorjahr um 21 Vo ab. Dieser Rückgang dürfte sowohl auf 
die außergewöhnlich hohe Bevorratung im vorhergehenden Reis- 
wirtschaftsjahr als auch auf die Anhebung der Reispreise zurück- 
zuführen sein. Eine Verlagerung in der Herkunft der Einfuhr zu- 
gunsten der EWG-Mitgliedstaaten, die sich nach Inkrafttreten der 
EWG-Reismarktordnung zunächst abzuzeichnen schien, hat nicht 
angehalten. Im Berichtsjahr war der Anteil der aus EWG-Ländern 
stammenden Reiseinfuhr (15 Vo) rückläufig. Der durchschnittliche 
Einzelhandelspreis für Langkornreis lag mit 1,84 DM je kg um 
12 Pf höher als im Vorjahr. Im Berichtsjahr ist erneut ein Rückgang 
des Reisverbrauchs um 0,2 kg auf 1,5 kg je Kopf der Bevölkerung 
eingetreten. Dies dürfte sowohl auf den Preisanstieg bei Reis als 
auch auf die niedrigen Kartoffelpreise zurückzuführen sein. 

Zucker Im Wirtschaftsjahr 1967/68 (Juli/Juni) wurden letztmalig die natio- 
nalen Marktordnungen und Preise angewandt. Um übergroße Be- 
stände zu Beginn des gemeinsamen Marktes zu vermeiden, wurden 
als wichtigste Maßnahme für die Zuckererzeugung in den Mitglied- 
staaten Produktionsmengen festgesetzt. Aufgrund der guten Zucker- 
rübenernte des Jahres 1967 mußten rund 157 000 t Zucker auf die 
Grundquote der Bundesrepublik Deutschland für 1968/69 angerechnet 
werden. Trotz des relativ hohen Verbrauchs (31,0 kg je Kopf der 
Bevölkerung) nahmen die Zuckerbestände bis zum 30. Juni 1968 
auf 977 000 t zu. Im Ubergangsjahr 1967/68 wurden erstmalig Haus- 
haltsmittel für die Denaturierung von rund 50 000 t Inlandszucker zu 
Futterzwecken bereitgestellt. Für die menschliche Ernährung wurden 
39 000 t Zucker eingeführt, davon 36 000 t im Rahmen des Saarvertra- 
ges aus Frankreich. Außerdem wurden für die Verwendung im Futter- 
sektor 202 000 t Zucker aus Mitgliedstaaten und überseeischen fran- 
zösischen Departements abschöpfungsfrei eingeführt. Drittlandsein- 
fuhren von Futterzucker wie in früheren Jahren kamen wegen der 
nach Einführung der Abschöpfung höheren Grenzbelastung nicht zu- 
stande. 

Der für 1967/68 festgesetzte Mindestpreis für Zuckerrüben betrug 
unverändert 7,25 DM je dz Rüben bei einem Zuckergehalt von 15,5 ®/o. 
Mit der Anwendung des Mehrwertsteuergesetzes ab 1. Januar 1968 
konnte der einheitliche Verbraucherpreis um 2 Pf je kg Grundsorte 
gesenkt werden. Vom 1. Juli 1968 an liegt der Mindestpreis für 
Zuckerrüben um 0,45 DM je dz unter dem bisherigen deutschen Min- 
destpreis, Der Interventionspreis von 84,92 DM je dz Zucker erhöht 
sich für die der deutschen Grundsorte entsprechende Kategorie 2 um 
einen Aufschlag von 2 DM je dz und für die Kategorie 1 um 4,40 DM 
je dz. Zur Stabilisierung der Zuckerpreise wird ein Lagerkostenaus- 
gleich durchgeführt, der eine Konzentration des Angebots auf den 
Kampagnezeitraum vermeiden soll, Abschöpfungen werden nur noch 
bei Einfuhren aus Drittländern erhoben; außerdem besteht nunmehr 
ein einheitliches Erstattungssystem bei der Ausfuhr in Drittländer. 
Für die Denaturierung von Zucker wird eine Prämie gewährt und für 
Zucker, der in der chemischen Industrie verwendet wird, wird eine 
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Produktionserstattung gezahlt. Im Rahmen der zur Vermeidung einer 
Überproduktion eingeführten Quantumsregelung wurde eine Garan- 
tiemenge für die Gemeinschaft, sowie Grundmengen und Höchst- 
quoten für die Mitgliedstaaten festgesetzt. 

Das Kernstück der seit dem 30. Juli 1962 geltenden Verordnung Obst und Gemüse 
über die schrittweise Errichtung einer gemeinsamen Marktorgani- 
sation für Obst und Gemüse sind die Vorschriften über gemeinsame 
Qualitätsnormen. Die Einhaltung der Normen hat zu Qualitätsver- 
besserungen der gehandelten Ware geführt. Vom 1. Januar 1967 an 
ist auch für Obst und Gemüse, das innerhalb der Gemeinschaft in 
den Verkehr gebracht wird, die Einhaltung von Qualitätsnormen vor- 
geschrieben. Im Wirtschaftsjahr 1967/68 trat eine Verordnung über 
Erzeugerorganisationen und Markteingriffe durch staatliche Inter- 
ventionen in Kraft. Während die Bundesregierung Erzeugerorgani- 
sationen förderte, hat sie von den Möglichkeiten der Interventionen 
zur Marktstabilisierung keinen Gebrauch gemacht. Dagegen wurden 
in den übrigen EWG-Mitgliedstaaten im Berichtsjahr insbesondere 
Orangen, Äpfel, Birnen, Blumenkohl und Tomaten aus dem Markt 
genommen und zum Teil vernichtet. Auswirkungen dieser Eingriffe 
auf den gesamten EWG-Markt lassen sich nicht nachweisen. 

Die für einzelne Obst- und Gemüsearten gegenüber Drittländern 
festgesetzten Referenzpreise wurden im Berichtsjahr nicht unterschrit- 
ten. Die seit dem 1. Juli 1967 geltende gemeinsame Handelsrege- 
lung für Verarbeitungserzeugnisse aus Obst- und Gemüse beschränkte 
sich zunächst darauf, bei der Einfuhr von Zubereitungen mit Zucker- 
zusatz aus Drittländern eine Abschöpfung zu erheben. Mit Wirkung 
vom 1. Juli 1968 wurde für alle Zubereitungen aus Gemüse und 
Früchten der gemeinsame Markt hergestellt. 

Die Obsternte 1967 war mit 3,34 Millionen t um 23 Vo größer als im 
Durchschnitt der Jahre 1961 bis 1966. Der Absatz bereitete Schwie- 
rigkeiten, doch hat die Verbrauchszunahme bei Äpfeln den seit drei 
Jahren gleichbleibenden Verbrauch von Zitrusfrüchten nicht berührt. 

Die Einfuhr von Frischobst (einschließlich Bananen) lag mit 1,84 Mil- 
lionen t um 9Vo unter der Vorjahresmenge. 

Die Gemüseerzeugung für den Markt war im Berichtsjahr mit 1,55 
Millionen t um 4,4 Vo größer als die ebenfalls gute Ernte des Vor- 
jahres. Gleichzeitig nahm die Einfuhr um 3,7% zu. Diese Zunahme 
von Erzeugung und Einfuhr führte bei rückläufigen Preisen zu einer 
weiteren Erhöhung des Gemüseverbrauchs über den Markt, der wie 
im Vorjahr zu 56 % aus der inländischen Erzeugung gedeckt wurde. 

Die Beseitigung der mengenmäßigen Beschränkung im innergemein- 
schaftlichen Warenverkehr hat die deutschen Hersteller von Gemüse- 
konserven seit Mitte 1968 durch Preisunterbietungen der Partner- 
länder mit vorjährigen Konserven in eine schwierige Lage gebracht. 

Der von der Kommission der EG im Juni 1967 vorgelegte Vorschlag Wein 
für eine Weinmarktordnung wurde im Berichtsjahr eingehend 
erörtert. Da über verschiedene Grundsatzfragen wie Anbauregelung, 
Interventionssystem, Außenhandelsregelung und Finanzierung stark 
abweichende Auffassungen bestehen, konnte noch keine Einigung 
erzielt werden. Ohne eine Entscheidung über die Grundsatzfragen 
sind Erörterungen über die Gemeinschaftsregelung für Qualitäts- 
wein fruchtlos. Entgegen ihren Ankündigungen hat die Kommission 
noch keinen Vorschlag zur Angleichung der weinrechtlichen Bestim- 
mungen vorgelegt. Da noch keine gemeinsame Marktorganisation 
besteht, sind bei Wein und Schaumwein am 1. Juli 1968 die Binnen- 
zölle und Kontingente noch nicht weggefallen. Auch im Jahre 1967 
wurden die EWG-Kontingente für die Weineinfuhr nicht erhöht. 

Die Bundesregierung hat jedoch autonom zusätzliche Einfuhrmöglich- 
keiten für ca. 270 000 hl Trinkwein aus EWG-Ländern eröffnet. 
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Die Weinmosternte lag 1967 mit 6 Millionen hl mengenmäßig ca. 
20®/o über und qualitätsmäßig unter der Ernte des Jahres 1966. Die 
Absatz- und Preisentwicklung erübrigte ein Eingreifen des natio- 
nalen Stabilisierungsfonds. 

Rindfleisch Am 1. April 1968 wurde die Harmonisierung der Preispolitik durch 
die Festsetzung einheitlicher Orientierungspreise für Rinder und 
Kälber erreicht. Die gemeinsame Marktorganisation für Rindfleisch 
trat am 29. Juli 1968 in Kraft. Sie trat an die Stelle der seit 1. Novem- 
ber 1964 angewandten Übergangsregelung, die sich in den 3V2Jahren 
ihrer Anwendung im großen und ganzen bewährt hat. Ihre Instru- 
mente — Orientierungspreise und kombiniertes Zoll/Abschöpfungs- 
system — wurden deshalb z. T. mit gewissen Modifizierungen über- 
nommen. Die Übergangsregelung funktionierte, weil während der 
gesamten Übergangszeit in der Gemeinschaft eine defizitäre Markt- 
lage bestand. 

Von der gemeinsamen Marktorganisation wird u. a. eine Verbesse- 
rung der Wettbewerbslage der deutschen Verarbeitungsindustrie 
gegenüber den Drittländern erwartet. Im Berichtsjahr war es zu einer 
Verlagerung der Importe von Rindergefrierfleisch zu — der Abschöp- 
fung nicht unterliegenden — Rindfleischkonserven gekommen. Weiter- 
hin werden durch den Einbau zusätzlicher Abschöpfungsstufen die 
Dispositionen des Importhandels erleichtert. Der Schutz des Inlands- 
marktes wird durch die Anwendung der Abschöpfungen bis zu 106 ®/o 
des Orientierungspreises (vorher bis zu 105 ‘^/o) verbessert. 

Die Anzahl der deutschen Referenzmärkte wurde — den Forderun- 
gen des Bundestages und Bundesrates entsprechend — am 29. Juli 
1968 durch Einbeziehung der wichtigsten Erzeugermärkte von den 
bisherigen 12 Zuschußmärkten in Nordrhein-Westfalen auf 24 Märkte 
im Bundesgebiet erweitert. 

Im Berichtsjahr 1967/68 war nur noch eine leichte Zunahme der Erzeu- 
gung um gut 2 zu verzeichnen. Die mengenmäßige Nachfrage nach 
Rindfleisch hielt sich bei dem großen und preisgünstigen Angebot 
von Schweinefleisch auf der Höhe des Vorjahres. Im Durchschnitt 
aller Teilstücke sanken im Berichtsjahr die Verbraucherpreise für 
Rindfleisch gegenüber dem Vorjahr um 3,2 Vo. Die Einfuhr von Rin- 
dern, Rindfleisch und Rindfleischerzeugnissen (einschließlich Inne- 
reien) in die Bundesrepublik Deutschland ging 1967/68 im zweiten 
aufeinanderfolgenden Jahr zurück. Mit 166 000 t Schlachtgewicht 
erreichte sie den zweitniedrigsten Stand seit 1958/59. Der Einfuhr- 
rückgang im Wirtschaftsjahr 1967/68 war in erster Linie eine Folge 
des höheren Orientierungspreises. Die Ausfuhr von Rindern und 
Rindfleisch sowie von Erzeugnissen lag im Wirtschaftsjahr 1967/68 
mit 28 000 t Schlachtgewicht mehr als doppelt so hoch wie im Vor- 
jahr. Im Berichtsjahr kam es zu einer Einengung der Handels- und 
Verarbeitungsspanne. 

Schweinefleisch Am 1. Juli 1967 trat die gemeinsame Marktorganisation für Schweine- 
fleisch in Kraft. Damit wurde das frühere System differenzierter 
nationaler Abschöpfungen bei der Einfuhr aus Drittländern durch 
einheitliche Abschöpfungen abgelöst; gleichzeitig fielen — nach einer 
dreimonatigen Übergangsregelung — die innergemeinschaftlichen 
Abschöpfungen fort. Im Verlauf der seit Juli 1962 währenden Über- 
gangsphase hat sich der Warenaustausch innerhalb der Gemeinschaft 
im Zuge der Angleichung der Futterkosten und des Abbaues der 
innergemeinschaftlichen Abschöpfung auf dem Schweinefleischsektor 
verstärkt. Die zyklischen Schwankungen der Produktion in den bedeu- 
tendsten Erzeugerländern der EWG haben sich weitgehend einander 
angeglichen; dadurch haben sich wiederum die Preisausschläge im 
Zyklus verstärkt. 

Das Berichtsjahr stand in der gesamten EWG im Zeichen eines 
zykliscdien Überangebots an Schweinen. In der Bundesrepublik 
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Deutschland führte das um rund 8 “/o höhere Angebot vorübergehend 
ZU starken Preisrückgängen. Die nach Unterschreitung des Grund- 
preises in den Monaten Mai bis Juli 1968 erstmalig durchgeführten 
gemeinschaftlichen Interventionsmaßnahmen lassen noch kein end- 
gültiges Urteil über die Bewährung des Interventionsverfahrens zu. 

Während in den vorangegangenen Produktionszyklen das zuneh- 
mende Schweinefleischangebot immer auf eine mit steigendem Ein- 
kommen einhergehende Ausweitung der Nachfrage traf, fiel 1967/68 
die stark steigende Schweinefleischproduktion in eine Phase stagnie- 
render Einkommensentwicklung. Dies wirkte sich in erheblichen 
Preissenkungen aus, so daß die Geldausgaben der Verbraucher für 
Schweinefleisch gegenüber dem Vorjahr sogar nodi um 5 Vo zurück- 
gingen. 

Die Einfuhr von Schweinen und Schweinefleisch wurde im Wirt- 
schaftsjahr 1967/68 durch die reichliche Marktversorgung aus deut- 
scher Erzeugung in Grenzen gehalten, sie belief sich auf rund 
142 000 t Schlachtgewicht. Während in den letzten zehn Jahren die 
vorwiegend aus Drittländern stammenden Einfuhren von Schlacht- 
tieren auf weniger als die Hälfte zurückgingen, stieg die Einfuhr von 
Schweinehälften, die zum größten Teil aus Mitgliedstaaten kommen, 
zwischen 1958/59 und 1967/68 um mehr als das Vierfache an. Im Ver- 
gleich zum Vorjahr nahm die deutsche Einfuhr von Schweinen und 
Schweinefleisch aus Mitgliedstaaten mengenmäßig um 47 Vo zu, die 
aus Drittländern ging um 22 °/o zurück. Die deutsche Ausfuhr von 
Schweinefleisch (einschließlich Innereien und Zubereitungen) ist auch 
im Wirtschaftsjahr 1967/68 kräftig angestiegen. Mit 17 500 t lag sie 
um 65 Vo über der Ausfuhrmenge des Vorjahres. 

Die Handels- und Verarbeitungsspanne wurde etwa von Anfang 1968 
an in zunehmendem Maße eingeengt. Die Preise für Schlachtsch weine 
lagen im Durchschnitt des ersten Vierteljahres 1968 um 55 Pf je 
kg und im Durchschnitt des zweiten Quartals 1968 um 33 Pf je kg 
unter den vergleichbaren Vorjahrswerten. Die Verbraucherpreise für 
Schweinefleisch (im Durchschnitt aller Teilstücke) gingen demgegen- 
über in beiden Vierteljahren um durchschnittlich 80 Pf je kg zurück. 

Durch diese Entwicklung der Spannen wurde in der ersten Jahres- 
hälfte 1968 ein noch stärkeres Absinken der Schweinepreise ver- 
hindert. 

Zum 1. Juli 1967 wurde der gemeinsame Markt für Geflügelfleisch Geflügelfleisch 
verwirklicht. Er trat an die Stelle der seit 30. Juli 1962 angewandten 
Ubergangsregelung, die durch ein Abschöpfungssystem an der Grenze 
den Ausgleich der unterschiedlichen Futtergetreidekosten vornahm. 

Diese Regelung eröffnete für die deutsche Mastgeflügelproduktion 
bessere Chancen auf dem vorher überwiegend aus dem Ausland 
belieferten deutschen Markt. Die deutschen Erzeuger verbesserten 
ihre Produktionstechnik, erhöhten ihr Produktionsvolumen und senk- 
ten dadurch die Produktionskosten, was zu einem Rückgang der 
Erzeuger- und der Verbraucherpreise führte. 

Aber schon 1965 wurde deutlich, daß das System zwar einen wirk- 
samen Schutz nach außen bot, jedoch bei Überproduktion keine 
Eingriffsmöglichkeiten in den inneren Markt zuließ. Bereits das 
Wirtschaftsjahr 1966/67 hatte insbesondere in Deutschland und in 
den Niederlanden zu einer Überproduktion und damit zu einer 
kritischen Lage der Produzenten von Jungmastgeflügel geführt. 

Das Berichtsjahr war durch einen anhaltend scharfen Konkurrenz- 
kampf um Marktanteile gekennzeichnet. Der hiermit verbundene 
Preisverfall war letztlich in drei Mitgliedstaaten Anlaß, Maßnahmen 
zu einer Stabilisierung des Marktes zu treffen. Mit Hilfe der Schutz- 
instrumente konnten im Berichtsjahr zusätzliche Störungen aus Dritt- 
ländern verhindert werden. Das verstärkt auf Drittlandsmärkte 
drängende Angebot der Gemeinschaft beunruhigte jedoch die Märkte 
anderer traditioneller Lieferanten. 
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Seit dem Inkrafttreten der gemeinsamen Marktorganisationen für 
Geflügelfleisch und Eier, die den freien Warenverkehr innerhalb der 
Gemeinschaft ermöglichen sollen und daher auf die Erhebung von 
Abschöpfungen beim Warenverkehr zwischen den Mitgliedstaaten 
verzichten, macht sich die fehlende Harmonisierung der Rechtsvor- 
schriften, insbesondere auf dem Gebiet des Lebensmittel-, des Veteri- 
när- und Steuerrechts verstärkt bemerkbar. 

Der Verbrauch von Jungmastgeflügel erhöhte sich gegenüber dem 
Vorjahr um 0,4 kg auf 4,1 kg je Kopf der Bevölkerung; der Ver- 
brauch von Geflügelfleisch insgesamt nahm je Kopf der Bevölkerung 
um 0,3 kg auf 7,1 kg zu. Gefördert und beschleunigt durch den ver- 
stärkten Wettbewerb innerhalb der Gemeinschaft hat sich in der 
Erzeugung von Jungmastgeflügel ebenso wie in der Legehennen- 
haltung die Konzentration weiter fortgesetzt. Im Wirtschaftsjahr 
1967/68 importierte die Bundesrepublik Deutschland mit 220 000 t 
Fleischgewicht die größte Geflügelfleischmenge seit Bestehen der 
EWG. Innerhalb der letzten 10 Jahre erhöhten sich die Bezüge aus 
der Gemeinschaft um das Fünffache, während die Einfuhr aus Dritt- 
ländern 1967/68 nur noch um 17 Vo höher als 1958/59 lag; sie nahm 
aber seit Beginn der Übergangszeit stark ab, im Berichtsjahr um 
21 Vo gegenüber dem Vorjahr. Die Ausfuhr von Schlachtgefügel war 
1967/68 nach wie vor unbedeutend. 

Die Erzeugerpreise für Jungmastgeflügel — ebenso wie bei Suppen- 
hühnern seit 1958/59 die bisher niedrigsten — sind im Berichtsjahr 
gegenüber dem Vorjahr um 46 Pf auf 3,12 DM je kg für geschlachtete 
A-Ware zurückgegangen. Brathähnchen kosteten auf der Verbrau- 
cherstufe 1967/68 durchschnittlich 4,29 je kg. Im Wirtschaftsjahr 
1967/68 war der stärkste Preisrückgang gegenüber dem Vorjahr (um 
15®/o) zu verzeichnen, der einerseits durch die weiter rückläufigen 
Erzeugerpreise und andererseits durch eine Einengung der Handels- 
spanne hervorgerufen wurde. 

Eier Auch für Eier trat die gemeinsame Marktorganisation zu Beginn 
des Wirtschaftsjahres 1967/68 in Kraft. Sie ersetzte die seit 30. Juli 
1962 geltende Ubergangsregelung, mit der ein Abschöpfungssystem 
an die Stelle der vorher gültigen nationalen Regelung mit Zöllen 
und Ausgleichsbeträgen (für die über dem Weltmarkt liegenden 
Futtergetreidepreise) getreten war. Durch diese Ausgleichszahlungen 
war die Wettbewerbssituation der deutschen Eierproduktion von 
vornherein nicht so ungünstig wie auf dem Geflügelfleischsektor 
gewesen. Während der Ubergangsphase kam es zu Konzentrations- 
und Rationalisierungsbemühungen und zu einer Ausweitung der Pro- 
duktion, Im Berichtsjahr führten anfallende Produktionssteigerungen 
in allen Mitgliedstaaten zu einer kritischen Situation mit den niedrig- 
sten Jahresdurchschnittspreisen der Erzeuger in der Bundesrepublik 
Deutschland seit 1950. Dabei zeigte sich erneut, wie bereits im ersten 
Halbjahr 1964, daß auch bei Eiern die Instrumente der Marktorgani- 
sation zur Behebung einer durch Überproduktion innerhalb der 
Gemeinschaft verursachten Krise nicht geeignet sind. 

Der Leistungsanstieg je gehaltene Henne von 154 Eiern im Wirt- 
schaftsjahr 1960/61 auf 206 Eier im Berichtsjahr ist mit auf die 
Strukturveränderung der Legehennenhaltung — Konzentration in 
größeren Beständen — zurückzuführen. Der Rückgang der Einfuhren 
setzte sich auch 1967/68 fort; dabei erhöhte sich der Anteil der EWG- 
Länder auf 79 Vo. Der Eierverbrauch (einschließlich Eiprodukte in 
Schaleneiwert) belief sich 1967/68 auf 254 Stück; er war um 6 Stück 
höher als im Vorjahr und um 37 Stück höher als vor 10 Jahren. Da 
sich die Nachfrage nach Eiern nicht entsprechend der Produktions- 
steigerung entwickelte und sich gleichzeitig die Handelsspanne aus- 
weitete, gerieten im Berichtsjahr die Erzeugerpreise unter Druck. Der 
gewogene Durchschnittspreis für alle von den Hühnerhaltern ver- 
kauften Eier lag bei 16,9 Pf je Stück. Dagegen betrug der Verbraucher- 
preis für Eier der Gewichtsklasse A im Durchschnitt des Wirtschafts- 
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Jahres 1967/68 21,6 Pf. Dennoch waren für den Verbraucher im Durch- 
schnitt des Wirtschaftsjahres 1967/68 die inländischen A-Eier billiger 
als im Vorjahr und auch billiger als 1958/59. 

Die am 1. November 1964 begonnene schrittweise Errichtung einer 
gemeinsamen Marktorganisation für Milch und Milcherzeugnisse hat 
mit dem Inkrafttreten der Verordnung Nr. 804/64 über die gemein- 
same Marktorganisation für Milch und Milcherzeugnisse am 29. Juli 
1968 im wesentlichen ihren Abschluß gefunden. Für den innergemein- 
schaftlichen Handelsverkehr mit Trinkmilch und Trinkmilchprodukten 
mit 6 ®/o Fett und weniger wird der Rat Übergangsbestimmungen 
beschließen, die ab 1. Januar 1969 angewendet werden sollen. Die 
Bundesrepublik Deutschland kann darüber hinaus bis zum 31. Dezem- 
ber 1969 die bestehende Regelung der Einzugs- und Absatzgebiete 
beibehalten. Der Warenverkehr von Drittländern in die Gemeinschaft 
unterliegt wie bisher anstelle von Zöllen einer Abschöpfung. Damit 
soll der Unterschied zwischen den seit dem 29. Juli 1968 bestehenden 
gemeinsamen Schwellenpreisen und den Marktpreisen des Ausfuhr- 
landes bzw. des Weltmarktes ausgeglichen werden. Die jetzt ein- 
heitlichen Schwellenpreise für Leiterzeugnisse umfassen 12 Gruppen, 
während bis zum 28. Juli 1968 14 Gruppen und für Cheddar- und 
Tilsiterkäse eigene Positionen bestanden. Die Schwellenpreise sind 
im Gegensatz zur früheren Regelung Nettopreise. Die Marktorgani- 
sation für Milch und Milcherzeugnisse sieht eine zwingende Inter- 
vention vor, wie sie bei Butter schon seit dem 1. November 1964 
bestand. Diese wurde nun mit Wirkung vom 29. Juli 1968 auch auf 
Magermilchpulver und einige italienische Käsesorten ausgedehnt. 

Um den Absatz der Magermilch zu fördern, wird jährlich für das fol- 
gende Milchwirtschaftsjahr eine Beihilfe festgesetzt. Sie wird für 
Magermilch und Magermilchpulver gewährt, die in der Gemeinschaft 
erzeugt und für Futterzwecke verwendet werden. 

Mit Beginn des gemeinsamen Marktes für Milch und Milcherzeug- 
nisse wird jährlich vor dem 1. August für das im folgenden Kalender- 
jahr beginnende Milchwirtschaftsjahr der Richtpreis frei Molkerei 
festgesetzt. Für das Milchwirtschaftsjahr 1968/69, das am 29. Juli 1968 
begann, wurde der Richtpreis auf 41,2 Pf je kg Milch mit 3,7 ‘^/o Fett 
frei Molkerei festgesetzt. Dieser Richtpreis entspricht im EWG- 
Durchschnitt einem Milchpreis ab Hof von 39,0 Pf je kg. Ob der Richt- 
preis für die von den Erzeugern der Gemeinschaft insgesamt ver- 
kaufte Milch erreicht wird, hängt von den Absatzmöglichkeiten für 
Milch und Milcherzeugnisse ab, die sich auf dem Markt der Gemein- 
schaft und den Märkten außerhalb der Gemeinschaft bieten. 

Die durchschnittliche Milchleistung je Kuh erhöhte sich im Wirt- 
schaftsjahr 1967/68 gegenüber dem Vorjahr um 77 kg auf 3760 kg. 
Mit 22,04 Millionen t Milch wurden 2,7 ®/o mehr Milch erzeugt als 
1966/67. 

Im Laufe des Berichtszeitraumes sind die Schwellenpreise für Milch- 
erzeugnisse verschiedentlich erhöht worden, einmal zum Ausgleich 
des weiteren Abbaues der Förderungszuschläge von Bund und Län- 
dern, zum anderen weil die Mehrwertsteuersätze über den Satz der 
früheren Umsatzausgleichsteuer hinausgehen. 

Im Wirtschaftsjahr 1967/68 ging der Verbrauch an loser Trinkmilch 
gegenüber 1966/67 um 3,7 kg je Kopf der Bevölkerung zurück. Dem- 
gegenüber stieg der Verbrauch an abgepackter, pasteurisierter und 
sterilisierter Milch einschließlich Sauermilch- und Milchmischgetränke 
nur um 1,9 kg je Kopf. Um den Trinkmilchabsatz zu steigern, erschei- 
nen gezielte Maßnahmen, wie Schulmilchspeisung, Hauszustellung, 
modernes Marketing u. a. notwendig. Der Milchauszahlungspreis lag 
im Wirtschaftsjahr 1967/68 — bei Umrechnung auf 3,7 % Fett, ab 
Hof — mit 38,1 Pf je kg (ab 1. Januar 1968 einschließlich 5 ®/o Mehr- 
wertsteuer) um 0,1 Pf niedriger als im Vorjahr. 


Milch und 
Milcherzeugnisse 
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Im Berichtsjahr wurden von der hei Molkereien angelieferten Milch 
63 Vo zur Butterherstellung verwendet. Die Buttererzeugung stieg 
um 21 000 t auf 517 000 t. Während sich die Einfuhr einschließlich 
der Bezüge aus der SBZ um rund 800 t auf 13 500 t erhöhte, nahm 
die Ausfuhr um rund 8000 t auf 17 200 t zu. Die durchschnittlichen 
Erstattungssätze für Exporte nach Drittländern beliefen sich bei Butter 
auf 4,60 DM und bei Butterschmalz auf 6 DM je kg. Der Verbrauch 
je Einwohner lag trotz Abgabe von verbilligter Butter wie im Vor- 
jahr bei 8,5 kg. 

Mit einer Zunahme von 7000 t stieg die Produktion von Naturkäse 
auf 196 000 t im Wirtschaftsjahr 1967/68 an. Der Verbrauch an Käse 
ging infolge der höheren Preise für Käse (Anhebung der Schwellen- 
preise) und im Zusammenhang mit der wirtschaftlichen Rezession im 
Jahre 1967 wieder auf 4,2 kg je Kopf zurück. Während die Einfuhr 
von Käse um 19 000 t auf 122 800 t abnahm, stieg die Ausfuhr um 
2000 t auf insgesamt 18 000 t an. 

An Kondensmilch wurden 1967/68 mit rd. 451 000 t um 5000 t weniger 
hergestellt als im Vorjahr. Die Einfuhr nahm um 20 000 t auf 71 000 t 
zu. Kondensmilch wurde fast ausschließlich aus den Niederlanden 
(67 Vo) und aus Frankreich (32 Vo) eingeführt. Mit 29 000 t hat sich 
die Ausfuhr von Kondensmilch gegenüber dem Vorjahr mehr als 
verdoppelt. 

Die Produktion von Vollmilchpulver übertraf 1967/68 mit 81 000 t 
die Vorjahreserzeugung um 12 000 t. Im Berichtsjahr nahm die 
Erzeugung von Magermilchpulver um 29 Vo auf 387 000 t zu. Dabei 
kam zur Auswirkung, daß für Magermilch und Magermilchpulver, 
die zu Futterzwecken verwendet werden, Beihilfen gezahlt werden 
und daß für Magermilchpulverexporte für Futterzwecke auch nach 
Mitgliedstaaten Erstattungen gewährt wurden. Während die Einfuhr 
von Magermilchpulver keine Rolle spielt, wurde die Ausfuhr von 
Magermilchpulver um fast 50 ^/o auf 153 000 t gesteigert. 

Fette Bei pflanzlichen ölen und Fetten sowie Seetierfetten ist der gemein- 
same Markt seit dem 1. Juli 1967 verwirklicht, nachdem die Verord- 
nung über die Errichtung einer gemeinsamen Marktorganisation für 
Fette ohne Übergangszeit — auf Olivenöl seit dem 10. November 
1966 und auf Ölsaaten seit dem 1. Juli 1967 — angewendet wird. Den 
italienischen und französischen Erzeugern von Olivenöl wird aus 
dem Europäischen Ausrichtungs- und Garantiefonds für die Landwirt- 
schaft die Differenz zwischen dem Erzeugerrichtpreis und dem Markt- 
preis vergütet. Diese Vergütung beträgt je 100 kg 35 RE. Außerdem 
setzt die Kommission seit März 1968 monatlich Ausfuhrerstattungen 
für Olivenöl fest, um den Olivenölmarkt zu entlasten. 

Auf dem Ölsaatensektor löste das Beihilfesystem der EWG-Fettmarkt- 
ordnung am 1. Juli 1967 die früher in der Bundesrepublik Deutsch- 
land bestehende Verpflichtung ab, der Margarine, den Speiseölen und 
Speisefetten Rüböl beizumischen. Für in der Gemeinschaft geerntete 
Ölsaaten galt im Wirtschaftsjahr 1967/68 ein einheitlicher Richtpreis 
von 81 DM je 100 kg und ein Interventionsgrundpreis von 78,60 DM 
je 100 kg. In der Bundesrepublik bewegten sich die hiervon abgelei- 
teten Interventionspreise zwischen 73 DM und 75,88 DM je 100 kg. 
Das Richtpreis- und Interventionspreissystem sichert den landwirt- 
schaftlichen Erzeugern einen vom Weltmarkt unabhängigen Erlös. 
Um den Ölmühlen den Kauf von in der Gemeinschaft geernteten 
Ölsaaten zum Weltmarktpreis zu ermöglichen, wird der Unterschied 
zwischen dem niedrigeren Weltmarktpreis und dem Richtpreis durch 
eine für die Gemeinschaft einheitliche Beihilfe ausgeglichen. 

Der Rat der Europäischen Gemeinschaften bestätigte die im Mai 1968 
vorgesehene Einführung einer Umlage auf die eingeführten oder in 
der Gemeinschaft erzeugten pflanzlichen Fette und Seetierfette für 
Nahrungs zwecke. Die Bundesregierung erklärte sich nicht bereit, die 
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sogenannte „Margarinesteuer'' einzuführen; und sie wird den auf sie 
rechnerisch entfallenden Anteil gegebenenfalls in anderer geeigneter 
Form der Gemeinschaft zur Verfügung stellen. 

Die 1967 eingetretene Zunahme der Erzeugung von öl aus Raps und 
Rübsen inländischer Herkunft um 28 Vo ist ausschließlich auf stark 
erhöhte Hektarerträge zurückzuführen. Dagegen geht die 1968 zu 
verzeichnende Erhöhung der Ernten von Raps und Rübsen in der 
Hauptsache darauf zurück, daß die Anbauflächen — auch als Folge 
der hohen Rieht- und Interventionspreise — um 30 Vo ausgeweitet 
wurden. 

Die Einfuhr der Bundesrepublik Deutschland an Ernährungsgütern 
ging im Berichtsjahr dem Werte nach um 1,8 Vo zurück, während die 
Einfuhr von Gütern der gewerblichen Wirtschaft gegenüber dem 
Vorjahr um 9,0 ®/o zunahm. Mengenmäßig verringerte sich die Ein- 
fuhr von Emährungsgütern um 6 ®/o; die Durchschnittswerte sind 
durch die verstärkte Einfuhr qualitativ hochwertiger Waren angestie- 
gen. Dabei erhöhte sich der Wert der Einfuhr von Ernährungsgütern 
aus EWG-Mitgliedstaaten um 2,9 ®/o auf 6,3 Mrd. DM; die Einfuhr 
aus Drittländern sank demgegenüber um 4,7 ®/o auf 10,1 Mrd. DM. 
Innerhalb der letzten 10 Jahre hat sich der aus EWG-Mitgliedstaaten 
stammende Anteil an der Ernährungseinfuhr der Bundesrepublik 
Deutschland von 24 Vo auf fast 39 Vo erhöht. Der Anteil der Einfuhr 
aus Drittländern sank entsprechend; dennoch hat absolut auch die 
Einfuhr aus Drittländern nahezu ständig zugenommen. 1965/66 wur- 
den über 50 ®/o mehr Ernährungsgüter aus Drittländern eingeführt als 
1958/59. In den beiden letzten Wirtschaftsjahren ging die ernährungs- 
wirtschaftliche Einfuhr aus Drittländern jedoch etwas zurück. Die 
wichtigsten Herkunftsländer für die deutsche ernährungswirtschaft- 
liche Einfuhr waren 1967/68 die Niederlande mit einem Anteil von 
16,0 Vo, die USA mit 12,1 ®/o, Frankreich mit 10,6 ®/o und Italien mit 
8,7 o/o. 

Die Ausfuhr von Gütern der Ernährungswirtschaft spielt im Rahmen 
der gesamten Ausfuhr der Bundesrepublik Deutschland weiterhin 
eine verhältnismäßig bescheidene Rolle. Im Gegensatz zur Entwick- 
lung bei der Einfuhr stieg die ernährungswirtschaftliche Ausfuhr 
gegenüber dem Vorjahr dem Werte nach um 20 o/o auf 2,7 Mrd. DM, 
dem Volumen nach sogar um 42 o/o an. Die Ausfuhr von Ernährungs- 
gütern in Drittländer wurde zum Teil durch Erstattungen ermöglicht. 
Die EWG-Mitgliedstaaten waren 1967/68 mit 55 o/o die Hauptabneh- 
mer der ernährungswirtschaftlichen Ausfuhr. Die wichtigsten Emp- 
fangsländer waren Italien mit einem Anteil von 23,3 o/o, die Nieder- 
lande mit 12 , 40 / 0 , Frankreich mit 12,0 0 / 0 , Belgien/Luxemburg mit 
7 , 10 / 0 , die Schweiz mit 6 , 70/0 und die USA mit 5,9 0 / 0 . In der struk- 
turellen Zusammensetzung der deutschen Ausfuhr von Ernährungs- 
gütern hat sich eine Vergrößerung des Anteils der tierischen Erzeug- 
nisse ergeben. 


Außenhandel mit 
Ernährungsgütern 
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I. Besondere Bereiche 


a) Fortführung der Integration 

Die Arbeiten an der gemeinsamen Agrarpolitik wur- 
den im Berichtsjahr zügig weitergeführt. 

Im Oktober 1967 einigte sich der Rat auf die für das 
Wirtschaftsjahr 1968/69 geltenden gemeinsamen 
Agrarpreise. Während die Preise für Weizen un- 
verändert blieben, wurden die Richtpreise für Rog- 
gen um 4Vo (auf 390 DM je t) und für Gerste um 
3,5 ®/o (auf 377,76 DM je t) erhöht. Bei Mais wurde 
der Richtpreis um 4,75 Vo (und der EWG-einheitliche 
Interventionspreis um 3 Vo) erhöht. Damit ist eine 
geringfügige Einengung des Preisverhältnisses zum 
Weizen erreicht. Durch die Festsetzung einheitlicher 
Orientierungspreise für Rinder und Kälber für das 
Rinderwirtschaftsjahr 1968/69 (April/März) ergab 
sich in der Bundesrepublik Deutschland eine An- 
hebung des Orientierungspreises bei Rindern auf 
272 DM und bei Kälbern auf 366 DM je 100 kg 
Lebendgewicht. 

Im Dezember 1967 verabschiedete der Rat die zum 
1. Juli 1968 in Kraft getretene gemeinsame Markt- 
organisation für Zucker. Die Quantumsregelung für 
Zucker gilt versuchsweise bis zum Wirtschaftsjahr 
1974/75. 

Im Februar 1968 verabschiedete der Rat die ge- 
meinsame Marktorganisation für lebende Pflanzen 
und Waren des Blumenhandels. Uber die einschlä- 
gige Handelsregelung gegenüber Drittländern 
konnte bisher noch kein Einvernehmen erzielt wer- 
den. 

Die wichtigsten Beschlüsse des Rats während des 
Berichtszeitraums betrafen die Verwirklichung des 
gemeinsamen Milch- und Rindfleischmarktes. Die 
beiden Marktorganisationen sollten schon am 
1. April 1968 in Kraft treten. Infolge der innen- 
politischen Schwierigkeiten in Italien, Belgien und 
Frankreich konnte der Rat jedoch erst Ende Juni 
1968 die endgültigen Texte verabschieden und die 
Marktregelungen zum 29. Juli 1968 in Kraft setzen. 
In Zusammenhang mit der Beratung der Markt- 
organisation für Milch und Milcherzeugnisse be- 
schloß der Rat, besondere Maßnahmen zu treffen, 
falls die sich aus der Marktordnung ergebenden Be- 
lastungen der Abteilung Garantie des Europäischen 
Ausrichtungs- und Garantiefonds für die Landwirt- 
schaft im Milch Wirtschaftsjahr 1968/69 den Betrag 
von 2,52 Milliarden DM übersteigen. Die neue Milch- 
marktordnung umfaßt noch nicht die Trinkmilch. 
Hierfür soll bis zum 1. April 1969 eine endgültige 
Regelung erlassen werden. 

Weiterhin verabschiedete der Rat Ende Juni 1968 
die Marktorganisationen für Verarbeitungserzeug- 
nisse aus Obst und Gemüse sowie für bestimmte 
im Anhang II des Vertrages aufgeführte Erzeugnisse, 
die bisher noch nicht einer gemeinsamen Regelung 
unterlagen. 


Mit der am 1. Juli 1968 in Kraft getretenen Zollunion 
ist grundsätzlich die Anwendung des gemeinsamen 
Außenzolls verbunden. Auf dem Agrarsektor haben 
sich für Getreide, Schweine, Eier und Geflügel so- 
wie Ölsaaten keine Änderungen ergeben, denn durch 
das Bestehen gemeinsamer Marktorganisationen war 
die Zollunion für diese Agrarprodukte bereits vor- 
her erreicht. Am 1. Juli 1968 sind für Zucker, Obst- 
und Gemüsekonserven, Blumen und Zierpflanzen die 
bis dahin noch bestehenden geringen Binnenzölle 
weggefallen; für Rindfleisch und einige Frischmilch- 
produkte wurden sie mit der Anwendung der Markt- 
organisation am 29. Juli 1968 aufgehoben. 

Für bestimmte Agrarprodukte (Anhang II des EWG- 
Vertrages), für die der Rat Ende Juni 1968 eine 
Globalregelung beschlossen hat, sind die Binnen- 
zölle seit dem 1. Juli 1968 weggefallen. Hierzu ge- 
hören z. B. lebende Esel und Pferde, Zuchttiere und 
gewisse Schlachtabfälle. Ausgenommen von dieser 
Globalregelung sind z. Z. noch bestimmte Produkte, 
zu denen insbesondere Saatgut, Grünmehl, Bienen- 
honig, Zuckerrübenschnitzel, Pferdefleisch, Ananas 
und Kaffee gehören. Bei diesen Erzeugnissen bleibt 
es bis zur Anwendung gemeinsamer Marktregelun- 
gen bei den derzeitigen Binnen- und Außenzöllen. 

Das gleiche gilt für die Produkte, für die die Kom- 
mission der Europäischen Gemeinschaften Markt- 
ordnungsvorschläge vorgelegt hat oder für die sie 
noch Vorschläge machen will, bis zur Anwendung 
dieser Regelungen. Es handelt sich dabei um Wein, 
Fische, Flachs, Hanf, Hopfen, Bananen, Kartoffeln, 
Zichorienwurzeln, Alkohol und Schafe. Für Tabak, 
für den ebenfalls eine Marktordnung vorgesehen ist, 
besteht die Zollunion bereits seit dem 1. Januar 
1968. Bei einigen dieser Waren haben die Zollzu- 
geständnisse im Rahmen der Kennedy-Runde zu 
geringen Senkungen des Außenzolls geführt. Güter 
der Ernährungsindustrie werden im übrigen wie die 
Waren der gewerblichen Wirtschaft seit dem 1. Juli 
1968 innerhalb der Gemeinschaft zollfrei gehandelt. 

Im Berichtsjahr setzte die Kommission ihre Be- 
mühungen um eine Überprüfung und Bereinigung 
der Wettbewerbsbedingungen in den Mitgliedstaa- 
ten in verstärktem Maße fort. In Zusammenarbeit 
mit den Mitgliedstaaten wurden alle bestehenden 
nationalen Erzeugungs- und Absatzbeihilfen für die 
Landwirtschaft im gemeinsamen Markt erfaßt. Für 
die Bereiche Getreide, Schweinefleisch, Eier und 
Geflügelfleisch, frisches Obst und Gemüse sowie 
Fette hat die Kommission den Mitgliedstaaten An- 
fang 1968 ihre Beurteilungen mit der Bitte um Stel- 
lungnahme zugeleitet. Ende April 1968 lagen die 
Antworten der Mitgliedstaaten vollständig vor. Die 
Kommission hat ihre Entscheidungen zu den Erzeu- 
gungs- und Absatzbeihilfen auf diesen Sektoren 
noch nicht bekanntgegeben. 
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Die Überprüfung der in den Mitgliedstaaten be- 
stehenden Systeme parafiskalischer Steuern und 
Spezialabgaben ist Anfang 1968 zum Stillstand ge- 
kommen. Die Delegationen Belgiens und der Bundes- 
republik haben eine Wiederaufnahme dieser Ar- 
beiten gefordert. 


b) Finanzierung der gemeinsamen Agrarpolitik 

Der Europäische Ausrichtungs- und Garantiefonds 
für die Landwirtschaft finanzierte im Berichtsjahr 
wie bisher, aber unter Änderung gewisser Einzel- 
heiten, 

— • Ausgaben für Erstattungen bei der Ausfuhr in 
Drittländer und für Interventionen auf dem Bin- 
nenmarkt (Abteilung Garantie) ; 

— Ausgaben für gemeinsame Maßnahmen zur 
Strukturveränderung (Abteilung Ausrichtung). 

Abteilung Garantie 

Bei der Errechnung des Beitrages zur Abteilung 
Garantie des Fonds wurden im Berichtsjahr 1967/68 
erstmals 90 Vo der Einnahmen aus Abschöpfungen 
berücksichtigt, die bei Einfuhren aus Drittländern 
erhoben werden. Der Beitragsanteil der Bundesrepu- 
blik Deutschland an den Ausgaben beträgt ca. 31 Vo. 
Im vorausgehenden Verbuchungszeitraum 1966/67 
betrug der festgesetzte Anteil der Bundesrepublik 
Deutschland 30,83 ®/o. Abschöpfungseinnahmen wa- 
ren 1966/67 noch nicht abzuführen. 

Die den Mitgliedstaaten für Ausfuhrerstattungen 
und Interventionen entstandenen Kosten werden 
für das Berichtsjahr 1967/68 erstmals voll erstattet. 
Der Anteil des Fonds an diesen Ausgaben steigerte 
sich in den vergangenen Jahren von Ve im ersten 


Fondswirtschaftsjahr 1962/63 auf Vio im letzten Ver- 
buchungszeitraum 1966/67. 

Tabelle 6 

Ausgaben der Abteilung Garantie 
des Europäischen Ausrichtungs- und Garantiefonds 
für die Landwirtschaft 

nach Marktordnungsbereichen 


Marktordnungs- 

bereich 

1966/67 

1967/68 

Milli- 

onen 

DM 

o/o 

Milli- 

onen 

DM 

o/o 

Getreide 

546,0 

36,8 

2 140 

, 40,7 

Reis 

3,0 

0,2 

28 

0,5 

Zuckerrüben 

14,0 

hO 

440 

8,4 

Obst und Gemüse . 

0,2 

— 

116 

2,2 

Rindfleisch 

— 


8 

0,2 

Schweinefleisch . . . 

61,0 

4,1 

160 

3,0 

Geflügelfleisch . . . 

11,0 

0,7 

20 

0,4 

Eier 

2,8 

0,2 

8 

0,2 

Milcherzeugnisse . 

527,0 

35,6 

1 480 

28,2 

Ölsaaten 

— 

— 

192 

3,6 

Oliven u. a 

317,0 

21,4 

588 

11,2 

Verarbeitungs- 
erzeugnisse .... 

— 

— 

72 

lA 

Abteilung Garantie 

1 




insgesamt . . . 

1 482,0 

100 

5 252 

100 


Tabelle 7 


Abteilung Garantie 

des Europäischen Ausrichtungs- und Garantiefonds für die Landwirtschaft 

Beiträge und Rückvergütungen nach Mitgliedstaaten 1967/68 


Mitgliedstaat 

Beitrag 

zu erwartende 
Rückvergütungen 

Saldo 

Mill. DM 1 

o/o 

Mill. DM 1 

o/o 

Mill. DM 

Bundesrepublik Deutschland 

1 634,7 

31,13 

604,0 

11,5 

“1 030,7 

Frankreich 

1 148,6 

21,87 

2 258,4 

43,0 

.+ 1 109,8 

Italien 

1 274,7 

24,27 

1 186,9 

22,6 

- 87,8 

Niederlande 

675,7 

12,86 

831,9 

15,8 

+ 156,2 

Belgien 

503,7 

9,59 

367,6 

7,0 

- 136,1 

Luxemburg 

14,6 

0,28 

3,2 

0,1 

- 11,4 

EWG 

5 252,0 

100 

5 252,0 

100 
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Die Abrechnung der Ausgaben des Fonds, die sich 
in der Vergangenheit sehr verzögert hat, soll mit 
Hilfe der im Berichtsjahr erlassenen sogenannten 
Beschleunigungsverordnung Nr. 741/67 nunmehr 
schneller abgewickelt werden. Insbesondere werden 
bereits vor der Endabrechnung jeweils Abschlag- 
zahlungen aus dem Fonds an die Mitgliedstaaten ge- 
leistet werden. 

Da das rasche Anwachsen des Fondsvolumens (1968/ 
69 voraussichtlich 8 Milliarden DM in der Abteilung 
Garantie) den Mitgliedstaaten zunehmend Sorge be- 
reitet, hat der Rat der Europäischen Gemeinschaften 
im Juli 1968 beschlossen, die gemeinsame Agrar- 
politik einschließlich der Agrarfinanzierung einer 
eingehenden Prüfung mit dem Ziel einer Revision 
zu unterziehen. Die Verhandlungen über diese Pro- 
bleme dürften jedoch erst im Jahre 1969 aufgenom- 
men werden. Für die Bundesrepublik Deutschland 
kommt es dabei darauf an, eine Begrenzung der 
Kosten sowie eine gerechtere Verteilung der Kosten 
und des Nutzens bei der Agrarfinanzierung zu er- 
reichen. 

Abteilung Ausrichtung 

Die Maßnahmen, die aus dem Europäischen Aus- 
richtungs- und Garantiefonds für die Landwirtschaft, 
Abteilung Ausrichtung, finanziert werden können, 
betreffen. 

a) die Anpassung und Verbesserung der Produk- 
tionsbedingungen in der Landwirtschaft, 

b) die Anpassung und Ausrichtung der landwirt- 
schaftlichen Erzeugung, 

c) die Anpassung und Verbesserung der Vermark- 
tung landwirtschaftlicher Erzeugnisse, 

d) die Förderung des Absatzes landwirtschaftlicher 
Erzeugnisse. 

Die Zuschüsse für die Vorhaben werden unmittelbar 
den Begünstigten gewährt und laufen nicht über 
öffentliche Haushalte der Mitgliedstaaten, 

Für das Jahre 1967 (IV. Tranche) bewilligte die 
Kommission Mittel in Höhe von insgesamt 104 Mil- 
lionen DM. Hiervon entfielen auf Anträge der Bun- 
desrepublik Deutschland 28,950 Millionen DM 
(= 27,8 Vo), die sich auf 31 verschiedene Projekte 
verteilen. Insgesamt wurden für die deutschen Pro- 
jekte aus diesem Fonds in den Tranchen I bis IV (für 
die Jahre 1964 bis 1967) 120 Vorhaben mit einem 
Betrag von 105,466 Millionen DM bewilligt. Davon 
betrafen 41 Vorhaben mit einem Betrag von 44,297 
Millionen DM die klassische Struktur (Flurneuord- 
nung, forstliche Maßnahmen, Wasserwirtschaft, 
Grünlandintensivierung) und der Rest die Markt- 
struktur (Förderung der Marktbereiche Milch, 
Fleisch, Obst und Gemüse, Wein). 

Für die V. Tranche wird die Kommission ihre Ent- 
scheidungen in zwei Abschnitten treffen. Der deut- 
sche Anteil an den Bewilligungen steht noch nicht 
fest. Er dürfte sich jedoch im bisherigen Rahmen von 
etwa 28 Vo der insgesamt für die Strukturverbesse- 
rungsvorhaben der Mitgliedstaaten ausgegebenen 
Gemeinschaftsmittel bewegen. 


Im Berichtsjahr hat eine vom Sonderausschuß Land- 
wirtschaft berufene Arbeitsgruppe die Vorschläge 
der Kommission für Gemeinschaftsprogramme (vgl. 
Drucksache V/2277 S, 9) geprüft. Das Prüfungsergeb- 
nis veranlaßte die Kommission, neue Vorschläge für 
Gemeinschaftsprogramme mit grundsätzlichen Ände- 
rungen und Verbesserungen vorzulegen. Der Rat hat 
sich jedoch auf die Verabschiedung dieser Gemein- 
schaftsprogramme noch nicht einigen können und 
statt dessen im September 1968 beschlossen, für die 
Anträge des Jahres 1969 (VI. Tranche) das bisher 
geübte Antrags- und Bewilligungsverfahren fort- 
gelten zu lassen. 

Die im Haushaltsvoranschlag der EWG für das 
Fondswirtschaftsjahr 1967/68 (Juli/Juni) eingesetzten 
Mittel dienen der Finanzierung der für das Jahr 1969 
(VI. Tranche) eingereichten Anträge. Das Volumen 
wird erstmals den mit der Verordnung Nr. 130/66 
festgelegten Plafonds von 285 Millionen RE (= 1140 
Millionen DM) erreichen. Der deutsche Beitrag dazu 
wird sich auf 355 Millionen DM belaufen. Die Rück- 
flüsse aus der Abteilung Ausrichtung in die Bundes- 
republik Deutschland für das Fondswirtschaftsjahr 
1967/68 (VI. Tranche) lassen sich wegen der noch 
ungeregelten Frage von Sonderleistungen — im 
Rahmen der zu erwartenden Vorschläge der Kom- 
mission für eine neue Agrarstrukturpolitik — noch 
nicht vorausschätzen. 


c) Die agrarpolitische Bedeutung 
der Rechnungseinheit 

Die Verordnung Nr. 129 vom 1. November 1962 
führte die Rechnungseinheit als Wertmesser zur ein- 
heitlichen Bestimmung von Agrarpreisen, Abschöp- 
fungen, Erstattungen usw. in allen EWG-Mitglied- 
staaten ein. Dabei wurde der Wert der Rechnungs- 
einheit auf die Feingoldmenge von 0,88867088 
Gramm festgesetzt, die gegenwärtig gleich derjenigen 
des US-Dollars ist. Durch die Bindung der in natio- 
naler Währung ausgedrückten Agrarpreise an die 
Rechnungseinheit war zwar ein effektiv gleiches 
Preisniveau als Grundvoraussetzung eines gemein- 
samen Agrarmarktes gewährleistet, jedoch keine 
Vorsorge gegen schädliche Auswirkungen einer 
Paritätsänderung durch einen Mitgliedstaat, mehrere 
oder alle EWG-Mitgliedstaaten getroffen. 

Derartige Auswirkungen können deswegen auftre- 
ten, weil bei jeder Paritätsänderung die Agrarpreise 
und Beträge des betreffenden Mitgliedstaates, so- 
weit sich in den Marktordnungen in Rechnungsein- 
heiten festgelegt sind, sofort und in gleichem Um- 
fang wie die Paritätsänderung angepaßt werden 
müssen. Hingegen bleiben die übrigen nationalen 
Preise zunächst gleich. Damit würde das bestehende 
Preis-Kostengefüge zwischen den Bereichen der be- 
troffenen Volkswirtschaft und je nach dem Kreis 
der Beteiligten auch im Agrarbereich zwischen den 
Mitgliedstaaten verändert werden. Im Falle einer 
Aufwertung führt diese starre Bindung zu einer 
Senkung der Agrarpreise, ohne daß auch die Be- 
triebsmittel in entsprechendem Maße billiger wer- 
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den. Damit kommt es zu einem Absinken des land- 
wirtschaftlichen Einkommens. 

Eine Abwertung würde umgekehrt zu einer Agrar- 
preiserhöhung und einem Ansteigen des landwirt- 
schaftlichen Einkommens, aber auch zu einer Ver- 
teuerung der Ernährung führen. 

Die nunmehr verabschiedete Verordnung Nr. 653/68 
vom 30. Mai 1968 hat den Zweck, diese negativen 
Auswirkungen von Paritätsänderungen abzuschwä- 
chen: Sie behält das Prinzip der Bindung der in 
nationaler Währung ausgedrückten Agrarpreise und 
der von ihnen abgeleiteten Beträge bei, sieht jedoch 
die Möglichkeit einer Anpassung des Wertes der 
Rechnungseinheit im Gefolge von Paritätsänderun- 
gen vor, damit die erwähnten schädlichen Folgen 
ausgeschaltet oder mindestens abgemildert werden. 
Bei gleichzeitigen, gleichgerichteten und im Ausmaß 


gleichen Paritätsänderungen aller Mitgliedstaaten 
ändert sich der Wert der Rechnungseinheit automa- 
tisch in der Richtung und in dem Maße der erfolgten 
Paritätsänderungen. Haben diese gleichgerichteten 
Paritätsänderungen verschiedenen Umfang, ändert 
sich der Wert der Rechnungseinheit nur um das Maß 
der geringsten Paritätsänderung. Andern nicht alle 
Mitgliedstaaten gleichzeitig ihre Währungsparität, 
so beschließt der Rat einstimmig, ob und um welchen 
Satz der Wert der Rechnungseinheit zu ändern ist 
oder ob statt dessen oder zusätzlich einzelne Agrar- 
preise anzupassen sind. 

Die Verordnung enthält außerdem im wesentlichen 
Vorschriften, die die Funktionsfähigkeit der Agrar- 
märkte während des zur Änderung benötigten Zeit- 
raums gewährleisten. 


II. Getreide 


Mit Beginn des Wirtschaftsjahres 1967/68 endete 
die fünfjährige Übergangszeit zum gemeinsamen 
Getreidemarkt in der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft, die am 30. Juli 1962 mit dem Inkraft- 
treten der Verordnung Nr. 19 über die schrittweise 
Errichtung einer gemeinsamen Marktorganisation 
für Getreide begann. Diese Verordnung ersetzte die 
bis dahin geltenden nationalen Marktregelungen 
und legte für die Mitgliedstaaten der Gemeinschaft 
ein einheitliches Instrumentarium zur Regelung des 
Getreidemarktes fest. 

In der Bundesrepublik Deutschland traten an die 
Stelle der früher garantierten Erzeuger-Höchst- und 
-Mindestpreise Rieht- und Interventionspreise auf 
der Großhandelsstufe. Diese Preise wurden für Wei- 
zen, Roggen und Gerste festgelegt, während sich die 
Preise für die anderen Getreidearten nach ihrem 
Wert, ihrem Verwendungszweck und der jeweiligen 
Marktlage frei bilden sollten. Diese Umstellung der 
Preisregelung brachte jedoch keine wesentliche Än- 
derung des Getreidepreisniveaus und -gefüges, da 
die Preise auf der Großhandelsstufe von den vorher 
gültigen Erzeuger-Mindestpreisen abgeleitet wur- 
den. Für die Landwirtschaft der Bundesrepublik 
Deutschland konnte somit während der gesamten 
Übergangszeit das bis 1962 bestehende nationale 
Preisniveau durchgesetzt werden; relativ gering- 
fügige Änderungen in den Erlöspreisen der Erzeu- 
ger resultierten nur aus einer leichten Anhebung 
der Qualitätsnormen und einer stärkeren regionalen 
Preisdifferenzierung, als sie in der nationalen Ge- 
treidemarktregelung galten. Zur Durchsetzung des 
Preisniveaus war die Einfuhr- und Vorratsstelle zu 
Ankäufen auf der Basis der Interventionspreise ver- 
pflichtet; der frühere Beimahlungszwang für Inlands- 
weizen und die zeitweilige Beimischungspflicht für 
Roggen im Mischfutter entfielen jedoch. Beide Maß- 
nahmen erübrigten sich im Rahmen der neuen Au- 
ßenhandelsregelung, da dem deutschen Getreide 
eine relativ starke Präferenz zuteil wurde. Der 


vom Importgetreide — das aufgrund bilateraler 
Handelsabkommen eingeführt werden mußte — aus- 
gehende Marktdruck, vor allem bei Weizen, entfiel 
mit der Aufhebung der mengenmäßigen Festlegung 
der Einfuhr und führte zu einer stärkeren Verwen- 
dung von Inlandweizen, vor allem bei der Vermah- 
lung für den Export. Das Außenhandelssystem im 
Rahmen der EWG-Getreidemarktordnung basiert 
allein auf der Steuerung über den Preis mit Hilfe 
der Abschöpfungen; jede mengenmäßige Beschrän- 
kung wurde aufgegeben. Das Abschöpfungssystem 
wurde auch gegenüber Mitgliedsländern angewen- 
det, solange die Getreidepreise in der Gemeinschaft 
einander nicht angeglichen waren. Bei der Ausfuhr 
von Getreide und Getreideerzeugnissen wurden Er- 
stattungen gewährt; in der Bundesrepublik Deutsch- 
land meistens in Form der abschöpfungsfreien Wie- 
dereinfuhr. Andere Mitgliedstaaten gewährten bei 
der Ausfuhr wahlweise die Barerstattung oder die 
Erstattung in Form der abschöpfungsfreien Wieder- 
einfuhr. 

Am 1. Juli 1967 wurde mit der Verordnung Nr. 120/ 
67 die gemeinsame Marktorganisation für Getreide 
mit einem gemeinsamen Getreidepreisniveau einge- 
führt und damit das bisherige gemeinsame Markt- 
instrumentarium durch eine einheitliche Preisgestal- 
tung vervollständigt. Eine Ausnahme wurde Italien 
für eine begrenzte Übergangszeit beim Futterge- 
treide gewährt. Durch die Getreidepreisangleichung 
innerhalb der Gemeinschaft wurde der gemeinsame 
Getreidemarkt Realität; denn so lange nur das 
Marktinstrumentarium, nicht aber die Preise harmo- 
nisiert waren, konnte zwar von einer gemeinsamen 
Marktorganisation, nicht aber von einem gemein- 
samen Getreidemarkt gesprochen werden. 

Die für das Wirtschaftsjahr 1967/68 festgesetzten 
Getreidepreise (einschließlich Mais) — Richtpreise, 
Interventionspreise und Schwellenpreise — waren 
vom Rat der Europäischen Gemeinschaften bereits 
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Tabelle 8 


Versorgung mit Getreide 1967/68 und 1966/67 
1000 t 


Gliederung 

Weizen 

Roggen 
einschließ- 
lich Winter- 
meng- 
getreide 

Brot- 

getreide 

Futter- und 
Industrie- 
getreide 

Getreide 

insgesamt 

Erzeugung 

1967/68 

5 819 3 317 

9 136 

8 890 

18 026 

(darunter 

Verkäufe der Landwirtschaft) 

(3 307) 

(1 189) 

(4 496) 

(2 363) 

(6 859) 

Bestandsänderung in 1. Hand 

+ 125 

4- 70 

+ 195 

+ 165 

+ 360 

Bestandsänderung in 2. Hand . 

+ 586 

+ 126 

+ 712 

+ 120 

+832 

Einfuhr 

1 938 

202 

2 140 

4 931 

7 071 

Ausfuhr 2) 

631 

4 

635 

389 

1 024 

Gesamtverbrauch 

6415 

3 319 

9 734 

13 147 

22 881 

davon 

Futter in der Landwirtschaft 

1 834 

1 671 

3 505 

5 698 

9 203 

Futter über den Markt 

355 

102 

457 

3 797 

4 254 

(darunter; in Mischfutter) 

(184) 

(64) 

(248) 

(2 610) 

(2 858) 

Futter zusammen 

2 189 

1 773 

3 962 

9 495 

13 457 

Saatgut, Schwund und Marktverluste 

459 

282 

741 

722 

1 463 

Industrieverbrauch 

60 

61 

121 

2 576 

2 697 

Nahrungsverbrauch 

3 707 

1 203 

4910 

354 

5 264 

desgl. in Mehlwert 

2 931 

993 

3 924 

211 

4 135 

in kg je Kopf 

48,8 

16,6 

65,4 

3,5 1 

68,9 

Erzeugung 

dagegen 1966/67 

4 533 2 826 

7 359 

7 466 

14 825 

(darunter 

Verkäufe der Landwirtschaft) 

(2 495) 

(1 019) 

(3 514) 

(2 029) 

(5 543) 

Bestandsänderung in 1. Hand 

- 30 

- 20 

- 50 

± 0 

- 50 

Bestandsänderung in 2. Hand 

-101 

-143 

-244 

+ 138 

-106 

Einfuhr 1)2) 

1 848 

211 

2 059 

4 681 

6 740 

Ausfuhr 2) 

640 

23 

663 

533 

1 196 

Gesamtverbrauch 

5 872 

3 177 

9 049 

11 476 

20 525 

davon 

Futter in der Landwirtschaft 

1 539 

1 433 

2 972 

4 825 

7 797 

Futter über den Markt 

165 

128 

293 

3 380 

3 673 

(darunter: in Mischfutter) 

(164) 

(84) 

, (248) 

(2 500) 

(2 748) 

Futter zusammen 

1 704 

1 561 

! 3 265 

! 

8 205 

11 470 

Saagut, Schwund und Marktverluste 

411 

270 

681 

664 

1 345 

Industrieverbrauch 

31 

99 

130 

2 289 

2419 

Nahrungsverbrauch 

3 726 

1 247 

4 973 

318 

5 291 

desgl, in Mehlwert 

2 939 

1 023 

3 962 

188 

4 150 

in kg je Kopf 

49,1 

17,1 

66,2 

3,1 

69,3 


einschließlich Bezüge aus der Sowjetischen Besatzungszone 
einschließlich Außenhandel mit Backerzeugnissen 
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im Dezember 1964 beschlossen worden, gleichzeitig 
mit der Einigung über den Beginn des gemeinsamen 
Getreidemarktes zum 1. Juli 1967. Das marktregu- 
lierende Instrumentarium blieb gegenüber der Über- 
gangszeit im wesentlichen unverändert. Für die 
Bundesrepublik Deutschland hatte die Einführung 
der gemeinsamen Getreidepreise jedoch eine erheb- 
liche Herabsetzung des von 1962 bis zum 30. Juni 
1967 nahezu unverändert gebliebenen Preisniveaus 
für Getreide zur Folge. Die deutschen Grundinter- 
ventionspreise wurden um 11 bis 13 ^/o gesenkt, 
während z. B. in Frankreich die Preise in ähnlichem 
Ausmaße angehoben wurden, um sich auf dem 
gemeinsamen, mittleren Niveau zu treffen. 

Mit der Angleichung der Getreidepreise innerhalb 
der Gemeinschaft entfielen die Abschöpfungen im 
innergemeinschaftlichen Getreideverkehr, während 
andererseits ein einheitlicher Außenhandelsschutz 
durch einheitliche Schwellenpreise für die Gemein- 
schaft aufgebaut wurde. 

Gleichzeitig wurde für das gesamte Gebiet der Ge- 
meinschaft ein neues gestaffeltes Regionalisierungs- 
system eingeführt, das durch stärkere regionale 
Preisdifferenzierung den freien Fluß des Getreides 
in der Gemeinschaft ohne Eingriffe einer Interven- 
tionsstelle erleichtern soll. Für die Bundesrepublik 
Deutschland ergaben sich demzufolge regional unter- 
schiedliche Preissenkungen. Da das bisherige 
deutsche Hauptzuschußgebiet mit Duisburg als Zen- 
trum auch im gemeinsamen Regionalisierungssystem 
das Hauptzuschußgebiet der EWG bleibt, hielten 
sich die Unterschiede in der Senkung der Interven- 
tionspreise in relativ engen Grenzen, obwohl für 
die Ableitung der Interventionspreise erstmalig 
volle Frachtkosten angesetzt wurden. Die stärksten 
Preissenkungen ergaben sich dadurch für den Süd- 
osten der Bundesrepublik Deutschland wegen seiner 
großen Entfernung und ungünstigen Transportlage 
zu aufnahmefähigen Zuschußmärkten. Für den größ- 
ten Teil des süddeutschen Raumes wurden die Inter- 
ventionspreise erstmalig vom Handelsplatz Mann- 
heim abgeleitet, Passau und Regensburg wurden als 
Exporthäfen angesehen; dadurch wurden weiter- 
gehende Preissenkungen vermieden. 

Eine weitere Neuerung in der Getreidemarktrege- 
lung besteht darin, daß sich das Getreidewirtschafts- 
jahr seit 1968 vom 1. August bis zum 31. Juli er- 
streckt. Es wurde damit dem Ernte jahr und somit 
dem Verwertungszeitraum für die Ernte besser ange- 
paßt. Die Interventionstätigkeit der Einfuhr- und 
Vorratsstelle endet seit 1968 am 31. Mai. Die früher 
durch Abgaben der EVSt gesicherte Anschlußversor- 
gung der Verarbeiter bis zur neuen Ernte wird der 
Wirtschaft überlassen. Der durch den Preisbruch 
entstehende Wertverlust bei Übergangsbeständen 
kann der Privatwirtschaft vergütet werden. — Für 
den Übergang zum Wirtschaftsjahr 1968/69 hat der 
Rat von dieser Möglichkeit für Weizen und Mahl- 
roggen Gebrauch gemacht. — Wird die Gewährung 
einer Vergütung beschlossen, so veranlaßt dies die 
Wirtschaft zu größerer eigener Vorratshaltung und 
mindert gleichzeitig die Interventionstätigkeit der 
staatlichen Stellen am Ende des Wirtschaftsjahres. 


a) Produktion und Absatzlage 

Die westdeutsche Getreidewirtschaft stand im abge- 
laufenen Wirtschaftsjahr 1967/68 im Zeidien einer 
großen Ernte. In der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft brachte die Getreideernte ein Rekord- 
ergebnis von 68 Millionen t; die westdeutsche Ge- 
treideernte erreichte dabei 18 Millionen t oder wie 
in den vorhergehenden Jahren reichlich ein Viertel 
der Getreideproduktion der Gemeinschaft. Damit 
war die Getreideernte der Bundesrepublik Deutsch- 
land 1967 um 3,3 Millionen t oder 22 ®/o größer als 
im Durchschnitt der Jahre 1961/66. Diese große Ernte 
konnte im allgemeinen in befriedigender Qualität 
eingebracht werden; lediglich die innere Qualität 
des 1967 im Bundesgebiet geernteten Weich weizens 
(Klebergehalt und Sedimentationswert) lag etwas 
unter dem Durchschnitt. Für den Marktablauf war 
bestimmend, daß die große Getreideernte in der 
EWG zusammentraf mit der Vollendung des EWG- 
Getreidemarktes durch die Einführung des einheit- 
lichen Preisniveaus in den Mitgliedstaaten der Ge- 
meinschaft bei gleichzeitigem Wegfall der Grenzbe- 
lastungen im innergemeinschaftlichen Getreidever- 
kehr. Dadurch war das große Marktaufkommen in 
der Bundesrepublik Deutschland einer verstärkten 
Konkurrenz durch Getreidezufuhren aus Mitglied- 
staaten ausgesetzt. 

Die Auswirkungen dieser Konstellation waren be- 
sonders weitreichend beim Weichweizen, da bei die- 
ser Getreideart in der EWG eine Uberschußsituation 
vorliegt. Die Weizenernte der Bundesrepublik 
Deutschland war 1967 mit 5,8 Millionen t um rd. 
27 Vo größer als der mehrjährige Durchschnitt. Das 
Marktaufkommen erreichte 3,3 Millionen t; hinzu- 
kam eine Weizeneinfuhr — einschließlich der aller- 
dings gegenüber dem Vorjahr erheblich geringeren 
Bezüge aus der SBZ und einschließlich der Einfuhr 
in Form von Weizenerzeugnissen — in Höhe 
von 1,94 Millionen t, die um 5 ®/o größer war als 
1966/67. Dabei stieg die Weizeneinfuhr aus Mit- 
gliedstaaten mit 0,58 Millionen t auf mehr als das 
Doppelte an; außerdem erhöhten sich die Bezüge an 
Mehl, Grieß und Teigwaren aus Mitgliedstaaten um 
zusammen 15 ®/o auf 46 000 t Produktgewicht. Die 
Ausfuhr von Weizen einschließlich Weizenerzeug- 
nissen erreichte mit 0,63 Millionen t den Vorjahres- 
umfang. 

Der Anteil von Inlandsweizen an der Vermahlung 
für den Inlandsverbrauch ging von 68 ®/o (1966/67) 
auf 65 ^/o im Berichtsjahr zurück. Der Vermahlungs- 
anteil von Weizen aus Mitgliedstaaten erhöhte sich 
dagegen um 80 000 t auf 8 ®/o gegenüber 6 Vo im Vor- 
jahr. Die Veränderung in den Relationen zwischen 
den Herkünften zugunsten der Vermahlung von 
Weichweizen aus Mitgliedstaaten und Drittländern 
war im Berichtsjahr zum Teil durch die etwas gerin- 
gere Qualität des deutschen Weichweizens bedingt. 
Die zunehmende Vermahlung von Weizen aus EWG- 
Mitgliedstaaten, insbesondere aus Frankreich, ist 
jedoch auf die wachsende Konkurrenz dieses Wei- 
zens am westdeutschen Markt zurückzuführen. Das 
war im Berichtsjahr besonders in Nordrhein- West- 
falen und Baden-Württemberg der Fall. 
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Noch stärker als beim Mahlweizen wirkte sich die 
Konkurrenz der Mitgliedstaaten beim Futterweizen 
aus. Es wurden knapp 200 000 t denaturierter, durch 
Prämienzahlung verbilligter Futterweizen, überwie- 
gend aus den Niederlanden eingeführt; das ent- 
spricht einem Marktanteil von 55 ^/o, während bisher 
fast ausschließlich Inlandsweizen als Futterweizen 
über den Markt Verwendung fand. Die für die Bun- 
desrepublik Deutschland neue Denaturierungsrege- 
lung wurde erst im November 1967 wirksam. Sie lief 
sehr langsam an und erstreckte sich bis Ende Juni 
1968 auf eine Menge von 40 000 t Weichweizen, die 
durch private Betriebe denaturiert wurde. Die rela- 
tiv geringen Denaturierungen in der Bundesrepublik 
erklären sich besonders daraus, daß Handel, Genos- 
senschaften und Verarbeiter nur zögernd die ihnen 
in der Bundesrepublik erstmalig eingeräumte Mög- 
lichkeit der Denaturierung von Brotgetreide bei Ge- 
währung einer Denaturierungsprämie nutzten, zu- 


mal die Anschaffung der erforderlichen Vorrichtun- 
gen der Wirtschaft größere Investitionen abver- 
langte. Um Denaturierung von Brotgetreide in der 
Gemeinschaft künftig zu verstärken, sind deshalb 
noch vor Ablauf des Wirtschaftsjahres 1967/68 die 
Denaturierungsvorschriften der EWG mit Wirkung 
vom 1. August 1968 geändert und vereinheitlicht 
worden. 

Insgesamt ergibt sich, daß 1967/68 infolge der gro- 
ßen Ernte bei gleichzeitiger Zunahme der Einfuhren 
aus Mitgliedstaaten das Marktaufkommen den 
Marktverbrauch an Inlandsweizen einschließlich 
Export überstieg und zu einer Intervention in Höhe 
von 0,74 Millionen t führte. Dabei wurde die Inter- 
ventionsmenge noch dadurch in Schranken gehalten, 
daß die bisherige Ubergangsversorgung bis zur 
neuen Ernte über Abgaben aus der Bundesreserve 
durch eine neue Regelung abgelöst wurde. Für 
die am 1. August auf privaten Lagern vorhandenen 


Tabelle 9 


Weizenvermahlung für den Inlands verbrauch 

ohne Durum und Stärkeweizen 


Bundesland 

1961/62 

*) 

1962/63 

1963/64 

1964/65 

1965/66 

1966/67 

1967/68 

Anteil von Inlandsweizen in o/o 





Schleswig-Holstein 

69,2 

61,9 

69,7 

72,8 

70,9 

69,6 

66,4 

Hamburg 

74,4 

68,1 

60,1 

59,0 

58,9 

54,4 

62,6 

Niedersachsen 

72,1 

69,8 

75,4 

78,6 

75,8 

73,6 

76,1 

Bremen 

75,0 

56,7 

63,3 

50,5 

59,1 

74,8 

57,0 

Nordrhein-Westfalen 

74,1 

64,0 

62,4 

69,6 

67,8 

61,2 

55,8 

Hessen 

75,3 

76,3 

74,8 

76,9 

79,9 

80,7 

73,8 

Rheinland-Pfalz 

75,0 

75,5 

75,0 

77,0 

76,4 

74,7 

72,6 

Baden-Württemberg 

74,0 

72,3 

73,2 

78,3 

74,0 

70,4 

64,9 

Bayern 

74,1 

78,0 

80,9 

82,7 

81,4 

78,2 

75,9 

Saarland 

14,7 

17,5 

22,6 

14,5 

12,4 

14,1 

27,9 

Berlin (West) 

50,1 

50,0 

50,6 

49,8 

49,5 

50,5 

62,4 

Bundesgebiet | 

, 71,9 

68,3 

69,5 

73,0 

71,3 

68,2 

65,4 

Vermahlung in 1000 t 





insgesamt 

3 268 

3 281 

3 264 

3 132 

3 197 

3 001 

3 167 

davon: 








Inlandsweizen 

2 351 

2 239 

2 267 

2 286 

2 280 

2 046 

2 070 

Auslandsweizen 

917 

1 042 

997 

846 

917 

955 

1 097 

darunter aus EWG-Mitgliedstaaten . . 

• 


• 


147 

185 

264 


b einschließlich Vermahlung der Ostmüller, für die ebenso wie für die Länder Saarland und Berlin die 75°/o-Quote nicht 
galt. 
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Bestände wurde eine Übergangsvergütung in Höhe 
der Preisbruchdifferenz gezahlt. Diese Umstellung 
führte zu einer kräftigen Erhöhung der privaten 
Bestände am 1. Juli im Vergleich zu den wegen der 
Preissenkung besonders niedrigen Bestände am 
1. Juli 1967. 

Die Roggenernte 1967 war mit 3,3 Millionen t um 
6 Vo größer als der mehrjährige Durchschnitt. Die 
Verkäufe lagen mit knapp 1,2 Millionen t etwas 
unter dem Marktverb rauch. Für die Aufstockung der 
privaten Bestände am 1. Juli wurden zusätzliche 
Mengen benötigt, um die Ubergangsversorgung bis 
zur neuen Ernte aufgrund der EWG-Übergangsrege- 
lung ohne Abgaben aus der Bundesreserve sicherzu- 
stellen. Die Einfuhr (einschließlich der Bezüge aus 
der SBZ) übertraf die Menge, die bei einem gut 
funktionierenden Marktausgleich zwischen Uber- 
schuß- und Zuschußgebieten notwendig gewesen 
wäre. Seitdem Bayern, das vor 10 Jahren noch 
einen Überschuß von mehreren hunderttausend Ton- 
nen Roggen hatte, infolge rückläufiger Erzeugung 
Zuschußgebiet für Roggen geworden ist, entspricht 
das Preisgefälle von West nach Ost bei Roggen nicht 
mehr der tatsächlichen Marktsituation. Das führte 
besonders in Süddeutschland zu höheren Markt- 
preisen. 

Die Ernte an Futter- und Industriegetreide war mit 
8,89 Millionen t um 27 Vo größer als im Durchschnitt 
der Jahre 1961/66. Besonders stark über dem Durch- 
schnitt lag die Gerstenernte mit einer Zunahme von 
34 Vo. Der Braugerstenanteil entsprach mit 44 Vo der 
Sommergerstenernte dem Durchschnitt; infolge der 
großen Gesamternte erreichten die Braugerstenver- 
käufe mit 1,32 Millionen t einen Höchststand. Mit 
diesen Verkäufen konnten 1967/68 zwei Drittel des 
Marktbedarfs für den laufenden Verbrauch gedeckt 
werden. Der Absatz der Braugerste wurde zunächst 
jedoch dadurch erschwert, daß infolge einer Fehlein- 
schätzung des Marktes nach Fortfall der innerge- 
meinschaftlichen Abschöpfungen schon in den Mona- 
ten Mai und Juni 1967 umfangreiche Vorkontrakte 
für die Einfuhr braufähiger Sommergerste aus Frank- 
reich geschlossen worden waren. Die Einfuhr an 
Braugerste und Malz übertraf den Zuschußbedarf 
für den laufenden Verbrauch beträchtlich. Mit einer 
Erhöhung der Malzbestände im Berichtsjahr um 
0,3 Millionen t Gerstenwert hat eine Vorversorgung 
stattgefunden, die zu einer geringeren Nachfrage 
nach Braugerste im laufenden Wirtschaftsjahr füh- 
ren wird. Ein Grund für die Erhöhung der Malz- 
bestände ist in der Anhebung des Gerstenpreises 
am 1. August 1968 zu sehen. Auch sind die Handels- 
mälzer nach Einführung der Mehrwertsteuer, die zu 
einem Rückgang der Lohnvermälzung führte, auf die 
Erhöhung ihrer Absatzanteile bedacht. Diese Gege- 
benheiten haben zu Beginn des laufenden Wirt- 
schaftsjahres die Braugerste- und Malzpreise ge- 
drückt. Doch ist schon im Laufe des Monats August 
eine Beruhigung eingetreten, die in ansteigenden 
Braugerstenpreisen zum Ausdruck kam. 

Der gesamte Getreideverbrauch war im Berichtsjahr 
mit 22,34 Millionen t (ohne Schwund) um 2,26 Mil- 
lionen t größer als im Vorjahr. Während der Nah- 
rungsverbrauch leicht zurückging, erhöhte sich der 
Industrieverbrauch infolge der eingetretenen Be- 


standserhöhung bei Malz um knapp 0,3 Millionen t. 
Entscheidend für die Verbrauchszunahme war jedoch 
eine kräftige Zunahme der Getreideverfütterung. 
Sie erreichte im Wirtschaftsjahr 1967/68 einen Um- 
fang von 13,45 Millionen t; damit entfielen 58,8 ^/o 
des gesamten Getreideverbrauchs der Bundesrepu- 
blik auf den Futtersektor. Gegenüber dem Vorjahr 
wurden 1967/68 rd. 2,0 Millionen t Getreide mehr 
verfüttert. Die starke Zunahme geht in erster Linie 
auf eine erhöhte Produktion an tierischen Verede- 
lungserzeugnissen zurück, die vor allem bei Schwei- 
nen und Geflügel zu verzeichnen war. Die gute Ge- 
samtversorgung mit wirtschaftseigenen Futtermit- 
teln infolge guter Ernten hat möglicherweise auch 
dazu beigetragen, daß die zur Verfügung stehenden 
Futtermittel nicht sehr sparsam eingesetzt wurden, 
wie es in Jahren mit guter Futterversorgung regel- 
mäßig zu beobachten ist. 

Von der gesamten Getreideverfütterung wurden 
9,2 Millionen t oder reichlich ^/s des Verbrauchs in 
der Landwirtschaft direkt — ohne Marktberüh- 
rung — verfüttert; 4,2 Millionen t wurden über den 
Markt zugekauft. Damit hat sich das Verhältnis in 
der Zusammensetzung des Futterverbrauchs zwi- 
schen der Verfütterung in der Landwirtschaft und 
dem Zukauf über den Markt auch im abgelaufenen 
I Wirtschaftsjahr gegenüber den Vorjahren nicht 
grundlegend geändert. Der relativ umfangreiche Ge- 
treidezukauf über den Markt erfolgt vorwiegend in 
Form von Mischfuttermitteln, die auch bei guter 
j Versorgung mit wirtschaftseigenem Getreide, vor 
I allem für die Geflügel- und Schweinehaltung zuge- 
I kauft werden. Die Mischfuttermittel, deren Verwen- 
I düng auch aus arbeitswirtschaftlichen Gründen stän- 
I dig zunimmt, enthalten nicht nur die Nährstoffe in 
optimaler Zusammensetzung, sondern gleichzeitig 
als Auswirkung neuester Erkentnisse der Tierernäh- 
rungslehre essentielle Nähr- und Aufbaustoffe so- 
' wie prophylaktisch wirkende Zusätze in optimaler 
Dosierung. Von den Futtergetreidebezügen über 
den Markt waren 3,1 Millionen t oder rd. 72 Vo 
Importgetreide. Eine besondere Rolle bei den Fut- 
tergetreideimporten spielt der Mais; 1967/68 wurden 
für Futterzwecke 1,7 Millionen t Auslandsmais ver- 
braucht, das waren reichlich 56 Vo der gesamten Ver- 
fütterung von Auslandsgetreide und 41 Vo aller Ge- 
treidebezüge der Landwirtschaft über den Markt. 
Die starke Bevorzugung von Mais beim Futterge- 
treidezukauf, besonders bei der Misdifutterherstel- 
lung beruht auf seinem vergleichsweise niedrigen 
Preis. Zwar war die Position des Maispreises auch 
im Preisgefüge der nationalen Marktordnung gün- 
stig; da im deutschen Außenhandelssystem die Ein- 
fuhr aber der Menge nach bestimmt werden konnte, 
trat diese Begünstigung nicht so deutlich in Erschei- 
nung. Dem Nährstoffgehalt nach — gemessen an 
Gesamtnährstoffen in der Schweinefütterung — be- 
steht zwischen Weichweizen und Mais ein Verhält- 
nis von 100 ; 102 und zwischen Gerste und Mais ein 
Verhältnis von 100 : 115. Das Verhältnis der Schwel- 
lenpreise dieser Getreidearten zueinander verhielt 
sich jedoch wie 100 : 85 bei Weizen zu Mais und 
wie etwa 100 : 99 bei Gerste zu Mais. Obwohl im 
Berichtsjahr der Schwellenpreis für Mais niedriger 
festgesetzt war als der Schwellenpreis für Gerste, über- 
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Schaubild 3 


Tabelle 10 


Verarbeitung von Getreide zu Mischfutter 

Mil! t Mill.t 



Marktpreise für ausländisches Flittergetreide 

DM je 100 kg 


Wirtschaftsjahr 

Mais 

(ohne 

Plata-Mais) 

Gerste 

1961/62 

43,25 

42,65 

1962/63 

45,70 

44,93 

1963/64 

44,46 

44,40 

1964/65 

44,43 

44,45 

1965/66 

44,22 

44,83 

1966/67 

43,75 

44,20 

1967/68 2) 

39,72 

39,18 


Jahresdurchschnittspreise an den Börsen Hamburg, 

Hannover, Dortmund und Köln 

ab Januar 1968 einschließlich Mehrwertsteuer 



schritten im Laufe des Jahres die durchschnittlichen 
Marktpreise für Mais diejenigen für Gerste. Dadurch 
paßte sich das Verhältnis der Marktpreise den 
Nährstoffrelationen besser an; dennoch konnte auch 
unter diesen Bedingungen die Nährstoffeinheit über 
den Mais — besonders in den küstennahen Haupt- 
verbrauchsplätzen Nord: und Nordwestdeutschlands, 
in denen die Relationen der Schwellenpreise für den 
Futtergetreidezukauf ausschlaggebend sind — we- 
sentlich preisgünstiger bezogen werden als bei der 
Verwendung von Weichweizen oder Gerste im Fut- 
tersektor. Infolge dieser Preisverhältnisse hat die 
Maisverwendung, besonders bei der Mischfutterher- 
stellung, in der der Maisanteil in den letzten Jahren 
auf weit über die Hälfte des gesamten Getreidean- 
teils gestiegen ist, stark an Bedeutung gewonnen. 
Durch die für das laufende Wirtschaftsjahr vorgnom- 
mene Heraufsetzung des Schwellenpreises für Mais, 
mit der gleichzeitig auch das Preisniveau für Gerste 
angehoben wurde, wurden die Preisrelationen den 
Nährstoffgehalten besser angepaßt. Diese Preis- 
anpassung dürfte jedodi noch nicht ausreichen, um 
die Preisüberlegenheit des Maises entscheidend ein- 
zuschränken und dadurch einmal eine stärkere Ver- 


fütterung von überschüssigem und in die Interven- 
tion drängenden Weichweizen und zum anderen 
eine Verminderung des in der EWG wachsenden 
Exportüberschusses an Gerste zu bewirken. 


b) Außenhandel 

Die Einfuhr von Getreide und Getreideerzeugnissen 
hat sich im Wirtschaftsjahr 1967/68 trotz einer gro- 
ßen Ernte um 8 Vo auf 6,8 Millionen t erhöht. Dabei 
nahm die Einfuhr von Weizen und Weizenerzeug- 
nissen stärker zu als die Einfuhr an Futter- und 
Industriegetreide einschließlich Roggen. Gleichzeitig 
hat sich die Herkunft der Importe bei den beiden 
Getreidegruppen unterschiedlidi entwickelt. Die Ver- 
wirklichung des gemeinsamen Marktes auf dem 
Getreidesektor bewirkte unter den oben geschilder- 
ten Umständen einen Anstieg der Weizeneinfuhr 
aus EWG-Mitgliedstaaten auf die doppelte Menge 
(0,645 Millionen t). Damit hat die Weizeneinfuhr 
aus den Ländern der Gemeinschaft — nach anfäng- 
lichen Rückschlägen bei Einführung der gemein- 
samen Getreidemarktordnung — ihren höchsten 
Stand innerhalb der letzten 10 Jahre erreicht und 
auch den Umfang überschritten, den sie vor 1962/63 
mit Hilfe von Kontingenten inne hatte. Die Weizen- 
einfuhr aus Drittländern setzte 1967/68 die seit Jah- 
ren schwach rückläufige Entwicklung fort, machte 
aber immer noch zwei Drittel der Gesamteinfuhr 
von Weizen aus. 

Bei den übrigen Getreidearten und ihren Erzeugnis- 
sen brachte das Wirtschaftsjahr 1967/68 eine Zu- 
nahme der Importe — vor allem von Mais — aus 
Drittländern bei gleichzeitigem Rückgang der Ein- 
fuhr aus EWG-Mitgliedstaaten. Der Rückgang der 
Maiseinfuhr aus Frankreich beruhte in erster Linie 
darauf, daß die französischen Maisüberschüsse 
hauptsächlich im Südwesten anfallen und beim 
Transport in die deutschen Bedarfsgebiete mit hohen 
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Einfuhr von Getreide und Getreideerzeugnissen 


Tabelle 11 


Herstellungs- 

länder 


1959/60 

1960/61 

1961/62 

1962/63 

1963/64 

1964/65 

1965/66 


1966/67 1967/68 


1 000 t Getreidewert 


1967/68 gegen 
1958/59 1 1966/67 


Veränderung 
in ®/o 







Weizen 

und Weizenerzeugnisse 








EWG 


309,1 

490,4 

499,2 

556,0 

240,1 

254,7 

173,8 

332,8 

305,0 

644,8 

+ 

109 

+ , 

111 

Drittländer . . . 

2 

120,6 

1 603,1 

1 705,9 

2 963,6 

1 638,1 

1 641,1 

1 322,3 

1 304,2 

1 265.8 

1 217,0 

— 

43 

— 

4 

insgesamt , . 

2 

429,7 

2 093,5 

2 205,1 

3 519,6 

1 878,2 

1 895,8 

1 496,1 

1 637,0 

1 570,8 

1 861,8 

- 

23 

+ 

19 





übrige Getreidearten und Getreideerzeugnisse 







EWG 


114,5 

442,9 

363,5 

665,1 

588,2 

999,6 

1 609,8 

2 170,2 

1 967,4 

1 293,6 


. 

“ 

34 

Drittländer . . . 

2 

752,0 

2 886,6 

1 729,8 

4 149,0 

2 644,9 

2 324,6 

2 686,0 

3 315,8 

2 732,8 

3 633,9 

+ 

32 

+ 

33 

insgesamt . . 

2 

866,5 

3 329,5 

2 093,3 

4 814,1 

3 233,1 

3 324,2 

4 295,8 

5 486,0 

4 700,2 

4 927,5 

+ 

72 

+ 

5 





Getreide und < 

Getreideerzeugnisse insgesamt 







EWG 


423,6 

933,3 

862,7 

1 221,1 

828,3 

1 254,3 

1 783,6 

2 503,0 

2 272,4 

1 938,4 


358 

- 

15 

Drittländer . . . 

4 

872,6 

4 489,7 

3 435,7 

7 112,6 

4 283,0 

3 965,7 

4 008,3 

4 620,0 

3 998,6 

4 850,9 

— 

1 

+ 

21 

insgesamt . . 

5 

296,2 

5 423,0 

4 298,4 

8 333,7 

5 111,3 

5 220,0 

5 791,9 

7 123,0 

6 271,0 

6 789,3 

+ 

28 

+ 

8 


Frachtkosten belastet werden. Dies schwächt ihre 
Konkurrenzposition gegenüber Drittlandsmais. Vor 
dem 1. Juli 1967 genossen die Einfuhren aus den 
Mitgliedstaaten eine Abschöpfungspräferenz, wo- 
durch die räumlich ungünstig gelegenen Maisüber- 
schüsse einen Preisvorsprung gegenüber Drittlands- 
mais hatten. Hinzu kam, daß die französische Mais- 
ernte 1967 um 15^/o kleiner ausfiel als im Vorjahr. 
Die in den vergangenen 10 Jahren zu beobachten- 
den nahezu ständigen Verlagerungen in der Her- 
kunft der Einfuhr von Futter- und Industrie- 
getreide zugunsten der EWG-Mitgliedstaaten hat 
unter den aufgezeigten Bedingungen auch durch die 
Einführung des gemeinsamen Getreidepreises in der 
EWG in diesem Jahr keinen weiteren Auftrieb er- 
halten. Die Einfuhr von Futter- und Industriege- 
treide aus Drittländern erreichte 1967/68 dagegen 
den zweithöchsten Stand seit 1958/59. 1967/68 ent- 
fielen 67 des aus Drittländern importierten Futter- 
und Industriegetreides auf Mais und Milocorn; von 
der Futter- und Industriegetreideeinfuhr aus EWG- 
Mitgliedstaaten entfielen 63 ^/o auf Gerste. Damit 
hat sich die Zusammensetzung der Herkünfte der 
importierten Futtergetreidearten, vor allem infolge 
der verringerten Maiseinfuhr aus Frankreich, gegen- 
über dem Vorjahre leicht verändert. 

Die Ausfuhr von Getreide und Getreideerzeugnissen 
blieb 1967/68 unter dem Vorjahresergebnis und er- 


reichte 0,96 Millionen t. Obwohl sich dabei die Aus- 
fuhr in die EWG-Mitgliedstaaten gegenüber dem 
Vorjahr verdoppelt hat, entfielen auf sie nur 7'o/o 
der gesamten deutschen Getreideausfuhr. Wie schon 
im Vorjahr sank vor allem die Ausfuhr von Futter- 
getreide und Nährmitteln, während sich die Weizen- 
mehlausfuhr auf der Vorjahreshöhe halten konnte. 


c) Erzeuger- und Verbraucherpreise 
1. Erzeugerpreise 

Mit der im Berichtsjahr erfolgten Angleichung der 
Getreidepreise zwischen den Mitgliedstaaten waren 
die für den Platz Duisburg festgesetzten gemein- 
samen Grundrichtpreise der Gemeinschaft bei Wei- 
zen um 10,1%, bei Roggen um 13,3% und bei 
Gerste um 11,4% niedriger als die Grundrichtpreise, 
die 1966/67 in der Bundesrepublik Deutschland Gül- 
tigkeit gehabt hatten. Die Auswirkung der neuen 
Regelung ergab beim Erzeugerpreis (ab 1. Januar 
1968 einschließlich Mehrwertsteuer) für Weizen der 
Standardqualität im Bundesdurchschnitt einen Preis- 
rückgang von 9 %, der etwas geringer war als die 
Senkung des Grundrichtpreises. Bei Roggen war der 
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Tabelle 12 


Erzeugerpreise für Getreide der Standardqualität 

arithmetischer Jahresdurchschnitt 
DM je 100 kg 


Wirtscbaftsj ahr 

Weizen 

Roggen 

Brau- 

gerste 

1961/62 

43,82 

39,84 

43,21 

1962/63 

44,23 

41,15 

42,48 

1963/64 

44,06 

40,02 

42,45 

1964/65 

44,39 

39,95 

42,28 

1965/66 

44,75 

40,25 

42,62 

1966/67 

44,31 

40,40 

42,28 

1967/68») 

40,30 

36,96 

37,04 

gegen 1961/62 Vo 

-8ß 

“7,2 

“14,3 

gegen 1966/67 ®/o 

-9,0 

-8,5 

-12,4 


ab Januar 1968 einschließlich Mehrwertsteuer 


Rückgang des durchschnittlichen Erzeugerpreises mit 
8,5 '®/o geringer und bei Braugerste mit 12,4 Vo stär- 
ker als die Änderungen der Richtpreise. 

Die relativ günstige Entwicklung der Roggenpreise 
ergibt sich daraus, daß die Qualität des angeliefer- 
ten Mahlroggens 1967 überdurchschnittlich gut war 
und damit umfangreiche Mengen den Zuschlag für 
Mahlroggen von 10 DM je t auf den Interventions- 
preis erhielten. Ferner besteht bei Roggen in der 


Bundesrepublik Deutschland keine Uberschußsitua- 
tion, und auch die Konkurrenz der Mitgliedstaaten 
auf dem westdeutschen Roggenmarkt ist unbedeu- 
tend. Für die Roggenpreisentwicklung in der Bun- 
desrepublik ist weiter von gewisser Bedeutung, daß 
— wie bereits erwähnt — eine Divergenz zwischen 
dem festgesetzten West-Ost-Gefälle der Interven- 
tionspreise und der tatsächlichen Uberschuß-Zu- 
schuß-Situation besteht. Nachdem Bayern für Rog- 
gen Zuschußgebiet geworden ist, wäre eigentlich 
ein Süd-Nord-Gefälle der Preise erforderlich gewe- 
sen. Im süddeutschen Raum führt die unzureichende 
Roggenversorgung zu einem merklichen Anstieg der 
Roggenpreise, so daß Mahlroggen aus den nörd- 
licheren Teilen des Bundesgebietes dorthin abfließt. 

Bei Braugerste dagegen haben sich die Erzeuger- 
preise ungünstiger entwickelt, weil der deutsche 
Markt nach Wegfall der Preisgrenzen in der EWG 
einer stärkeren Konkurrenz aus den Mitgliedstaaten, 
insbesondere von Frankreich, ausgesetzt ist. Da- 
neben mag auch der Wegfall des Interventions- 
zuschlages für Braugerste eine gewisse Bedeutung 
für die Preisentwicklung gehabt haben. Bei den 
Getreidepreisausgleichszahlungen wurde der stär- 
kere Rückgang der Braugerstenpreise durch einen 
Sonderzuschlag berücksichtigt. 

Gegenüber 1961/62, dem letzten Jahr der nationalen 
Marktordnung, war der Rückgang der Preise bei 
Weizen und Roggen etwas schwächer, bei Brau- 
gerste dagegen noch stärker als gegenüber 1966/67. 
Der Rückgang der Marktpreise gegenüber dem 
Vorjahr war stärker als der Rückgang der Erzeuger- 
preise, Es ist also unter dem Konkurrenzdruck und 
durch die Verminderung der Finanzierungskosten 
(geringerer Warenwert) eine Einengung der Han- 
delsspanne eingetreten. 


Tabelle 13 

Erzeugerpreise für Weizen, Roggen und Braugerste 

Standardqualität, arithmetischer Jahresdurchschnitt 
DM je 100 kg 


Bundesland 

Weizen 

Roggen 

Braugerste 

1961/62 

1 1966/67 [ 

1967/68 

1961/62 

1 1966/67 1 

1967/68 

1961/62 

1 1966/67 1 

1967/68 M 

Schleswig-Holstein 

43,63 

45,03 

41,22 

39,77 

40,16 

36,34 

43,13 

42,42 

36,34 

Niedersachsen 

43,41 

44,77 

40,69 

39,47 

40,65 

36,74 

43,13 

42,31 

36,99 

Nordrhein-Westfalen .... 

43,96 

44,84 

40,69 

40,01 

40,38 

36,94 

43,64 

41,91 

36,71 

Hessen 

43,66 

44,01 

39,69 

39,89 

40,49 

36,88 

43,14 

41,71 

37,29 

Rheinland-Pfalz 

43,96 

44,08 

39,95 

39,96 

40,74 

37,14 

43,13 

41,72 

36,95 

Baden-Württemberg 

44,05 

44,26 

40,15 

40,05 

40,53 

37,87 

43,13 

43,37 

38,31 

Bayern 

43,89 

43,58 

39,81 

39,57 

40,01 

37,22 

43,29 

42,89 

38,12 

Saarland 

43,96 

43,88 

40,23 

39,96 

40,27 

36,53 

43,13 

41,88 

35,60 

Bundesgebiet 

43,82 

44,31 

40,30 

39,84 

40,40 

36,96 

43,21 

42,28 

37,04 


ab 1. Januar 1968 einschließlidi Mehrwertsteuer 
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Schaubild 4 


Erzeugerpreise ’) und Marktpreise *) für inländisches Getreide 


Weizen 

DM/IOOkg DM/IOOkg 



Juli A S 0 N D Jan. F M A M J 


Roggen 


DM/IOOkg DM/IOOkg 



Juli A S 0 N D Jan.F M A M J 


Braugerste 


DM/100kg DM/IOOkg 



Juli A S 0 N D Jan. F M A M J 


’) Bundesdurchschnitt bei Weizen und Roggen; bei Braugerste Durch- 
schnittspreise der Länder Bayern, Baden-Württemberg und Rheinland- 
Pfalz. — Standardqualität — 

Bei Weizen und Roggen Durchschnitt der Börsenpreise in Hamburg 
Hannover, Dortmund, Duisburg, Köln, Mannheim und Würzburg, bei 
Braugerste nur Mannheim und Würzburg 
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2. Verbraucherpreise 

Im Berichtsjahr haben sich die durchschnittlichen 
Verbraucherpreise für Mischbrot, Weißbrot und 
Kleingebäck kaum verändert. Seit Dezember 1966 
sind die Brotpreise nahezu unverändert geblieben; 
nur der Preis für Haushaltsmehl ging um knapp 2 Vo 
zurück. Der nach der Getreidepreissenkung vom 
1. Juli 1967 eingetretene Rückgang der Mehlpreise 
hat die Backbetriebe nicht zu einer Senkung ihrer 
Preise veranlaßt. Für die Verbraucher wirkte sich 
die Getreidepreissenkung lediglich in einer Stagna- 
tion der Backwarenpreise aus, nachdem die Konsu- 
menten in den Vorjahren laufende Preiserhöhungen 
hatten hinnehmen müssen, die nicht oder nur zu 
einem kleinen Teil mit einer Erhöhung der Roh- 
stoffpreise begründet werden konnten. Die Preise 
für Haferflocken stiegen um 4,4'%. Dabei mag eine 
Erhöhung der Einfuhrpreise für die in den Schäl- 
mühlen speziell verwendeten Qualitäten mitgewirkt 
haben. 

Der Verbraucherpreis für Teigwaren (Nudeln, Mar- 
kenware mit Ei) war im Berichtsjahr mit 3,09 DM/kg 
um knapp 10 '% höher als im Vorjahr. Der Wegfall 


der Abschöpfungsermäßigung für Hartweizen ab 
Mai 1967, die in den Vorjahren 12,00 DM je 100 kg 
ausgemacht hatte, führte unverzüglich zu einer Er- 
höhung des Preises für Teigwaren um 10%, ob- 
wohl die Hartweizenmühlen noch für einige Zeit mit 
Hartweizen versorgt waren, der zu alten Bedingun- 
gen eingeführt worden war. Der Teigwarenver- 
brauch ging infolge der Preiserhöhung um 6'% 
auf 3,3 kg je Kopf der Bevölkerung zurück. Die sehr 
niedrigen Kartoffelpreise dürften Substitutions- 
vorgänge noch gefördert haben. Diese Entwicklung 
vollzog sich zu Lasten der inländischen Vermahlung 
von Hartweizen; hinzu kamen der Abbau der vor 
der Preiserhöhung angelegten Teigwarenbestände 
sowie eine etwas größere Einfuhr an Grieß und 
Teigwaren. Die inländische Hartweizenverarbeitung 
war infolgedessen im Berichtsjahr um 22% niedri- 
ger als im Durchschnitt der vorhergehenden drei 
Jahre. Der starke Rückgang der Hartweizeneinfuhr 
im Wirtschaftsjahr 1967/68 erklärt sich aus der oben 
geschilderten Entwicklung sowie aus dem Abbau 
der im Vorjahr kräftig erhöhten Hartweizenbe- 
stände. 


Tabelle 14 


Verbraucherpreise für Getreideerzeugnisse 


Ware 


1958/59 1959/60 1960/61 1961/62 1962/63 1963/64 1964/65 1965/66 1966/67 1967/68 


DM je kg 


1967/68 gegen 


1958/59 1966/67 

Vo 


Mischbrot, hell . 

0,85 

0,85 

0,87 

0,93 

0,98 

Mischbrot, 
dunkel 

0,81 

0,81 

0,84 

0,89 

0,94 

Weißbrot ^ 

1 

1,10 

1,10 

1,13 

1,21 

1,28 

Kleingebäck . . . 

1,66 

1,65 

1,69 

1,77 

1,86 

Weizenmehl, 
Type 405 . . . . 

0,96 

0,96 

0,96 

1,00 

1,05 

Haferflocken, 

1. Sorte 1 

gepackt 

1,96 

1,96 

1,96 

1,93 

1,90 

Nudeln, Mar- 
kenware, mit 1 
Ei, gepackt 

2,50 

2,49 

2,63 

2,68 

2,69 


1,03 

1,06 

1,14 

1,23 

1.24 

+ 45,9 

+ 0,8 

1,00 

1,03 

1,11 

1,20 

1,20 

+48,1 

± 0 

1,34 

1,37 

1,46 

1,55 

1,56 

+ 41,8 

+ 0,6 

1,96 

2,00 

2,08 

2,13 

2,14 

+ 28,9 

+ 0,5 

1,06 

1,06 

1,07 

1,11 

1,09 

+ 13,5 

~18 

2,14 

2,20 

2,25 

2,29 

2,39 

+ 21,9 

+ 4,4 

2,81 

2,82 

2,82 

2,87 

3,09 

+23,6 

+ 7,7 
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d) Schwellenpreise und Abschöpfung 

Die im Berichtsjahr vorgenommene Preisangleichung 
in der EWG zog die Festsetzung gemeinsamer 
Schwellenpreise für die Einfuhr aus Drittländern 
nach sich. Das führte in der Bundesrepublik Deutsch- 
land im Vergleich zum Vorjahr zu einem entspre- 
chenden Rückgang der Schwellenpreise. Da bei allen 
Getreidearten auch die cif-Preise — ■ wenn auch in 
unterschiedlichem Ausmaß — niedriger waren als im 
Vorjahr, spiegelt der Rückgang der Abschöpfung 
nicht in vollem Umfang die Verminderung der 
Schwellenpreise wider. Bei Weichweizen erreichte 
der durchschnittliche Abschöpfungssatz 90 Vo des 


cif-Preises gegenüber 99 Va im Vorjahr. Bei Roggen 
betrug der durchschnittliche Abschöpfungssatz nur 
67 Vo des cif-Preises gegenüber 90 Vo im Vorjahr. 
Bei Roggen lag der gemeinsame Schwellenpreis wie 
auch der Richtpreis stärker unter dem Inlandspreis 
der Vorjahre als bei Weizen, weil in den übrigen 
Mitgliedstaaten im Gegensatz zur Bundesrepublik 
der Roggen vor allem als Futtergetreide angesehen 
wird. Aber auch der Rückgang des cif-Preises war 
bei Roggen geringer als bei Weizen. Bei Gerste 
und Mais zeigen die Abschöpfungssätze mit 61 und 
64'0/o der cif-Preise geringere Veränderung gegen- 
über dem Vorjahr, weil auch die cif-Preise kräftig 
zurückgingen. 


Schaubild 5 


Schwellenpreise, cif-Preise und Abschöpfungssätze für Getreide 
gegenüber Drittländern 



nuiiiii“ . M iiuiiiw ■ A HHiHHK 1 iniiiiur ■ ■ . 1 > XI tuLiHif v j iiiiimikx 1 minui. innu» / - i 

1966/67 67/68 66/67 67/68 66/67 67/68 66/67 67/68 66/67 67/68 


9 Arithmetisches Mittel der Monatspreise für EWG-Standardqualität. 
Abschöpfungsermäßigung bei der Hartweizeneinfuhr (12 DM je 100 kg). 
Abgabepreis für Hartweizen zur Herstellung von Teigwaren. 
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III. Reis 


Nachdem im Reiswirtschaftsjahr 1966/67 (Septem- 
ber/August) die Reispreise in den Nichterzeuger- 
staaten der EWG (Bundesrepublik Deutschland, Bel- 
gien, Luxemburg und die Niederlande) an die höhe- 
ren Preise der Erzeugerstaaten in der EWG (Frank- 
reich, Italien) weiter angeglichen worden waren, i 
konnte zum 1. September 1967 die gemeinsame 
Marktorganisation für Reis verwirklicht werden. 

1967/68 war, wie bei Getreide, das erste Jahr mit 
einheitlichen Schwellenpreisen. Die Angleichung be- 
deutete für die Bundesrepublik Deutschland, die 
Niederlande, Belgien und Luxemburg eine wesent- 
liche, für Italien eine leichte Preisanhebung. In 
Frankreich mußten die Reispreise etwas gesenkt 
werden. Die in der Übergangszeit (seit 1964/65) gel- 
tende Unterscheidung zwischen Erzeuger- und Nicht- 
erzeugerländern entfällt seit dem 1. September 1967. 
Die gemeinsame Reismarktordnung (Verordnung 
Nr. 359/67) lehnt sich in der Konstruktion eng an die 
gemeinsame Getreidemarktordnung an. Von einem 
Richtpreis für geschälten rundkörnigen Reis einer i 
Standardqualität, die für Duisburg auf 72,48 DM ^ 
je dz festgesetzt wurde, sind drei für die verschie- 
denen Verarbeitungsstufen geltende gemeinsame 
Schwellenpreise abgeleitet. Interventionspreise sind 
für Vercelli (Italien) und Arles (Frankreich) festge- 
setzt; sie gelten für Rohreis (Paddy-Reis) und sind 
ebenfalls vom Richtpreis abgeleitet. Für 1968/69 hat 
der Rat eine Erhöhung des Richtpreises um 3,40 DM 
je dz oder 4,6 üo beschlossen. 

Durch sehr hohe Qualitätszuschläge bei der Inter- 
vention von Langkornreis, die gegen die deutschen 
Vorstellungen beschlossen wurden, wurde die Pro- 
duktion dieser Reisart besonders stark angeregt. Da 
die in Italien erzeugten Varietäten jedoch weder 
dem Verbrauchergeschmack in den nördlichen Län- 
dern der Gemeinschaft entsprechen, noch auf dem 
Weltmarkt einen reibungslosen Absatz fanden, muß- 
ten zum Teil extrem hohe Exporterstattungen ge- 
währt werden, um den Absatz dieser Ware zu 
sichern. Der Anreiz zur Produktion der schwer ab- 


setzbaren Reisqualitäten wurde für das Reiswirt- 
schaftsjahr 1968/69 durch eine Verschärfung der An- 
forderungen an die Ware, die zur Intervention an- 
geboten werden kann, gemindert. 

a) Außenhandel 

Die Einfuhr der Bundesrepublik Deutschland an Reis 
und Reiserzeugnissen bewegte sich während des 
vergangenen Jahrzehnts zwischen 130 000 t und 
190 000 t unregelmäßig auf und ab. Mit 135 600 t 
ist die Reiseinfuhr des Wirtschaftsjahres 1967/68 die 
niedrigste seit 1960/61, sie nahm gegenüber dem 
Vorjahr um 21 üo ab. Dieser Rückgang dürfte sowohl 
auf die außergewöhnlich hohe Bevorratung im vor- 
hergehenden Reiswirtschaftsjahr als auch auf die 
Anhebung der Reispreise zurüdezuführen sein. Eine 
Verlagerung in der Herkunft der Einfuhr zugunsten 
der EWG-Mitgliedstaaten, die sich zunächst nach In- 
krafttreten der EWG-Reismarktordnung abzuzeich- 
nen schien, hat nicht angehalten. Aus Mitgliedstaa- 
ten stammten 1967/68 nur noch 15 Üo der Reiseinfuhr. 
Von den Drittländern hatten allein die USA 1967/68 
mit 61 000 t einen Anteil von 45 Üo an der Gesamt- 
einfuhr. Daneben kamen größere Mengen aus der 
Vereinigten Arabischen Republik (17 800 t) und aus 
Surinam (14 900 t). Die Einfuhr aus asiatischen Län- 
dern nahm weiter ab. 

Der Anteil des Langkornreises an der Reiseinfuhr 
der Bundesrepublik Deutschland stieg im Berichts- 
zeitraum weiter an (70 Vo, gegen 59 Vo im Jahre da- 
vor). Er kam zum weitaus größten Teil (72 ®/o) aus 
den USA, nur 10 ^/o wurde aus EWG-Mitgiied- 
staaten importiert. Gegenüber dem Vorjahr hat sich 
1967/68 die Einfuhr von Langkornreis aus EWG-Mit- 
gliedstaaten verdoppelt bei gleichzeitig starkem 
Rückgang der Importe von Rundkornreis. Insgesamt 
ist die Einfuhr von Rundkornreis gegenüber dem 
Vorjahr um fast die Hälfte auf 34 000 t gesunken, 
rund ein Viertel davon stammte aus Italien und 
Frankreich. 


Tabelle 15 


Einfuhr von Reis 


Herstellungs- 

195a/59 

1959/60 

1960/61 

1961/62 

1962/63 ' 

1963/64 1 

1964 '65 1 

1965/66 

1966 67 1 

1967/68 I 

J 

1967/68 
1958'59 1 

gegen 

1966/67 

iänder 

1 




1000 t 





Veränderung in "/'o 






Reis (geschält) 







EWG 

' 42,1 

22,7 

18,1 

33,4 

14,0 

12,5 

38,0 

24,0 

29,5 

20,1 

-52 

-32 

Drittländer . . . 

i 108,1 

1 

152,1 

112,8 

145,6 

133,4 

131,5 

134,2 

162,8 

141,4 

115,5 1 

1 

+ 7 

-18 

insgesamt . . . 

! 150,2 

1 

174,8 

130,9 

179,0 

147,4 

144,0 

172,2 

186,8 

170,9 

135,6 

-10 

-21 
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Die Einfuhr von Reiserzeugnissen ist unbedeutend, 
im Berichtsjahr betrug sie rund 300 t. Die Ausfuhr 
von Reis verringerte sich 1967/68 geringfügig auf 
24 500 t. 


b) Schwelienpreise und Abschöpfung 

Der erste gemeinsame Schwellenpreis für geschäl- 
ten Reis lag im Berichtsjahr (September 1967/ 
August 1968) mit 72,97 DM je 100 kg im Jahres- 
durchschnitt um 8,17 DM hoher als der durchschnitt- 
liche Schwellenpreis des Vorjahres in der Bundes- 


Tabelle 16 

Schwellenpreise, cif-Preise und Abschöpfungssätze 
für geschälten Reis 

Regelung gegenüber Drittländern 

DM je 100 kg 


Zeitraum 

Schwel- 

len- 

preis 

cif- 

Preis 

Ab- 

schöpfung 

September/ August 




1964/65 

56,80 

46,71 

10,09 

1 1965/66 

56,80 

51,79 

5,01 i 

1966/67 

64,80 

59,50 

5,30 

1 1967/68 

1 

72,97 

61,83 

11,14 1 

1 


republik. Die Abschöpfung erhöhte sich um 5,84 DM 
auf 11,14 DM. Sie entspricht damit 18®/o des durch- 
schnittlichen cif-Preises. Die Erhöhung der Abschöp- 
fung war geringer als die Anhebung des Schwellen- 
preises, weil auch die cif-Preise, wenn auch schwä- 
cher als in den Vorjahren, erneut angestiegen sind. 


c) Verbraucherpreise 

Im Berichtsjahr 1967/68 war der durchschnittliche 
Einzelhandelspreis für Langkornreis mit 1,84 DM je 
kg um 12 Pf höher als im Vorjahr. Damit war die 
Erhöhung der Einzelhandelspreise - — absolut gese- 
hen — stärker als die Anhebung des Schwellenprei- 
ses. Allerdings war im Vorjahr der Anstieg der Ein- 
zelhandelspreise hinter der Anhebung des Schwel- 
lenpreises erheblich zurückgeblieben, weil noch zum 
niedrigen Schwellenpreis eingekaufter Reis zunächst 
unter dem Wiederbeschaffungspreis abgegeben 
wurde. Im Berichtsjahr trat erneut ein Rückgang des 
Reisverbrauchs um 0,2 kg auf 1,5 kg je Kopf der 
j Bevölkerung ein. Dies dürfte sowohl auf den Preis- 
I anstieg bei Reis als auch auf die niedrigen Kartoffel- 
preise zurückzuführen sein. 


Tabelle 17 

Verbraucherpreise für Reis 

(Vollreis, unglasiert) 


] 

September/August 

1 

DM je kg 

Veränderung 
gegen Vorjahr 
in Vo 


Rundkornreis 


1961/62 

1,03 

+ 3,0 

1962/63 

1,12 

+ 8,7 

1963/64 

1,17 

+ 4,5 

1964/65 

1,22 

+ 4,3 

1965/66 

1,26 

+ 3,3 


Langkornreis 


1965/66 

1,68 


1966/67 

1,72 

+ 2,3 

1967/68 

1,84 

+ 7,0 


IV. Zucker 


Das Wirtschaftsjahr 1967/68 stand letztmalig im Zei- ’ 
chen der nationalen Marktordnungen und Preise, i 
Um einen reibungslosen Übergang zur gemein- | 
Samen Marktorganisation für Zucker zu gewähr- j 
leisten, wurden jedoch verschiedene gemeinsame j 
Maßnahmen auf Grund der Verordnung Nr. 44/67 
(über einzelne Maßnahmen zur gemeinsamen Markt- 
organisation für Zucker für das Wirtschaftsjahr 
1967/68) durchgeführt. Die Einfuhr von Zucker 
erfolgte nach einheitlichen Regeln auf der Grund- 
lage öffentlicher Ausschreibungen; dabei wurden 


Abschöpfungen erhoben. Bei der Zuschlagerteilung 
räumten sich die Mitgliedstaaten eine Präferenz ein; 
für die Einfuhr von Futterzucker aus Mitgliedstaaten 
wurde die Erhebung von Abschöpfungen ausgesetzt. 
Ferner waren die Mitgliedstaaten ermächtigt, zur 
Absatzförderung Erstattungen beim Export von 
Zucker, Denatiirierungsprämien und Produktions- 
erstattungen für in der chemischen Industrie ver- 
wendeten Zucker zu gewähren. Um übergroße Be- 
, stände zu Beginn des gemeinsamen Marktes zu ver- 
I meiden, wurden als wichtigste Maßnahme für die 
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Zuckererzeugung in den Mitgliedstaaten folgende 
Mengen (in Weißzucker ausgedrückte Produktions- 


mengen) für 1967/68 festgesetzt: 

Bundesrepublik Deutschland 1 737 684 t 

Frankreich 2 134 013 t 

Italien 1 294 401 t 

Niederlande 580 876 t 

Belgien 551 694 t 


EWG ... 6 298 668 t 


a) Produktion und Absatzlage 

Das Ubergangsjahr 1967/68 stand wie das Vorjahr 
wiederum im Zeichen einer überdurchschnittlichen 
Zuckerrübenernte. Von einer mit rund 294 000 ha 
unveränderten Anbaufläche wurden 13,8 Millionen t 
Rüben erzeugt. Der Rübenertrag von 470 dz/ha und 
der Zuckerertrag von über 64 dz vom Hektar sind 
die bisher höchsten Erträge. Insgesamt wurden 
1,89 Millionen t Zucker erzeugt. Da dieses Ergebnis 
die festgesetzte Produktionsmenge überstieg, muß- 
ten rund 157 000 t Zucker auf die Grundquote des 
Wirtschaftsjahres 1968/69 angerechnet werden. Zu- 
sätzlich flössen 1967/68 40 000 t Zucker auf Grund 
des Interzonenhandelsabkommens und weitere 
39 000 t Zucker aus Einfuhren in den Verbrauch für 
menschliche Ernährung. 


Der Absatz der Zuckerfabriken und Importeure an 
Zucker für den menschlichen Verbrauch belief sich 
im Wirtschaftsjahr 1967/68 auf 1,866 Millionen t, 
er lag damit um 124 000 t oder 7 Vo über der Vor- 
jahresmenge. 85 Vo des Mehrverbrauchs entfielen 
auf Verarbeitungszucker, während sich der Zucker- 
verbrauch in den Haushalten nur leicht erhöhte. 
Damit setzte sich eine schon seit einigen Jahren 
zu beobachtende Entwicklung in der Verbrauchs- 
zusammensetzung fort. 1967/68 wurden je Kopf der 
Bevölkerung 31,0 kg Zucker verbraucht (gegenüber 
29,1 kg im Vorjahr und 31,2 kg im Wirtschaftsjahr 
1965/66), davon 14,1 kg oder 45 Vo in Form von 
Haushaltszucker und 16,9 kg oder 55 Vo in Form 
von Verarbeitungszucker für Süßwaren, Backwaren, 
Getränke (einschließlich Weinzucker), Marmelade, 
Konserven und andere Erzeugnisse. 

Trotz des relativ hohen Verbrauchs nahmen die 
Zuckerbestände (einschließlich der Reserve für Ber- 
lin) bis zum 30. Juni 1968 um 53 000 t auf 977 000 t 
zu. Zu Beginn der Kampagne 1968, am 1. Oktober, 
ergab sich ein effektiver Überhang in Höhe von 
404 000 t, der etwa einem Bedarf von 2 V 2 Monaten 
entspricht. 

Im Ubergangsjahr 1967/68 wurden erstmalig Haus- 
haltsmittel für die Denaturierung von rund 50 000 t 
Inlandszucker zu Futterzwecken bereitgestellt. Die 
Prämie betrug durchschnittlich 60 DM je 100 kg; 
sie ist damit weniger aufwendig als Erstattungen für 
Exporte. 


Tabelle 18 


Versorgung mit Zucker 


! 

1 Gliederung 

Einheit 

1964/65 

1965/66 

1966/67 

1967/68 

Erzeugung in Zuckerfabriken 

1 000 t 

1 964 

1 436 

1 760 

1 895 

Bestandsänderung 

1 000 t 

+ 332 

-337 

+ 78 

+ 53 

Einfuhr 

1 000 t 

77 

82 

90 

79 

Ausfuhr 

1 000 t 

1 

1 

19 

0 

! Absatz der Zuckerfabriken und Importeure 

1 000 t 

1 708 

1 854 

1 753 

1 921 

Absatz für Futter und Industrieverbrauch -) 

1 000 t 

— 

1 

11 

55 

für Nahrungsverbrauch 

1 000 t 

1 708 

1 853 

1 742 

1 866 

davon Haushaltszucker 

1 000 t 

827 

891 

829 

846 

Verarbeitungszucker 

1 000 t 

881 

962 

913 

1 020 

Nahrungsverbrauch je Kopf 

kg 

29,1 

31,2 

29,1 

31,0 

davon Haushaltszucker 

kg 

14,1 

15,0 

13,8 

14,1 

Verarbeitungszucker 

kg 

15,0 

16,2 

15,3 

16,9 


^) ohne Außenhandel mit zuckerhaltigen Erzeugnissen und Futterzucker; in Weißzuckerwert 
^) aus inländischer Erzeugung 
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b) Außenhandel 

Im Wirtschaftsjahr 1967/68 wurden 39 000 t Zucker 
für die menschliche Ernährung eingeführt, davon 
36 000 t im Rahmen des Saarvertrages aus Frank- 
reich. Für den direkten Konsum in Tabakfabriken, 
Reformhäusern usw. wurden etwas mehr als 3000 t 
Rohrrohzucker aus Peru bezogen. Die Ausfuhr war 
mit weniger als 100 t Zucker unbedeutend. 

Aus Mitgliedstaaten und überseeischen franzö- 
sischen Departements wurden für die Verwendung 
im Futtersektor 202 000 t Zucker abschöpfungsfrei 
eingeführt. Drittlandseinfuhren von Futterzucker 
wie in früheren Jahren kamen wegen der nach Ein- 
führung der Abschöpfung höheren Grenzbelastung 
nicht zustande. 

c) Erzeuger- und Verbraucherpreise 

Der für 1967/68 festgesetzte Mindestpreis für Zuk- 
kerrüben betrug unverändert 7,25 DM je dz Rüben 
bei einem Zuckergehalt von 15,5 Vo an der Schneide- 
maschine. Auf Grund des höheren Zuckergehalts 
erzielten die Rübenanbauer im Durchschnitt einen 
Erlös von 7,39 DM je dz Rüben. 

Für Zucker galt im Ubergangsjahr weiterhin das 
bisherige Festpreissystem. Mit der Anwendung des 
Mehrwertsteuergesetzes ab 1. Januar 1968 konnte 
jedoch der einheitliche Verbraucherpreis für Zuk- 
ker um 2 Pfennig auf 1,17 DM je kg Grundsorte 
gesenkt werden. Für die Großabnehmer der Zucker- 
fabriken (Verarbeitungsindustrie, Großhandel) er- 
gab sich dabei eine Senkung der Einstandspreise 
um 4,00 DM je 100 kg. 

d) Marktregelungen 1968/69 

Vom 1, Juli 1968 an werden von allen Mitglied- 
staaten die Vorschriften der Verordnung Nr. 1009 67 
über die gemeinsame Marktorganisation für Zucker 
angewandt. Seitdem besteht ein gemeinsames Preis- 
system, und zwar beträgt 

— der Mindestpreis für Zuckerrüben 

6,80 DM je dz Rüben 

— der Interventionspreis für Weißzucker der 
Standardqualität (Kategorie 3) 

84,92 DM je dz Zucker 

0 für einen Zuckergehalt von 16 Uo, bei Anlieferung an 
die Sammelstclle ohne Steuern. Dieser Zuckergehalt 
dürfte einem Zuckergehalt von 15,5 ®/ü an der Schneide- 
maschine entsprechen. 


— der Richtpreis für Weißzucker der Standard- 
qualität (Kategorie 3) 

89,40 DM je dz Zucker. 

In Italien und in den überseeischen Departements 
Frankreichs gelten abgeleitete Rieht- und Inter- 
ventionspreise. 

Der Mindestpreis für Zuckerrüben liegt um 0,45 DM 
je dz unter dem bisherigen deutschen Mindestpreis. 
Der Interventionspreis von 84,92 DM je dz Zucker 
erhöht sich für die der deutschen Grundsorte ent- 
sprechende Kategorie 2 um einen Aufschlag von 
2 DM je dz und für die Kategorie 1 (Raffinade) um 
4,40 DM je dz. Der bis zum 30. Juni 1968 gültige 
vergleichbare deutsche Festpreis für die Grundsorte 
betrug 87,71 DM je dz. Zur Stabilisierung der Zuk- 
kerpreise wird ein Lagerkostenausgleich durchge- 
führt, der eine Konzentration des Angebots auf den 
Kampagnezeitraum vermeiden soll; diese Maßnahme 
soll das bis zum 30. Juni 1968 angewandte deutsche 
Freigabesystem ersetzen. 

Abschöpfungen werden nur noch bei Einfuhren aus 
Drittländern erhoben. Sie beziehen sich auf einen 
Schwellenpreis von 99,76 DM je dz Weißzucker, 
dessen Höhe Marktstörungen durch Drittlandseinfuh- 
ren kaum befürchten läßt. 

Außerdem besteht nunmehr ein einheitliches Er- 
stattungssystem bei der Ausfuhr in Drittländer. Für 
die Denaturierung von Zucker zu Futterzwecken 
wird eine Prämie gewährt, und für den in der chemi- 
schen Industrie verwendeten Zucker wird eine Pro- 
duktionserstattung gezahlt. 

Im Rahmen der zur Vermeidung einer Überproduk- 
tion eingeführten Quantumsregelung wurden eine 
Garantiemenge für die Gemeinschaft sowie Grund- 
mengen und Höchstquoten für die Mitgliedstaaten 
festgesetzt. Die Garantiemenge — bis zu welcher 
der Europäische Ausrichtungs- und Garantiefonds 
für die Landwirtschaft finanzielle Belastungen, die 
sich aus der Preis- und Absatzgarantie ergeben, voll 
übernimmt — beträgt lOö^/o des angenommenen 
Bedarfs. Für 1968/69 wurde sie auf Grund einer sehr 
optimistischen Verbrauchsschätzung (6 280 000 t) der 
Kommission auf 6 594 000 t Weißzucker festgesetzt. 
Die Grundmengen, auf die sich die Mitgliedstaaten 
geeinigt haben, betragen zusammen 6 480 000 t; auf 
die Bundesrepublik Deutschland entfallen hiervon 
1 750 000 t. Sie werden nach der durchschnittlichen 
Zuckererzeugung in den Wirtschaftsjahren 1961/62 
bis 1965 66 auf die Zuckerfabriken aufgeteilt. 
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V. Obst und Gemüse 


Das Kernstück der seit dem 30. Juli 1962 geltenden 
Verordnung Nr. 23 über die schrittweise Errichtung 
einer gemeinsamen Marktorganisation für Obst und 
Gemüse sind die Vorschriften über gemeinsame 
Qualitätsnormen. Folgeverordnungen regelten u. a. 
die Errichtung von Qualitätskontrollen im Waren- 
verkehr innerhalb der Gemeinschaft und gegenüber 
Drittländern sowie das Referenzpreisverfahren. Die 
Einhaltung der Normen hat allgemein zu Qualitäts- 
verbesserungen der gehandelten Ware geführt. Mit | 
der Verordnung Nr. 158/66 wurde vom 1. Januar 
1967 an auch für Obst und Gemüse, das innerhalb 
der Gemeinschaft in den Verkehr gebracht wird, die 
Einhaltung der gemeinsamen Qualitätsnormen vor- 
geschrieben. Eine wesentliche Ergänzung der Markt- 
regelung brachten die ersten beiden Titel der Ver- ! 
Ordnung Nr. 159/66 betreffend Erzeugerorganisatio- 
nen und Marktinterventionen. Die in Titel fff dieser 
Verordnung vorgesehene Vereinheitlichung der von 
den einzelnen Mitgliedstaaten gegenüber Dritt- 
ländern angewandten Einfuhrregelungen wurde bis- 
her noch nicht verwirklicht. 

Im Wirtschaftsjahr 1967/68 wurden auch in der 
Bundesrepublik Deutschland Erzeugerorganisationen 
gemäß Verordnung Nr. 159/66 gegründet und ge- 
fördert. Für diese Maßnahme wurden in den Haus- 
haltsjahren 1967 und 1968 zusammen rund 10 Mil- 
lionen DM aus Bundesmitteln zur Verfügung ge- 
stellt. 

Die gleiche Verordnung sieht Markteingriffe durch 
staatliche Interventionen zur Stabilisierung der 
Märkte und der Erzeugerpreise vor. Die Bundes- 
regierung hat aber von diesen Möglichkeiten keinen 
Gebrauch gemacht. Den Erzeugerorganisationen in 
der Bundesrepublik bleibt es freigestellt, Stabili- 
sierungsmaßnahmen in eigener Verantwortung 
durchzuführen. 

ln den übrigen EWG-Mitgliedstaaten wurden iin 
Berichtsjahr insbesondere Orangen, Äpfel, Birnen, 
Blumenkohl und Tomaten aus dem Markt genom- 
men und zum Teil vernichtet. Eine Entlastung des 
Marktes ist mit diesen Eingriffen höchstens örtlich 
erzielt worden, eine Auswirkung auf den gesamten 
EWG-Markt hat sich jedoch nicht nachweisen lassen. 

Die Bundesregierung hat stets darauf hingewiesen, 
daß sie die Vernichtung von Nahrungsmitteln mit 
öffentlichen Mitteln grundsätzlich ablehnt. Sie ist 
nach wie vor der Ansicht, daß 

— mit solchen Eingriffen eine Anpassung der Pro- 
duktion an die Markterfordernisse nicht erreicht 
wird, 

— solche Eingriffe, wenn überhaupt, nur in Uber- 
schußländern vorgenommen werden sollten, und 
daß 

■ — das Erzeugereinkommen damit nicht nachhaltig 
verbessert werden kann. 


Wie die Bundesregierung lehnen die deutschen 
Erzeuger die Verwendung öffentlicher Mittel für die 
Vernichtung von Nahrungsmitteln ab. Stattdessen 
erwarten die Erzeuger, daß der Absatz von Obst 
und Gemüse nachhaltiger als bisher gefördert wird. 

Die für einzelne Obst- und Gemüsearten gegenüber 
Drittländern festgesetzten Referenzpreise wurden 
im Berichtsjahr nicht unterschritten, so daß eine 
Erhebung von Ausgleichsabgaben nicht erforderlich 
wurde. Da der Bedarf an Obst und Gemüse ■ — ab- 
gesehen von Apfelsinen und Bananen — im wesent- 
lichen aus der Erzeugung der Gemeinschaft gedeckt 
wird, kommt den Referenzpreisen für die Stabili- 
sierung der Erzeugerpreise nur eine begrenzte Be- 
deutung zu. 

Die seit dem 1. Juli 1967 geltende gemeinsame Han- 
delsregelung für Verarbeitungserzeugnisse aus 
i Obst und Gemüse beschränkte sich zunächst nur 
darauf, bei der Einfuhr von Zubereitungen mit 
Zuckerzusatz aus Drittländern eine Abschöpfung zu 
erheben. Die betreffenden Erzeugnisse wurden da- 
durch nicht verteuert. Im Berichtsjahr lagen die 
Preise für Pfirsich- und Ananaskonserven um 2 bis 
3 0 unter der Vorjahrshöhe. 

' Mit der ab 1. Juli 1968 geltenden Verordnung 
Nr. 865/68 wurde für alle Zubereitungen aus Ge- 
müse und Früchten der gemeinsame Markt her- 
gestellt. Während seitdem auch im innergemein- 
schaftlichen Warenverkehr mit Verarbeitungserzeug- 
nissen aus Obst und Gemüse mengenmäßige Be- 
schränkungen und Zölle entfallen, können jedoch, 
um Verkehrsverlagerungen zu vermeiden, Schutz- 
maßnahmen nach Artikel 115 des EWG-Vertrages 
ergriffen werden. Die Bundesregierung hat im 
Berichtszeitraum von dieser Möglichkeit Gebrauch 
gemacht. Gegenüber Drittländern wenden die Mit- 
gliedstaaten bis auf weiteres noch ihre bislang prak- 
tizierten Einfuhrregelungen an. 

a) Obst 

Die Obsternte 1967 war mit 3,34 Millionen t um 
23 0 größer als im Durchschnitt der Jahre 1961 bis 

1966. Während die Ernte von Stein- und Beerenobst 
hinter dem Durchschnitt zurückblieb, war die Apfel- 
ernte mit 2,27 Millionen t beträchtlich größer. Sie 
übertraf die Erntemenge des Vorjahres um 54 Vo. 
i Der Absatz bereitete Schwierigkeiten, die ihre 
Hauptursache in den hohen Erträgen des Extensiv- 
I anbaus und in der großen Ernte in Haus- und Klein- 
I gärten hatten. 

Die Einfuhr von Frischobst (einschließlich Bananen) 
lag 1967/68 mit 1,84 Millionen t um 9 ^/o unter der 
Vorjahresmenge, Rückläufig war vor allem die Ein- 
fuhr von Kernobst, nämlich um 140 000 t; diese 
Menge entsprach aber bei weitem nicht der Zu- 
j nähme der inländischen Erzeugung. So erhöhte sich 
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S c h a u b i 1 d 6 


Erzeuger- und Verbraucherpreise für Äpfel 


DM/kg OM/kg 



Erzeugerpreise. Verbraucherpreise: 1 ) ab Janu*.r 1966 «inschl. Mehrwertsteuer 

" Inländ. Äpfel Klasse A Inland. Tateläpfel 

— — — — Ausländ. Tafeläpfel 


der Verbrauch an Frischobst einschließlich Bananen 
auf 80,8 kg je Kopf der Bevölkerung (gegenüber 
7v5,8 kg im Vorjahr). Die Verbrauchszunahme war 
bei Äpfeln erheblich stärker. Dagegen blieb der 
Verbrauch von Stein- und Beerenobst kleiner als im 
Vorjahr. 

Die Erzeugerpreise für Apfel, die im Vorjahr bereits 
stark gesunken waren, gingen im Berichtsjahr noch- 
mals zurück und erreichten damit den bisher nied- 
rigsten Stand seit Anfang der sechziger Jahre. Die 
Verbraucherpreise für inländische Äpfel sanken 
teilweise noch stärker als die Erzeugerpreise. Da- 
gegen war der Rückgang der Verbraucherpreise für 
ausländische Äpfel schwächer als der für inlän- 
dische. 

Einfuhr und Verbrauch von frischen Zitrusfrüchten 
lagen im Berichtsjahr mit fast 1 Million t oder 
15,8 kg je Kopf der Bevölkerung etwa auf der Höhe 
des Vorjahres. Die Verbrauchszunahme bei Äpfeln 
hat den seit drei Jahren gleichbleibenden Verbrauch 
von Zitrusfrüchten nicht berührt. Die Einfuhr von 
Apfelsinen und Zitronen blieb gegenüber dem Vor- 
jahr gleich hoch, während sich die Einfuhrsteige- 
rung bei Pampelmusen fortsetzte und bei Klemen- 
tinen und Satsumas ein Rückgang eintrat. 


b) Gemüse 

Die Gemüseerzeugung für den Markt (Frischmarkt 
und Verwertungsindustrie zusammen) war im Be- 
richtsjahr mit 1,55 Millionen t um 4,4 Vo größer als 
die ebenfalls gute Ernte des Vorjahres. Die Erzeu- 
gung von Feingemüse erhöhte sich (+ 6 ^/o) stärker 
als die von Grobgemüse (+l,6°/o). Gleichzeitig 


nahm die Einfuhr um 3,7 ^/o zu. Diese Zunahme von 
Erzeugung und Einfuhr führte bei rückläufigen Prei- 
sen zu einer weiteren Erhöhung des Gemüsever- 
brauchs über den Markt, der wie im Vorjahr zu 56 Vo 
aus der inländischen Erzeugung gedeckt wurde. 

Die Entwicklung von Erzeuger- und Verbraucher- 
preisen wird in den Schaubildern 7 und 8 an 4 Bei- 
spielen gezeigt. Während bei Blumenkohl wie bei 
Tomaten die Marktverflechtung mit anderen Mit- 
gliedstaaten besonders groß ist, wird der Bedarf an 
Möhren und an Weißkohl ganz überwiegend aus 
der inländischen Erzeugung gedeckt. Die Erzeuger- 
preise für Tomaten waren im Berichtsjahr etwas 
höher als im Vorjahr. Der Einfuhrzuwachs in Höhe 
von 12 Vo fiel nur zu einem geringen Teil in die 
Hauptsaison für deutsche Frischware. Die Erzeuger- 
preise für Blumenkohl waren ■ — bei einer Zunahme 
der Einfuhr um 18°/o — vor allem bei Frühblumen- 
kohl niedriger als im Vorjahr; dies schlug sich auch 
in den Verbraucherpreisen nieder, die im Jahres- 
durchschnitt um 12 ^/o hinter dem Vorjahr zurück- 
blieben. 

Die Beseitigung der mengenmäßigen Beschränkun- 
gen im Warenverkehr zwischen den Mitgliedstaaten 
hat die deutschen Hersteller von Gemüsekonserven 
seit Mitte 1968 in eine schwierige Lage gebracht, da 
in den Partnerstaaten noch erhebliche Bestände an 
Gemüsekonserven aus der Produktion des Vorjahres 
vorhanden sind. Diese Konserven werden in der 
Bundesrepublik Deutschland zu niedrigen Preisen 
angeboten. Als Folge davon ist der Absatz heimi- 
scher Gemüsekonserven, insbesondere Erbsenkon- 
serven, erschwert worden. Die Auswirkungen dieser 
Angebote treffen auch den deutschen Vertragsanbau 
von Gemüse und die Zulieferindustrien. 
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Schaubild 7 


Erzeuger- und Verbraucherpreise für Weißkohl und Tomaten 


DM/kg DM/kg 



Apr. Juli Okt. Jan. Apr. Juli Okt. Jaa Apr. Juli Okt Jan, Apr Juli Okt- Jan. Apr. Juli Okt. Jan. Apr. Juli 

f 1959/60 -196W62 1964/65 1965/66 1966/67 19.67/68 1 968 


Weißkohl Tom aten 

' Erzeugerpreis« “ — Erzeugerpreis« 1) ab Januar 1968 einschlMehrwertsteucr 

■ Verbraucherpreis« Verbraucherpreis« 


Schaubild 8 

Erzeuger- und Verbraucherpreise für Möhren und Blumenkohl 


OM/kg DM/kg 



Apr. Juli OkT- Jan. Apr Juli Okt, Jan. Apr. Juli Okt. Jan, Apr. Juli Okt. Jan. Apr. Juli Okt. Jan. Apr. Juli 


♦ 1959/60-1961/62 1964/65 1965/66 1966/67 1967/68 1968 

Möhren Blumenkohl 

Erzeugerpreis« — — — Erzeugerpreis« 1) Erzeugerpreis« ab Januar 1968 «inschl. Mehrwertsteuer 

Verbraucherpreis« Verbraucherpreis« 
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VK Wein 


Die Maßnahmen zum Aufbau einer gemeinsamen 
Marktorganisation für Wein beschränkten sich bis- 
her, wenn man von den Regelungen zur Beschaffung 
statistischer Unterlagen absieht, auf den seit 1959 
laufenden Abbau der Zölle bei gleichzeitiger Er- 
höhung der Einfuhrkontingente gegenüber Mitglied- 
staaten sowie auf die Angleidiung der Zölle gegen- 
über Drittländern an den EWG-Außenzoll. 

Der Vorschlag der Kommission für eine gemeinsame 
EWG-Weinmarktordnung vom Juni 1967 wurde im 
Berichtsjahr eingehend erörtert. Da in verschiedenen 
Grundsatzfragen — Anbauregelung, Interventions- 
system, Außenhandelsregelung und Finanzierung — 


stark abweichende Auffassungen bei den verschiede- 
nen Delegationen bestehen, konnte noch keine Eini- 
gung erzielt werden. 

Ohne eine Entscheidung über diese Grundsatzfragen 
ist auch die Erörterung des Vorschlages der Kom- 
mission über die Gemeinschaftsregelung für Quali- 
tätsweine fruchtlos. Während Frankreich und Italien 
für eine Abgrenzung der Qualitätsweine nach der 
geographischen Herkunft eintreten, stellt die Bun- 
desrepublik Deutschland auf Grund ihrer von Jahr 
zu Jahr stark schwankenden Ökologischen Verhält- 
nisse die Qualität des fertigen Weines in den Vor- 
dergrund. Weitere Schwierigkeiten bestehen bei den 


Tabelle 19 


Einfuhr von Wein 


Herstellungsländer 

September/August | 

1963/64 

1964/65 

1965/66 

1966/67 

1967/68 

1967/68 gegen 
1963/64 1 1966/67 



1000 hl 



Veränderung in 



Wein insgesamt 




EWG 

3 232 

2 600 

3 881 

2 746 

3 111 

- 4 

+ 13 

Drittländer 

874 

1 215 

1 822 

1 884 

1 807 

+ 107 

- 4 

insgesamt . . . 

4 106 

3 815 

5 703 

4 630 

4 918 

+ 20 

+ 6 



darunter 







Trinkwein 





EWG 

1 015 

900 

1 303 

1 079 

977 

- 4 

- 9 

Drittländer 

595 

672 

1 329 

1 333 

1 304 

+ 119 

- 2 

insgesamt . . . 

1 610 

1 572 

2 632 

2 412 

2 281 

+ 42 

- 5 


Wein zur Herstellung von Schaumwein 




EWG 

547 

235 

750 

452 

506 

- 7 

+ 12 

Drittländer 

15 

15 

37 

35 

133 

• 

+ 280 

insgesamt . . . 

562 

250 

787 

487 

639 

1 + 14 

+ 31 



Wein zur Herstellung von Destillat 




EWG 

1 342 

1 095 

1 316 

926 

1 236 

~ 8 

+ 33 

Drittländer 

82 

350 

239 

300 

220 

+ 168 

- 27 

insgesamt . . . 

1 424 

1 445 

1 555 

1 226 

1 456 

+ 2 

+ 19 


einsdaließlidi Schaumwein und Wermut 
2) Rot- und Weißwein einschließlich Dessertwein 
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vorgesehenen Verbesserungsmaßnahmen, bei denen 
die Vorstellungen der nördlichen Mitgliedstaaten 
(Zuckerung) und der südlichen Weinbauländer 
(Säuerung, Zusatz von Most- oder Weinkonzentrat) | 
naturgemäß unterschiedlich gelagert sind. Unter- 
schiedliche Auffassungen bestehen auch über das ' 
Verschneiden der Weine. 

Entgegen ihren Ankündigungen hat die Kommission 
bisher noch keinen Vorschlag zur Angleichung der 
weinrechtlichen Bestimmungen vorgelegt. Da Wein 
durch zulässige Behandlungsmethoden in seinem 
Geschmacksbild erheblich verändert werden kann, 
ist die Harmonisierung der Rechtsvorschriften von i 
entscheidender Bedeutung. Werden hier die regio- ■ 
nal unterschiedlichen klimatischen und Standort- | 
mäßigen Bedingungen sowie die traditionellen Wein- I 
bereitungsverfahren nicht ausreichend berücksichtigt, 
kann dies leicht dazu führen, daß die heute beste- 
henden Produktdifferenzierungen nivelliert würden. 
Dies läge weder im Interesse der Erzeuger noch der 
Verbraucher. 

Die Weinmarktordnung, die Qualitätsweinregelung 
und die Angleichung des Weinrechtes stehen in 
engem Zusammenhang; deshalb wird von den Sach- 
verständigen aller Mitgliedstaaten ihre gemeinsame 
Verabschiedung im Rat angestrebt. Da noch keine 
gemeinsame Weinmarktorganisation besteht, sind 
bei Wein und Schaumwein — im Gegensatz zu den 
meisten anderen Agrarwaren — am 1. Juli 1968 die 
Binnenzölle und die Kontingente noch nicht weg- 
gefallen. 


I Nach einem Beschluß des Rats der Europäischen Ge- 
i meinschaften soll aber der freie Warenverkehr bei 
Wein spätestens am 31. Oktober 1969 verwirklicht 
sein. 

Wie in den Jahren 1965 und 1966 hat der Rat 
auch 1967 keinen Beschluß über die Erhöhung 
des EWG-Giobaikontingents für Wein gefaßt, da 
die Voraussetzungen dafür, nämlich Fortschritte bei 
der Errichtung der gemeinsamen Weinmarktorgani- 
sation, nicht Vorgelegen haben. Die Bundesregie- 
rung hat jedoch autonom zusätzliche Einfuhrmög- 
lichkeiten für ca. 270 000 hl Trinkwein aus EWG- 
Ländern eröffnet. 

Die Mosternte der Bundesrepublik Deutschland 1967 
lag, bei nur unwesentlich größerer Rebfläche, mit 
6 Millionen hl mengenmäßig ca. 20 ^/o über und qua- 
litätsmäßig geringfügig unter der Ernte des Jahres 
1966. Angebot und Nachfrage waren im allgemei- 
nen ausgeglichen, so daß der Stabilisierungsfonds 
für Wein nicht mit Marktstabilisierungsmaßnahmen 
einzugreifen brauchte. 

Die Weineinfuhr war im Wirtschaftsjahr 1967/68 
mit 4,9 Millionen hl um 0,3 Millionen hl oder knapp 
6^0 größer als im Vorjahr. Von der Gesamtmenge 
kamen 63 Vo aus Mitgliedstaaten gegenüber 59 Vo 
im Vorjahr. Der Verbrauch von Trinkwein ein- 
schließlich Schaumwein stieg um 0,2 1 oder 1,3 Vo 
auf 15,3 1 je Kopf der Bevölkerung. Während der 
Verbrauch an Spirituosen mit 2,2 1 reinem Alkohol 
je Kopf unverändert blieb, erhöhte sich der Bier- 
verbrauch je Kopf der Bevölkerung um 2,5 Vo auf 
128,5 1. 


Vli. Rindfleisch 


Die Verordnung Nr. 14/64, die seit dem 1. Novem- 
ber 1964 Anwendung fand, ist am 28. Juli 1968 
außer Kraft getreten und durch die Verordnung 
Nr. 805/68 über die gemeinsame Marktorganisation 
für Rindfleisch vom 27. Juni 1968 ersetzt worden. 
Die Grundzüge der Übergangsverordnung, wie 
Orientierungspreise und das kombinierte Zoll/ 
Abschöpfungssystem bei der Drittlandseinfuhr, wur- 
den, wenn auch z. T. mit gewissen Modifizierungen, 
übernommen. 

Schon daraus geht hervor, daß sich die Verordnung 
Nr. 14/64 in den 3 V 2 Jahren ihrer Anwendung im 
großen und ganzen bewährt hat. Gewisse Wett- 
bewerbsverzerrungen ergaben sich jedoch in einigen 
Fällen durch die einzelnen Mitgliedstaaten zugestan- 
denen Sonderregelungen, die jetzt im Endstadium 
des gemeinsamen Rindfleischmarktes weggefalien 
sind. Der allgemeinen Auffassung, daß eine separate 
Abschöpfungsregelung für Rindergefrierfleisch not- 
wendig war, wird in der neuen Verordnung nun- 
mehr Rechnung getragen. 

Durch die jährliche, sehr deutliche Anhebung der 
Orientierungspreise für Rinder, denen die Markt- 
preise in verschiedenen Ländern auf Grund stärke- 
rer Produktionssteigerungen nicht gefolgt sind, 


haben sich die Absatzchancen der Drittländer in 
den letzten Jahren, insbesondere im Wirtschafts- 
jahr 1967/68, verschlechtert. Dadurch kam es zu 
einer gewissen Verlagerung der Importe von 
Gefrierfleisch zu Rindfleischkonserven, die im Ge- 
gensatz zur Rohware der Abschöpfung nicht unter- 
liegen. Dies aber hatte eine Verschlechterung der 
Wettbewerbsposition der deutschen Verarbeitungs- 
industrie gegenüber der Konkurrenz in den Dritt- 
ländern zur Folge. Diese Entwicklung soll gebremst 
werden durch die Regelung in der Verordnung 
Nr. 805/68, die in Artikel 14 den Fortfall der Ab- 
schöpfungen für gefrorene Vorderviertel und kno- 
chenloses Gefrierfleisch, das zu Rindfleischkonserven 
verarbeitet wird, vorsieht. Ferner enthält die neue 
gemeinsame Marktorganisation weitere Einfuhr- 
begünstigungen für Gefrierfleisch zu Verarbeitungs- 
zwecken, um dem verarbeitenden Gewerbe den 
Import von Rohware zu Preisen zu ermöglichen, die 
in angemessener Relation zum Preis der Fertig- 
produkte stehen. U. a. wird den Abnehmern inlän- 
discher Interventionsware bei Einfuhr von Gefrier- 
fleisch zu Verarbeitungszwecken unter bestimmten 
Bedingungen die Abschöpfung erlassen; dadurch sol- 
len Stockungen beim Abbau der einheimischen 
Lagerbestände vermieden werden. 
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Tabelle 2,0 


Abschöpfungsregelung 


Bei Marktpreisen auf den Referenz- 
märkten, bezogen auf den 
Orientierungspreis, von . . . 


beträgt der 
Abschöpfungs- 
satz: 


Alte Regelung gemäß VO Nr, 14/64 


unter lOO'Vo 
100 bis 105 o/o 
über 105 o/o 


100 o/o 
50 o/o 
0 o/o 


Neue Regelung gemäß VO Nr. 805/68 


unter 

100 

'»/o 

100 

Vo 

100 bis 

102 

Vo 

75 

Vo 

102 bis 

104 

Vo 

50 

Vo 

104 bis 

106 

Vo 

25 

Vo 

über 

106 

Vo 

0 

Vo 


Unter der alten Einfuhrregelung der Verordnung | 
Nr. 14/64 wurden durch den abrupten Übergang 
von der Null-Abschöpfung zur 50 o/oigen bzw. von 
der 50 o/oigen zur vollen Abschöpfung die Dispositio- 
nen des Importhandels erschwert. Dem wurde nun- 
mehr durch den Einbau zusätzlicher Abschöpfungs- 
stufen abgeholfen. Gleichzeitig wird der Schutz des 
Inlandsmarktes durch die Anwendung der Abschöp-' 
fung bis zu 106 o/o des Orientierungspreises (frü- | 
her bis zu 105 o/o) erhöht. 

Im Rahmen der Übergangs-Marktordnung bestand 
die Möglichkeit, daß Marktpartner durch gewisse | 
Manipulationen den deutschen Referenzpreis und | 
damit die Höhe der Abschöpfung beeinflußten. Der- 
artiges ist kaum noch zu befürchten, da der jetzt 
für die Abschöpfung maßgebliche EWG-Referenz- 
preis die Marktanteile aller Mitgliedstaaten berück- 
sichtigt und der deutsche Preis nur mit 27,5 o/o in 
seine Berechnung eingeht, überdies wurde die An- 
zahl der deutschen Referenzmärkte — - den Forde- 
rungen des Bundestages und Bundesrates entspre- 
chend — am 29. Juli 1968 durch Einbeziehung der 
wichtigsten Erzeugermärkte von den bisherigen 
12 Zuschußmärkten in Nordrhein-Westfalen auf 
24 Märkte im Bundesgebiet erweitert. Eine entspre- 
chende Ausdehnung des Kreises der Referenzmärkte 
in den anderen EWG-Ländern ist von deutscher 
Seite wiederholt gefordert worden; diesbezügliche 
Vorarbeiten sind jetzt im Gange, vor allem in 
Frankreich. 

Die in den zurückliegenden Jahren nur Italien 
gewährte Abschöpfungsfreiheit für Einfuhren von 
Jungrindern aus Drittländern führte zeitweise zu 
Störungen im Binnenhandel der Gemeinschaft. In 
Anbetracht der defizitären Marktlage bei Rindfleisch 
in der EWG wurde diese Regelung in modifizierter 
Form in die endgültige Marktorganisation übernom- 
men. Die Vergünstigung gilt für Drittlandseinfuhren 


aller Mitgliedstaaten, jedoch nur für männliche 
Jungrinder von 220 bis 300 kg Lebendgewicht sowie 
für Kälber bis zu 80 kg Lebendgewicht, wenn sich 
der durchschnittliche Marktpreis für Kälber in der 
Gemeinschaft über dem Orientierungspreis für Käl- 
ber bewegt. Damit soll der für die auszuweitende 
Rindfleischproduktion benötigte Zusatzbedarf an 
Kälbern gedeckt werden können, ohne daß die Kuh- 
bestände in der Gemeinschaft erhöht werden müssen 
und dadurch die Milchproduktion noch weiter an- 
steigt. 

Gegenüber Dänemark gilt ein besonderes Prä- 
ferenzabkommen, das während der Kennedy-Runde 
zwischen der EWG und Dänemark vereinbart wor- 
den ist. In diesem Abkommen werden Dänemark 
bei Lieferungen von Kühen zur Verarbeitung unter 
Zollaufsicht in die EWG für die Zeit vom 1. Juli 1968 
bis 30. Juni 1970 ein ermäßigter Zollsatz von 13 Vo 
sowie zeitlich und in Abhängigkeit von den Schlacht- 
rinderpreisen in der EWG gestaffelte Abschöpfungs- 
begünstigungen gewährt. 

Im Rahmen der Übergangs-Marktordnung wurden 
zur Interventionspolitik nur in der Bundesrepublik 
Deutschland und in Frankreich Erfahrungen gesam- 
melt. Dabei zeigte es sich, daß eine wirksame 
Marktstützung nicht allein vom Umfang der Kauf- 
menge abhängig ist, sondern daß es auch auf ge- 
zielten Einsatz auf den betroffenen Märkten und 
Beschränkung auf bestimmte Qualitäten ankommt. 
In diesem Zusammenhang ist auch an den Wieder- 
verkauf der Interventionsware zu denken. Die 
Schwierigkeiten, die hierbei in Frankreich aufge- 
treten sind, waren ausschlaggebend dafür, daß künf- 
tig obligatorische Interventionen sich auf markt- 
gängige Qualitäten beschränken. Grundsätzlich wird 
die obligatorische Intervention durchgeführt, wenn 
der EWG-Referenzpreis 93 Vo des Orientierungs- 
preises unterschreitet. Daneben können auf Antrag 
eines Mitgliedstaates regionale fakultative Inter- 
ventionen bei bestimmten Qualitäten erfolgen, 
wenn der EWG-Referenzpreis 98 ®/o des Orientie- 
rungspreises unterschreitet und in dem betroffenen 
Teilgebiet die Marktpreise unter 93 Vo des Orientie- 
rungspreises liegen. 

a) Produktion und Absatzlage 

Nach dem Anstieg der inländischen Erzeugung von 
1965/66 zu 1966/67, dem Wirtschaftsjahr, in dem 
erstmals die Produktion über 1 Million Tonnen hin- 
ausging, war im Berichtsjahr 1967/68 nur noch eine 
leichte Zunahme der Erzeugung, und zwar um gut 
2Vo zu verzeichnen. Die mengenmäßige Nachfrage 
nach Rindfleisch hielt sich bei dem gleichzeitig gro- 
ßen und preisgünstigen Angebot von Schweine- 
fleisch auf dem Niveau des Vorjahres. Dies wirkte 
sich auch auf die Höhe der Marktpreise für Schlacht- 
rinder aus. Die Einfuhren, die das ganze Jahr über 
Abschöpfungen unterlagen, sanken auf das niedrige 
Niveau des Wirtsdiaftsjahres 1958/59. Andererseits 
sind die Ausfuhren im Wirtschaftsjahr 1967/68 
— teilweise mit Erstattungen — kräftig angestie- 
gen, so daß sich ein Einfuhrüberschuß von 136 000 t 
ergab. Insgesamt wurden wie 1966/67 je Kopf der 
Bevölkerung 19,9 kg Rindfleisch verbraucht. 


49 



Drucksache V/3649 


Deutscher Bundestag — 5. Wa hlperio de 


Tabelle 21 


Versorgung mit Rind- und Kalbfleisch 

ohne Schlachtfette und Innereien 


Wirtschafts- 

jahr 

Erzeugung 

Bestands- 

änderung 

Einfuhr 

Ausfuhr 

Verbrauch 

ohne ^) 

mit 

ohne ^) 

mit 

je Kopf 

Anteil 
am ge- j 
samten 
Fleisch- 
ver- 
brauch 

Fleisch aus 
Hausschlachtungen 

Fleisch aus 
Hausschlachtungen 

1000 t 

kg 

o/o 





Rindfleisch 




! 

1958/59 

732 

747 

+ 8 

162 

26 

860 

875 

16,3 

29,2 

1959/60 

797 

815 

+ 9 

156 

39 

905 

923 

16,8 

29,1 : 

j 

1960/61 

815 

836 

+ 1 

175 

21 

968 

989 

17,7 

29,7 

1961/62 

858 

881 

+ 13 

202 

20 

1 027 

1 050 

18,5 

29,4 

1962/63 

957 

990 

+ 13 

178 

49 

1 073 

1 106 

19,3 

29,9 

1963/64 

949 

979 

+ 1 

196 

33 

1 111 

1 141 

19,7 

30,8 i 

1 

1964/65 

881 

907 

- 4 

220 

15 

1 090 

1 116 

19,0 

28,9 

1965/66 

856 

886 

+ 0 

274 

5 

1 125 

1 155 

19,5 

29,2 \ 

1966/67 

992 

1 029 

+ 0 

177 

16 

1 153 

1 190 

19,9 

29,5 

1967/68 

1 022 

1 056 

- 3 

164 

28 

1 161 

1 195 

19,9 

28,3 





Kalbfleisch 





1963/64 


106 

— 

6 

— 


112 

1,9 

3,0 

1964/65 


100 

— 

4 

0 


104 

1,8 

2,7 

1965/66 


99 

— 

9 

0 


108 

1,8 

2,7 

1966/67 


100 

— 

18 

2 


116 

1,9 

2,9 

1967/68 


91 

— 

32 

1 


122 

2,0 

2,9 


Marktversorgung 


Durch die weitere Ausdehnung der Jungrindermast, 
aber auch wegen der erheblichen Ausfuhr von Käl- 
bern nach Italien nahm die inländische Produktion 
an Kalbfleisch um rund 10 ^/o gegenüber dem Vor- 
jahr ab. Der Lebendausfuhr an Nutzkälbern standen 
vermehrte Kalbfleischeinfuhren — im wesentlichen 
aus den Niederlanden — gegenüber. Der Verbrauch 
an Kalbfleisch stieg von 1,9 kg im Vorjahr auf 2 kg 
je Kopf der Bevölkerung. 

Im Wirtschaftsjahr 1968/69 wird die Erzeugung an 
Rindfleisch nur noch geringfügig ansteigen. Bei der 
Versorgung mit Kalbfleisch ist es nicht unwahr- 
scheinlich, daß sich die Kälberausfuhren noch wei- 
ter erhöhen, so daß für den inländischen Verbrauch 
möglicherweise nur noch rund 1,4 Millionen Kälber 
zur Verfügung stehen werden. Im Vergleich dazu 
wurden z. B. vor 15 Jahren noch 2,6 Millionen Käl- 
ber für die inländische Kalbfleischversorgung ge- 
schlachtet; das entsprach damals einer Schlachtquote 
von 51 % des Kälberanfalles. Bis zum Berichtsjahr 


ist die Schlachtquote auf 31 % abgesunken, es wer- 
den wesentlich mehr Kälber für die Rindermast auf- 
gestellt. Die veränderte Verwendung der Kälber 
zeigt die erheblichen Bemühungen der deutschen 
Landwirtschaft, dem erhöhten Bedarf an Rindfleisch 
nachzukommen. Andererseits wird aber auch vor- 
nehmlich im süddeutschen Raum jede Chance wahr- 
genommen, einen über die inländischen Preisan- 
gebote hinausgehenden Kälberpreis zu erzielen. 
Diese Entwicklung zeichnete sich besonders in den 
letzten zwei Jahren ab und führte im Wirtschafts- 
jahr 1967/68 zu einer Kälberausfuhr (überwiegend 
nach Italien) von über 340 000 Stück. 

b) Außenhandel 

Die Einfuhr von Rindern, Rindfleisch und Rind- 
fleischerzeugnissen (einschließlich Innereien) in die 
Bundesrepublk Deutschland ging 1967/68 im zwei- 
ten aufeinanderfolgenden Jahr zurück. Mit 166 000 t 
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Tabelle 22 


Herstellungsländer 


Einfuhr von Rind- und Kalbfleisch 

einschließlich Schlachtvieh, Fleischerzeugnisse und Innereien 

1958/59 : 1959/60 ’ 1960/61 1961/62 1962/63 i 1963/64 : 1964/65 ^ 1965/66 ^ 1966/67 1967/68 

1000 t Schlachtgewicht 


1967/68 gegen 
1958/59 I 1966/67 
Veränderung in ®/o 


Lebende Schlachtrinder 


EWG 

0,3 

3,1 

4,9 

5,4 

4,2 

1,7 

0,6 

2,3 

0,7 

0,4 

+ 53 

— 

37 

Drittländer 

105,7 

96,9 

109,1 

103,7 

87,5 

84,1 

91,3 

133,4 

46,4 

32,5 

" 69 

— 

30 

darunter 














Staatshandelsländer . 

17,4 

15,0 

16,9 

15,7 

12,9 

9,4 

11,4 

21,5 

14,2 

6,2 

— 64 


56 

insgesamt . . . 

106,0 

100,0 

114,0 

109,1 

91,7 

85,8 

91,9 

135,7 

47,1 

32,9 

" 69 

- 

30 




Hälften und Viertel von Rindern 







EWG 

0,0 

22,0 

31,9 

47,0 

43,1 

46,9 

49,7 

54,5 

65,0 

83,3 



28 

Drittländer 

42,2 

28,7 

23,2 

40,1 

35,8 

53,9 

66,4 

67,4 

48,3 

21,7 

~ 48 

- 

55 

darunter 














Staatshandelsländer . 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 


0,0 

0,0 

0,0 

0,2 

0,2 


+ 

22 

insgesamt . . . 

42,2 

50,7 

55,1 

87,1 

78,9 

100,8 

116,1 

121,9 

113,3 

105,0 

+ 149 


7 


Fleischteilstücke, Fleischerzeugnisse und Innereien von Rindern 





EWG 

12,3 

3,1 

4,7 

4,6 

5,1 

6,3 

5,9 

5,1 

6,0 

7,0 

- 43 

+ 

17 

Drittländer 

6,0 

6,0 

6,7 

7,6 

8,1 

9,2 

14,5 

18,8 

16,4 

21,2 

+ 254 

+ 

29 

darunter 














Staatshandelsländer . 

1,8 

1,9 

1,7 

1,8 

2,2 

2,6 

3,8 

4,9 

5,6 

7,6 

+ 319 

+ 

41 

insgesamt . . . | 

18,3 

9,1 

11,4 

12,2 

13,2 

15,5 

20,4 

23,9 

22,4 

28,2 

+ 54 

+ 

25 


Rinder und Rindfleisch 

einschließlich Erzeugnisse und Innereien 


EWG 

12,6 

28,2 

41,5 

57,0 

52,4 

54,9 

56,2 

61,9 

71,7 

90,7 

+ 620 

+ 26 

Drittländer 

153,9 

131,6 

139,0 

151,4 

131,4 

147,2 

172,2 

219,6 

111,1 

75,4 

- 51 

- 32 

darunter 













Staatshandelsländer . 

19,2 

16,9 

18,6 

17,5 

15,1 

12,0 

15,2 

26,4 

20,0 

14,0 

- 27 

- 29 

insgesamt . . . 

166,5 

159,8 

180,5 

208,4 

183,8 

202,1 

228,4 

281,5 

182,8 

166,1 

- 0,2 

- 9 




Kälber und Kalbfleisch 







EWG 

1,1 

4,8 

7,7 

12,4 

8.1 

4,9 

4,3 

6,9 

15,6 

25,8 

1 

+ 66 

Drittländer 

1,1 

0,1 

0,1 

3,7 

2,7 

1,3 

0.2 

2,0 

2,7 

6,0 

+ 448 

+ 119 

darunter 













Staatshandelsländer . 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

— 

— 

— 

0,0 

0.0 

0,1 


+ 205 

insgesamt . . . 

2,2 

4,9 

7,8 

16,1 

10,8 

6,2 

4,5 

8,9 

18,3 

31,8 

+ 74 


einschließlich Schlachtfette 
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Schlachtgewicht erreichte sie den zweitniedrigsten 
Stand seit 1958/59. Der Einfuhrrückgang im Wirt- 
schaftsjahr 1967/68 war in erster Linie eine Folge 
des höheren Orientierungspreises. 

In Auswirkung der Marktorganisation verminderte 
sich die Einfuhr von lebenden Schlachtrindern, die 
überwiegend aus Dänemark stammen, von Jahr zu 
Jahr; die Einfuhr von Hälften und Vierteln, die 
hauptsächlich aus EWG-Mitgliedstaaten bezogen 
werden, stieg demgegenüber auf mehr als das Dop- 
pelte an. 

Im Vergleich zum Vorjahr sank 1967/68 außer der 
Lebendvieheinfuhr (— 30 ®/o) auch die Einfuhr von 
Rinderhälften und -vierteln (— 7'®/o) sowie von 
Rindfleischteilstücken (— 10 Vo). Demgegenüber wur- 
den Rindfleischerzeugnisse (Konserven, Innereien) 
in erheblich größerem Umfang als 1966/67 impor- 
tiert. 

Rund ein Fünftel der Einfuhr bestand 1967/68 aus 
lebenden Schlachtrindern. Sie kamen hauptsächlich 
aus Dänemark, das während des größten Teils des 
Jahres auf Grund einer Sonderregelung Kühe zur 
Verarbeitung abschöpfungsbegünstigt in die Bun- 
desrepublik Deutschland ausführte. Staatshandels- 
länder waren an der Lebendvieheinfuhr nur noch 
mit 6200 t (Vorjahr 14 200 t) beteiligt. 

Bei Rinderhälften und -vierteln war die Einfuhr 
aus Drittländern stark rückläufig, sie erreichte 
1967/68 nur knapp die Hälfte der Einfuhrmenge des 
Vorjahres. Im Gegensatz hierzu verstärkte sich die 
Einfuhr aus EWG-Mitgliedstaaten erheblich. Sie 
konnten im Berichtsjahr ihren Anteil auf 80 ^/o der 
importierten Hälften und Viertel erhöhen. 

Unter den eingeführten Verarbeitungsprodukten 
(Fleischteilstücke, Konserven, Innereien) nehmen die 
Fleischkonserven insofern eine Sonderstellung ein, 
als ihre Einfuhr aus Drittländern nur dem Zoll, aber 
nicht einer Abschöpfung unterliegt. So wurden Kon- 
serven auch 1967/68 in vermehrtem Umfang (+ 60'®/o 
gegenüber dem Vorjahr) eingeführt und zwar nicht 
nur aus Drittländern (+63 Vo), sondern auch aus 
EWG-Mitgliedstaaten (+38Vo). Bei dieser Waren- 
gruppe ist der Anteil der Drittlandseinfuhr nach wie 
vor groß (86 Vo) und bisher noch im Steigen begrif- 
fen (Vorjahr 84 Vo). Die Staatshandelsländer des 
Ostblocks, die seit Jahren einen Anteil von rd. 40 Vo 
an der deutschen Einfuhr von Rindfleischkonserven 
innehaben, sind hierfür mit Abstand das wichtigste 
Herkunftsgebiet. 

Vergrößert hat sich gegenüber dem letzten Jahr auch 
die Einfuhr von Kälbern und Kalbfleisch. Das 
knappe Inlandsangebot und die daraus resultieren- 
den guten Marktpreise für Schlachtkälber führten zu 
teilweise erheblichen Einfuhrsteigerungen sowohl 
aus EWG-Mitgliedstaaten (vor allem aus den Nie- 
derlanden) als auch aus Drittländern (vor allem aus 
Dänemark). Im Vergleich zu 1958/59 erhöhte sich die 
Kälber- und Kalbfleischeinfuhr der Bundesrepublik 
Deutschland insgesamt um mehr als das Zehnfache. 


Die Ausfuhr von Rindern und Rindfleisch (einschließ- 
lich Kälbern und Kalbfleisch) sowie von Erzeugnis- 
sen daraus nahm im Wirtschaftsjahr 1967/68 einen 
kräftigen Aufschwung. Mit über 28 000 t Schlachtge- 
wicht lag sie mehr als doppelt so hoch wie im Vor- 
jahr; sie erreichte damit eine Größenordnung von 
14 Vo der Einfuhr oder 2,5 Vo der Inlandsproduktion. 
Hauptabnehmerländer waren wiederum die EWG- 
Mitgliedstaaten. Die Ausfuhr nach Drittländern 
wurde durch Erstattungen begünstigt. 

Der Schwerpunkt der Ausfuhr lag bei frischem und 
gekühltem Rindfleisch (21 400 t). Es wurde zum 
größten Teil nach Italien (12 900 t) und Frankreich 
(6 700 t) exportiert; aber auch die Schweiz und Un- 
garn nahmen nennenswerte Mengen ab. 

Ein anderer wichtiger Exportartikel sind seit Jahren 
Rindfleischkonserven, im Berichtszeitraum stieg de- 
ren Ausfuhr um 35 ^/o auf knapp 2000 t an; sie wur- 
den in mehr als 40 Länder der Welt verkauft. 

c) Markt- und Verbraucherpreise 

Die Preise für Schlachtrinder haben zwischen Juli 
und Dezember 1967 um durchschnittlich 15 Pf je kg 
Schlachtgewicht niedriger gelegen als zur gleichen 
Vorjahreszeit. Die zu Beginn 1968 langsam einset- 
zende Stabilisierung der Nachfrage führte in zuneh- 
mendem Maße zu höheren Schlachtrinderpreisen, 
bis sie im Mai 1968 den Vorjahresstand wieder 
überschritten. 

Die Kälberpreise stellten sich im Wirtschaftsjahr 
1967/68 im Durchschnitt aller Klassen auf 392 DM je 
100 kg Lebendgewicht gegenüber 384 DM im Wirt- 
schaftsjahr 1966/67. Sie lagen jedoch im 2. Halbjahr 

1967 — bedingt durch den Stop der Ausfuhr nach 
Italien und durch die hohe Einfuhr aus den Nieder- 
landen — etwas niedriger als im 2. Halbjahr 1966. 
Nachdem die Ausfuhr wieder eingesetzt hatte, stie- 
gen die Kälberpreise schnell an und übertrafen vor 
allem zwischen April und Juni 1968 erheblich das 
vergleichbare Vorjahrsniveau. Im ersten Halbjahr 

1968 wurden an den deutschen Märkten durch- 
schnittlich mit 390 DM je 100 kg Lebendgewicht 
knapp 20 DM mehr als zur gleichen Vorjahreszeit 
erzielt. 

Wie auf den Schweinemärkten kam es auch auf den 
Rindermärkten zu einer beachtlichen Einengung der 
Handels- und Bearbeitungsspanne. Die langfristige 
Entwicklung zeigt jedoch eine Vergrößerung der 
Handels- und Bearbeitungsspanne, die allerdings 
bei den einzelnen Fleischarten aufgrund der Ver- 
wertungs- und Kalkulationsverhältnisse unterschied- 
lich ist. Die Differenz zwischen dem Marktpreis für 
Schlachtvieh und dem Verbraucherpreis für Fleisch 
stellt die Bruttospanne des Handels sowie des 
fleischverarbeitenden Gewerbes dar, aus der alle 
Kosten der Warenbewegung, der Be- und Verar- 
beitung sowie des Verkaufes gedeckt werden müs- 
sen; außerdem ist darin noch der Gewinn enthalten. 
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Tabelle 23 


Marktpreise für Schlachtrinder und Verbraucherpreise für Rindfleisch 


Gliederung Zeitraum 

Juli/ 

Septem- 

ber 

Oktober/ 

Dezem- 

ber 

Januar/ 

März 

April/ 

Juni 

Wirtschafts- 
jahr ») 

Marktpreise für Schlachtrinder DM je kg 






0 aller Klassen, umgerechnet auf Schlachtgewicht 

1958/59 

3,81 

3,70 

3,91 

4,06 

3,87 

0 1960/61 bis 1961/62 

4,04 

3,87 

3,93 

4,04 

3,97 

1962/63 

3,83 

3,63 

3,65 

4,07 

3,80 

1963/64 

4,07 

4,09 

4,38 

4,61 

4,28 

1964/65 

4,55 

4,64 

5,03 

5,25 

4,86 

1965/66 

5,09 

4,72 

4,64 

4,75 

4,80 

1966/67 

4,64 

4,49 

4,51 

4,60 

4,56 

1967/68 2) 

4,48 

4,35 

4,64 

4,87 

4,58 

Verbraucherpreise für Rindfleisch DM je kg 
(0 aller Teilstücke des Schlachtgewichtes) 

1958/59 

4,75 

4,88 

5,00 

5,11 

4,94 

0 1960/61 bis 1961/62 

5,31 

5,34 

5,35 

5,38 

5,35 

1962/63 

5,46 

5,46 

5,42 

5,49 

5,46 

1963/64 

5,60 

5,73 

5,92 

6,03 

5,82 

1964/65 

6,16 

6,30 

6,57 

6,79 

6,45 

1965/66 

6,85 

6,95 

6,96 

7,01 

6,94 

1966/67 

7,06 

7,01 

6,94 

6,92 

6,98 

1967/68 2) 

6,86 

6,82 

6,74 

6,65 

6,77 

Preisveränderung ± Pf je kg 

Marktpreise 1967/68 2) gegen 1958/59 

+ 67 

-h 65 

+ 73 

+ 81 

+ 71 

1966/67 

“ 16 

- 14 

+ 13 

+ 27 

+ 2 

Verbraucherpreise .. 1967/68 gegen 1958/59 

+211 

+ 194 

+ 174 

+ 154 

+ 183 

1966/67 

- 20 

- 19 

~20 

- 27 

- 21 


h gewogener Durchschnitt 

“) ab Januar 1968 einschließlich Mehrwertsteuer 

Quelle: Forschungsanstalt für Landwirtschaft Braunschweig-Völkenrode, BML 
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Tabelle 24 

Veränderung der Jahresdurchschnittspreise 
gegenüber dem Vorjahr 

Pf je kg 


Vieh- bzw. 
Fleischart 


Schlacht- 
viehpreis 
(Durch- 
schnitt 
aller 
Klassen, 
umgerech- 
net auf 
Schlacht- 
gewicht) 


Fleisch- 
preis 
(Durch- 
schnitt 
aller Teil- 
stüdce des 
Sdilacht- 
gewidites) 


Brutto- 

spanne 


i Rinder/ 

I Rindfleisch 

j Schweine/ 

I Schweinefleisch 


im Durchschnitt 
der Wirtschaftsjahre 1958/59 
bis 1967/68 

+ 12 +21 + 9 

-hl +9 +15 


I 

I 

Rinder/ 

Rindfleisch 

Schweine/ 
i Schweinefleisch 


1967/68 gegen 1966/67 
+ 2 -21 -23 

-56 -65 - 9 


(Bei dieser Betrachtung sind die Verarbeitungs- 
erzeugnisse nicht berücksichtigt.) Die besondere Ent- 
wicklung im letzten Wirtschaftsjahr wurde durch 
die Stagnation der Nachfrage hervorgerufen und 
durch den sich mehr und mehr verschärfenden Wett- 
bewerb bestimmt. Eine ähnliche Spannen- und Preis- 
entwicklung wie bei Fleisch konnte 1967/68 aber bei 
den Verarbeitungserzeugnissen nicht festgestellt 
werden. 

Die Nachfrage nach Rindfleisch hat in den Jahren 
nach 1958/59 stark zugenommen. Da die Rindfleisch- 
erzeugung naturgemäß nicht so schnell wie die 
Schlachtschweineproduktion dem Bedarf angepaßt, 
d. h. ausgedehnt werden konnte und da sie darüber 
hinaus noch von den Schwankungen der wirtschafts- ! 
eigenen Futterernten beeinflußt wird, zogen die 
Markt- und Verbraucherpreise in den letzten Jahren | 
stärker an, als es bei Schweinefleisch der Fall war. i 
Die sich aus der Marktlage ergebende Tendenz stei- 
gender Verbraucherpreise für Rindfleisch wurde 
durch die zunehmende Einfuhr aus EWG-Mitglied- 
staaten im Rahmen der Marktorganisation gedämpft. 
Auch bei Rindfleisch stiegen langfristig die Preise 
für die mageren Stücke, die verstärkt gefragt waren, 
mehr an als die Preise für die fetteren Teile. Im 
Vergleich der letzten beiden Wirtschaftsjahre zeigt 
sich ein Rückgang der Verbraucherpreise für Rind- 
fleisch (im Durchschnitt aller Teilstücke) um 3,2 +o. 
Hierzu hat zweifellos der Konkurrenzdruck der preis- 
werten Schweine- und Geflügelfleischangebote bei- 
getragen. Analog zu der Preisentwicklung bei 
Schweinefleisch wurden 1967/68 auch bei Rindfleisch 
die billigen Stücke stärker als die teueren im Preise 
zurückgenommen. Im Durchschnitt des Wirtschafts- 


jahres 1967/68 wurde für Schmorfleisch aus der Keule 
3,1 + 0 , für Kochfleisch aus der Querrippe 6,1 +o weni- 
ger als im Wirtschaftsjahr 1966/67 gezahlt. 

Den Ausgaben für Kalbfleisch kommt im Rahmen der 
Ernährungskosten nur eine untergeordnete Bedeu- 
tung zu, denn der Verzehr liegt nur bei rund 2 kg 
pro Person und Jahr. 

Die Verbraucherpreise für Kalbfleisch (Durchschnitt 
aller Teilstücke) stiegen von 1958/59 bis 1966/67 um 
51 +0 an. Zum Jahresbeginn 1967 gaben die Ver- 
braucherpreise auch bei Kalbfleisch nach. Im Wirt- 
schaftsjahr 1967/68 kostete es 2,8 +0 weniger als ein 
Jahr davor. 


d) Mittel der Marktregelung 

Wegen des engen Zusammenhanges zwischen der 
Produktion von Milch und Rindfleisch und der 
schwierigen Verhandlungen über den gemeinsamen 
Markt für Milch und Milcherzeugnisse konnte der 
angestrebte freie Handelsverkehr in der EWG auf 
dem Rindfleischsektor noch nicht zum 1. April 1968 
verwirklicht werden. Nicht zuletzt auf Drängen der 
deutschen Delegation wurde jedoch bereits am 
1. April 1968 die Harmonisierung der Preispolitik 
in der Gemeinschaft durch die Festsetzung einheit- 
licher Orientierungspreise für Rinder und Kälber 
für das Rinderwirtschaftsjahr 1968/69 (April/März) 
erreicht. 

In der Bundesrepublik Deutschland ergab sich hier- 
durch eine Anhebung der seit April 1967 geltenden 
Orientierungspreise, bei Rindern von 259 DM je 
100 kg Lebendgewicht auf 272 DM und bei Kälbern 
von 347 DM je 100 kg Lebendgewicht auf 366 DM. 

Die Marktpreise für Schlachtrinder auf den nord- 
rhein-westfälischen Referenzmärkten lagen während 
des gesamten Berichtszeitraums unter dem Orientie- 
rungspreis, so daß Importe von Schlachtrindern und 
Rindfleisch aus Drittländern ständig einer vollen 
Abschöpfung unterlagen. Vom 16. Oktober 1967 an 
wurde auf Beschluß des Rates auch gesalzenes Rind- 
fleisch, das zuvor nur dem Zoll unterlag, in die Ab- 
schöpfungsregelung einbezogen. 

Bei Kälbern unterschritten die Marktpreise den 
Orientierungspreis nur kurzfristig im Juli 1967 und 
Ende Juni 1968. Marktpreise zwischen 100 +» bis 
105 '‘^/o des Orientierungspreises und damit Abschöp- 
fungen von 50 ”/o wurden lediglich im Februar, 
sowie im zweiten Quartal 1968 registriert. 

Abweichend von der normalen Abschöpfungsrege- 
lung der Rindfleisch-Marktorganisation erhielt die 
Bundesregierung auf Antrag die Ermächtigung, 
außerhalb der Weideabtriebszeit (Ende August bis 
Anfang Dezember 1967) Kühe zur Verarbeitung 
unter Zollaufsicht aus Drittländern begünstigt, d. h. 
mit 50 ®/o Abschöpfung, einzuführen. Im Rahmen 
dieser Maßnahme, die hauptsächlich der Aufrecht- 
erhaltung traditioneller dänischer Schlachtrinder- 
lieferungen in die Bundesrepublik Deutschland 
diente, wurden im Wirtschaftsjahr 1967/68 rund 
64 000 lebende Kühe zur Verarbeitung importiert. 
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Tabelle 25 

Orientierungs- und Marktpreise für Schlachtr Inder 
auf den Referenzmärkten der Mitgliedstaaten 

Rinderwirtschaftsjahre (April/März) 1964/65 bis 1968/69 
DM je 100 kg Lebendgewicht 


Wirtschaftsjahr und Kategorie 

Bundes- 

republik 

Deutsch- 

land 

Frank- 

reich 

Italien 

Nieder- 

lande 

Belgien 

Luxem- 

burg 

1964/65 Orientierungspreis 

! 

224 

221 

224 

220 

224 

231 

Marktpreis 

258 

245 

280 

248 

259 

239 

1965/66 Orientierungspreis 

240 

232,50 

240 

234,80 

240 

240 

Marktpreis 

265 

246 

269 

240 

261 

259 

1966/67 Orientierungspreis 

253 

244,70 

257 

245,30 

256,80 

252 

Marktpreis 

254 

251 

257 

245 

266 

265 

1967/68 Orientierungspreis 

259 

254,80 

262,10 

249,70 

260,80 

252 

Marktpreis 

247 

245 

264 

249 

270 

258 

1968/69 Orientierungspreis 

272 

272 

272 

272 

272 

272 


auf DM umgerechnet und gerundet; Marktpreise im Durchschnitt aller Klassen 

Schaubild 9 

Abschöpfung gegenüber Drittländern und Referenzpreise bei Schlachtrindern 

(Wochendurchschnitte) 


DM/lOOkg DM/IOOkg 

Lbdgew, Lbdgew. 



19 6 7 19 6 8 


9 Marktpreise für Schlachtrinder je 100 kg Lebendgewicht im Durchschnitt aller Klassen und der 12 Großmärkte In Nordrhein-Westfalen (Refe- 
renzmärkte), ab 29. Juli 1968 der Referenzmärkte der EWG. ^ , , , , ^ o. • • 

2) cif, berechnet auf Grund der Preisnotierungen auf den repräsentativen Märkten Österreichs, Dänemarks, Irlands und Großbritanniens. 

3] Zoll (ab 1. 7. 1967: 13,9 °/o, ab 1. 4. 1968; 14,7%, ab 1. 7. 1968: 15,1 %, ab 29. 7. 1968: 16,0 %) und Umsatzausgleichsteuer (2%) bzw. Ein- 
fuhrumsatzsteuer ab 1. i. 1968. (5 %; ab 1. 7. 1968: 5;, 5%). 
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Darüber hinaus wurde von der EVSt — wie in den 
Vorjahren — (gemäß Verordnung Nr. 405/67 vom 
25. Juli 1967) in der Weideabtriebszeit 1967 Fleisch 
von 16 000 dänisdien Rindern abgenommen, um eine 
völlige Unterbrechung dänischer Schlachtrinderlie- 
ferungen in dieser Periode zu vermeiden. 

Bei Rindergefrierfleisch beschloß der Rat für das 
erste Halbjahr 1968 — neben dem schon bestehen- 
den, im GATT zum Zollsatz von 20 ^/o konsolidier- 
ten Zollkontingent von 22 000 t — ein weiteres ab- 
schöpfungsfreies Zusatzkontingent in gleicher Höhe. 
Von beiden Kontingenten entfielen auf die Bundes- 
republik Deutsdiland jeweils 2200 t. 

e) Maßnahmen der Bundesregierung 

Im Rahmen der EWG-Ubergangsregelung setzte 
die Bundesregierung durch Verordnung vom 8. Juni 

1967 den Interventionspreis für das Rinderwirt- 

schaftsjahr 1967/68 auf 246 DM je 100 kg Lebend- 
gewicht fest (1966/67: 242 DM). Dieser Preis 

wurde an den nordrhein-westfälischen Referenz- 
märkten von Ende Juli bis Dezember 1967 unter- 
schritten, so daß wie in den Vorjahren die Einfuhr- 
und Vorratsstelle Stützungskäufe vornahm. Im Ein- 
klang mit den Interventionsbestimmungen der Ver- 
ordnung Nr. 14/64 wurde in der Zeit vom 6. Sep- 
tember bis 19. November 1967 in Norddeutschland 
Fleisch von 23 044 Ochsen sowie vom 27. Novem- 
ber bis 17. Dezember 1967 in Süddeutschland Fleisch 
von 1372 Kühen in die nationale Vorratshaltung 
übernommen. Wegen des anhaltenden Angebots- 
druckes — bei Kühen — auf den süddeutschen 
Märkten wurden aufgrund einer besonderen Er- 
mächtigung des Rates die Interventionsmaßnahmen 
in diesem Raum im Frühjahr 1968 bei Marktpreisen, 
die sich zwischen Interventions- und Orientierungs- 
preis bewegten, fortgesetzt. Im Rahmen dieser 
Aktion übernahm die Einfuhr- und Vorratsstelle 
Fleisch von weiteren 8528 Kühen, so daß sich die 
gesamten Marktentnahmen im Wirtschaftsjahr 
1967/68 damit auf 32 944 Schlachtrinder beliefen. 

Außerdem wurden zur Marktentlastung Rinder und 
Rindfleisch mit Hilfe von Exporterstattungen, wel- 
che die Bundesregierung seit dem 9. August 1967 
gewährt, ausgeführt. Nadidem zum Jahresbeginn 

1968 der Erstattungskatalog auf alle Waren des 
Rindfleischsektors ausgedehnt wurde, war im ersten 
Halbjahr 1968 eine deutliche Steigerung der Ausfuhr 
zu verzeichnen. 

Zur Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit wur- 
den auch im Haushaltsjahr 1968 wieder Beihilfen 
(aus Kap. 10 02, Tit. 623) zur Förderung des Baues 
und Ausbaues von Schl acht anlagen für Rinder zur 
Verfügung gestellt. 
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Schaubild 10 

Marktpreise für Schlachtvieh und Verbraucherpreise für Fleisch 



1 ] Preise einscM . Mehrwertsteuer 2)Prciss ohoe Mehrwertsteuer 


Spanne zwischen Marktpreisen und Verbraucherpreisen 


in DM je kg 


in Vo des Marktpreises 



7o 7o 
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VIII. Schweinefleisch 


Die seit 1962 bestehende EWG-Regelung zur schritt- 
weisen Errichtung eines gemeinsamen Marktes für 
Schweinefleisch ist mit Wirkung vom 1. Juli 1967 
durch die gemeinsame Marktorganisation für 
Schweinefleisch (Verordnung Nr. 121/67) ersetzt 
worden. Nach Ablauf dieser Übergangsphase kann 
festgestellt werden, daß sich im Zuge der Anglei- 
chung der Futterkosten und des Abbaues der inner- 
gemeinschaftlichen Abschöpfung auf dem Schweine- 
fleischsektor der Warenaustausch innerhalb der Ge- 
meinschaft verstärkt hat. Da der Preis das wichtigste 
Steuerungselement auf dem Markt darstellt, haben 
sich die zyklischen Schwankungen der Produktion 
in den bedeutendsten Erzeugerländern der EWG ein- 
ander weitgehend angeglichen und dadurch wieder- 
um die Preisausschläge im Zyklus verstärkt. 

Das Berichtsjahr 1967/68, das erste Jahr der Anwen- 
dung der gemeinsamen Schweinefleisch-Marktord- 
nung, stand in der gesamten EWG im Zeichen eines 
zyklischen Überangebotes an Schweinen, das in die- 
sem Ausmaß seit Jahren nicht mehr beobachtet wer- 
den konnte. Im Berichtsjahr nahm die Schweine- 
produktion in der EWG gegenüber dem Vorjahr 
um rund lOVo zu. In der Bundesrepublik Deutsch- 
land führte ein um rund 8®/o höheres Angebot vor- 
übergehend zu starken Preisrückgängen. 

Mit dem Inkrafttreten der gemeinsamen Marktord- 
nung für Schweinefleisch am 1. Juli 1967 wurde das 
frühere System differenzierter nationaler Abschöp- 
fungen bei der Einfuhr aus Drittländern durch ein- 
heitliche Abschöpfungen abgelöst; gleichzeitig fielen 
die innergemeinschaftlichen Abschöpfungen — nach 
einer dreimonatigen Ubergangsregelung — fort. 

Der Grundpreis für geschlachtete Schweine, der 
neben dem Abschöpfungssystem das Hauptelement 
der Preisregelung in der Marktordnung darstellt, 
wurde vom Rat für die Zeit vom 1. November 1967 
bis 31. Juli 1968 auf 294 DM je 100 kg und vom 
1. August 1968 bis 31. Oktober 1968 — im Hinblick 
auf die zum gleichen Zeitpunkt erfolgte Anhebung 
der Futtergetreidepreise — auf 300 DM je 100 kg 
geschlachtete Schweine festgesetzt. Die nach Unter- 
schreitung des Grundpreises in den Monaten Mai bis 
Juli 1968 erstmalig durchgeführten gemeinschaft- 
lichen Interventionsmaßnahmen lassen noch kein 
endgültiges Urteil über die Bewährung des Inter- 
ventionsverfahrens zu; die in den einzelnen Mit- 
gliedstaaten dabei gesammelten Erfahrungen sollten 
aber bei künftigen Interventionen berücksichtigt 
werden. Aus deutscher Sicht erhebt sich die Frage, 


ob eine Marktstützung durch staatliche Interven- 
tionskäufe das geeignete Instrument ist, um Preis- 
einbrüchen wirksam zu begegnen, die durch ein im 
Verhältnis zur Nachfrage zu großes Angebot inner- 
halb der Gemeinschaft entstehen können. Mit der 
Gewährung von Beihilfen für die private Lagerhal- 
tung konnten im Berichtszeitraum keine Erfahrun- 
gen gemacht werden. 

a) Produktion und Absatzlage 

In das Berichtsjahr 1967/68 fiel ein neues Maximum 
der deutschen Erzeugung an Schlachtschweinen. Das 
letzte zyklische Hoch lag im Wirtschaftsjahr 1964/65 
mit einem Aufkommen von 25,4 Millionen Schlacht- 
tieren, im Berichtsjahr belief sich die Produktion auf 
über 26,8 Millionen Schweine. Zu der hohen Eigen- 
erzeugung kam noch eine leichte Erhöhung des Ein- 
fuhrüberschusses, so daß 1967/68 je Kopf der Bevöl- 
kerung 35,9 kg Schweinefleisch verbraucht wurden 
gegenüber 29,3 kg vor 10 Jahren und 33,7 kg 
1964/65. 

Während in den vorangegangenen Produktions- 
zyklen das zunehmende Schweinefleischangebot im- 
mer auf eine mit steigendem Einkommen einher- 
gehende Steigerung der Nachfrage traf, fiel 1967/68 
die stark steigende Schweinefleischproduktion in 
eine Phase stagnierender Einkommensentwicklung. 
Dies wirkte sich bei stark erhöhtem Verbrauch in 
erheblichen Preissenkungen aus; die Geldausgaben 
der Verbraucher für Schweinefleisch (Nachfrage) 
gingen im Wirtschaftsjahr 1967/68 gegenüber dem 
Vorjahr um 5 ®/o zurück. In den drei Wirtschaftsjah- 
ren 1964/65 bis 1966/67 war demgegenüber eine 
durchschnittliche jährliche Zunahme der Nachfrage 
von gut 7 <^/o zu verzeichnen. 

Der 1967/68 von der Nachfrageseite ausgelöste Druck 
auf die Schlachtschweinepreise wirkte sich dämpfend 
auf die Produktion aus. 

Zwischen Juli und Dezember 1968 wird das Ange- 
bot aus inländischer Erzeugung noch etwas höher 
sein als zur gleichen Vorjahreszeit; mit Beginn des 
Jahres 1969 wird es jedoch in zunehmendem Maße 
unter das entsprechende Vorjahresvolumen absin- 
ken. Da bereits im zweiten Halbjahr 1968 mit Ein- 
kommenssteigerungen und damit auch mit höheren 
Verbraucherausgaben für Schweinefleisch zu rech- 
nen ist, werden die Schlachtschweinepreise gegen- 
über dem Tief im Frühjahr 1968 ansteigen und im 
ersten Halbjahr 1969 wahrscheinlich wieder über 
dem langfristigen Durchschnitt liegen. 
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Tabelle 26 


Versorgung mit Schweinefleisch 

ohne Schlachtfette und Innereien 


Wirtschafts- 

jahr 

Erzeugung 

1 

Bestands- 

änderung 

Einfuhr 

Ausfuhr 

1 Verbrauch 

ohne 0 

mit 

ohne 0 

mit 

j 

je Kopf 

Anteil am 
gesamten 
Fleisch- 
ver- 
brauch 

Fleisch aus 
Hausschlachtungen 

Fleisch aus 
Hausschlachtungen 

1 1000 t 

kg 

1 Vo 

1958/59 

1 137 

1 480 

+ 6 

104 

7 

1 228 

1 571 

29,3 

52,5 

1959/60 

1 161 

1 502 

-6 

117 

6 

1 278 

1 619 

29,4 

51,0 

1960/61 

1 230 

1 566 

“2 

126 

10 

1 348 

1 684 

30,2 

50,5 

1961/62 

1 334 

1 683 

-1 

105 

11 

1 429 

1 778 

31,4 

49,8 

1962/63 

1 413 

1 753 

-3 

79 

5 

1 490 

1 830 

31,9 

49,5 

1963/64 

1 433 

1 747 

+ 5 

73 

10 

i 1 491 

1 805 

31,2 

48,7 

1964/65 

1 581 

1 925 

+ 4 

74 

21 

1 630 

1 974 

33,7 

51,0 

1965/66 

1 538 

1 849 

-1 

149 

8 

1 680 

1 991 

33,5 

50,4 

1966/67 

1 569 

1 876 

"2 

125 

10 

1 686 

1 993 

33,3 

49,4 

1967/68 

1 694 

2 032 

H-5 

137 

14 

1 812 

2 150 

35,9 

50,9 


zur Marktversorgung 


b) Außenhandel 

Die Einfuhr von Schweinen und Schweinefleisch 
wurde im Wirtschaftsjahr 1967/68 durch die reich- 
liche Marktversorgung aus deutscher Erzeugung ge- 
dämpft, sie belief sich auf rund 141 800 t Schlacht- 
gewicht. Im Vergleich zum Vorjahr ist die Einfuhr- 
menge angestiegen, jedoch erreichte sie nicht das 
Ergebnis des Jahres 1965/66. Ohne den stufenwei- ! 
sen Fortfall der innergemeinschaftlichen Abschöp- 
fungen wäre die Einfuhr möglicherweise geringer j 
gewesen. 

Die Entwicklung der Einfuhr von Schweinen und 
Schweinefleisch während der letzten zehn Jahre 
läßt eine deutliche Veränderung in der Zusammen- 
setzung erkennen. Während die vorwiegend aus 
Drittländern stammenden Schlachttiereinfuhren auf 
weniger als die Hälfte zurückgingen, stieg die Ein- 
fuhr von Schweinehälften, die zum größten Teil aus 
Mitgliedstaaten kommen, zwischen 1958/59 und 
1967/68 um mehr als das Vierfache an. Mehr als 
zwei Drittel der gesamten Einfuhrmenge des Jah- 
res 1967/68 waren Schweinefleischteilstücke, -er- 
zeugnisse und Innereien; der Rest bestand aus le- 
benden Schlachtschweinen und Schweinehälften. 
Hiermit setzte sich die seit 1962/63 erkennbare Ent- 
wicklung, anstelle lebender Schweine und Schweine- 
hälften immer mehr fertige Teilstücke und Schwei- 
nefleischerzeugnisse einzuführen, im Berichtsjahr 
fort. 

Unter den Herkunftsländern für die Schweinefleisch- 
einfuhr traten 1967/68 die EWG-Mitgliedstaaten 


weiter hervor. Zum ersten Mal seit Bestehen der 
EWG kam über die Hälfte dieser Einfuhr aus Län- 
dern der Gemeinschaft. Im Vergleich zum Vorjahr 
nahm die deutsche Einfuhr aus der EWG um 47 Vo 
zu, die aus Drittländern ging um 22 ®/o zurück. Noch 
deutlicher wird die Entwicklung bei langfristiger 
Betrachtung: Setzt man die Einfuhrmengen von 
1958/59 gleich 100, so lagen 1967/68 die Einfuhren 
aus der Gemeinschaft bei 265, die aus Drittländern 
bei 61. überwiegend aus Drittländern kamen 1967/ 
68 die lebenden Schlachtschweine (Sauen aus Däne- 
mark), während die Schweinehälften zu 91 % aus 
Ländern der Gemeinschaft eingeführt wurden. 
Staatshandelsländer waren 1967/68 an der deut- 
schen Einfuhr von Schweinen und Schweinefleisch 
zu 10 ^/o beteiligt; einen nennenswerten Anteil 
(35 Vo) hatten diese Länder lediglich bei Konserven 
und Wurstwaren. Seit Bestehen der EWG zeigt die 
Entwicklung der Schweinefleischeinfuhr aus den 
Staatshandelsländern eine abnehmende Tendenz. 
Besonders stark wurde Polen vom Rückgang betrof- 
fen, das in den letzten Jahren keine Schlacht- 
schweine mehr in die Bundesrepublik Deutschland 
lieferte. 

Die deutsche Ausfuhr von Schweinefleisch (ein- 
schließlich Innereien und Zubereitungen) ist auch im 
Wirtschaftsjahr 1967/68 kräftig angestiegen. Mit 
17 500 t Schlachtgewicht lag sie um 65 Vo über der 
Ausfuhrmenge des Vorjahres, erreichte jedoch nicht 
das hohe Ergebnis des Jahres 1964/65 (21 900 t). 
Langfristig ist dennoch eine aufwärtsgerichtete Ent- 
wicklungstendenz festzustellen. 
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Tabelle 27 


Einfuhr von Schlachtschweinen, Schweinefleisch, Schweinefleischerzeugnissen 

und Innnereien 


j 

Herstellungsländer 

1958/59 

1959/60 

1960/61 1 

1961/62 

1962/63 

1963/64 

1964/65 

1965/66 

1966/67 

1967/68 

1967/68 

1958/59 

gegen 

I 1966/67 




000 t Schlachtgewicht 





Veränderung ir 

»/o 





Lebende Schlachtschweine 







EWG 

4,5 

14,6 

16,6 

9,6 

4,3 

2,0 

1.1 

5,4 

4,1 

9,2 

+ 103 

+ 125 

Drittländer 

62,3 

53,3 

60,5 

48,7 

25,5 

23,4 

22,7 

48,7 

27,0 

22,5 

- 64 

— 

1? 

darunter 














Staatshandelsländer . . 

28,0 

14,3 

19,5 

12,8 

2,7 

0,2 

3,2 

14,2 

1,3 

0,1 

-100 


94 

insgesamt . . . 

66,8 

67,9 

77,1 

58,3 

29,8 

25,4 

23,8 

54,1 

31,1 

31,7 

1 ~ 53 

+ 

2 






Schweinehälften 








EWG 

1,7 

6,0 

6,1 

5,7 

16,1 

3,8 

1,3 

11,3 

7,8 

12,0 

4-610 

+ 

54 

Drittländer 

0,7 

1,4 

0,6 

2,7 

3,0 

3,9 

0,8 

12,3 

8,7 

1,2 

+ 59 

— 

87 

darunter 














Staatshandelsländer . . 

0,1 

0,2 

0,3 

0,5 

2,1 

3,4 

0,4 

1,0 

3,8 

0,8 

4-445 

— 

78 

insgesamt . . . 

2,4 

7,4 

6,7 

8,4 

19,1 

7,7 

2,1 

23,6 

16,5 

13,2 

+ 443 

- 

21 





Schweinefleischteilstücke 







EWG 

16,2 

22,7 

29,3 

19,7 

20,0 

11,5 

13,3 

18,0 

22,1 

30,1 

+ 86 

+ 

36 

Drittländer 

0,2 

3,2 

0,3 

0,4 

0,2 

1,6 

0,4 

1,7 

0,4 

0,3 

+ 26 


34 

darunter 














Staatshandelsländer . . 

0,1 

0,0 

0,2 

0,3 

0,1 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

- 70 

+ 

24 

insgesamt . . . | 

16,4 

25,9 

29,6 

20,1 

20,2 

13,1 

13,7 

19,7 

22,5 

30,4 1 

+ 85 

+ 

35 





Schweinefleischerzeugnisse 







EWG 

4,5 

1.3 

3,8 

6,7 

6,7 

4,8 

7,1 

12,1 

12,8 

21,9 

+ 388 

+ 

70 

Drittländer 

7,9 

7,5 

7,0 

6,4 

6,8 

11,6 

12,2 

18,1 

21,5 

17,7 

+ 125 

— 

17 

darunter 














Staatshandelsländer . . 

7,8 

7,0 

6,5 

5,4 

5,2 

8,6 

9,2 

12,8 

14,5 

13,8 

+ 76 

— 

5 

insgesamt . . . j 

i 12,4 

8,8 

10,8 

13,1 

13,5 

16,4 

19,3 

30,2 

34,3 

39,6 1 

+ 221 

+ 

15 





Innereien von Schweinen 







EWG 

3,2 

5,1 

5,1 

3,7 

3,3 

3,1 

4,5 

5,5 

7,4 

6,5 

+ 102 

— 

12 

Drittländer 

31,3 

39,3 

33,8 

37,8 

33,0 

31,0 

27,0 

28,5 

22,4 

20,4 

- 35 

— 

9 

darunter 














Staatshandelsländer . . 

— 

0,0 

— 

0,0 

— 

— 

0,0 

0,0 

0,0 

0,1 

• 


55 

insgesamt . . . j 

34,5 

44,4 

38,9 

41,5 

36,3 

34,1 

31,5 

34,0 

29,8 

26,9 

- 22 

— 

10 




Sdiweine und Schweinefleisdi insgesamt 






EWG 

30,1 

49,7 

60,9 

45,4 

50,4 

25,2 

27,3 

52,3 

54,2 

79,7 

+ 165 

+ 

47 

Drittländer 

102,4 

104,7 

102,2 

96,0 

68,5 

71,5 

63,1 

109,3 

80,0 

62,1 

- 39 

— 

22 

darunter 














Staatshandelsländer . . 

36,0 

21,5 

26,5 

19,0 

10,1 

12,2 

12,8 

28,0 

19,6 

14,8 

- 59 

— 

25 

insgesamt . . . 

132,5 

154,4 

163,1 

141,4 

118,9 

96,7 

90,4 

161,6 

134,2 

141,8 

+ 7 

+ 

6 
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Der weitaus größte Teil der Ausfuhr erstreckte sich j 
1967/68 auf Schweinefleischzubereitungen, Wurst- i 
waren und Dosenschinken (7800 t) sowie Innereien 
(5800 t), der Rest bestand aus Teilstücken und 
Bauchspeck. 

Hauptabnehmerländer waren wiederum die Länder 
der Gemeinschaft, insbesondere Belgien-Luxemburg 
(6100 t). An zweiter Stelle kommt Polen (2900 t), 
gefolgt von Frankreich (1800 t) und Jugoslawien 


(1600 t). Allgemein nahm die Ausfuhr nach Dritt- 
ländern im Berichtszeitraum gegenüber 1966/67 zu. 
Von der Gesamtausfuhr der Bundesrepublik 
Deutschland an Schweinefleisch und Schweine- 
fleischerzeugnissen nahmen sie 39 ®/o (im Vorjahr 
32 ‘^/o) auf. Die Ausfuhr nach Drittländern wurde 
durch Erstattungen gefördert, deren Sätze .1967/68 
erstmalig in einheitlicher Höhe für die Gemein- 
schaft festgelegt waren. 


Tabelle 28 


Marktpreise für Schlachtschweine und Verbraucherpreise für Schweinefleisch 


Gliederung 

Zeitraum 

Juli/ 

Septem- 

ber 

Oktober/ 

Dezem- 

ber 

Januar/ 

März 

April/ 

Juni 

1 

Wirtschafts- 
jahr b i 

Marktpreise für Schlachtschweine in DM je kg 
(0 aller Klassen, umgerechnet auf Schlacht- 






gewicht) 

1958/59 

3,20 

3,39 

3,28 

3,24 

3,28 ' 


0 1960/61 bis 1961/62 

3,33 

3,32 

3,16 

3,00 

3,20 


1962/63 

3,27 

3,27 

3,13 

3,08 

3,21 


1963/64 

3,51 

3,80 

3,73 

2,98 

3,50 


1964/65 

3,19 

3,21 

3,13 

3,15 

■ 3,17 


1965/66 

3,62 

3,82 

3,72 

3,51 

3,67 1 


1966/67 

3,98 

3,78 

3,55 

3,12 

3,61 


1967/68 2) 

3,23 

3,18 

3,00 

2,79 

3,05 1 

Verbraucherpreise für Schweinefleisch DM je kg 
(0 aller Teilstücke des Schlachtgewichtes) 







1958/59 

4,05 

4,41 

4,48 

4,46 

4,35 


0 1960/61 bis 1961/62 

4,58 

4,69 

4,72 

4,66 

4,66 


1962/63 

4,69 

4,80 

4,81 

4,79 

4,77 


1963/64 

4,92 

5,32 

5,67 

5,15 

5,25 


1964/65 

5,08 

5,12 

5,13 

5,11 

5,11 


1965/66 

5,25 

5,60 

5,58 

5,57 

5,50 


1966/67 

5,71 

5,87 

5,80 

5,48 

5,71 


1967/68 2) 

5,32 

5,27 

4,99 

4,67 

5,06 

Preisveränderung ± Pf je kg 





i 

Marktpreise 

1967/68 2) gegen 1958/59 

+ 3 

-21 

“28 

-45 

-23 


1966/67 

- 75 

-60 

-55 

-33 

-56 

Verbraucherpreise 

1967/68“) gegen 1958/59 

+ 127 

+ 86 

+ 51 

+ 21 

+ 71 


1966/67 

- 39 

-60 

-81 

-81 

“65 ' 


0 gewogener Durchschnitt 

ab Januar 1968 einschließlich Mehrwertsteuer 

Quelle; Forschungsanstalt für Landwirtschaft Braunschweig- Völkenrode, BML 
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c) Markt- und Verbraucherpreise 

Die kräftige Steigerung des Angebots an Schlacht- 
schweinen aus inländischer Erzeugung und der ein- 
kommensbedingt geringere Anstieg der Nachfrage 
führten vor allem im ersten Halbjahr 1968 zu einem 
kräftigen Druck auf die Preise für Schlachtschweine. 
Der Angebotsdruck verstärkte sich durch steigende 
Zufuhren aus dem EWG-Raum, die durch den Weg- 
fall der Beschränkungen im innergemeinschaftlichen 
Warenverkehr begünstigt wurden. Bei dem Ver- 
gleich mit der entsprechenden Vorjahreszeit ist zu 
beachten, daß die Schweinepreise im Wirtschafts- 
jahr 1966/67 bei dem damals knappen Angebot un- 
gewöhnlich hoch waren. Im Frühjahr 1968 wurden 
dagegen die niedrigsten Marktpreise für Schlacht- 
schweine seit 13 Jahren festgestellt. — Allerdings 
ist in diesem Zusammenhang zu berücksichtigen, 
daß die Senkung der Getreidepreise sich auch auf 
die Produktionskosten ausgewirkt hat. 

In den Wirtschaftsjahren 1958/59 bis 1966/67 stie- 
gen die Verbraucherpreise für Schweinefleisch von 
Jahr zu Jahr, ausgenommen war nur die Zeit zwi- 
schen den Monaten April 1964 und Juni 1965. Die 
mageren Stücke, auf die sich die Nachfrage mehr 
und mehr konzentriert, wurden stärker im Preis 
heraufgesetzt als die fetteren Teilstücke. Diese 
Entwicklung der beinahe ständigen Preiserhöhungen 
kam Anfang 1967 zum Stillstand. Seit langem schloß 
sich erstmalig eine längere Zeit mit deutlich nach- 
gebenden Verbraucherpreisen an. Im Wirtschafts- 
jahr 1967/68 konnte das Kotelett um 10,5 ®/o und 


das Bauchfleisch sogar um 16 Vo billiger als im Vor- 
jahr eingekauft werden. Für den Durchschnitt aller 
Teilstücke errechnet sich ein Preisrückgang um 
0,65 DM je kg 11,4 Vo) von 5,71 DM auf 5,06 DM 
je kg. 

Die Handels- und Bearbeitungsspanne engte sich 
etwa von Anfang 1968 an in zunehmendem Maße 
ein. Während die Preise für Schlachtschweine (auf 
Schlachtgewicht umgerechnet) im Durchschnitt des 
Vierteljahres Januar/März 1968 um 55 Pf je kg 
und des Vierteljahres April/Juni 1968 um 33 Pf je 
kg unter den vergleichbaren Vorjahrespreisen la- 
gen, sind die Verbraucherpreise für Schweine- 
fleisch (im Durchschnitt aller Teilstücke) in beiden 
Vierteljahren sogar um durchschnittlich 80 Pf je kg 
zurückgegangen. Durch diese Entwicklung der Span- 
nen, die allerdings im Vorjahr recht groß waren, 
wurde in der ersten Jahreshälfte 1968 ein noch 
schärferes Absinken der Schweinepreise verhindert, 

d) Besondere Regelungen 

Um Wettbewerbsverzerrungen durch die in der 
Bundesrepublik Deutschland am 1. Juli 1967 ein- 
getretene Senkung der Futtergetreidepreise zu ver- 
meiden, wurde als Übergangsregelung im dritten 
Vierteljahr 1967 bei Drittlandseinfuhren ein Zusatz- 
betrag zur Abschöpfung (für geschlachtete Schweine 
DM 10,87 je 100 kg) erhoben. 

Aus dem gleichen Grunde wurden — ebenfalls auf 
Antrag der Bundesregierung — auch gegenüber 
EWG-Mitgliedstaaten bis zum 30. September 1967 


Schaubild 12 

Abschöpfung gegenüber Drittländern und Referenzpreise bei Schlachtschweinen 

DM/IOOkg DM/IOOkg 



1962/63 1963/64 1964/65 1965/66 1966/67 1967/68 


1) Marktpreise für Schweine Klasse c je 100 kg Lebendgewicht im Durchschnitt der 12 Großmärkte in Nordrhein-Westfalen [Referenzmärkte). 
Abschöpfung und Umsatzausgleichsteuer. 

63 


Drucksache V/3649 Deutscher Bundestag ■ — ■ 5. Wahlperiode 


Abschöpfungen in Höhe der am 30. Juni 1967 gegen- ! 
über den Partnerländern bestehenden Futterkosten- ' 
unterschiede erhoben. Damit konnte in dieser Zeit ■ 
eine marktstörende Zunahme der Schweineimporte | 
vermieden werden. 

Auf Grund von Unterschreitungen der Einschleu- 
sungspreise wurden Importe von Schweinehälften 
und bestimmten Teilstücken aus Drittländern seit 
Ende September 1967 ständig mit Zusatzabschöp- 
fungen belegt. 

Beim Export in Drittländer sind am 1. Juli 1967 an 
die Stelle nationaler Erstattungen EWG-einheitliche 
Erstattungen getreten, die eine gewisse Aufrecht- 
erhaltung traditioneller deutscher Ausfuhren er- 
möglichen. 

Erstmalig seit Schaffung der gemeinsamen Markt- 
organisation für Schweinefleisch in der EWG im 
Juli 1962 kam es im Wirtschaftsjahr 1967/68 auf 
dem Schweinemarkt zu Interventionen aufgrund der 
Gemeinschaftsregelung. Im Rahmen dieser Maß- 
nahmen wurden vom 29. April bis 3. August 1968 
in den Ländern der Gemeinschaft insgesamt 2130 t 
Schweinefleisch aus dem Markt genommen. Von 


dieser Menge entfielen 1557 t auf Stützungskäufe 
der Einfuhr- und Vorratsstelle. 

Das konjunkturell und saisonal bedingte Preistief 
im Frühjahr 1968 veranlaßte die Bundesregierung, 
neben den Interventionskäufen zusätzliche Maß- 
nahmen zur Marktentlastung vorzunehmen: 

— Die Wochenquote der Schweinebezüge aus der 
SBZ wurde von Anfang Mai bis Anfang August 
1968 von 4000 Stück auf 2000 Stück gekürzt. 

— Rund 3300 t Schweinehälften wurden mit Hilfe 
von Zusatzerstattungen nach Polen exportiert. 

Im Zusammenwirken mit der deutlichen Konsum- 
steigerung, die vornehmlich im 2. Quartal 1968 
durch die Weitergabe der Preisrückgänge von der 
Erzeugerstufe an die Verbraucher mit gleichzeitig 
intensiver Verbraucheraufklärung eintrat, führten 
diese Maßnahmen zu einer Festigung der Schweine- 
preise. 

Im Rahmen der Förderung der vertikalen Verbund- 
wirtschaft wurden weiterhin zur Verbesserung der 
Wettbewerbsfähigkeit aus Kap. 10 02 Tit. 623 Bei- 
hilfen zum Bau und Ausbau von Schlachtanlagen 
gewährt. 


Tabelle 29 


Fleischverbrauch je Kopf 

kg 


Fleischart 

1958/59 

1959/60 

1 1960/61 

1961/62 

1962/63 

1963/64 

1964/65 

1965/66 

1966/67 

1967/68 

Rindfleisch 

16,3 

16,8 

17,7 

18,5 

19,3 

19,7 

19,0 

19,5 

19,9 

19,9 

Kalbfleisch 

1,7 

1,8 

1,8 

1,9 

2,1 

1,9 

1,8 

1.8 

1,9 

2,0 

Schweinefleisch . 

29,3 

29,4 

30,2 

31,4 

31,9 

31,2 

33,7 

33,5 

33,3 

35,9 

Schaffleisch 

0,3 

0,3 

0,3 

0,3 

0,3 

0,3 

0,2 

0,2 

0,2 

0,2 

Pferdefleisch .... 

0,4 

0,4 

0,3 

0,3 

0,3 

0,2 

0,2 

0,2 

0,2 

0,1 

Innereien 

4,2 

4,4 

4,4 

4,5 

4,6 

4,5 

4,5 

4,4 

4,5 

4,5 

Geflügelfleisch . . 

3,0 

3,9 

4,4 

5,6 

5,4 

5,6 

6,0 

6,3 

6,8 

7,1 

sonstiges Fleisch . 

0,6 

0,6 

0,6 

0,6 

0,6 

0,6 

0,6 

0,6 

0,7 

0,7 

Fleisch insgesamt 

55,8 

57,6 

59,7 

63,1 

64,5 

64,0 

66,0 

66,5 

67,5 

70,4 
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Einschleusungspreise und Abschöpfungssätze 

für ausgewählte Erzeugnisse des Schweinefleischsektors 
bei Einfuhren aus Drittländern 
DM je 100 kg 


Tabelle 30 


Gültig ab 

Einschleusungs- 

Abschöpfungssatz 




preis 

im 

Zusatz- 

erhöhte 


Regelfall 

abschöpfung 

Abschöpfung 


Schweine lebend 



1. Juli 1967 1) 

178,76 

59,54 

— 

— 

1. Oktober 1967 

178,76 

51,18 

— 

— 



J 

16,-2) 

36,— 

67,18 

19. Oktober 1967 

178,76 

51,18 1 

87,18 

17. November 1967 

178,76 

51,18 

16,— 

67,18 

1. Februar 1968 

174,15 

53,99 

16,— 

69,99 

3. März 1968 

174,15 

53,99 

20,— 

73,99 

l.Mai 1968 

168,83 

56,75 

20,— 

76,75 

1. August 1968 

164,58 

63,77 

20,— 

84,35 


Sauen lebend, 160 kg und mehr 



1. Juli 1967 ‘) 

152,03 

50,61 

— 

— 

1. Oktober 1967 

152,03 

43,52 

— 

— 

1. Februar 1968 

148,11 

45,92 

— 

— 

1. Mai 1968 

143,58 

48,27 

— 

— 

1. August 1968 

139,97 

54,23 

— 

— 


Schweinehälften 



1. Juli 19671) 

232,46 

77,42 

— 

— 

28. September 1967 

232,46 

77,42 

24,— 

99,42 

1. Oktober 1967 

232,46 

66,55 

24,— 

24,-2) 
l 50,— 

90,55 

90,55 

19. Oktober 1967 

232,46 

66,55 

116,55 




1 32 — 2) 

l 50,— 

98,55 

11. November 1967 

232,46 

66,55 

116,55 




l 32,— 2) 

102,21 

1. Februar 1968 

226,46 

70,21 

73,80 

l 50,— 

f 32,— 2) 

l 50,— 

120,21 

105,80 

l.Mai 1968 

219,54 

123.80 

101.80 


f 28,-2) 

l 50,— 

8. Mai 1968 

219,54 

73,80 

123,80 

110,92 

f 28,-2) 

l 50,— 

1. August 1968 

214,02 

82,92 

132,92 


Rohwürste 



1. Juli 1967 

1. Februar 1968 
l.Mai 1968 

Folgeerzeugnis 

gemäß 

VO Nr. 137/67 

211,88 

221,03 

230,— 

E 

1 1 1 

1. August 1968 

252,81 




Dosensdiinken 



1. Juli 1967 

1. Februar 1968 

Folgeerzeugnis 

gemäß 

VO Nr. 137/67 

236,36 

246,06 

— 

— 

l.Mai 1968 

255,57 

— 

— 

1. August 1968 

279,75 




Übergangsregelung für die Zeit vom 1. Juli bis 30. September 1967 gemäß Artikel 30 der VO Nr. 121/67. Die im 
gleichen Zeitraum erhobenen innergemeinschaftlichen Abschöpfungen sind auf Seite 33 des vorjährigen Berich- 
tes (BT-Drucksache V/2277) aufgeführt. 

unterschiedliche Zusatzabsdiöpfungen nach Ursprungsländern 
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IX. Geflügelfleisch 


Die EWG-Verordnung Nr, 22 über die schrittweise 
Erriditung einer gemeinsamen Marktorganisation 
für Geflügelfleisch wurde ab 30. Juli 1962 an- 
gewendet. Der bis dahin in Deutschland bestehende 
relativ niedrige Zollschutz und die seit dem 
1. August 1961 gezahlten Ausgleichsbeträge für die 
unterschiedlidien Futtergetreidekosten in Deutsch- 
land und auf dem Weltmarkt wurden durch das Ab- 
schöpfungssystem, das diesen Ausgleich nun an der 
Grenze vonnahm, ersetzt. Hiermit wurde die Grund- 
lage für die Entwicklung eines freien Warenver- 
kehrs mit Geflügelfleisch geschaffen. Der deutschen 
Mastgeflügelproduktion wurden gleichzeitig durch 
die Erhöhung des Außenschutzes gegenüber den 
Drittländern — und während der Übergangsphase 
zum Gemeinsamen Markt auch gegenüber den Mit- 
gliedstaaten — bessere Chancen auf dem bisher 
überwiegend aus dem Ausland belieferten deut- 
schen Markt für Geflügelfleisch eröffnet. 

Die für die Erzeuger positiven Seiten der Markt- 
organisation zeigten sich bald. Die deutsche Ge- 
flügelwirtschaft konnte sehr schnell ihre Produk- 
tionstechnik modernisieren und bei sinkenden Pro- 
duktionskosten insbesondere die Erzeugung von 
Jungmastgeflügel erweitern. Dies wirkte sich in 
nachgebenden Erzeuger- und Verbraucherpreisen 
aus. Die Einfuhren aus Drittländern gingen zurück; 
als stärkstes Lieferland wurde besonders die USA 
betroffen. 

Bereits im Frühjahr 1965 — wie immer, wenn die 
Produzenten der Gemeinschaft die Aufnahmefähig- 
keit des Marktes nicht berücksichtigen — zeigten 
sich aber auch die für die Erzeuger negativen Seiten 
eines Systems, das nur einen Schutz vor Störungen 
von außen und keine Möglichkeiten eines Eingriffs 
in den inneren Markt der Gemeinschaft vorsieht. Im 
Wirtschaftsjahr 1966/67 kam es dann im Hinblick auf 
die Verwirklichung des gemeinsamen Marktes für 
Geflügelfleisch am 1. Juli 1967 sowie auf die zum 
gleichen Zeitpunkt bevorstehende Senkung der 
deutschen Futtergetreidepreise insbesondere in den 
Niederlanden und in Deutschland zu einer weiteren 
erheblidien Produktionssteigerung. Dies führte 
schließlich zu einer Überproduktion in der Gemein- 
schaft und damit zu einer kritischen Lage der Pro- 
duzenten von Jungmastgeflügel. 

Der Verlauf des Wirtschaftsjahres 1967/68, des 
ersten Jahres der Anwendung der EWG-Verord- 
nung Nr. 123/67 über eine gemeinsame Markt- 
organisation für Geflügelfleisch, war durch den wei- 
ter anhaltenden scharfen Konkurrenzkampf um die 
Marktanteile bei Jungmastgeflügel (Brathähnchen) 
gekennzeichnet. Der hiermit verbundene Preisver- 
fall, der bereits im Wirtschaftsjahr 1966/67 zu ver- 
zeichnen war, setzte sich bis Anfang des Jahres 
1968 fort. 


Der Wettbewerb um Marktpositionen und die seit 
längerer Zeit niedrigen Preise, die kaum noch Ge- 
winne zuließen, waren letztlich für die betroffenen 
Wirtschaftskreise in Belgien, der Bundesrepublik 
Deutschland und den Niederlanden Anlaß, Maßnah- 
men zu einer Stabilisierung des Marktes zu treffen. 
In den Niederlanden wurden durch gesetzliche 'Re- 
gelung im November/Dezember 1967 die Bruteier- 
einlagen eingeschränkt. In Belgien und in der Bun- 
desrepublik Deutschland ist keine Rechtsgrundlage 
für eine gesetzliche Regelung gegeben. Deshalb ent- 
schlossen sich die deutschen Erzeuger zu einer frei- 
willigen Einschränkung der Bruteiereinlagen in der 
Zeit vom Dezember 1967 bis Februar 1968 und die 
belgischen Erzeuger freiwillig zu einer zeitlichen 
Verlagerung der Schlachtungen im Februar/März 
1968. Wenn solche Maßnahmen auch nur in drei Mit- 
gliedstaaten der Gemeinschaft getroffen wurden, so 
konnte damit doch ein weiteres Absinken der Preise 
verhindert und eine gewisse Stabilisierung des 
Marktes erreicht werden. In Frankreich versucht 
man jetzt, künftigen Marktstörungen durch Grün- 
dung einer von der Geflügelwirtschaft getragenen 
Aktiengesellschaft (SIPA-Volailles) zu begegnen. 

Damit die Geflügelwirtschaft drohenden Markt- 
störungen, wie sie im Berichtsjahr zu beobachten 
waren, von sich aus frühzeitig begegnen kann, ist 
es dringend erforderlich, ein System zu entwickeln, 
das eine frühzeitige Marktbeurteilung ermöglicht. 
Auf EWG-Ebene sind bereits erste Verhandlungen 
hierüber eingeleitet worden. Bei Verabschiedung 
der EWG-Verordnung Nr. 123/67 hat der Rat be- 
wußt auf staatliche Interventionsmaßnahmen sowie 
auf jegliche Maßnahmen zum Eingriff in das Markt- 
geschehen auf dem Binnenmarkt der Gemeinschaft 
verzichtet; er hat lediglich Schutzmaßnahmen gegen 
Marktstörungen infolge von Einfuhren aus Dritt- 
ländern und Maßnahmen für die Förderung der 
Ausfuhr vorgesehen. Mit Hilfe der Schutzinstru- 
mente konnten im Berichtsjahr zusätzliche Störun- 
gen aus Drittländern verhindert werden; die Einfuhr 
von Jungmastgeflügel sank praktisch auf Null. Eine 
spürbare Marktentlastung konnte damit nicht er- 
reicht werden. Das verstärkt auf Drittlandsmärkte 
drängende hohe Angebot der Gemeischaft beun- 
ruhigte jedoch die Märkte anderer traditioneller 
Lieferanten; dies dürfte mit ausschlaggebend für 
die Entscheidung der USA gewesen sein, vom 
6. Mai 1968 an die Ausfuhren von Jungmastgeflügel 
in die Schweiz besonders zu fördern. 

Nachdem die Einfuhr von Jungmastgeflügel aus 
Drittländern praktisch zum Erliegen gekommen ist, 
beschränkt sich die Einfuhr von geschlachtetem Ge- 
flügel aus Drittländern vornehmlich auf Enten, 
Gänse, Puten und Geflügelteile. Die Einfuhr von 
Geflügelteilen aus Drittländern wurde durch die 
Einführung einer neuen Nomenklatur im Abschöp- 
fungstarif in den ersten Monaten des Wirtschafts- 
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Jahres spürbar beeinträchtigt, weil wegen der Zu- 
sammenfassung unterschiedlich zu bewertender Ge- 
flügclteile in Sammelpositionen eine differenzierte 
und gerechte Festsetzung der Zusatzabschöpfungen 
nicht möglich war. Erst als sich das gleiche Problem 
bei der Festsetzung der Erstattungen bei der Aus- 
fuhr stellte, wurde von seiten der Kommission und 
der anderen Mitgliedstaaten dem von Anfang an 
vorgetragenen deutschen Vorschlag nach Einfüh- 
rung einer weiter spezifizierten Nomenklatur statt- 
gegeben. Diese wird seit dem 1. November 1967 
angewendet. 

Seit dem Inkrafttreten der gemeinsamen Markt- 
organisationen für Geflügelfleisch und Eier, die den 
freien Warenverkehr innerhalb der Gemeinschaft 
ermöglichen sollen und daher auf die Erhebung von 
Abschöpfungen beim Warenverkehr zwischen den 
Mitgliedstaaten verzichten, macht sich die fehlende 
Harmonisierung der Rechtsvorschriften auf anderen 
Sektoren verstärkt bemerkbar. Vor allem durch 
unterschiedliche gesetzliche Regelungen auf den Ge- 
bieten des Lebensmittel-, des Veterinär- und des 
Steuerrechts ergeben sich Wettbewerbsverzerrun- 
gen mit oft erheblichen wirtschaftlichen Folgen, die 
zur Beunruhigung der Geflügelwirtschaft führen. 

a) Produktion und Absatzlage 

Wie zu erwarten war, hat die Erzeugung von Jung- 
mastgeflügel im Wirtschaftsjahr 1967/68 weiter zu- 
genommen. Allerdings war die Zuwachsrate mit 
10 ^/o bei weitem nicht mehr so hoch wie in den 


letzten Jahren. Als Folge des freien Warenverkehrs 
innerhalb der Gemeinschaft nahm die Einfuhr von 
Jungmastgeflügel, die in den beiden vorangegange- 
nen Wirtschaftsjahren stagnierte, 1967/68 um eben- 
falls 10 ^/o zu. Dadurch erhöhte sich der Verbrauch 
von Jungmastgeflügel gegenüber dem Vorjahr um 
0,4 kg auf 4,1 kg je Kopf der Bevölkerung. 

Das Aufkommen an Geflügelfleisch von Legehennen 
ging 1967/68 gegenüber dem Vorjahr geringfügig 
zurück. Da sich auch die Einfuhr um 5000 t vermin- 
derte, sank bei dieser Fleischart der Verbrauch je 
Kopf der Bevölkerung von 1,7 auf 1,6 kg. 

Der Verbrauch von Gänsefleisch stellte sich 1967/68 
bei gleichbleibender Eigenerzeugung und erhöhter 
Einfuhr auf 21 000 t oder 0,3 kg je Kopf der Bevöl- 
kerung. Das Angebot an Entenfleisch aus Eigener- 
zeugung und Einfuhr hat sich nur unwesentlich ver- 
ändert; das gleiche ist für das sonstige Geflügel zu 
sagen. 

Insgesamt erhöht sich — durch einen Anstieg der 
Eigenerzeugung und der Einfuhr in nahezu gleichem 
Ausmaße — der Verbrauch an Geflügelfleisch je 
Kopf der Bevölkerung von 6,8 kg im Vorjahr auf 
7,1 kg 1967/68. 

Gefördert und beschleunigt durch den verstärkten 
Wettbewerb innerhalb der Gemeinschaft, hat sich in 
der Erzeugung von Jungmastgeflügel ebenso wie 
in der Legehennenhaltung die Konzentration weiter 
fortgesetzt. Nach der Auszählung im Dezember 1967 
wurden 1553 Betriebe mit jeweils mehr als 500 
Tieren festgestellt, die in nennenswertem Umfang 


Tabelle 31 


Versorgung mit Geflügelfleisch 


Gliederung 

Einheit 

1958/59 

1959/60 

1960/61 

1961/62 

1962/63 

1963/64 

1964/65 1 

1965/66 

1966/67 

1967/68 

Erzeugung 

1000 t 

90 

97 

101 

111 

120 

130 

146 

157 

200 

209 

Bestandsänderung 

1000 t 

— 

— 

— 

+ 15 

“15 

— 

— 

— 

— 

— 

Einfuhr 

1000 t 

74 

120 

144 

220 

176 

196 

204 

216 

211 

221 

Ausfuhr 

1000 t 

0 

0 

— 

1 

1 

1 

0 

1 

2 

1 

Verbrauch insgesamt 

1000 t 

164 

217 

245 

315 

310 

325 

350 

372 

409 

429 

Verbrauch je Kopf 

kg 

3,0 

3,9 

4,4 

5,6 

5,4 

5,6 

6,0 

6,3 

6,8 

7,1 

darunter 












Fleisch von Legehennen 

kg 






1,8 

1,7 

1,8 

1,7 

1,6 

Fleisch von Jungmastgeflügel 

kg 

• 



• 

• 

2,6 

2,9 

3,1 

3.7 

4.1 

Anteil des Verbrauchs aus Inlandserzeugung 










am Gesamtverbrauch 

»/o 

55 

45 

43 

35 

38 

40 

42 

42 

49 

49 

darunter 












Fleisch von Legehennen 

Vo 



• 



56 

56 

57 

61 

63 

Fleisch von Jungmastgeflügel 

Vo 






23 

30 

32 

43 

43 
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Geflügelfleisch erzeugten. Ihre Zahl hat sich von 
1963 bis 1967 mehr als verdoppelt. In der gleichen 
Zeit ist deren Bestand an Schlacht- und Masthühnern 
von 4,6 Millionen auf 8,5 Millionen angestiegen. 
Von Betrieben mit mehr als 10 000 Tieren wurden 
1963 noch 47 Vo, 1967 dagegen schon 70 Vo des Ge- 
samtbestandes gehalten. Der Schwerpunkt der Aus- 
weitung lag in der Haltungsgrößenklasse von 10 000 
bis 25 000 Schlacht- und Masthühnern und zwar in 
Betrieben zwischen 10 ha und 100 ha landwirtschaft- 
liche Nutzfläche. Der Anteil der in Kleinhaltungen 
bis zu 3000 Tieren gehaltenen Schlacht- und Mast- 
hühner am Gesamtbestand ist von 15 Vo im Jahre 
1963 auf 4 Vo im Dezember 1967 zurückgegangen. 

Tabelle 32 

Einfuhr von Geflügel und 


b) Außenhandel 

Der Markt für Geflügel und Geflügelfleischerzeug- 
nisse in der Bundesrepublik Deutschland ist nach 
wie vor von einem steigenden Inlandsangebot und 
wachsenden Einfuhren — insbesondere aus EWG- 
Mitgliedstaaten — gekennzeichnet. Im Wirtschafts- 
jahr 1967/68 importierte die Bundesrepublik mit 
220 000 t Fleischgewicht die größte Geflügelfleisch- 
menge seit Bestehen der EWG. Im Vergleich zu 
1958/59 hat sich die Einfuhr verdreifacht, gegenüber 
dem Vorjahr nahm sie um 5 Vo zu. 

Stärker als bei anderen Erzeugnissen wird bei der 
deutschen Geflügelfleischeinfuhr die Verlagerung 


Geflügelfleischerzeugnissen 


Herstellungsländer 

1958/59 

1959/60 

1960/61 

1961/62 

1962/63 

1963/64 

1964/65 

1965/66 

1966/67 

1967/68 

1967/68 
1958/59 1 

gegen 

1967/68 

1000 t Fleischwert I 

Veränderung in Vo 

EWG 

33,0 

42,1 

52,3 

68,1 

78,6 

92,2 

117,2 

137,6 

150,4 

172,6 

+423 

+ ?5 

Drittländer 

40,7 

77,9 

91,4 

151,9 

97,0 

103,3 

87,3 

77,9 

59,8 

47,5 

+ 17 

-21 

darunter 













Dänemark .... 

13,8 

22,2 

30,2 

39,4 

35,4 

34,5 

16,5 

11,9 

4,9 

2,8 

“ 80 

“44 

USA 

5,7 

32,1 

40,7 

90,2 

42,4 

48,9 

47,9 

42,9 

33,2 

22,8 

+303 

-31 

Staatshandels- 













länder 

17,2 

20,8 

17,7 

19,6 

16,8 

18,3 

21,6 

22,1 

20,8 

21,3 

+ 24 

+ 2 

insgesamt . . . 

73,7 

120,0 

143,7 

220,0 

175,0 

195,5 

204,5 

215,5 

210,2 

220,1 

+ 199 

+ 5 


Warenart 

1963/64 

1967/68 

EWG 

Dritt- 

Länder 

dar- 

unter 

Staats- 

han- 

dels- 

län- 

der 

Insgesamt 

EWG 

Dritt- 

länder 

dar- 

unter 

Staats- 

han- 

dels- 

län- 

der 

Insgesamt 

1000 t Fleisch wert 

Anteil 
in “/o 

1000 t Fleischwert 

Anteil 
in ®/o 

± Vo 
gegen 
1963/64 

Geflügel, lebend .... 

3,6 





3,6 

1.9 

4,8 





4,8 

2,2 

+ 34 

Geflügel, geschlachtet 

86,2 

96,3 

18,2 

182,5 

93,3 

166,7 

40,4 

20,1 

207,1 

94,1 

+ 13 

darunter 












Jungmastgeflügel . 

66,8 

49,9 

7,5 

116,7 

59,7 

139,7 

0,8 

0,5 

140,5 

63,9 

+ 20 

andere Hühner . . . 

11,6 

12,3 

0,6 

23,9 

12,2 

11,8 

0,7 

— 

12,5 

5,7 

- 48 

Truthühner 

0,1 

6,3 

1,1 

6,4 

3,3 

2,2 

7,9 

0,7 

10,1 

4,6 

+ 56 

Gänse und Enten . . 

7,4 

9,9 

8,3 

17,3 

8,8 

5,8 

17,8 

17,4 

23,6 

10,7 

+ 37 

sonstiges Geflügel . 

0,0 

— 

— 

0,0 

0,0 

0,0 

0.0 

0,0 

0,0 

0,0 

+ 100 

Geflügelteile 

0,3 

17,9 

0,7 

18,2 

9,3 

7,2 

13,2 

1,5 

20,4 

9,2 

+ 12 

Geflügellebern 

0,1 

1,1 

0,1 

1,2 

0,6 

0,3 

2,1 

0,1 

2,4 

1.1 

+ 107 

Geflügelerzeugnisse . 

2,3 

5,9 

0,0 

8,2 

4,2 

0,8 

5,0 

1,1 

5,8 i 

1 

2,6 

“ 30 

insgesamt . . . 

92,2 

103,3 

18,3 

195,5 

100 

172,6 

47,5 

21,3 

220,1 

100 

+ 13 
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der Handelsströme zugunsten der EWG-Mitglied- 
staaten deutlich. Innerhalb der letzten 10 Jahre er- 
höhten sich die Bezüge aus der Gemeinschaft auf das 
Fünffache, während die Einfuhr aus Drittländern 
1967/68 zwar noch um 17 '®/o höher als 1958/59 lag, 
sie nahm aber seit Inkrafttreten der Verordnung 
Nr, 22 stark ab. Verglichen mit dem Vorjahr er- 
höhte sich 1967/68 die deutsche Einfuhr aus den 
Mitgliedsländern um 15 Vo, die aus Drittländern ging 
um 21 '®/o zurück. 

Die Einfuhr von Geflügelfleisch aus Dänemark, die 
vor 1963/64 rund ein Drittel der deutschen Dritt- 
landseinfuhr ausmachte, kam 1967/68 fast ganz zum 
Erliegen. Die Einfuhr aus den USA konnte sich nach 
Inkrafttreten der Verordnung Nr. 22 immerhin bis 
1965/66 über dem Stand von 1960/61 halten. Dabei 
trat aber eine Verlagerung innerhalb der importier- 
ten Produkte von Jungmastgeflügel auf Truthühner, 
Geflügelteile und Geflügelerzeugnisse ein. 1967/68 
ging die Einfuhr dieser Waren beträchtlich zurück. 
Die Importe aus Staatshandelsländern (überwiegend 
Gänse und Enten) stiegen langfristig, wenn auch un- 
regelmäßig an. 

Eine Aufgliederung der deutschen Einfuhr von Ge- 
flügel und Geflügelfleischerzeugnissen nach Waren- 
arten ist erst seit 1963/64 möglich, die Zusammen- 
setzung hat sich während der letzten fünf Wirt- 
schaftsjahre nur unwesentlich verändert. Nach wie 
vor ist der Anteil von lebend eingeführtem Schlacht- 
geflügel (2,2 ^/o) völlig unbedeutend. Auch Geflügel- 
leber und Geflügelerzeugnisse fallen mit 3,7 
kaum ins Gewicht. Das Schwergewicht der Einfuhr 
lag 1967/68, wie bereits 1963/64 bei geschlachtetem 
Geflügel. Innerhalb dieser Kategorie wurde Jung- 
mastgeflügel, das den größten Anteil innehat, weiter 
verstärkt eingeführt, und zwar fast ausschließlich 
aus EWG-Mitgliedstaaten; aus Drittländern kam 
1967/68 nur noch rund 1 der Einfuhr von Jung- 
mastgeflügel. Die Einfuhr von Geflügelteilen, die 
seit Beginn der EWG-Marktregelung nahezu stetig 
zunahm, ging 1967/68 erstmals wieder - — zu Lasten 
der Drittländer — stärker zurück. Vergrößert hat 
sich auch der Anteil der geschlachteten Gänse, 
Enten und Truthühner an der Geflügeleinfuhr. Rund 
82 '®/o der Einfuhr aus Staatshandelsländern bestan- 
den 1967/68 allein aus Gänsen und Enten, das sind 
74 Vo der gesamten Einfuhr an diesen Geflügel- 
arten. 

Die Ausfuhr von Schlachtgeflügel war 1967/68 nach 
wie vor unbedeutend. 

c) Erzeuger- und Verbraucherpreise 

Die Erzeugerpreise für Jungmastgeflügel ■ — ebenso 
wie bei Suppenhühnern seit 1958/59 die bisher 
niedrigsten — sind im Berichtsjahr gegenüber dem 
Vorjahr um 46 Pf auf 3,12 DM je kg für geschlach- 
tete A-Ware (einschließlich der Mehrwertsteuer ab 
1. Januar 1968) zurückgegangen. 

Die Erzeugerpreise für Suppenhühner sanken auf 
1,14 DM je kg Lebendgewicht oder gegenüber dem 
Vorjahr um 32 Pf. Für geschlachtete Ware wurden 
2,60 DM je kg oder 62 Pf weniger als vor einem 
Jahr erzielt. 


Brathähnchen kosteten auf der Verbraucherstufe 
1967/68 durchschnittlich 4,29 DM je kg; dieser Preis 
lag bedeutend niedriger als 1958/59, und zwar um 
27,7 ®/o. Im Wirtschaftsjahr 1967/68 war der stärkste 
Preisrückgang gegenüber dem Vorjahr (um 76 Pf je 
kg oder 15 Vo) zu verzeichnen, der einerseits durch 
die weiter rückläufigen Erzeugerpreise und anderer- 
seits durch eine Einengung der Handelsspanne her- 
vorgerufen wurde. 

Dabei wurden zwischen Juli und Dezember noch 
durchschnittlich 4,45 DM von den Verbrauchern be- 
zahlt. Im ersten Halbjahr 1968 sank der Preis weiter 
ab. Der niedrigste Verbraucherpreis wurde mit 
4,03 DM im Juni 1968 festgestellt. 

Auch die Verbraucherpreise für Suppenhühner lagen 
1967/68 niedriger als 1958/59; sie kosteten mit 
4,27 DM je kg 7,2 Vo weniger. Gegenüber dem Vor- 
jahr, in dem ein Preis von 4,88 DM je kg beobachtet 
wurde, war der Preisrückgang noch größer, nämlich 
0,61 DM je kg oder 12,5 ^/o. Zwischen Juli und De- 
zember 1967 lag der Verbraucherpreis für Suppen- 
hühner bei 4,45 DM, im ersten Halbjahr 1968 bei 
4,10 DM. Die Handelsspanne blieb annähernd auf 
dem Stand des Vorjahres. Der Preisrückgang auf der 
Erzeugerstufe wurde bis zum Verbraucher weiter- 
gegeben. 

Während in den vergangenen Jahren die Verbrau- 
cherpreise für Brathähnchen sehr deutlich über denen 
für Suppenhühner lagen, hat sich im letzten Jahr 
kein Preisabstand mehr gezeigt. 

Tabelle 33 


Erzeuger- und Verbraucherpreise für Geflügel 

DM je kg 


Wirtschaftsjahr 

Erzeuger- 

preise 

Verbraucher- 

preise 

Jung- 

mast- 

geflügel 

Qualität 

A 

Suppen- 

hühner 

Brat- 

hähn- 

chen 

Suppen- 

hühner 

1958/59 

4,50 

3,61 

5,93 

4,60 

1959/60 

4,40 

3,58 

5,60 

4,34 

1960/61 

4,18 

3,50 

5,49 

4,38 

1961/62 

3,641) 

2,98 

4,99 

4,13 

1962/63 

3,922) 

3,21 

5,18 

4,27 

1963/64 

3,84 

3,36 

5,32 

4,62 

1964/65 

3,72 

3,18 

5,26 

4,74 

1965/66 

4,00 

3,44 

5,28 

4,89 

1966/67 

3,58 

3,22 

5,05 

4,88 

1967/68 3) 

3,12 

2,60 

4,29 

4,27 


DM 4,13 einschließlich Ausgleichsbetrag 
DM 3,96 einschließlich Ausgleichsbetrag 
ab Januar 1968 einschließlich Mehrwertsteuer 
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Schaubild 13 


Erzeuger- und Verbraucherpreise für Geflügel 


DM/kg 



DM/kg 



’) einschließlich Mehrwertsteuer 
2) ohne Mehrwertsteuer 
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d) Abschöpfung und Einschleusungspreise 

Die zu Beginn des Wirtschaftsjahres neu festzuset- 
zenden Abschöpfungssätze und Einschleusungspreise 
wurden termingerecht zum 1. Juli 1967 in Kraft ge- 
setzt. Bis einschließlich 13. August 1967 galt eine 
Übergangsregelung; während dieser Zeit wurde noch 
eine Abschöpfung im innergemeinschaftlichen Wa- 
renverkehr in Höhe des Futtergetreideanteils der 
am 30. Juni 1967 geltenden Abschöpfung erhoben. 
Vom 14. August 1967 an werden Abschöpfungen nur 
noch bei Einfuhren aus Drittländern erhoben. 


Die Einschleusungspreise für geschlachtete Hühner 
und verschiedene Geflügelteile wurden auch im Be- 
richtsjahr weiterhin unterschritten, so daß die Zu- 
satzabschöpfungen beibehalten werden mußten. 

Das gleiche gilt für geschlachtete Enten aus Ungarn 
und aus der Tschechoslowakei. 

Für geschlachtete Puten mußte gegen Ende des 
Jahres 1967 wegen anhaltender Unterschreitung des 
Einschleusungspreises — insbesondere bei Einfuh- 
ren aus den USA — eine Zusatzabschöpfung einge- 
führt werden. 


Tabelle 34 

Einschleusungspreise und Abschöpfungssätze für geschlachtetes Geflügel 
bei Einfuhren aus Drittländern 

Zubereitungsform b 
DM je 100 kg 




1 Abschöpfungssatz | 



1 Abschöpfungssatz | 


Gültig ab 

Ein- 
schi eu- 
sungs- 
preis 

im 

Regel- 

fall 

Zu- 

satz- 

ab- 

schöp- 

fung 

er- 

höhte 

Ab- 

schöp- 

fung 

Zusatz- 
abschöpfung ■ 

bei Einfuhren Gültig ab 
aus: 

Ein- 
schi eu- 
sungs- 
preis 

im 

Regel- 

fall 

Zu- 

satz- 

ab- 

schöp- 

fung 

er- 

höhte 

Ab- 

schöp- 

fung 

Zusatz- 
abschöpfung 
bei Einfuhren 
aus: 


Hühner 


Enten 


14. 

8. 

1967 

286,52 

50,10 

70,— 

120,10 


14. 

8. 

1967 

285,12 

64,10 

30,— 

4. 

9. 

1967 

286,52 

50,10 

60,— 

110,10 
















1. 

10. 

1967 

285,12 

64,10 

30,— 

1. 

10. 

1967 

286,52 

50,10 

50,- 

100,10 


15. 

12. 

1967 

285,12 

64,10 

50,— 

30. 

10. 

1967 

286,52 

50,10 

60,— 

110,10 

sämtlichen 














Drittländern 

23. 

1. 

1968 

285,12 

64,10 

50,— 

1. 

2. 

1968 

282,50 

54,60 

60,— 

114,60 


1. 

2. 

1968 

279,90 

69,60 

50,— 

22. 

3. 

1968 

282,50 

54,60 

50,— 

104,60 
















1. 

5. 

1968 

276,— 

73,80 

50,— 

1. 

5. 

1968 

280,20 

57,20 

50,— 

107,20. 


21. 

5. 

1968 

276,— 

73,80 

50,— 

11. 

5. 

1968 

280,20 

57,20 

50,— 

107,20 


1. 

8. 

1968 

273,44 

82,40 

50,— 









12. 

8. 

1968 

273,44 

82,40 

40,— 

1. 

8. 

1968 

278,92 

62,50 

50,— 

112,50 

sämtlichen 






50,— 

12. 

8. 

1968 

278,92 

62,50 

25,— 

87,50 

Drittländern, 

8. 

9. 

1968 

273,44 

82,40 1 


8. 

9. 

1968 

278,92 

62,50 



ausgenom- 
men Polen 





1 

30,— 

8. 

10. 

1968 

278,92 

62,50 

30,— 

92,50 









94,10 Ungarn 


94 _ 10 '|Tsdiecho- 
i ^ ,^?siuwakei, 

114,10|ungarn, 


114,10] 
119, 60 1 

123,80 

123,80 

132,40 

122,40. 

132,40 


Bulgarien, 

Tschecho- 

slowakei, 

Ungarn, 


Tschecho- 

slowakei, 

Ungarn 

Bulgarien 

Tschech. 


112,40 and. Drittl. 
ausgen. 
Polen 


i 


Truthühner 






14. 8. 1967 

332,80 

59,— 

— 

— 




Gänse 











23. 1.1968 

332,80 

59,— 

15,— 

74,— 


14. 8. 1967 

222,68 

54,80 



_ 1. 2.1968 

328,30 

63,70 

15,— 

78,70 






22. 3. 1968 

328,30 

63,70 

25,— 

88,70 


1. 2.1968 

218,— 

59,60 









sämtlichen 

1. 5.1968 

214,50 

63,10 

— 

„ 1. 5.1968 

325,— 

67,20 

25,— 

92,20 

'Drittländern 

i 1. 8.1968 

212,10 

69,20 


_ 1. 8.1968 

322,76 

75,70 

25,— 

100,70 


! 




8. 9. 1968 

322,76 

75,70 

16,— 

91,70 






8. 10. 1968 

322,76 

75,70 

— 

— 



0 Ausgenommen von der Erhebung der Zusatzabschöpfung sind Einfuhren mit Ursprung in und Herkunft aus Polen, 
das eine Garantieerklärung zur Einhaltung des Einschleusungspreises abgegeben hat. 
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e) Maßnahmen der Bundesregierung 

Eine Verringerung der Abschöpfung für geschlach- 
tete Gänse — wie in den Jahren 1962 bis 1966 — ist 
nach Inkrafttreten der EWG-Verordnung Nr. 123/67 
für den Bereich eines Mitgliedstaates nicht mehr 
möglich. Die Bundesregierung hatte vor Verabschie- 
dung dieser Verordnung eine Überprüfung und Kor- 
rektur der Veredelungskoeffizienten angeregt. Die 
Prüfung führte zu einer Verringerung der Abschöp- 
fung, somit konnte auch 1967 eine Verteuerung der 
Gänse verhindert werden. 

Tabelle 35 


Die Förderung von Erfassungs- und Verwertungs- 
einrichtungen für Schlachtgeflügel (aus Kap. 10 02 
Tit. 623) wurde auch im Wirtschaftsjahr 1967/68 fort- 
gesetzt. Die Förderung erstreckte sich in erster Linie 
auf Rationalisierungsmaßnahmen bei bereits be- 
stehenden Anlagen. 

Weiterhin wurden Haushaltsmittel zur Unterstüt- 
zung der Verbraucheraufklärung über Handelsklas- 
sen für geschlachtetes Geflügel sowie für andere 
Maßnahmen zur Steigerung des Geflügelfleischver- 
zehrs bereitgestellt. 


Jährliche Veränderungen der Verbraucherpreise bei Eiern, Geflügel und Fleisch 


Ware 

Preis- 

stand 

1958/59 

Preisveränderung gegenüber Vorjahr 

Preis- 
stand 
1967/68 1) 

Preisverände- 
rung 1967/68 
gegen 1958/59 

Ver- 

brau- 

cher- 

preis 

da- 

gegen 

Er- 

zeuger- 

preis 

1062/63 

1963/64 

1964/65 

1965/66 

1966/67 

1967/68 

DM je kg 

Pf je kg 

DM je kg 

Pf je kg 

Eier 

3,78 

+ 53 

-13 

-10 

+38 

-19 

-28 

3,78 

± 0 

- 26 

Suppenhühner 

4,60 

+ 14 

+ 35 

+ 12 

+ 15 

- 1 

-61 

4,27 

- 33 

-101 

Brathähnchen 1 

5,93 

+ 19 

+ 14 

- 6 

+ 2 

-23 

-76 

4,29 

-164 

-138 

Kalbfleisch 

5,74 

+ 6 

+ 56 

+ 69 

+ 63 

+ 29 

-24 

8,42 

+268 

+ 139 

Rindfleisch S 

4,94 

+ 7 

+ 36 

+ 63 

+49 

+ 4 

-21 

6,77 

+ 183 

+ 70 

Schweinefleisch 

4,35 

+ 5 

+ 48 

-14 

+ 39 

+ 21 

-65 

5,06 

+71 

- 21 


ab Januar 1968 einschließlich Mehrwertsteuer 


X. Eier 


Die Verordnung Nr. 21 über die schrittweise Er- 
richtung einer gemeinsamen Marktorganisation für 
Eier wurde vom 30. Juli 1962 an angewandt. Die bis 
dahin geltenden Zölle und die Zahlung von Aus- 
gleichsbeträgen (zum Ausgleich der unterschied- 
lichen Futtergetreidepreise auf dem Weltmarkt und 
in Deutschland) wurden durch ein Abschöpfungs- 
system abgelöst. Da bereits seit dem 1. April 1956 
auf dem Fiersektor Ausgleichsbeträge gezahlt wur- 
den, hatte die deutsche Fierproduktion — im Gegen- 
satz zur Mastgeflügelproduktion — zum Zeitpunkt 
der Anwendung der Verordnung Nr. 21 bereits einen 
verhältnismäßig hohen Entwicklungsstand und einen 
entsprechenden Marktanteil erreicht. 

Für die deutschen Erzeuger zeigten sich die positiven 
Seiten der Marktorganisation in einer Beschleuni- 
gung der sich bereits seit 1956 abzeichnenden Ent- 
wicklung. Im Schutz der Marktorganisation stieg — 
verbunden mit einer Verbesserung der Produktions- 


technik — das Produktionsvolumen der deutschen 
Eierwirtschaft kräftig an, die Einfuhren aus Mitglied- 
staaten und Drittländern gingen weiter zurück. 
Allerdings zeigten sich auch — früher als auf dem 
Geflügelsektor — die Grenzen eines Schutzsystems, 
das allein darauf ausgerichtet ist, Schutz vor Stö- 
rungen von außen zu gewähren. Wenn jedoch, wie 
im ersten Halbjahr 1964, eine Überproduktion auf 
dem Binnenmarkt — sei es auch nur vorübergehend 
— Ursache der Marktstörungen ist, ist ein derartiges 
System zur Abhilfe ungeeignet. 

Aber auch übermäßigen Preiserhöhungen infolge 
einer vorübergehenden Angebotsverknappung, wie 
z. B. im Herbst 1965, die letztlich einen Anreiz zur 
Erweiterung der Produktion darstellen, konnte mit 
den Instrumenten der Verordnung Nr. 21 nicht aus- 
reichend und vor allem nicht rechtzeitig begegnet 
werden. Bereits im Frühjahr 1966 ergab sich erneut 
eine kritische Lage auf dem Eiermarkt. 


72 




Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Drucksache V/3649 


Während auf dem Geflügelmarkt vor Einführung des 
freien Warenverkehrs innerhalb der Gemeinschaft 
(am 1. Juli 1967) ein heftiger Konkurrenzkampf um 
eine günstige Ausgangsposition für den gemein- 
samen Markt einsetzte, blieb dieser Konkurrenz- 
kampf auf dem Eiermarkt aus, da die Markt- 
positionen hier bereits weitgehend gefestigt waren. 
Dennoch wurde die Rationalisierung und damit auch 
die Produktionssteigerung in allen EWG-Mitglied- 
staaten weiter vorangetrieben 

Das Wirtschaftsjahr 1967/68, das erste Jahr der An- 
wendung der Verordnung Nr. 122/67 über eine ge- 
meinsame Marktorganisation für Eier, brachte für 
die deutsche Eierwirtschaft eine sich bereits im De- 
zember 1967 abzeichnende und von Januar bis Juli 
1968 anhaltende kritische Situation. Ursache war die 
Tatsache, daß in der Gemeinschaft die Selbstversor- 
gungsgrenze zeitweise erreicht wurde. 

Da neben der Bundesrepublik Deutschland auch an- 
dere früher traditionelle Importländer wie z. B. 
Großbritannien ihre Eiererzeugung erhöht haben 
und somit die Möglichkeiten des Eierabsatzes auf 
anderen Märkten immer geringer werden, muß in 
einer derartigen Situation jede Ausdehnung des 
Angebots, der keine entsprechende Steigerung der 
Nachfrage gegenübersteht, zu Absatzschwierigkeiten 
mit entsprechenden Preisrückgängen führen. Die 
Folge einer Senkung der Erzeugererlöse ist aber ins- 
besondere für die marktfernen Erzeuger der Zwang 
zu weiterer Rationalisierung, die in der Regel mit 
einer Erhöhung der Gesamtproduktion verbunden 
ist. Angesichts dieser Sachlage sind die Instrumente 
der Marktorganisation, die nur einen Schutz vor 
Marktstörungen von außen, d. h. von seiten der 


Drittländer, bieten können, zur Behebung einer 
durch Überproduktion verursachten Krise nicht ge- 
eignet. 

Der Rat der Europäischen Gemeinschaften hat bei 
Verabschiedung der Verordnung Nr. 122/67 auf 
andere Mittel, wie z. B. Interventionen, verzichtet. 
Abhilfe können auf die Dauer nur die Beseitigung 
der Zersplitterung des Angebots, eine straffere 
Organisation und bessere Disziplin der Eierwirt- 
schaft schaffen. Eine Hilfe dazu bietet auch im Rah- 
men der EWG-Marktorganisation die Ausfüllung 
der Vorschriften des Artikels 2 der Verordnung Nr. 
122/67 über die Förderung entsprechender Initia- 
tiven der Berufsorganisationen. In Frankreich ver- 
sucht man bereits mit Unterstützung der Regierung 
diesen Weg durch Gründung einer von der Eierwirt- 
schaft getragenen Aktiengesellschaft (SIPA-Oeufs) 
zu gehen. Die Gesellschaft ist im Verlauf des ersten 
Halbjahres 1968 mit dem Ankauf von Eiern zur Ver- 
arbeitung zu Eiprodukten bereits im begrenzten Um- 
fang tätig geworden. 

Die Beratungen über gemeinsame Vermarktungs- 
normen für Eier, die nach dem Beschluß des Rats 
bereits vom 1. Januar 1968 an angewendet werden 
sollten, wurden im Oktober 1968 abgeschlossen. Die 
Verordnung Nr. 1619/68 über Vermarktungsnormen 
für Eier trat am 22. Oktober 1968 in Kraft und wird 
ab 1. Mai 1969 angewendet. 

a) Produktion und Absatzlage 

Die sich in den letzten Jahren abzeichnende Kon- 
zentration der Legehennenhaltung in größeren Be- 
ständen setzte sich auch im Berichtsjahr fort. Wäh- 


Versorgung mit Eiern 


Tabelle 36 


Wirtschaftsjahr 

Erzeugung 
zum Verzehr 

Bestands- 

änderung 

Einfuhr 

Ausfuhr 

Verbrauch 

ohne 

1 mit 

ohne 

1 mit 

je Kopf 

Selbstversorgung 

Selbstversorgung 

Millionen Stück | 

Stück 

1958/59 


6 479 

+ 60 

5 223 

13 


11 629 

217 

1959/60 

. 

7 080 

— 

5 526 

14 


12 592 

228 

1960/61 

4 910 

7 627 

0 

5 152 

14 

10 048 

12 765 

229 

1961/62 

5 669 

8218 

+ 114 

5 301 

14 

10 842 

13 391 

237 

1962/63 

6 680 

8 994 

-lU 

3 525 

17 

10 302 

12 616 

220 

1963/64 

7 665 

10 166 

+ 110 

3 504 

10 

11 049 

13 550 

234 

1964/65 

8515 

11 011 

- 80 

2611 

6 

11 200 

13 696 

234 

1965/66 

9 252 

11 747 

+ 10 

2 537 


11 773 

14 268 

240 

1966/67 

10 252 

12710 

+ 50 

2 181 

13 

12 370 

14 828 

248 

1967/68 

10 830 

13 239 

+ 40 

2 066 

35 

12 821 

15 230 

254 


Ü einschließlich Eiprodukte in Schaleneiwert 
ab 1. Januar 1963 ohne Bruteier 
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rend 1963 nur 19‘’/o aller gehaltenen Legehennen in 
Bestandsgrößenklassen von über 1000 Hennen je 
Betrieb zu finden waren, waren es 1967 bereits über 
35 ^Vo. Der Anteil der Legehennen in Kleinhaltungcn 
bis zu 100 Tieren je Betrieb ging in dem genannten 
Zeitraum dagegen von 57 To auf 42 To zurück. Der 
Leistungsanstieg je gehaltene Henne von 154 Eiern 
im Wirtschaftsjahr 1960 61 auf 206 Eier im Berichts- 
jahr ist mit auf diese Strukturveränderung zurück- 
zuführen, da z, B. in den großen Haltungen durch 
rationelle Fütterung und durch den Einsatz beson- 
ders leistungsfähiger Rassen die Leistung je Henne 
um rund 60 Eier höher ist als in Betrieben mit einer 
Haltung bis zu 50 Hennen. 

Die deutsche Erzeugung an Eiern stieg im Berichts- 
jahr weiter an, allerdings bei weitem nicht mehr so 
stark wie in den letzten Jahren; für den Markt stan- 
den 1967/68 mit 10,8 Mrd. Eiern gut 5*^/0 mehr als 
1966^67 zur Verfügung. Der Rückgang der Einfuhren 
setzte sich 1967/68 fort, jedoch nicht mehr in dem 
Ausmaße wie im Durchschnitt der letzten Jahre. 
Während vor zehn Jahren noch 5,2 Mrd. Eier ein- 
geführt wurden bei einer Markterzeugung, die über 
die Hälfte niedriger war als im Berichtsjahr, waren 
es im vergangenen Wirtschaftsjahr nur noch knapp 
2,1 Mrd. Stück. 

Die Ausfuhr von Eiern hat sich gegenüber dem 
Vorjahr nahezu verdreifacht, sic ist mit 35 Mil- 
lionen Stück allerdings nach wie vor geringfügig. 
Je Kopf der Bevölkerung wurden 1967/68 gegenüber 
dem Vorjahr 6 Eier mehr verzehrt. Der Eierver- 
brauch (einschließlich Eiprodukte in Schaleneiwert) 
belief sich 1967/68 damit auf 254 Stück; er war nur 
um 37 Stück höher als vor 10 Jahren. In dieser nied- 
rigen Zuwachsquote in einem Jahrzehnt zeigt sich 
die geringe Neigung der Verbraucher, den Verzehr 
an Eiern in stärkerem Maße auszuweiten. Gegen- 
wärtig scheint der Eierverbrauch einer Sättigungs- 
grenze nähergekommen zu sein. Der Anteil der in- 
ländischen Erzeugung am Verbrauch erhöhte sich 
von 1966/67 auf 1967/68 nur geringfügig, und zwar 
auf 87 TT; er hatte 1958-59 bei rund 55 % gelegen. 


b) Außenhandel 

Die Einfuhr von Eiern und Eiprodukten in die Bun- 
desrepublik Deutschland ging im Wirtschaftsjahr 
1967/68 weiter zurück. Sie erreichte mit 108 800 t 
Schaleneiwert den niedrigsten Stand seit über zehn 
Jahren. Dabei verminderte sich die Einfuhr von 
Eiprodukten gegenüber dem Vorjahr um 17 ^/o. Die 
Einfuhr von Schaleneiern allein nahm im Berichts- 
zeitraum um 4 To zu. Der seit 1959/ 60 zu beobach- 
tende permanente Rückgang der Eiereinfuhr wurde 
damit angesichts der besonderen Überschußsituation 
in der Gemeinschaft im Berichtsjahr zwar unter- 
brochen, doch dürfte sich langfristig der Trend zu 
verminderter Einfuhr eher fortsetzen. 

Die Gesamteinfuhr an Eiern und Eiprodukten be- 
stand 1967 zu 77 To aus Schaleneiern, darunter 
knapp 3 't'o Bruteier, und zu 23 ‘Vo aus Eiprodukten. 
Der Anteil der Eiprodukte (ohne Albumine) hat sich 
im Vergleich zu den beiden vorhergehenden Jahren 


deutlich vermindert; ähnliche Schwankungen haben 
sich auch schon früher gezeigt. 

Die Einfuhrmenge an Eiern und Eiprodukten aus 
der EWG blieb gegenüber dem Vorjahr nahezu 
unverändert, jedoch erhöhte sich ihr Anteil durch 
den Rückgang der Drittlandseinfuhr auf 79 ^/o (Vor- 
jahr 77 «/()). 

Bei der Einfuhr von Schaleneiern nahmen die 
EWG-Herkünfte gegenüber 1966/67 um 6 To zu auf 
72 400 t, die Drittlandseinfuhr ging um den gleichen 
Prozentsatz auf 1 1 000 t zurück. Besonders stark ver- 
minderte sich die Eiereinfuhr aus Staatshandels- 
ländern (— 28 To), was jedoch bei der niedrigen 
Menge dieser Einfuhr (4500 t) kaum ins Gewicht fiel. 
Die Ausfuhr von Eiern und Eiprodukten aus der 
Bundesrepublik Deutschland stieg im abgelaufenen 
Wirtschaftsjahr weiter. Im Vergleich zu 1966/67 
nahm die Ausfuhr von Eiprodukten (ohne Albumine) 
um 40 Tü auf 936 t, die Ausfuhr von Schaleneiern 
um mehr als das Dreifache auf 800 t zu. Dabei hat 
sich bei der Schaleneierausfuhr ein struktureller 
Wandel vollzogen. Während es sich in früheren 
Jahren hierbei fast ausschließlich um Bruteier han- 
delte, bestand 1967/68 der größte Teil der Ausfuhr 
aus Eiern für den menschlichen Verzehr. 


c) Erzeuger- und Verbraucherpreise 

Da sich die Nachfrage nach Eiern nicht entsprechend 
der Produktionssteigerung entwickelte und sich 
gleichzeitig die Handelsspanne ausweitete, gerieten 
im Berichtsjahr die Erzeugerpreise unter Druck. Be- 
sonders stark rückläufig waren die bei Abgabe an 
die Sammelstellen erzielten Preise. Hier wurden 
(einschließlich der Mehrwertsteuer ab Januar 1968) 
1,2 Pf je Ei (unsortierte Ware) weniger erzielt als 
vor einem Jahr. Das erste Preistief war mit 13,2 Pf 
im Februar 1968 zu verzeichnen; nach einer Preis- 
festigung, die bis Mai anhielt, trat im Juni wieder 
ein Rückgang auf 13,3 Pf ein. In den beiden anderen 
Absatzwegen, nämlich bei Verkäufen an Großver- 
braucher und beim Direktabsatz an Einzelverbrau- 
cher, gingen die Preise gegenüber dem Vorjahr je- 
weils um 0,9 Pf je Ei zurück. Im Durchschnitt des 
Wirtschaftsjahres 1967/68 betrugen die Erzeuger- 
erlöse je nach den einzelnen Absatzwegen 14,7 Pf, 
17,0 Pf und 19,0 Pf je Ei. Da der Absatz an Sammel- 
stellen und an Großverbraucher jeweils rd. 30 ®/o 
und der Direktabsatz der Landv/irtschaft 40 To aus- 
machten, ergibt sich ein gewogener Durchschnitts- 
preis für alle von den Hühnerhaltern verkauften Eier 
von 16,9 Pf je Stück. Das war der niedrigste durch- 
schnittliche Erlöspreis der Landwirtschaft seit 1950. 
— Bei der langfristigen Betrachtung der Preisent- 
wicklung muß allerdings die starke Erhöhung der 
Produktivität in der Eiererzeugung berücksichtigt 
werden. — Dieser Durchschnittspreis stieg von Juli 
bis Dezember 1967 von 16,0 auf 18,4 Pf an, dann 
ging er bis auf 15,9 Pf im Juni 1968 zurück. 

Die Verbraucherpreise für Eier der Gewichtsgruppe 
A waren demgegenüber in der Tendenz wesentlich 
fester. Zwischen Juli und Dezember 1967 stiegen sie 
von 21 Pf auf 24 Pf je Stück an und im ersten Halb- 
jahr 1968 gaben sie nur um 3 Pf nach. Von März 
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Tabelle 37 


Einfuhr von Eiern 


Herstellungsländer 


1058/59 ■ 1959. 60 ! 1960 '61 ! 1961 '62 1962 6 J 1963. 64 1964/65 j 1965/66 1966/67 1 1967. 68 

I I j i I 1 : I 


1967, 68 gogon 
1958/59 I 1966/67 


1000 t Schaleneiwert 


Veränderung 
in '’/o 


Schaleneier 


EWG 

149,0 

166,4 

163,7 

181,3 

134,6 

126,3 

100,3 

68,9 

68,2 

72,4 

- 51 

+ 6 

Drittländer 

127,6 

124,5 

103,7 

84,0 

44,6 

32,0 

21,6 

25,1 

11,7 

11,0 

~ 91 

- 6 

darunter 













Staatshandelsländer . 

28,4 

36,9 

35,2 

27,3 

13,0 

12,5 

13,4 

14,6 

6,2 

4,5 

- 84 

-28 

insgesamt . . , 

276,6 

290,9 

267,4 

265,3 

179,2 

158,3 

121,9 

94,0 

79,9 

83,4 

“ 70 

+ 4 





darunter Bruteier 







EWG 

. 





1,1 

1,2 

1,8 

2,5 

2,3 


- 8 

Drittländer 






0,3 

0,4 

0,8 

0,7 

0,6 


-14 

darunter 













Staatshandelsländer . 



• 



0,0 

0,3 

0,2 

0,4 

0,4 


+ 7 

insgesamt . . . 



♦ 



1,4 

1,6 

2,6 

3,2 

2,9 


-10 





Eiprodukte 2) 







EWG 1 

4,0 

0,0 

10,3 

12,9 

9,9 

14,8 

11,7 

9,9 

16,6 

13,5 

+ 338 

-19 

Drittländer 

23,1 

28,4 

19,1 

24,3 

13,2 

23,7 

11,2 

21,3 

14,0 

11,9 

- 48 

-15 

darunter 













1 Staatshandelsländer . 

19,7 

10,7 

5,5 

5,8 

2,6 

11,0 

5,1 

14,3 

11,3 

8,1 

- 59 

-28 

insgesamt . . . 

27,1 

28,4 

29,4 

37,2 

23,1 

38,5 

22,9 

31,2 

30,6 

25,4 

+ 6 

-17 





Eier zusammen 







EWG 

153,0 

166,4 

174,0 

194,2 

144,5 

141,1 

112,1 

78,8 

84,8 

85,9 

- 44 

+ 1 

Drittländer 

150,7 

152,9 

122,8 

108,3 

57,8 

55,7 

32,7 

46,4 

25,7 

22,9 

- 85 

-11 

darunter 













Staatshandelsländer . 

48,1 

47,1 

40,7 

33,1 

15,6 

23,5 

18,5 

28,9 

17,5 

12,6 

- 74 

-28 

insgesamt . . . 

303,7 

319,3 

296,8 

302,5 

202,3 

196,8 

144,8 

125,2 

110,5 

108,8 

~ 64 

- 2 


b ohne Lohnveredelung 
“) ohne Albumine 


bis Juni kosteten A-Eier gleichbleibend 20 Pf je 
Stück. Im Durchschnitt des Wirtschaftsjahres 1967/68 
wurden hierfür 21,6 Pf gezahlt, gegenüber dem ge- 
nannten durchschnittlichen Erzeugerpreis von 16,9 Pf 
je Ei. Eine derartig hohe Spanne war in den letzten 
Jahren nicht zu verzeichnen. Dennoch waren für den 
Verbraucher im Durchschnitt des Wirtschaftsjahres 
1967/68 die inländischen A-Eier billiger als im Vor- 
jahr und auch billiger als 1958 / 59 , 
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Tabelle 38 


Erzeuger- und Verbraudierpreise für Eier 

Pf je Stück 


Wirtschaftsjahr 

Erzeugi3ipreise 

Verbraucherpreise 
für Eier 2) 


bei Verkäufen 

an 

durch- 
schnittlicher 
Erlöspreis 
der Land- 
wirtschaft 

Handel 

und Genossenschaften 

ohne 1 mit 

Ausgleichszahlung 

Verbraucher 

direkt 

in- 

ländischer 

aus- 

ländischer 

Herkunft 

1958/59 

15,1 

18,1 

20,1 

18,4 

21,6 

19,6 

1959/60 

14,1 

17,1 

19,3 

17,6 

20,3 

18,5 

1960/61 

15,5 

18,3 

20,3 

18,9 

22,0 

20,3 

1961/62 

13,5 

16,5 

19,2 

17,5 

20,4 

17,9 

1962/63 

17,9 

18,1 ») 

20,5 

19,2 

23,4 

21,9 

1963/64 

16,8 


19,9 

17,8 

22,7 

21,0 

1964/65 

16,8 


19,6 

17,9 

22,1 

20,5 


bei Verkäufen an^) 






Sammel- 

1 Großver- 






stellen 

1 braucher 





1964/65 

16,2 

18,0 

19,6 

17,9 

22,1 

20,5 

1965/66 

17,8 

19,4 

21,0 

19,2 

24,3 

22,8 

1966/67 

15,9 

17,9 

19,9 

17,9 

23,2 

21,5 

1967/68 5) 

14,7 

17,0 

19,0 

16,9 

21,6 

20,2 


*) gewogen über Absatz an Handel und Genossenschaft bzw. Sammelstellen und Großverbraucher einerseits und an 
Verbraucher direkt andererseits (während es sich bei den übrigen Preisreihen um arithmetische Durchschnitte 
handelt) 

ab Februar 1966 Gewichtsgruppe A, vorher Gewichtsgruppe B 
®) Ausgleichszahlung wurde bis Juli 1962 geleistet 
Änderung der Erhebungsgrundlage 
'*) ab Januar 1968 einschließlich Mehrwertsteuer 


Schaubild 14 


Erzeuger- und Verbraucherpreise für Eier 


Pfj«. st Pt je st. 



’) Erlöspreis = gewogener Durchschnittspreis für unsortierte Ware, bis 29. Juli 1962 einschließlich Ausgleichsbetrag, aus Verkäufen der Landwirt- 
schaft an Handel und Genossenschaften (von 1964/65 an: Sammelstellen und Großverbraucher) und Verbraucher direkt. 

*) Preise bei Verkauf an Handel und Genossenschaften, ohne Direktabsatz und Ausgleichsbetrag; von 1964/65 an Preise bei Abgabe an Sammel- 
stellen. 

3) ab Januar 1968 einschließlich Mehrwertsteuer 
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Tabelle 39 


Einschleusungspreise und Abschöpfungssätze für Eier in der Schale 
bei Einfuhren aus Drittländern 

DM je 100 kg 



Ein- 

Abschöpfungssatz 


Gültig ab 

schleu- 

sungs- 

preis 

im 

Regel- 

fall 

Zusatz- 

ab- 

schöpfung 

erhöhte 

Ab- 

schöpfung 

Zusatzabschöpfung bei Einfuhren aus: 

31. Juli 1967 

203,88 

48,50 

90,— 

138,50 

VR China, Rumänien, Ungarn 


40, — 

88,50 

anderen Drittländern 

4. September 1967 

203,88 

48,50 

50,— 

20,— 

98.50 

68.50 

Rumänien, Ungarn 
anderen Drittländern 

1. Oktober 1967 . . 

203,88 

48,50 

20,— 

68,50 

Bulgarien, VR China, Israel, Rumänien, 
Tschechoslowakei, Ungarn 

30. Oktober 1967 .. 
17. November 1968 

203,88 

203,88 

48,50 

48,50 

40,— 

30,— 

88.50 

78.50 

1 sämtlichen Drittländern^) 

1. Dezember 1968 . 
12. Dezember 1968 . 

203,88 

203,88 

48,50 

48,50 

20,— 

30,— 

68.50 

78.50 

Bulgarien, Israel, Jugoslawien, Rumänien, 
Tschechoslowakei, Ungarn 

15. Januar 1968 . . . 

203,88 

48,50 . 

50,— 

30,— 

98.50 

78.50 

Israel, Schweden 
anderen Drittländern 2) 

1. Februar 1968 .. 

198,80 

52,60 . 

50,— 

30,— 

102,60 

82,60 

Israel, Schweden 
anderen Drittländern 

9. Februar 1968 . . 

198,80 

52,60 

80,— 

50,— 

132.60 

102.60 

Israel 

anderen Drittländern 

9. April 1968 

198,80 

52,60 1 

f 70,— 

L 40,— 

122,60 

92,60 

Rumänien 

anderen Drittländern 2) 

1. Mai 1968 

195,— 

55,80 1 

f 70,— 

125,80 

Rumänien 


1 40,— 

95,80 

anderen Drittländern 

21. Mai 1968 

195,— 

55,80 1 

f 90,— 

145,80 

Israel, Rumänien 


l 30,— 

85,80 

anderen Drittländern 2) 

17. Juni 1968 

195,— 

55,80 1 

f 70,— 

L 30,— 

125,80 

85,80 

Dänemark, Rumänien 
anderen Drittländern 2) 

14. Juli 1968 

195,— 

55,80 1 

[ 70,— 

125,80 

Dänemark, Rumänien 


[ 40,— 

95,80 

anderen Drittländern 

1. August 1968 ... 

192,44 

62,30 1 

[ 70,— 

[ 40,— 

132.30 

102.30 

Dänemark, Rumänien 
anderen Drittländern 2) 

12. August 1968 . . . 

192,44 

62,30 1 

r 50,— 

[ 20,— 

112,30 

82,30 

VR China, Ungarn und Rumänien 
anderen Drittländern 

8. September 1968 

192,44 

62,30 

40,— 

102,30 

VR China, Rumänien 


ausgenommen Einfuhren mit Ursprung in und Herkunft aus Polen, der Südafrikanischen Union, Finnland 
2) ausgenommen Einfuhren mit Ursprung in und Herkunft aus Polen, der Südafrikanischen Union, Finnland, Australien 

— Die genannten Länder haben eine Garantieerklärung zur Einhaltung des Einschleusungspreises abgegeben. — 
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d) Abschöpfung und Einschleusungspreise 

Die zu Beginn des Berichtsjahres neu festzusetzen- 
den Abschöpfungssätze und Einschleusungspreise 
wurden termingerecht zum 1. Juli 1967 in Kraft ge- 
setzt. Bis einschließlich 30. Juli 1967 galt eine Über- 
gangsregelung; während dieser Zeit wurde noch 
eine Abschöpfung im innergemeinschaftlichen Wa- 
renverkehr in Höhe des Futtergetreideanteils der 
am 30. Juni 1967 geltenden Abschöpfung erhoben. 
Vom 31. Juli 1967 an werden Abschöpfungen nur 
noch bei Einfuhren aus Drittländern erhoben. 

Wegen der weiterhin anhaltenden Unterschreitung 
des Einschleusungspreises mußten Zusatzabschöp- 
fungen — in unterschiedlicher Höhe — beibehalten 
werden. 


e) Maßnahmen der Bundesregierung 

Die Förderung von Absatz- und Verwertungseinrich- 
tungen für Eier, zu denen auch Anlagen zur Her- 
stellung von Eiprodukten gerechnet werden, wurde 
auch im Wirtschaftsjahr 1967/68 fortgesetzt. 

Für die im Kalenderjahr 1968 anstehende Wälzung 
von Eiprodukten im Rahmen der Berlin-Reserve wur- 
den die Ausschreibungsbedingungen erstmalig so ge- 
faßt, daß auch aus deutschen Eiern hergestellte Ei- 
produkte eingelagert werden konnten. Diese Maß- 
nahme dürfte sich seit Juni 1968 stabilisierend auf 
den Eiermarkt ausgewirkt haben. 


XI. Milch und Milcherzeugnisse 


Die am 1. November 1964 begonnene schrittweise 
Errichtung einer gemeinsamen Marktorganisation 
für Milch und Milcherzeugnisse hat mit dem Inkraft- 
treten der Verordnung Nr. 804/68 über die gemein- 
same Marktorganisation für Milch und Milcherzeug- 
nisse am 29. Juli 1968 im wesentlichen ihren Ab- 
schluß gefunden. Neben dem Abbau aller Hemm- 
nisse im Warenverkehr zwischen den Mitglied- 
staaten besteht nunmehr eine einheitliche Preis- 
und Handelsregelung an der Außengrenze der Ge- 
meinschaft mit einem einheitlichen System von Ab- 
schöpfungen bei der Einfuhr und Erstattungen bei 
der Ausfuhr. Eine hiervon abweichende Regelung 
gilt noch für Trinkmilch und Frischmilchprodukte 
mit einem Fettgehalt von 6 % und weniger. Für 
diese Erzeugnisse bleiben im Handelsverkehr mit 
Drittländern bis zum 31. Dezember 1969 die einzel- 
staatlich angewendeten zollgleichen Abgaben und 
mengenmäßigen Einfuhrbeschränkungen oder Maß- 
nahmen gleicher Wirkung bestehen. Für den inner- 
gemeinschaftlichen Handelsverkehr mit Trinkmilch 
und Frischmilchprodukten mit 6®/o und weniger Fett 
wird der Rat Übergangsbestimmungen beschließen, 
die am 1. Januar 1969 in Kraft treten sollen. Die 
Bundesrepublik Deutschland kann darüber hinaus 
bis zum 31. Dezember 1969 die bestehende Rege- 
lung der Einzugs- und Absatzgebiete beibehalten. 

Die neue Marktorganisation für Milch und Milch- 
erzeugnisse hat bewährte Bestandteile der alten 
Marktorganisation gemäß der Verordnung Nr. 13/64 
übernommen. Der Warenverkehr von Drittländern 
in die Gemeinschaft unterliegt wie bisher anstelle 
von Zöllen einer Abschöpfung. Mit ihr soll der 
Unterschied zwischen den ab 29. Juli 1968 bestehen- 
den gemeinsamen Schwellenpreisen und den Markt- 
preisen des Ausfuhrlandes bzw. des Weltmarktes 
ausgeglichen werden. Damit wird verhindert, daß 
sich die Schwankungen der Weltmarktpreise auf die 
Preise innerhalb der Gemeinschaft übertragen. Eine 
gleiche Regelung bestand bis zum 28. Juli 1968, sie 
bezog sich aber auch auf das damals noch unter- 


schiedliche Preisniveau zwischen den Mitgliedstaa- 
ten. Deshalb wurden während der Übergangszeit im 
innergemeinschaftlichen Handel ebenfalls Abschöp- 
fungen erhoben und Ausfuhrerstattungen gewährt. 
Die jetzt einheitlichen Schwellenpreise für Leit- 
orzeugnisse umfassen 12 Gruppen, während bis zum 
28. Juli 1968 vierzehn Gruppen und für Cheddar und 
Tilsiter eigene Positionen bestanden. Damit wurde 
eine stärkere Zusammenfassung der Milcherzeug- 
nisse, vor allem der Käsegruppen, erreicht. Die 
Schwellenpreise sind im Gegensatz zur früheren 
Regelung Nettopreise, d. h. sie enthalten nicht die 
in den einzelnen Mitgliedstaaten bei der Einfuhr 
von Milch und Milcherzeugnissen erhobenen 
Steuern. 

Die Marktorganisation für Milch und Milcherzeug- 
nisse sieht eine zwingende Intervention vor, die bei 
Butter schon seit dem 1. November 1964 bestand, 
und die nun mit Wirkung vom 29. Juli 1968 auch 
auf Magermilchpulver und einige italienische Käse- 
sorten ausgedehnt wurde. In den meisten Ländern 
der Gemeinschaft — Italien ausgenommen — ist der 
Preis für Butter und Magermilchpulver von beson- 
derer Bedeutung für die Erzielung des angestrebten 
Richtpreises für Milch, da über 50 Vo der erzeugten 
Milch zu Butter und Magermilch verarbeitet werden. 
Der gemeinsame Interventionspreis wurde für Butter 
auf 6,94 DM und für Sprühmagermilchpulver auf 
1,65 DM je kg festgelegt. Zum Ausgleich der noch 
bestehenden unterschiedlichen Steuersysteme und 
Steuersätze, aber auch mit Rücksicht auf die Preis- 
situation in einigen Mitgliedstaaten, u. a. in der 
Bundesrepublik Deutschland, werden jedoch für 
1968/69 die Interventionspreise einzelner Staaten 
um einen Berichtigungsbetrag nach unten oder oben 
korrigiert. Im Handelsverkehr zwischen Mitglied- 
Staaten und Drittländern werden diese Korrekturen 
durch Erhebung oder Zahlung der Berichtigungs- 
beträge berücksichtigt. Wegen der hohen Produk- 
tionskapazität für Walzenmagermilchpulver, insbe- 
sondere in der Bundesrepublik Deutschland, wurde 
die Intervention für zwei Milchwirtschaftsjahre auch 


78 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode Drucksache V/3649 


T a h e I 1 e 40 


Interventionspreise 

für Butter und Magermilchpulver 1968/69 

DM je kg 



Butter 

Sprüh- 

1 Walzen- 


Magermilchpulver 

Gemeinsamer Inter- 
ventionspreis 

6,94 

1,65 

1,51 

Berichtigungsbeträge 




Belgien, Frankreich, 
Luxemburg 

+ 0,11 

+ 0,11 

+ 0,11 

Bundesrepublik 

Deutschland : 

1 

-0,24 

— 

— 

Berichtigter 

Interventionspreis 




Belgien, Frankreich, 

! Luxemburg 

7,05 

1,76 

1,62 

i Italien, Niederlande . . . 

6,94 

1,65 

1,51 

j Bundesrepublik 

Deutschland ! 

1 i 

6,70 

1 

1,65 

1,51 


auf diese Milchpulverait ausgedehnt. Der Interven- 
tionspreis für Walzenmagermilchpulver wurde für 
das Milchwirtschaftsjahr 1968/69 auf 1,51 DM und 
für 1969/70 auf 1,47 DM je kg festgesetzt (Tabelle 40). 

In Italien worden im Gegensatz zu den übrigen Mit- 
gliedstaaten im Jahr etwa 45 bis 49 Vo der erzeug- 
ten Milch zu Käse verarbeitet. Aus diesem Grunde 
ist für Italien neben der Butterintervention zugleich 
die Intervention von Grana- und Parmesankäse vor- 
gesehen. 

Die genannten Interventionspreise ermöglichen für 
Butter und Magermilchpulver — unter Berücksichti- 
gung der unterschiedlichen Steuerbeträge in den ein- 
zelnen Mitgliedstaaten — einen durchschnittlichen 
Erlös frei Molkerei von rund 39,0 Pf je kg Milch mit 
3,7 % Fett. Für Futterzwecke können statt Mager- 
milch und Magermilchpulver auch andere Eiweiß- 
stoffe verwendet werden; in der Gemeinschaft sind 
diese im allgemeinen billiger als Magermilch. Um 
den Absatz der Magermilch zu fördern, wird jähr- 
lich für das folgende Milchwirtschaftsjahr eine Bei- 
hilfe festgesetzt. Sie wird für Magermilch und 
Magermilchpulver gewährt, die in der Gemeinschaft 
erzeugt und für Futterzwecke verwendet werden. 
Bis zum Ablauf des Milchwirtschaftsjahres 1967/68, 
das über den 31. März hinaus bis zum 28. Juli 1968 
verlängert wurde, setzte jeder Mitgliedstaat jähr- 
lich einen Richtpreis fest, der für 1 kg Milch mit 
einem Fettgehalt von 3,7 Vo ab Hof galt. Mit Beginn 
des gemeinsamen Marktes für Milch und Milch- 
erzeugnisse wird jährlich vor dem 1. August für das 
im folgenden Kalenderjahr beginnende Milchwirt- 
schaftsjahr der Richtpreis frei Molkerei festgesetzt. 
— ■ Dieser Termin wurde für das Milchwirtschaftsjahr 


1 969/70 (April/März) nicht eingehalten — . Für das 
Milchwirtschaftsjahr 1968/69, das am 29. Juli 1968 
begann, wurde der Richtpreis auf 41,2 Pf je kg Milch 
mit 3,7 ^/o Fett frei Molkerei festgesetzt. Dieser Richt- 
preis enstpricht im EWG-Durchschnitt einem Milch- 
preis ab Hof von 39,0 Pf je kg. Der Richtpreis ist 
kein Fest- oder Garantiepreis, vielmehr der Preis, 
der für die von den Erzeugern im Milchwirtschafts- 
jahr insgesamt verkaufte Milch im Durchschnitt aller 
Verwertungsarten angestrebt wird. Ob er erreicht 
wird, hängt von den Absatzmöglichkeiten für Milch 
und Milcherzeugnisse ab, die sich auf dem Markt 
der Gemeinschaften und den Märkten außerhalb der 
Gemeinschaft bieten. Die in der Bundesrepublik 
Deutschland bis zum 28. Juli 1968 noch gewährten 
Förderungszuschläge zum Milchauszahlungspreis 
sind mit der neuen Marktorganisation nicht mehr 
vereinbar, sie entfielen daher. 

Das System der neuen Marktorganisation für Milch 
und Milcherzeugnisse stützt sich im großen und gan- 
zen auf die bisher schon angewendete Regelung. Die 
Schwellenpreise und die Abschöpfungsregelung so- 
wie die Intervention auf dem Butter- und Mager- 
milchpulversektor wie auch die Stützung der Futter- 
magermilch und die Gewährung von Exporterstat- 
tungen werden dazu beitragen, im Milchwirtschafts- 
jahr 1968/69 im Durchschnitt der Gemeinschaft das 
angestrebte Preisniveau zu erreichen. In der Bun- 
desrepublik Deutschland dürften sich die Erlöse 
gegenüber dem Milchwirtschaftsjahr 1967/68 jedoch 
kaum verändern. 


a) Milch 

Die durchschnittliche Milchleistung je Kuh erhöhte 
sich im Wirtschaftsjahr 1967/68 gegenüber dem Vor- 
jahr um 77 kg auf 3760 kg. Mit einem Bestand von 
durchschnittlich 5,86 Millionen Kühen, der nur un- 
wesentlich größer war als im Vorjahr, wurden im 
Berichtsjahr insgesamt 22,04 Millionen t Milch er- 
zeugt, das sind knapp 475 000 t oder 2,7 ®/o mehr 
als 1966/67. 82,3 Vo der erzeugten Milch (18,1 Millio- 
nen t) wurden an die Molkereien geliefert. Die Zu- 
nahme der Milchanlieferung betrug 675 000 t, sie 
war beachtlich höher als die Steigerung der Milch- 
erzeugung. Mit der Verringerung der Zahl der klei- 
nen Kuhhaltungen nimmt auch insgesamt die im 
Haushalt der Erzeugerbetriebe verbrauchte oder zu 
Butter und Käse verarbeitete Milchmenge ebenso ab 
wie der Ab-Hof- Verkauf absolut und relativ von 
Jahr zu Jahr. 

Im Wirtschaftsjahr 1967/68 ging der Verbrauch (ein- 
schließlich des Verbrauchs in landwirtschaftlichen 
Betrieben) an loser Trinkmilch gegenüber 1966/67 
um 2,7 kg je Kopf der Bevölkerung erheblich zu- 
rück. Andererseits stieg der Verbrauch an abge- 
packter, pasteurisierter und sterilisierter Milch ein- 
schließlich Sauermilch- und Milchmischgetränken 
nur um 1,9 kg je Kopf der Bevölkerung. Von den 
vorgenannten Milcharten wurden im Berichtsjahr 
1967/68 insgesamt 81,8 kg je Kopf der Bevölkerung 
verbraucht (1966/67 = 82,6 kg je Kopf). Der Sahne- 
verbrauch stieg gegenüber dem Vorjahr von 2,8 kg 
je Kopf auf 3,0 kg (Produktgewicht). Der Pro-Kopf- 
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Tabelle 41 


Milcherzeugung und -Verwendung 
1000 t 


Gliederung 

1958/59 

1961/62 

1962/63 

1963/64 

1964/65 

1965/66 

1966/67 

1967/68 

Erzeugung 

18 332 

20 085 

20 587 

20 807 

21 020 

21 253 

21 566 

22 038 

davon 

im landwirtschaftlichen Betrieb 
verfüttert, frisch verbraucht, 
zu Butter und Käse verarbeitet 
und Direktabsatz an Verbrau- 
cher 

4 937 

4 805 

4 712 

4 659 

4 423 

4 232 

4 097 

3 894 

an Molkereien geliefert 

13 395 

15 280 

15 875 

16 148 

16 597 

17 021 

17 469 

18 144 

an Molkereien geliefert 

in Vo der Erzeugung 

73 

76 

77 

78 

79 

80 

81 

82 

in Molkereien verarbeitet zu 

Trinkmilch einschließlich 

sterilisierter Milch 

2411 

2 480 

2 451 

2 399 

2 417 

2 433 

2 454 

2 488 

Sahne 

795 

971 

1 038 

1 075 

1 104 

1 221 

1 261 

1 329 

Butter 

8 275 

9 499 

9 961 

10 148 

10 499 

10 774 

11 067 

11 460 

Käse i 

843 

959 

972 

1 005 

1 067 

1 070 

1 095 

1 167 

Quark und Frischkäse 

144 

181 

194 

201 

208 

221 

244 

247 

Dauerwaren 

823 

1 127 

1 196 

1 242 

1 257 

1 250 

1 258 

1 267 

sonstige Erzeugnisse 

(einschließlich Verluste) 

104 

133 

121 

139 

95 

100 

145 

128 

Einfuhr von Milch (einschließlich 
Rahm in Milchwert) aus Frank- 
reich 

— 

70 

58 

61 

50 

48 

55 

58 


Verbrauch an Kondensmilch betrug 1967/68 nur 
noch 8,2 kg gegenüber 8,3 kg im Vorjahr. 

Um den Trinkmilchabsatz zu steigern, erscheinen 
gezielte Maßnahmen, wie Schulmilchspeisung und 
damit frühzeitige Gewöhnung der Kinder und Ju- 
gendlichen an Milch, Hauszustellung, modernes 
Marketing u. a. notwendig. 

Gegenüber dem Wirtschaftsjahr 1966/67 lag der 
Milchauszahlungspreis im Berichtsjahr um 0,1 Pf 
je kg niedriger. Er belief sich 1967/68 — bei Um- 
rechnung auf 3,7 Fett, ab Hof — auf 38,1 Pf je kg 
(ab 1. Januar 1968 einschließlich 5 Vo Mehrwert- 
steuer). Dieser geringfügige Rückgang des Aus- 
zahlungspreises ergab sich, weil die Anhebung der 
Schwellenpreise und die Interventionsmaßnahmen 
zwar zu einer besseren Verwertung der Milch über 
den Markt führten, aber den Abbau der Förderungs- 


Zuschläge von Bund und Ländern nicht voll ausglei- 
chen konnten. 

Die Förderungszuschläge von Bund und Ländern 
wurden entsprechend den Beschlüssen des Rates von 
durchschnittlich 4,1 Pf je kg in 1966/67 auf 1,7 Pf 
je kg im Berichtsjahr abgebaut. 

Deshalb wurde außerdem am 11. Juni 1967 der 
Verbraucherpreis für Trinkmilch um 2 Pf auf 52 Pf 
je Liter erhöht. 

Eine weitere Erhöhung der Trinkmilchpreise um 
4 Pf je 1 trat am 1. November 1968 ein. Davon sind 
2 Pf auf die Wertsteigerung der Trinkmilch durch 
die Erhöhung des Fettgehaltes von 3,0 auf 3,3 ‘^/o 
zurückzuführen, 1 Pf kommt dem Handel zugute 
und mit 1 Pf ist die Mehrwertsteuerbelastung be- 
rücksichtigt. Seitdem kosten z. B. 1 1 Trinkmilch lose 
56 Pf, 1 1 Flaschenmilch 66 Pf, 1 1 Trinkmilch in 
standfesten Einmalpackungen 69 Pf. 
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Tabelle 42 


Erzeuger- und Verbraucherpreise für Milch 


Zeitraum 

durch- 
sdinitt- 
1 lidier 

; Fettgehalt 
' je kg an- 
gelieferte 
Mildi 

Fettpreis 

Förderungszuschläge 

Umsatz- 

steuer- 

ersparnis 

und 

Bonus 

Grund- 
preis und 
sonstige 
Verwe^r- 
tungen 

Aus- 
zahlungs- 
preis frei 
Molkerei 
bei 

durch- 

schnitt- 

lichem 

Fettgehalt 

durdi- 
schnittlicher 
Einzel- 
handels- 
preis für 
eingestellte 
Trinkmilch, 
lose, 3 ®/o 
Fettgehalt 

je 

Fett- 
einheit 1 

ins- 

gesamt 

Bund 

Länder 

•/o 1 



Pf je kg 




1 DM je 1 

Kalenderjahr 










1960 

3,72 

. 


2,90 

0,40 

1,78 •) 

. 

33,60 

0,44 

1961 

3,75 

6,24 

23,40 

2,93 

0,51 

1,69») 

6,34 

34,87 

0,44 

1962 

3,77 

6,56 

24,72 

2,97 

1,16 

1,832) 

6,19 

35,87 

0,44 

1963 

3,78 

6,67 

25,23 

3,94 

1,72 

0,802)3) 

6,35 

38,04 

0,46 

1964 

3,78 

7,21 

27,26 

3,99 

1,78 

• *) 

6,85 

39,88 

0,50 

1965 

3,74 

7,46 

27,94 

3,99 

1,78 

■ ') 

6,66 

40,37 

0,50 

1966 

3,72 

7,46 

27,75 

3,52 

1,75 

• ') 

7,42 

40,44 

0,50 

1967 

3,74 

7,47 

27,94 

' 1,70 

1,02 

• “) 

9,48 

40,14 

0,51 5) 




Durchschnittlicher Auszahlungspreis für Milch 

durch- 

schnittlicher 

Einzel- 

handelspreis 

für 

eingestellte 
Trinkmilch 
lose, 3 ®/o 

Fett 



mit tatsächlichem Fettgehalt 

bei Umrechnung 

auf 3,7 Vo 

Zeitraum 

Fettgehalt 

Preis 6) 

darunter 

Fett ab Hof 


ab Hof 

frei 

Förderungs- 

ohne 1 

mit 



Molkerei 

Zuschlag 

Mehrwertsteuer 


»/o 



Pf je kg 



DM je 1 

Wirtschaf ts j ahr 
1965/66 

3,74 

38,8 

40,5 

5,7 

38,5 



1966/67 

3,73 

38,4 

40,2 

4,1 

38,2 



2. Halbjahr 1967 

3,78 

38,7 

40,6 

1,9 

38,1 



1. Halbjahr 1968 

3,73 

38,1 

39,8 

1,6 

36,1 

38,0 


1967/68 

3,76 

38,4 

40,2 

1,7 

37,1 

38,1 

0,52 

Milchwirtschaftsjahr 

(April/März) 

1965/66 

3,77 

38,8 

40,5 

5,8 

38,3 



1966/67 

3,73 

38,6 

40,3 

5,0 

38,4 



1967/68 

3,74 

38,3 

40,1 

2,0 

37,6 

38,0 

0,52 5) 


Bonus und Umsatzsteuerersparnis 
“) nur Umsatzsteuererspärnis (ohne Schleswig-Holstein) 
nur Januar bis September 

*) nicht gesondert ausgewiesen; zum Teil zur Kostendeckung in Molkereien verwandt, zum Teil in anderen Positionen 
enthalten. 

5) ab 11. Juni 1967 0,52 DM je 1 

®) einschließlich Förderungszuschläge und Mehrwertsteuer 
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b) Butter 

1. Produktion und Absatzlage 

Im Wirtschaftsjahr 1967/68 wurden von der bei Mol- 
kereien angelieferten Milch 63 zur Butterherstel- 
lung entrahmt. Die Herstellung von Butter stieg um 
rund 21 000 t auf 517 000 t. Während sich die Ein- 
fuhr einschließlich der Bezüge aus der SBZ (3250 t) 
um rund 800 t auf 13 500 t erhöhte, nahm die Aus- 
fuhr um rund 8000 t auf 17 200 t zu (hierbei sind 
4900 t Butterschmalz in Butterwert eingerechnet). 
Unter den ausgeführten Mengen waren Exporte 
nach Drittländern, für die Erstattungen gewährt 
wurden, und zwar 35,1 Millionen DM für 7656 t But- 
ter und 10,4 Millionen DM für 1739 t Butterschmalz. 
Die durchschnittlichen Erstattungssätze beliefen sich 
bei Butter auf 4,60 DM, bei Butterschmalz auf 
6,00 DM je kg. 

Trotz der Abgabe verbilligter Lagerbutter im In- 
land (vgl. Seite 94) ist der Verbrauch insgesamt 
kaum gestiegen; er lag je Einwohner wie im Vor- 
jahr bei 8,5 kg Butter je Kopf. Die verbilligt aus 
den Vorratslagern der Einfuhr- und Vorratsstelle 
abgegebene Molkereibutter findet als zweite Sorte 
neben der frischen Deutschen Markenbutter zwar 
zügig Absatz, dafür muß aber frische Markenbutter 


in gewissem Umfange wieder auf Lager genommen 
werden. Der Auslagerung von 140 000 t Butter im 
Berichtsjahr stand infolge der gestiegenen Produk- 
tion eine Einlagerung durch die Einfuhr- und Vor- 
ratsstelle von 162 000 t im Laufe des Jahres gegen- 
über. 

2. Außenhandel 

Die Einfuhr von Butter in die Bundesrepublik 
Deutschland blieb im Wirtschaftsjahr 1967/68 
um 10 ‘^/o niedriger als im Vorjahr, hielt sich aber 
insgesamt auf etwa dem gleichen Niveau wie wäh- 
rend der vorangegangenen drei Jahre. Die Einfuhr 
von Butter hat also das Anwachsen der Bestände 
im Inland nicht wesentlich beeinflußt. Der über- 
wiegende Teil der Buttereinfuhr entfällt auf Liefe- 
rungen der EWG-Mitgliedstaaten. Dieser Teil hat 
sich gegenüber 1966/67 vergrößert (+ 5Vo). 

— Wichtigstes Herkunftsland war Frankreich, das 
allein im Rahmen des Saarvertrages 7827 t Butter 
lieferte. — Demgegenüber war die Buttereinfuhr 
aus Drittländern stark rückläufig (~ 48%); sie er- 
reichte mit 1700 t den niedrigsten Stand seit 1964/65. 
Insbesondere Dänemark trat als Lieferland weiter in 
den Hintergrund; gegenüber dem Vorjahr vermin- 
derte sich die Einfuhr von dänischer Butter um die 
Hälfte auf 1600 t. 


Tabelle 43 


Versorgung mit Butter 

1000 t 


Gliederung 

Wirtschaftsjahr 

1963/64 

1 1964/65 

1 1965/66 1 

1966/67 1 

1967/68 

Herstellung in Molkereien ^) 

470,3 

476,0 

481,9 

496,3 

516,9 

Einfuhr (ohne kleinen Grenzverkehr) ^) 

26,1 

11.1 

11,4 

12,7 

13,5 

Auslagerung aus Vorräten der EVSt 

73,3 

109,8 

112,4 

127,0 

140,3 

Auslagerung aus sonstigen Vorräten ‘^) 

0,8 

0,7 

2,0 

4,7 

19,8 

zusammen . . . 

570,5 

597,6 

607,7 

640,7 

690,5 

abzüglich Ausfuhr i 

— 

8,1 

9,9 

9,1^) 

17,2^) 

abzüglich Einlagerung für Vorräte der EVSt . . 

87,2 

119,1 

120,0 

140,4 

161,8 

abzüglich Einlagerung für sonstige Vorräte ®) 

— 

— 

— 

4,8 

21,2 

zur Marktversorgung . . . 

483,3 

470,4 

477,8 

486,4 

490,3 

Herstellung von Butter in landw. Betrieben . . 

20,0 

18,8 

16,4 

15,9 

14,8 

Einfuhr im kleinen Grenzverkehr 

12,4 

7,5 

5,0 

5,0 

2,9 

Verbrauch insgesamt . . , 

515,7 

496,7 

499,2 

507,3 

508,0 

je Kopf in kg ... 

8,9 

8,5 

8,4 

8,5 

8,5 


ohne Butterherstellung aus Rahmlieferungen nach dem Saarvertrag 
2) einschließlich Butterherstellung aus Rahmlieferungen nach dem Saarvertrag 
Bestände in Molkereien, Butterabsatzzentralen und Fettkontor 
^) einschließlich Butterschmalz, in Butterwert umgerechnet 
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Die Ausfuhr von Butter nahm 1967/68 erheblich zu, 
gegenüber dem Vorjahr auf fast das Doppelte und 
erreichte den bisher höchsten Stand. Der größte 
Ausfuhrzuwachs wurde im Handel mit Drittländern 
erzielt, wobei Marokko, Großbritannien und Chile 
Hauptabnehmerländer waren. Die Ausfuhr nach 
EWG-Mitgliedstaaten ]ag mit 9300 t um 41 'Vo höher 
als im Vorjahr. Italien nahm den größten Teil der 
in diese Ländergruppe exportierten deutschen But- 
ter auf. 


I 3. Preise 

Da die Qualitätsbestimmungen für Butter (Erhö- 
hung des Fettgehaltes) mit Wirkung vom 1. No- 
vember 1964 verbessert wurden, ist ein Vergleich 
der Preise während der letzten drei Jahre mit de- 
nen vor dem 1. November 1964 nicht exakt möglich. 
Die Molkereiabgabepreise für deutsche Markenbut- 
ter blieben nach der Kölner Notierung während der 
letzten drei Wirtschaftsjahre als Folge einer fast 


Tabelle 44 


Einfuhr von Milcherzeugnissen 


Herstellungsländer 


1958/59 1959/60 


1960/61 I 1961/62 j 1962/63 | 1963/64 | 1964/65 | 1965/66 


1966/67 1967/68 


1000 t Produktgewicht 


1967/68 gegen 
1958/59 I 1966/67 


Veränderung 
in ®/o 


Butter und Butterschmalz 


EWG 

0,4 

18,1 

7,4 

17,6 

16,0 

12,2 

9,2 

7,6 

8,0 

8,4 


+ 5 

Drittländer 

1,7 

26,0 

0,9 

19,6 

17,3 

13,1 

1,5 

3,2 

3,3 

1,7 

+ 1 

- 48 

darunter 

Staatshandels- 
länder 

0,0 

2,3 

0,2 

1,1 

1,2 

1,4 

— 

— . 

— 

— 

, 

— 

insgesamt . . . 

2,1 

44,1 

8,3 

37,2 

33,3 

25,3 

10,7 

10,8 

11,3 

10,1 

+ 397 

- 10 


Käse 1) 


EWG 

45,5 

46,7 

57,8 

61,4 

67,5 

75,5 

74,7 

83,9 

89,8 

82,2 

+ 

81 

- 8 

Drittländer 

56,4 

48,9 

47,6 

50,3 

52,9 

55,6 

51,8 

50,8 

52,3 

40,6 

- 

28 

- 22 

darunter 














Dänemark .... 

42,7 

38,6 

36,0 

39,0 

38,7 

39,5 

39,0 

36,0 

36,0 

30,3 

— 

29 

- 15 

Staatshandels- 
länder 

1,2 

1,2 

0,7 

0,8 

0,6 

1,1 

1,4 

1,3 

1,2 

1.4 

+ 

18 

+ 19 

insgesamt . . . 

101,9 

95,6 

105,4 

111,7 

120,4 

131,1 

126,5 

134,7 

142,1 

122,8 

+ 

20 

- 14 


Milch und Rahm getrocknet 


EWG 

8,6 

11,5 

10,8 

13,9 

11,5 

10,4 

19,1 

45,6 

33,3 

17,3 

+ 102 

- 48 

Drittländer 

19,8 

19,3 

5,6 

7,7 

9,2 

6,7 

9,2 

8,9 

11,5 

2,5 

~ 87 

- 78 

insgesamt . . . 

28,4 

30,8 

16,4 

21,6 

20,7 

17,1 

28,3 

54,5 

44,8 

19,8 

- 30 

- 56 





Müdi und Rahm eingedickt 






EWG 

0,1 

5,7 

5,7 

7,0 

6,3 

7,0 

15,5 

38,7 

50,7 

70,7 

+ . 

+ 39 

Drittländer 

0,1 

0,2 

0,1 

0,1 

0,1 

0,1 

0,4 

0,3 

0,1 

0,3 

+ 127 

+ 111 

insgesamt . . . 

0,2 

5,9 

5,8 

7,1 

2,4 

7,1 

15,9 

39,0 

50,8 

71,0 

+ . 

+ 40 


einschließlich Quark und sonstigem Frischkäse 
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ständigen Intervention mit 6,84 DM je kg stabil. 
In der gleichen Zeit änderten sich die Verbraucher^ 
preise — • im Durchschnitt der Wirtschaftsjahre — 
mit 7,80 über 7,82 bis 7,79 DM je kg nur unwesent- 
lich. 


c) Käse 

1. Produktion und Absatzlage 

Mit einer Zunahme von 7000 t — wie im Vorjahr • — ■ 
stieg die Produktion von Naturkäse (Hart-, Schnitt- 
und Weichkäse sowie Sauermilch- und Kochkäse) 
auf 196 000 t im Wirtschaftsjahr 1967/68 an. Der 
Verbrauch an diesen Käsearten ging je Kopf der 
Bevölkerung — nach einer Steigerung im Vorjahr 
um 0,2 kg — wieder auf das Niveau des Jahres 
1965/66, nämlich auf 4,2 kg, insgesamt auf 250 000 t 
zurück. Der beachtliche Anstieg der Käsepreise hat 
im Zusammenhang mit der wirtschaftlichen Rezes- 
sion im Jahre 1967 maßgeblich zum Rückgang des 
Käseverbrauches beigetragen. Während die Einfuhr 
von Naturkäse um 19 000 t abnahm, stieg die Aus- 
fuhr um 2000 t auf insgesamt 18 000 t an. 

Die Produktion von Schmelzkäse und Schmelzkäse- 
zubereitungen wurde um 3000 t eingeschränkt. Die 
Ausfuhr erhöhte sich um 2000 t auf 17 000 t. Die 
Einfuhrmenge verringerte sich hingegen von 4000 t 
auf 3000 t. 1967/68 wurden damit 55 000 t ver- 
braucht, dies entspricht einem Pro-Kopf-Verbrauch 
an Schmelzkäse und Schmelzkäsezubereitungen von 
0,9 kg (1966/67: 1,0 kg). 

Aus Tabelle 46 ist ersichtlich, wie sich Eigenerzeu- 
gung und Außenhandel bei den einzelnen Käsesor- 
ten zueinander verhalten. Bei einer um 2400 t oder 
6'Vo gestiegenen Erzeugung von Hartkäse ergab 
sich im Vergleich zum Vorjahr eine um 1000 t 
höhere Ausfuhr und eine um rd. 1050 t geringere 
Einfuhr. Der Anteil der Inlandserzeugung am Ver- 
brauch von Hartkäse erhöhte sich somit von 80 Vo 
auf 83 ®/o im Berichtsjahr. Der Verbrauch an Hart- 
käse je Kopf der Bevölkerung blieb wie 1966/67 


bei 0,63 kg. Die starke Verbrauchszunahme, die 
1966/67 bei den Sorten Cheddar und Chester zu ver- 
zeichnen war, setzte sich im Berichtsjahr nicht fort. 
Cheddar und Chester werden überwiegend zu 
Schmelzkäse verarbeitet. Mit 0,34 kg pro Kopf der 
Bevölkerung wurde noch weniger als 1965/66 ver- 
braucht. Der Rückgang ist auf geringere Einfuhren 
zurückzuführen. Der Einfuhrüberschuß bei Tilsiter, 
Harvarti u. ä. Sorten war im Wirtschaftsjahr 1967/68 
mit 17 260 t um 2420 t geringer als im Vorjahr. Der 
Verbrauch an diesen Sorten nahm weiter etwas ab, 
und zwar um rd. 590 t auf insgesamt 33 800 t. Davon 
wurden 17 800 t fast ausschließlich aus Drittländern 
importiert. Die Produktion von Edamer, Gouda u. ä. 
wurde im Vergleich zum Vorjahr um 1400 t auf rd. 
22 000 t gesteigert. Bei einer um rd. 3 ^/o geringeren 
Einfuhr nahm die Ausfuhr geringfügig zu. Der 
Selbstversorgungsgrad bei diesen Schnittkäsearten 
belief sich damit auf rd. 21 ‘^/o (Vorjahr 20 Vo). Bei 
den Weichkäsesorten war wiederum ein leichter 
Verbrauchsanstieg zu verzeichnen. Insgesamt wur- 
den 65 680 t verbraucht; davon stammten 1967/68 
rd. 89 “^/o gegenüber 93 Vo im Vorjahr aus inländi- 
scher Herstellung. 

An dem gegenüber 1966/67 um rund 12 200 t gerin- 
geren Verbrauch aller vorgenannten Hart-, Schnitt- 
und Weichkäsesorten war die Inlandserzeugung mit 
rund 57®/o (Vorjahr: 51,4 Vo) beteiligt. Der ver- 
stärkte Absatz von fetthaltigeren Käsesorten hielt 
auch im Wirtschaftsjahr 1967/68 an, 73 Vo des Ge- 
samtverbrauchs an Hart-, Schnitt- und Weichkäse 
entfielen auf Käsesorten mit einem Fettgehalt von 
45 Vo und mehr Fett i. T., dagegen waren es im Vor- 
jahr 69,8 o/o. 

Die Zunahme bei der Herstellung von Speisequark 
und sonstigem Frischkäse war mit 12 000 t nicht so 
stark wie in den Vorjahren. Da diese Produkte nicht 
lange haltbar sind, ist der Außenhandel nur unbe- 
deutend. 1967/68 wurden rund 229 000 t Speisequark 
und Frischkäse verzehrt; das entspricht einem Pro- 
Kopf-Verbrauch von 3,8 kg. Somit hat der Verzehr 
an Speisequark und Frischkäse auch in diesem 
Jahr weiter — um 0,2 kg je Kopf — zugenommen. 
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Tabelle 45 



Erzeugung 

Einfuhr 

Ausfuhr 

zu Schmelz- 
käse 

Verbrauch 

Wirtschaftsjahr 

verarbeitet 

1 insgesamt 

je Kopf 


1 


1000 t 



kg 

1958/59 

Hart-, Schnitt- und Weichkäse 

1 124 100 6 

1 

36 

182 

3,4 

1964/65 

148 

121 

13 

45 

211 

3,6 

1965/66 

153 

129 

15 

46 

221 

3,7 

1966/67 

160 

136 

16 

48 

232 

3,9 

1967/68 

168 

117 

18 

45 

222 

3,7 

1958/59 

1 24 

Sauermilch- und Kochkäse 


24 

0,5 

1964/^65 

28 

— 

— 

— 

28 

0,5 

1965/66 

29 

— 

— 

— 

29 

0,5 

1966/67 

! 29 

— 

— 

— 

29 

0,5 

1967/68 

28 

— 

— 

— 1 

28 

0,5 

1958/59 

148 

Naturkäse zusammen 

100 6 

36 

206 

3,9 

1964/65 

176 

121 

13 

45 

239 

4,1 

1965/66 

182 

129 

15 

46 

250 

4,2 

1966/67 

1 189 

136 

16 

48 

261 

4,4 

1967/68 

196 

1 

117 

18 

45 

250 

4,2 

1958/59 

Schmelzkäse und Schmelzkäsezubereitungen 

58 2 4 — 1 

56 

1,1 

1964/65 

67 

5 

12 

— 

60 

1,0 

1965/66 

68 

4 

13 

— 

59 

1,0 

1966/67 

72 

4 

15 

— 

61 

1,0 

1967/68 

69 

3 

17 

— 

55 

0,9 

1958/59 

148 

Käse insgesamt“) 

102 10 


240 

4,5 

1964/65 

176 

126 

25 

— 

277 

4,7 

1965/66 

182 

133 

28 

— 

287 

4,8 

1966/67 

189 

140 

31 

— 

298 

5,0 

1967/68 

196 

120 

35 

— 

281 

4,7 


b einschließlich der nicht aus der Käserei stammenden Zusatzstoffe 
-) ohne die nicht aus der Käserei stammenden Zusatzstoffe 
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Tabelle 46 


Versorgung mit Hart-, Schnitt- und Weichkäse nach Sorten 




1 

Einfuhr 

Ausfuhr 

Verfügbare 

Menge 

Anteil 

Sorte 

Wirt- 

schafts- 

jahr 

Her- 

Stel- 

lung 

ins- 

dar- 
unter 
aus dem 
EWG- 
Raum 

ins- 

dar- 
unter 
in den 
EWG- 
Raum 

der in- 
ländi- 
schen 

gesamt 

gesamt 

ins- 

gesamt 

je Kopf 

Erzeu- 

gung 





t 



kg 

o/o 

Emmentaler und ähn- 
liche Hartkäse -) 

1965/66 

38 226 

6 110 

1 731 

10 305 

10 252 

34 031 

0,57 

82,0 


1966/67 

40 375 

7416 

1 859 

10 307 

10 229 

37 484 

0,63 

80,2 


1967/68 

42 795 

6 367 

1 047 

11 472 

9 626 

37 690 

0,63 

83,1 

Cheddar, Chester u. ä, . . 

1965/66 

8 257 

13 056 

6 694 

2 

2 

21 311 

0,36 

38,7 


1966/67 

10 281 

18 991 

10 258 

354 

123 

28 918 

0,48 

34,3 


1967/68 

13 999 

6 625 

5 258 

52 

50 

20 572 

0,34 

67,8 

Tilsiter, Havarti u. ä 

1965/66 

14 290 

20 908 

75 

662 

627 

34 536 

0,58 

39,5 


1966/67 

14 705 

20 146 

91 

465 

402 

34 386 

0,57 

41,4 


1967/68 

16 533 

17 816 

47 

555 

494 

33 794 

0,56 

47,3 

Gouda, Edamer u. ä 

1965/66 

18 446 

78 693 

66 803 

2 151 

2 083 

94 988 

1,60 

17,2 


1966/67 

20 592 

75 259 

65 695 

1 880 

1 824 

93 971 

1,57 

19,9 


1967/68 

21 197 

71 971 

63 159 

2 126 

1 373 

91 042 

1,52 

20,9 

Butterkäse, Saint Paulin 










u. ä 

1965/66 

3 581 

1 634 

934 

317 

313 

4 898 

0,08 

66,6 


1966/67 

2 396 

3 182 

857 

1 074 

1 070 

4 504 

0,08 

29,4 


1967/68 

2 076 

3 425 

795 

1 348 

1 337 

4 153 

0,07 

17,5 

Camembert, Brie, Lim- 










burger u. ä 

1965/66 

59 641 

3 285 

3 227 

832 

342 

62 094 

1,05 

94,7 


1966/67 

61 487 

4414 

4 348 

813 

252 

65 088 

1,09 

93,2 


1967/68 

59 444 

7 233 

7 169 

1 001 

264 

65 676 

1,10 

89,0 

Edelpilzkäse, Roquefort, 









48,8 

Gorgonzola u. ä 

1965/66 

1 481 

951 

386 

574 

477 

1 858 

0,03 


1966/67 

1 677 

1 010 

441 

747 

596 

1 940 

0,03 

47,9 


1967/68 

1 788 

899 

397 

877 

698 

1 810 

0,03 

50,3 

Sonstige Käsesorten 

1965/66 

8 376 

4 547 

2217 

149 

51 

12 774 

0,22 

64,4 


1966/67 

8 616 

5716 

3 685 

612 

524 

13 720 

0,23 

58,3 


1967/68 

10 255 

2 890 

1 669 

85 

1 

44 

13 060 

0,22 

77,9 

Hart-, Schnitt- und Weich- 
käse insgesamt 

1965/66 

152 298 

129 184 

82 067 

14 992 

14 147 

266 490 

4,49 

51,5 


1966/67 

160 172 

136 134 

87 234 

16 252 

15 020 

280 054 

4,68 

51,4 


1967/68 

168 087 

117 226 

79 541 

17516 

13 886 

267 797 

4,47 

56,6 


h einschließlich der zu Schmelzkäse und Schmelzkäsezubereitungen verarbeiteten Mengen 
-) z. B. Berg-, Viereckhart-, Sbrinz-, Granakäse 
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2. Außenhandel 

Der größte Posten im Außenhandel mit Milcherzeug- 
nissen der Bundesrepublik Deutschland bleibt wei- 
terhin der Käse. Im Wirtschaftsjahr 1967/68 ging 
die Käseeinfuhr allerdings erheblich zurück; sie war 
mit 122 800 t um 14 Vo geringer als im Vorjahr und 
erreichte den niedrigsten Stand seit 1962/63. Der 
Rückgang erstreckte sich hauptsächlich auf Hart- 
käse, umfaßte aber auch Tilsiter, Edamer sowie 
Edelpilz- und Schmelzkäse. Betroffen wurden sowohl 
Mitgliedstaaten als auch Drittländer, letztere aller- 
dings stärker. Die Einfuhr aus Dänemark blieb um 
15 Vo hinter der Vorjahrsmenge zurück. Auch aus 
der Schweiz, aus Schweden und Jugoslawien 
wurde teilweise erheblich weniger Käse in die Bun- 
desrepublik Deutschland importiert. Rumänien und 
Bulgarien konnten ihren Absatz auf dem deutschen 
Markt (überwiegend Schafkäse) allerdings vergrö- 
ßern, so daß die Einfuhr aus Staatshandelsländern 
insgesamt um 19 Vo anstieg. Betrachtet man die 
deutsche Einfuhr von Käse im ganzen, so blieben 
weiterhin die Niederlande und Dänemark, gefolgt 
von Frankreich und der Schweiz, die wichtigsten 
Herkunftsländer. 

Die Käseausfuhr der Bundesrepublik Deutschland 
insgesamt stieg auch 1967/68 weiter an. Sie setzte 
damit die seit 1958/59 zu beobachtende, ununter- 
brochene Aufwärtsentwicklung fort. Unter den EWG- 
Mitgliedstaaten, die zusammen 72 Vo der deutschen 
Käseausfuhr aufnahmen, war Italien mit 17 700 t, 
davon 8 800 t Schmelzkäse und 6 500 t Hartkäse, das | 
Hauptabnehmerland. Daneben fällt die erheblich : 
verstärkte Ausfuhr nach den USA (5400 t) ins 
Gewicht. Die Ausfuhr wurde durch die Gewährung 
von Erstattungen begünstigt. 

3. Preise 

1967/68 kam es zu einer nicht unbeträchtlichen Er- 
höhung der Schwellenpreise für die meisten Käse- 
arten. Das geschah zum Ausgleich für die weiter ab- 
gebauten Beihilfen und mit dem Ziel der besseren 
Verwertung des Eiweißes in der Milch, Die Folge 
davon war insgesamt ein Anstieg des Großhandels- 
und noch mehr der Einzelhandelspreise für Käse. 
Auf der Produktions- und Distributionsstufe ist je- 
doch wegen der Einführung der Mehrwertsteuer am 
1. Januar 1968 kein exakter Preisvergleich mit dem 
Vorjahr möglich. Die im folgenden genannten Groß- 


handelspreise enthalten nicht die seit dem 1, Januar 
1968 erhobene Mehrwertsteuer; vordem waren 
Milcherzeugnisse umsatzsteuerfrei. 

Emmentaler kostete 1967/68 im Großhandel mehr als 
im Vorjahr. In den Monaten September und Okto- 
ber 1967 war der Großhandelsverkaufspreis für 
diese Ware auf etwas über 5,00 DM je kg angestie- 
gen, mußte dann aber bei nachlassender Nachfrage 
wieder zurückgenommen werden, und zwar bis 
April 1968 auf 4,78 DM je kg. Im Mai und Juni 1968 
ergab sich wieder ein leichter Preisanstieg. Der 
Einzelhandelspreis für inländischen Emmentaler er- 
höhte sich gegenüber dem Vorjahr um 48 Pf auf 
7,93 DM je kg. 

Auch bei Schnittkäse waren die Großhandelspreise 
erheblich höher als im Vorjahr. Der Preisanstieg be- 
lief sich im Durchschnitt des Berichtsjahres bei in- 
ländischem Tilsiter auf etwa 32 Pf, bei inländischem 
Gouda auf 9 Pf, bei holländischem Gouda auf 25 Pf 
und bei dänischem Schnittkäse auf etwa 51 Pf je kg. 
Der Verbraucherpreis für Schnittkäse vergleichbarer 
Qualität ist von 1966/67 zu 1967/68 um 45 Pf auf 
6,15 DM je kg angestiegen. Während die Großhan- 
delspreise für Schnittkäse im Dezember 1967 am 
höchsten waren und dann wieder — bis zu 40 Pf je 
kg — nachgaben, haben sich die Verbraucherpreise 
bis Ende des Berichtsjahres auf dem im Januar 1968 
erreichten Höchststand gehalten. 

Eine wesentlich stärkere Preiserhöhung als auf der 
Großhandelsstufe ergab sich auch bei den Verbrau- 
cherpreisen für Camembert und anderen Weich- 
käsen. Im Berichtsjahr mußten die Verbraucher 
für diesen Käse rd. 54 Pf mehr als im Vorjahr be- 
zahlen. Auch bei Speisequark (20®/o Fett i. T.) kam 
es gegenüber dem Vorjahr zu einer leichten Preis- 
erhöhung. Vom Wirtschaftsjahr 1958/59 bis zum 
November 1964, dem Beginn der gemeinsamen 
Marktorganisdtion für Milch und Milcherzeugnisse, 
sind die Verbraucherpreise für Käse nur in gerin- 
gem Umfange gestiegen. In den Jahren danach er- 
höhten sie sich als Folge der schrittweisen Herauf- 
setzung der Schwellenpreise beträchtlich, und zwar 
bis 1967/68 insgesamt um 30 bis 40 Vo. Im Zusam- 
menhang mit der wirtschaftlichen Rezession hatten 
seit 1967 die Preiserhöhungen bei nahezu allen 
Käsearten zu einer Stagnation im Verbrauch ge- 
führt. Das Inkrafttreten der neuen EWG-Milchmarkt- 
ordnung am 29. Juli 1968 brachte eine weitere An- 
hebung der Schwellenpreise. 
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Tabelle 47 

Groß- und Einzelhandelspreise für Butter und Käse 

DM je kg 




Gliederung 

1 

1958/59 

1960/61 

1961/62 

1962/63 

Großhandelspreis 

Molkereiabgabepreis für Deutsche Markenbutter, Notierung 
Köln 

6,16 

Butter 

5,84 6,33 

6,49 

Einzelhandelspreis 





Deutsche Markenbutter 

6,93 

6,55 

7,07 

7,27 

Hartkäse 

Großhandelspreis 

Emmentaler 45 Vo F. i. T. (ausgeheizte, aber nicht ausgelagerte 
Ware, ab Station, ohne Kistenverpackung), Notierung Kempten 

3,30 

Käse 

3,63 

3,57 

3,76 

Einzelhandelspreis 





Emmentaler 45 Vo F. i. T., inländische Ware 

5,35 

5,77 

5,83 

5,90 

Schnittkäse 

Großhandelspreis 

Tilsiter 45 ^/o F. i. T., inländ, Markenware, Notierung Hamburg 

2,99 

3,04 

3,01 

3,01 

Gouda 45 Vo F. i. T., iinländ. Markenware, frei Empfangsstation 
einschl. Verpackung, Notierung Köln 

3,00 

2,94 

2,89 

2,88 

desgl. Holländischer Fabrikkäse 5 bis 6 Wochen, ab Lager des 
Importeurs einschließlich Verpackung, Notierung Köln 

3,29 

3,15 

3,12 

3,12 

Dänischer Schnittkäse 45 Vo F. li. T. (außer Tilsiter), Notierung 
Köln 

3,00 

3,07 

2,97 

3,09 

Einzelhandelspreis 





Edamer oder Gouda 40 bis 45 Vo F. li. T 


4,62 

4,66 

4,67 

1 

Weichkäse 

Großhandelspreis 

Camembert, Spitzenklasse 45 Vo F. i. T. in Schachteln zu 125 g 
ab Molkereistation ohne Verpackung, Notierung Hamburg .... 

3,75 

3,84 

3,84 

3,84 

Allgäuer Limburger 20 Vo F. i. T., unverpackte, grüne Ware 
(Monatsware), ab Station, Notierung Kempten 

0,95 

1,09 

0,98 

0,97 

' Einzelhandelspreis 





Allgäuer Limburger 20 Vo F. i. T 

2,27 

2,47 

2,48 

2,51 

Quark, Speisequark 20 ^/o F. i. T 

1,13 

1,19 

1,22 

1,25 


’) von Februar 1966 an neue Erhebungsgrundlage 

“) Durchschnitt von 8 Monaten; Jahresdurchschnitt 1964/65: 2,62 DM 
von Februar 1966 an nicht mehr erhoben 
nicht voll mit Vorjahren vergleichbar 
geschätzter, mit den Vorjahren etwa vergleichbarer Preis 
auf der Großhandels stufe ab 1 . Januar 1968 ohne Mehrwertsteuer 
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Tabelle 47 


1963/64 

1964/65 

1965/66 *) 

1966/67 

1967/68 «) 



Butter 



6,65 

6,79 

6,84 

6,84 

6,75 

7,47 

7,72 

7,80 

7,82 

7,79 



Käse 



4,02 

4,50 

4,49 

4,68 

4,90 

6,08 

6,45 

6,82 

7,45 4) 
(7,19)5) 

7,93 

3,11 

3,12 

3,33 

3,62 

3,94 

3,14 

3,13 

3,29 

3,66 

3,75 

3,36 

3,33 

3,51 

3,91 

4,16 

3,24 

3,36 

3,67 

4,07 

4,58 

4,80 

4,97 

5,15 

5,70 4) 
(5,46)5) 

6,15 

3,97 

4,07 

4,45 

4,72 

5,00 

0,98 

1,06 

1,32 

1,62 

1,81 

2,56 

2,61 2) 

2,72 2)3) 





1,34 

1,38 

1,44 

2,05 4) 

2,16 


( 1 , 60 ) 5 ) 


d) Dauermilcherzeugnisse 

I Für Dauermilcherzeugnisse gibt es in der Bundes- 
republik Deutschland keine amtlichen Preisnotie- 
rungen. Zur Beurteilung der Preisentwicklung kön- 
nen nur auf repräsentativer Grundlage ermittelte 
Angaben milchwirtschaftlicher Verbände und meh- 
rerer bedeutender Betriebe des Großhandels heran- 
gezogen werden. 


1. Kondensmilch 

An Kondensmilch wurden 1967/68 mit insgesamt 
rund 451 000 t um 5000 t oder 1,1 Vo weniger her- 
gestellt als im Vorjahr. Die Einfuhr, die seit An- 
wendung der Verordnung Nr. 13/64 ununterbrochen 
angestiegen war, nahm im Berichtsjahr um 20 000 t 
auf 71 000 t zu. Kondensmilch wurde fast ausschließ- 
lich aus den Niederlanden (67 ^/o) und aus Frank- 
reich (32 Vo) eingeführt. Die ausgeführte Kondens- 
milchmenge konnte 1967/68 mit Hilfe von Erstat- 
tungen gegenüber dem Vorjahr mehr als verdoppelt 
werden. Sie belief sich auf rund 29 000 t, wovon 
allein zwei Drittel in Drittländer exportiert wurden. 
Nachdem der Kondensmilchverbrauch von 1963/64 
bis 1965/66 gleichgeblieben war und im Vorjahr auf- 
grund von Niedrig Preiseinfuhren aus den Nieder- 
landen um 0,2 kg pro Kopf der Bevölkerung zu- 
genommen hatte, ging er im Wirtschaftsjahr 1967/68 
um 0,1 kg auf 8,2 kg leicht zurück. 

Für ungezuckertc Kondensmilch mit einem Mindest- 
fettgehalt von 7,5 ‘t o erhöhte sich 1967/68 der Preis 
auf der Großhandelsstufe gegenüber dem Vorjahr 
um gut 10 DM oder 6 M) auf rund 175 DM je 100 kg; 
hier kam es insbesondere in der zweiten Hälfte des 
Wirtschaftsjahres zu einem Preisanstieg. Die Ver- 
braucherpreise für ungezuckerte Kondensmilch 
gleicher Qualität haben sich — nach einer relativ 
langen Zeit der Preisstabilität — im Berichtsjahr nur 
geringfügig geändert. Für 1967/68 wurde ein Durch- 
schnittspreis von 0,96 DM für 3 Dosen zu je etwa 
170 g ermittelt; er lag damit um 3 Pf oder 3 ^/o 
höher als im Vorjahreszeitraum. 

Die Großhandelspreise für gezuckerte Kondens- 
milch, die allerdings in der Bundesrepublik Deutsch- 
land nur einen geringen Marktanteil hat, lagen im 
Berichtsjahr um 3 ‘^/o höher als im Vorjahr. Sie er- 
reichten im Durchschnitt 1967/68 293,50 DM und 
stiegen bis Juni 1968 auf 301 DM je 100 kg an. 
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2. Vollmilchpulver 

und sonstige Trockenmilcherzeugnisse 

Im Wirtschaftsjahr 1967/68 übertraf die Produktion 
von Vollmilchpulver und sonstigen Trockenmilch- 
erzeugnissen mit 81 000 t die Vorjahreserzeugung 
um 12 000 t. 

Das im Wirtschaftsjahr 1967/68 in die Bundes- 
republik Deutschland eingeführte Milchpulver be- 
stand zu 58 ^/o (11 500 t) aus Vollmilchpulver. Der 
Rest war größtenteils Molkepulver (38 ®/o oder 
7500 t). Vollmilchpulver kam hauptsächlich aus 
Frankreich, während Molkepulver in erster Linie 
aus den Niederlanden eingeführt wurde. Die Ein- 
fuhr von Milchpulver aus Drittländern war unbe- 
deutend. Die Ausfuhr von Vollmilchpulver (ein- 
schließlich Molkepulver) stieg im Berichtsjahr um 
6000 t auf 13 000 t an. 

Die für den Gesamtverbrauch verfügbare Menge an 
Vollmilchpulver war um 2000 t höher als im Vor- 
jahr, sie erreichte insgesamt 86 000 t. Da 22 000 t in 
den Futtersektor gingen, blieben für die mensch- 
liche Ernährung 64 000 t übrig, dies entspricht einem 
Pro-Kopf-Verbrauch von 1,1 kg (Vorjahr 1,0 kg). 
Vollmilchpulver kosfefe auf der Großhandelsstufe 
im Wirtschaftsjahr 1967/68 rund 357 DM je 100 kg 
und damit um fast 34 DM oder 10 ^/o mehr als im 
Vorjahr. Bis Februar 1968 waren die Preise ziemlich 
gleichmäßig bis auf 362 DM angestiegen, in den fol- 
genden Monaten war dann ein leichter Preisrück- 
gang zu verzeichnen. 

3. Magermilchpulver 

Im Berichtsjahr 1967/68 nahm die Produktion an 
Magermilchpulver um 86 000 t oder 29 ®/o auf rund 
387 000 t zu. Dabei kommt zur Auswirkung, daß 
die Milchanlieferung abermals stark anstieg, daß 
für Magermilch und Magermilchpulver, die zu 
Futterzwecken verwendet werden, Beihilfen gezahlt 
werden und daß für Exporte von Magermilchpulver 
für Futterzwecke nach Mitgliedstaaten Erstattungen 
gewährt wurden. Magermilchpulver spielt gegen- 
wärtig als Einfuhrprodukt keine Rolle. 

Im Vergleich zu 1966/67 konnte die Ausfuhr von 
Magermilchpulver im Berichtszeitraum um fast 50 
auf 153 000 t gesteigert werden. 95 Vo dieser Aus- 
fuhr wurde in den Ländern der Gemeinschaft ab- 
gesetzt, der Rest überwiegend in Spanien und 
Indien. 

Somit konnten 1967/68 rund der Mehrproduktion 
an Magermilchpulver zusätzlich ausgeführt werden. 
Für den Absatz im Inland verblieben 235 000 t 
Magermilchpulver, das sind etwa 2000 t weniger 
als im Vorjahr. Von diesen 235 000 t gingen schät- 
zungsweise 205 000 t in den Futtersektor, während 
etwa 30 000 t oder 0,5 kg pro Kopf der Bevölkerung 
der menschlichen Ernährung dienten. 

Nach den vorliegenden Preismeldungen über Mager- 
milchpulver für Ernährungszwecke trat 1967/68 eine 
starke Preiserhöhung um 34 DM je 100 kg oder 
10 Vü gegenüber dem Vorjahr ein. Im Durchschnitt 
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Tabelle 48 


Versorgung mit Dauermilcherzeugnissen 








davon 


Wirtschaftsjahr 

Her- 

stellung 

Bestands- 

ände- 

rung 

Einfuhr 

Ausfuhr 

Ver- 

brauch 

Ver- 

fütterung 

für 

mensch- 
liche Er- 
nährung 

Ver- 
brauch 
je Kopf 


1000 t 

hg 


Kondensmilch 


1958/59 

333 

+ 7 

0 

0 

326 

— 

326 

6,1 

1963/64 

460 

0 

7 

0 

467 

— 

467 

8,1 

1964/65 

460 

— 

16 

3 

473 

— 

473 

8,1 

1965/66 

450 

- 2 

39 

10 

481 

— 

481 

8,1 

1966/67 

456 

- 4 

51 

14 

497 

— 

497 

8,3 

1967/68 

451 

± 0 

71 

29 

493 

— 

493 

8,2 


Vollmilchpulver und sonstige Trockenmilcherzeugnisse 

(außer Magermilchpulver) 



1958/59 

21 

— 

17 

0 

38 


38') 

0,7 

1963/64 

36 

— 

13 

3 

46 


46^) 

0,8 

1964/65 

43 

— 

17 

1 

59 

* 

59 ■) 

1,0 

1965;'66 

59 

— 

25 

2 

82 

16 

66 

1,1 

1966/67 

69 

— 

22 

7 

84 

24 

60 

1,0 

1967/68 

81 

— 

18 

13 

86 

22 

64 

1,1 




Magermilchpulver 





1958/59 

59 

— 

11 

— 

70 

44 

26 

i 0,5 

1963/64 

136 

+ 13 

4 

4 

123 

102 

21 

0,4 

1964/65 

180 

- 9 

12 

14 

187 

163 

24 

0,4 

1965/66 

223 

+ 1 

30 

45 

207 

183 

24 

0,4 

1966/67 

301 

-17 

23 

104 

237 

213 

24 

0,4 

1967/68 

387 

± 0 

1 

153 

235 

205 

30 

0,5 


h einschließlich geringer Mengen von Futterpulver 
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des Wirtschaftsjahres errechnete sich ein Preis von 
175,50 DM je 100 kg; die Preisspitze lag mit knapp 
181 DM im Februar 1968. Gegen Ende des Wirt- 
schaftsjahres gaben die Preise für Magermilchpulver 
erheblich nach. 


e) Maßnahmen der Bundesregierung 

Der deutsche Erzeuger-Richtpreis ab Hof, der am 
1. April 1967 von 38,0 Pf auf 38,5 Pf je kg Milch 
mit 3,7 Fett angehoben wurde, blieb bis zum 28. Juli 
1968 in Kraft. 

Im Laufe des Berichtszeitraumes sind die Schwellen- 
preise für Milcherzeugnisse verschiedentlich erhöht 
worden, einmal zum Ausgleich des weiteren Abbaus 
der Förderungszuschläge von Bund und Ländern, 
zum anderen deswegen, weil die Mehrwertsteuer- 
sätze über den Satz der früheren Umsatzausgleich- 
steuer (3^^o) hinausgehen. Die seit dem 29. Juli 1968 
geltenden Schweiienpreise sind im Gegensatz zur 
früheren Regelung Nettopreise (ohne Einfuhrsteu- 
ern). 

Mit Ablauf des Milchwirtschaftsjahres 1967/68 (am 

28. Juli 1968) wurde die Zahlung des Förderungs- 
Zuschlages zum Milchauszahiungspreis in Höhe von 
1,3 Pf je kg angeiieferter Milch aus Bundesmitteln 
eingestellt. Die damit verbundene Anhebung der 
deutschen Schweiienpreise, die am 29. Juli 1968 in 
Kraft traten, war von Erzeugnisgruppe zu Erzeug- 
nisgruppe unterschiedlich. So ergab sich z. B. bei 
Schnittkäse (Gouda) eine Anhebung um rund 65 DM 
je 100 kg (von 428,87 DM auf 494 DM) gegenüber 
rund 44 DM je 100 kg bei Vollmilchpuiver (von 
368,58 DM auf 413 DM), während der Schwellen- 
preis für ungezuckerte Kondensmilch mit 184 DM je 
100 kg unverändert blieb. Der Wegfall des Förde- 
rungszuschlages soll über die Marktpreise und durch 
die Gewährung von Beihilfen für Futtermagermilch 
einen entsprechenden Ausgleich finden. Die für Fut- 
termagermilch in der Bundesrepublik Deutschland 
gewährte Stützung wurde ab 21. Mai 1968 — in An- 
passung an die vorangegangene Senkung des För- 
derungszuschlages — von 2,0 Pf auf 2,5 Pf und für 
Futterpulver von 22 Pf auf 27,5 Pf je kg erhöht. Ab 

29. Juli 1968 gelten auch hier die Gemeinschafts- 
bestimmungen; diese sehen für flüssige Futterma- 
germilch eine Beihilfe von 6,0 Pf und für Mager- 
milchpulver von 33 Pf je kg vor. 

Für Cheddarkäse (auch Chester) wurde — im Zu- 
sammenhang mit der Einführung der Mehrwert- 


T abeile 49 


Herstellungsland 

April 

bis 

Juli 

1967 

August 

bis 

Dezember 

1967 

Januar 

bis 

Juni 

1968 


1 Butter 

Belgien a 

740,00 

740,00 

754,22 

b 

c 

794,29 

' 794,50 

793,77 

Frankreich a 

740,00 

740,00 

754,22 

b 

705,96 

705,14 

706,20 

c 

0,16 

0,04 

— 

Italien a 

740,00 

740,00 

754,22 

b 

573,82 

628,80 

671,53 

c 

124,14 

70,55 

28,90 

Luxemburg a 

740,00 

740,00 

754,22 

b 

c 

731,17 

731,43 

731,43 

Niederlande a 

740,00 

740,00 

754,22 

b 

643,64 

643,57 

652,32 

c 

25,61 2) 

26,09 2) 

31,94 2) 

Drittländer a 

740,00 

740,00 

754,22 

b 

198,10 

180,00 

180,00 

c 

520,89 

539,12 

538,98 

Emmentaler 

Belgien a 

440,00 

532,00 

532,00 

b 

460,47 

521,40 

513,83 

c 

— 

— 

— 

Frankreich a i 

440,00 3) 

532,00 

532,00 

b i 

502,08 

494,74 

496,34 

C ; 

— 

3,14 

0,20 

Italien a 

440,00 3) 

532,00 

532,00 

b 

c 

549,88 

575,66 

544,98 

Luxemburg a 

440,00 3) 

532,00 

532,00 


460,47 

521,40 

513,83 

c i 

— 

— 

— 

Niederlande a ' 

440,00 3) 

532,00 

532,00 

bl 

459,99 

520,78 

515,62 

c 




Drittländer a ' 

440,00 3) 

532,00 

532,00 

b| 

365,55 

366,66 

227,85 

c| 

80,91 

145,22 

279,14 
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T n b e 1 1 c 49 

Schwellenpreise, Frei-Grenze-Preise und Abschöpfungssätze 
für Einfuhren von Milchprodukten in die Bundesrepublik Deutschland 
April 1967 bis Juni 1968 

DM je 100 kg 


April 

August 

Januar 

April 

August 

Januar 

1 April 

August 

Januar 

bis i 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

! bis 

bis 

bis 

Juli 1 

Dezember 

Juni 

Juli 

Dezember 

Juni 

1 Juli 

1 Dezember 

Juni 

1967 

1967 

1968 

1967 

1967 

1968 

1967 

1 1967 

1968 

Vollmilchpulver 

Magermilchpulver 

1 Kondensmilch 

j (nicht gezuckert) 

355,33 

359,78 

368,58 

176,95 

182,80 

188,83 

179,68 

180,78 

184,00 

351,69 

354,09 

350,00 

148,35 

145,16 

142,99 

194,20 

194,20 

190,51 

0,11 

— 

— 

18,69 

26,84 

31,68 

— 

— 

— 

355,33 

359,78 

368,58 

176,95 

182,80 

188,83 

179,68 

180,78 

184,00 

365,24 

365,24 

365,89 

193,26 

192,30 

188,30 

209,36 

211,25 

220,88 

355,33 

359,78 

368,58 

176,95 

182,80 

188,83 

179,68 

180,78 

184,00 

384,51 

369,69 

362,92 

225,34 

225,34 

225,34 

280,86 

280,86 

280,86 

355,33 

359,78 

368,58 

176,95 

182,80 

188,83 

179,68 

180,78 

184,00 

351,69 

354,09 

350,00 

148,35 

145,16 

142,99 

171,10 

171,25 

171,25 

0,11 

— 

— 

18,69 

26,84 

31,68 

— 

— 

— 

355,33 

359,78 

368,58 

176,95 

182,80 

188,83 

179,68 

180,78 

184,00 

315,36 

321,04 

328,27 

159,73 

160,61 

150,72 

189,15 

190,21 

188,35 

22,54 

21,11 

15,24 

7,74 

12,84 

24,41 

— 

— 

— 

355,33 

359,78 

368,58 

176,95 

182,80 

188,83 

179,68 

180,78 

184,00 

200,79 

199,68 

186,87 

123,21 

104,32 

72,88 

122,64 

122,64 

122,64 

144,53 

149,90 

164,40 

48,06 

73,21 

106,95 

51,98 

53,07 

52,82 


Gouda 



Tilsiter 


1 

Camembert 


405,00 

422,50 

428,87 

405,00 

422,50 

428,87 

482,00 

482,00 

482,00 

437,12 

437,40 

426,21 

448,87 

449,08 

442,57 

461,40 

475,34 

477,40 

405,00 

422,50 

428,87 

405,00 

422,50 

428,87 

482,00 

482,00 

482,00 

466,40 

464,51 

457,47 

455,72 

456,95 

445,23 

514,58 

530,32 

536,13 

405,00 

422,50 

428,87 

405,00 

422,50 

428,87 

482,00 

482,00 

482,00 

431,85 

435,26 

416,21 

441,13 

441,36 

441,36 

454,32 

483,69 

479,75 

405,00 

422,50 

428,87 

405,00 

422,50 

428,87 

482,00 

482,00 

482,00 

437,12 

437,40 

426,20 

448,87 

449,08 

442,57 

461,40 

475,34 

477,40 

405,00 

422,50 

428,87 

405,00 

422,50 

428,87 

482,00 

482,00 

482,00 

380,91 

380,04 

372,96 

384,48 

385,08 

389,81 

474,81 

474,84 

470,14 



19,07 2) 



0,30 2) 

— 

— 

— 

405,00 

422,50 

428,87 

405,00 

422,50 

428,87 

482,00 

482,00 

482,00 

239,79 

237,65 

226,77 

286,23 

294,07 

332,22 

330,08 

330,33 

333,32 

150,62 

169,54 

181,59 

104,45 

112,41 

76,44 

133,85 

133,39 

126,02 


a = Schwellenpreise; b = durchschnittliche Frei-Grenze-Preise; c = durchschnittliche Abschöpfungssätze 
h Neufestsetzung der Schwellenpreise am 17. Juli 1967 und zum 1. Januar 1968 

bis März 1968 Waren begleitet von Dokument D D 4, welches zeigt, daß eine Ausgleichsabgabe erhoben wird 
(VO 9/65 und 12/65) 

ab 5. Juni 1967 Schwellenpreis 498,00 DM 
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Steuer — ab 1. Januar 1968 der Stützungsbetrag 
von 30 Pf auf 25 Pf je kg gesenkt. Zum 1. Mai 1968 
wurde eine Anhebung der Stützung von 25 Pf auf 
32 Pf je kg erforderlich, um hier eine verstärkte 
Verlagerung der Produktion von Cheddar zu But- 
ter zu verhindern. Die Stützung wurde mit dem In- 
krafttreten der neuen Marktorganisation eingestellt, 
weil nunmehr ein ausreichender Schutz der Inlands- 
produktion durch den gemeinsamen Schwellenpreis 
für Cheddar gegeben ist. 

Inländischen Herstellern von Kasein und Kaseinat 
gewährt die Bundesregierung seit dem 2. April 1967 
eine Stützung; vor dem 1. März 1968 betrugen die 
Stützungssätze 1,15 DM bzw. 1 DM je kg hergestell- 
ter Ware. Wegen der rückläufigen Weltmarktpreise 
wurden die Sätze am 1. März 1968 auf 1,65 DM je 
kg für Kasein und 1,50 DM je kg für Kaseinate an- 
gehoben. Die Stützung fand in der gemeinsamen 
Marktorganisation (Art. 11 der Verordnung Nr. 804/ 
68) eine neue Grundlage. 

Die Beihilfe beträgt seit dem 29. Juli 1968 für zu 
Kasein oder Kaseinaten verarbeitete Magermilch 
rund 7 Pf je kg, oder umgerechnet auf das Kilo- 
gramm Kasein und Kaseinate 2,36 DM. 

Die zunehmenden Butterüberschüsse machten es not- 
wendig, für den Absatz von Lagerbutter teilweise 
neue Wege zu beschreiten. So werden mit Ermächti- 
gung der Kommission seit dem 5. Dezember 1967 
monatlich etwa 380 t Butter der Bundeswehr ver- 
billigt zur Verfügung gestellt. Durch diese ver- 
billigte Buttermenge soll der bisherige Bezug von 
Butter nicht beeinträchtigt, sondern ein zusätzlicher 
Absatz geschaffen werden. Darüber hinaus erfolgte 
eine Abgabe von verbilligter Butter an Alters- und 
Pflegeheime zunächst im Rahmen einer Testaktion. 


Aufgrund der dabei gewonnenen Erfahrungen soll 
diese Maßnahme ab Ende 1968 auf breiter Basis fort- 
gesetzt werden. Ferner ist die Abgabe von verbillig- 
ter Lagerbutter an Sozialhilfeempfänger u. ä. auf 
Gutscheine geplant. 

Auch die seit Oktober 1967 laufende Aktion der 
Abgabe von verbilligter Lagerbutter in Form von 
Butterreinfett in Kleinpackungen zum Backen, Bra- 
ten und Kochen wird seit September 1968 fortgesetzt. 
Darüber hinaus hat die Bundesregierung mit Er- 
mächtigung der Kommission von Mai bis Juli 1968 
monatlich 10 000 t Lagerbutter, als „Molkereibutter" 
um 60 Pf je kg verbilligt, unter dem Preis für Deut- 
sche Markenbutter in den Markt gegeben. Im Rah- 
men der gemeinsamen Marktorganisation für Milch 
und Milcherzeugnisse werden Butterverkäufe aus 
der staatlichen Lagerhaltung künftig durch Aus- 
schreibungen im Amtsblatt der Gemeinschaft vor- 
genommen. 

Durch Verordnung der Bundesregierung wurde der 
Fettgehalt der Trinkmilch vom 1. November 1968 an 
von 3,0 auf 3,3 ^/o erhöht. 

Die Erstattungsregelung für Exporte von Milch- 
produkten nach Drittländern wurde im zweiten Halb- 
jahr 1967 bis zum Inkrafttreten der gemeinsamen 
Marktorganisation nochmals verbessert; die Er- 
stattungssätze wurden erhöht. Seit dem 29. Juli 1968 
werden Ausfuhrerstattungen in der Gemeinschaft 
nach einheitlichen Grundsätzen und in gleicher Höhe 
gewährt. Entgegen der früheren Regelung sind für 
Weichkäse und Frischkäse bisher noch keine Er- 
stattungssätze festgesetzt worden. Die Bundesregie- 
rung hat für diese Erzeugnisse bei der Kommission 
die Einführung einer Erstattung beantragt. 


Tabelle 50 


Verbrauch von Nahrungsfetten 

in kg Reinfett je Kopf der Bevölkerung 


Fettart 

1958/59 

1959/60 1 

1960/61 

1961/62 

1962/63 

1963/64 

1964/65 

1965/66 

1966/67 

1967/68 

Butter 

6,4 

6,4 

7,0 

7,2 

7,4 

7,3 

7,0 

7,1 

7,1 

7,1 

Schlachtfette 

5,9 

5,9 

5,7 

6,1 

6,1 

5,9 

6,0 

5,7 

5,7 

5,9 

Pflanzliche öle und Fette, 

tierische öle 

13,1 

12,8 

12,5 

12,3 

12,1 

12,3 

12,7 

12,3 

12,7 

12,5 

1 

insgesamt . . . 

25,4 

25,1 

25,2 

25,6 

25,6 

25,5 

25,7 

25,1 

25,5 

25,5 
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Xil. Fette 


Die Verordnung über die Errichtung einer gemein- 
samen Marktorganisation für Fette wird — ohne 
Übergangszeit — auf Olivenöl seit dem 10. Novem- 
ber 1966 und auf Ölsaaten seit dem 1. Juli 1967 
angewendet. Damit ist auf dem Gebiet der pflanz- 
lichen öle und Fette sowie der Seetierfette der 
gemeinsame Markt seit dem 1. Juli 1967 ver- 
wirklicht. 

Der Berichtszeitraum, in dem erstmals Erfahrungen 
über die Anwendung der EWG-Fettmarktordnung 
gesammelt werden konnten, war gekennzeichnet 
durch 

— gute Raps- und Rübsenernten in den Mitglied- 
staaten der Gemeinschaft und den übrigen Erzeu- 
gerländern; 

— - Rekordernten bei Sojabohnen, Erdnüssen und 
Sonnenblumcnkernen in der Welt; 

— sinkende Weltmarktpreise bei den meisten Öl- 
saaten und Ölfrüchten verbunden mit einem i 
Überangebot an öl und 

— Schwierigkeiten bei der Durchführung der EWG- | 

Fettmarktordnung in Italien. i 

a) Wirkungsweise der Marktorganisation 
aa) Olivenöl 

Für Olivenöl wird das Wirtschaftsjahr von Novem- 
ber bis Oktober gerechnet. Der Verbrauch an 
Olivenöl in der Bundesrepublik Deutschland ist 
gemessen an dem Gesamtverbrauch an Fetten, nur 
gering. Die Einfuhr kann dem Verbrauch gleich- 
gesetzt werden. 


Tabelle 51 

Einfuhr von Olivenöl 

t 


Herstellungsländer 

1965/66 

1966/67 

1967/68 

Wirtschaftsjahr (November/Oktober) 


EWG 

1 274 

701 


Drittländer 

3 200 

1 773 

. 

insgesamt . . . 

4 474 

2 474 


darunter November/ August 

i 

EWG 

927 

576 

691 

Drittländer 

1 772 

1 495 

934 

insgesamt . . . 

2 699 

2 071 

1 625 


Auf dem italienischen Markt, dem bedeutendsten 
Markt für Oliven und Olivenöl innerhalb der Ge- 
meinschaft, wurde die Stellung des Olivenöls im 
Wirtschaftsjahr 1967/68 (November 1967/Okto- 
ber 1968) durch billigere heimische und importierte 
Saatenöle stark bedrängt. Die Preisrelation Oliven- 
öl : Saatenöl, die sich bei Beginn des gemeinsamen 
Olivenmarktes (10. November 1966) wie 2,20 : 1 
verhielt, hat sich nach italienischen Angaben trotz 
sinkender Olivenölpreise zuungunsten des Oliven- 
öls verschlechtert. In der Gemeinschaft ist ein Rück- 
gang des Verbrauchs von Olivenöl festzustellen. 

Im Wirtschaftsjahr 1967/68 betrug die Olivenölpro- 
duktion in Italien etwa 590 000 t (Vorjahr 314 673 t). 
Für diese Produktion wird den italienischen Erzeu- 
gern von Olivenöl aus dem Europäischen Ausrich- 
tungs- und Garantiefonds für die Landwirtschaft die 
Differenz zwischen dem Erzeugerrichtpreis und dem 
Marktrichtpreis vergütet. Diese Vergütung beträgt 
je 100 kg 35 RE. Auch die französischen Erzeuger 
erhalten je Produktionseinheit eine Stützung in der 
gleichen Höhe; die französische Produktion fällt 
jedoch nicht ins Gewicht. Außerdem setzt die Kom- 
mission seit März 1968 monatlich Ausfuhrerstattun- 
gen für Olivenöl fest, um den Olivenölmarkt zu ent- 
lasten und um die traditionellen Handelsströme ins- 
besondere zwischen Italien und Nordamerika zu 
erhalten. Die Höhe der Ausfuhrerstattung schwankte 
zwischen 32 und 74,40 DM je 100 kg. 

Gewisse Schwierigkeiten ergaben sich in der Bun- 
desrepublik Deutschland bei der Einfuhr von Oliven- 
öl aus Drittländern, weil die Abschöpfungssätze, die 
erheblich schwanken, jeweils nur für einen halben 
Monat gelten. Eine Vorausfestsetzung der Abschöp- 
fung wie bei der Getreidemarktordnung ist nicht 
vorgesehen. Die Bundesregierung hat deshalb der 
EWG-Kommission Vorschläge unterbreitet, die Vor- 
ausfestsetzung einzuführen, um die Einfuhr von 
Olivenöl aus Drittländern nicht unnötig zu beein- 
trächtigen. 

bb) Disaaten 

Auf dem Ölsaatensektor löste am 1. Juli 1967 das 
Beihilfesystem der EWG-Fettmarktordnung die frü- 
her in der Bundesrepublik Deutschland bestehende 
Verpflichtung ab, Rüböl der Margarine, den Speise- 
ölen und Speisefetten beizumischen. Im Wirtschafts- 
jahr Juli 1967/Juni 1968 galt für in der Gemein- 
schaft geerntete Ölsaaten (Raps- und Rübsensamen, 
Sonnenblumenkerne) ein einheitlicher Richtpreis 
von 81 DM je 100 kg und ein Interventionsgrund- 
preis von 78,60 DM je 100 kg. In der Bundesrepu- 
blik Deutschland bewegten sich die hiervon abgelei- 
teten Interventionspreise zwischen 73 DM und 
75,88 DM je 100 kg. Für das Wirtschaftsjahr 1968/69 
setzte der Rat dieselben Preise fest; lediglich bei den 
abgeleiteten Interventionspreisen traten gering- 
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S c h a u b i l d 1 5 


Beihilfe für Raps- und Rübsensamen 

Wochendurchschnitte 


Preise 
DM/lOOkg 


Beihilfe 

DM/lOOkg 





/Reports 


10 


|20 IBeihilfe 
^ ohne 
Reports 

30 


40 


50 


’) Der Beihilfesatz ergibt sich aus dem Unterschied zwischen dem vom Rat für Raps- und Rübsensamen festgesetzten Richtpreis (1966/67 und 
1967/68; 81 DM je 100 kg} und dem jeweiligen Weltmarktpreis, der von der Kommission nach festgelegten Kriterien ermittelt wird. Enthalten 
sind die Zuschläge, um die sich der Beihilfesatz von September bis März erhöht (1966/67 und 1967/68: monatlich jeweils 0,72 DM je 100 kg). 


fügige Änderungen ein. Die für die Wirtschafts- 
jahre 1967/68 und 1968/69 festgesetzten abgeleiteten 
Interventionspreise ermöglichen es, daß die Erzeu- 
ger in diesen beiden Wirtschaftsjahren höhere Preise 
als in den vorhergehenden Jahren erzielen. 

Das Richtpreis- und Interventionspreissystem sichert 
den landwirtschaftlichen Erzeugern einen vom Welt- 
markt unabhängigen Erlös. Um den Ölmühlen den 
Kauf von in der Gemeinschaft geernteten Ölsaaten 
zum Weltmarktpreis zu ermöglichen, wird der Unter- 
schied zwischen dem niedrigeren Weltmarktpreis 
und dem Richtpreis durch eine für die Gemeinschaft 
einheitliche Beihilfe ausgeglichen. Als Entgelt für 
die durchschnittlichen Lager- und Zinskosten werden 
von September bis März monatliche Zuschläge 
(Reports) gewährt. Der Beihilfesatz zeigte 1967/68 
eine steigende Tendenz, die sich auch im bisherigen 
Verlauf des Wirtschaftsjahres 1968/69 fortsetzte 
(siehe Schaubild 15). Die Beihilfe bot einen aus- 
reichenden Anreiz, Ölsaaten aufzunehmen und zu 
verarbeiten. Die deutsche Raps- und Rübsenernte 
des Jahres 1967 in Höhe von rd. 125 000 t ist nahezu 
ausschließlich von der deutschen Verarbeitungs- 
industrie aufgenommen worden. Lediglich 364 t wur- 
den der Interventionsstelle angeboten und von die- 
ser im Frühjahr 1968 wieder verkauft. Auch der 
Absatz der Ernte des Jahres 1968 in Höhe von 


nahezu 170 000 t hat bisher keine Schwierigkeiten 
bereitet. 

Sonnenblumenkerne werden in der Bundesrepublik 
Deutschland zum Zwecke der Ölgewinnung nicht 
angebaut. Im Wirtschaftsjahr 1967/68 wurden 7 000 t 
der auf 25 000 t geschätzten Ernte in der EWG in 
deutschen Ölmühlen verarbeitet. 

Das EWG-Beihilfesystem erfordert besondere Uber- 
wachungsmaßnahmen für eingeführte Raps- und 
Rübsensamen und Sonnenblumenkerne, die ergän- 
zend zu den Verordnungen des Rates und der Kom- 
mission in der im August 1967 erlassenen natio- 
nalen Beihilfeverordnung geregelt wurden. Die 
Erfahrungen des ersten Jahres der gemeinsamen 
Marktorganisation für Fette haben gezeigt, daß das 
gewählte Preissystem einen reibungslosen Absatz 
der in der Gemeinschaft geernteten Raps- und 
Rübsensamen und Sonnenblumenkerne zu angemes- 
senen Erzeugerpreisen gewährleistet. Es stellt sich 
jedoch die Frage, ob das jetzige Preissystem geeig- 
net ist, die Höhe der finanziellen Belastungen in 
vertretbaren Grenzen zu halten. Die ökonomischen 
Auswirkungen der zwischen Beihilfe und Welt- 
marktpreisen bestehenden Interdependenz und die 
Möglichkeiten ihrer Neutralisierung werden derzeit 
überprüft. 
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cc) Sonstige Probleme 

Der Rat der Europäischen Gemeinschaften bestätigte 
im Mai 1968 die in der Entschließung über die 
Grundsätze einer gemeinsamen Marktorganisation 
für Fette vorgesehene Einführung einer Umlage auf 
die eingeführten oder in der Gemeinschaft erzeug- 
ten pflanzlichen Fette und Seetierfette für Nah- 
rungszwecke. Die Bundesregierung erklärte dazu, 
daß sie sich zur Einführung der sogenannten „Mar- 
garinesteuer" nicht verpflichten könne und auch 
nicht bereit sei, dem Parlament einen entsprechen- 
den Vorschlag zu unterbreiten. Nach Einführung 
dieser Steuer in den übrigen Mitgliedstaaten wird 
die Bundesrepublik Deutschland den auf sie rechne- 
risch entfallenden Anteil gegebenenfalls in anderer 
geeigneter Form der Gemeinschaft zur Verfügung 
stellen. 

In Italien ergaben sich nach Einführung der gemein- 
samen Marktordnung für Saatenöle Schwierigkeiten, 
weil französische Ölmühlen Rüböl zu Preisen an- 
bieten konnten, die unter den Gestehungskosten 
italienischer Ölmühlen lagen. Dies veranlaßte die 
italienische Regierung, im September 1967 vorüber- 
gehend eine Einfuhrsperre für Saatenöle aus der 
Gemeinschaft und Drittländern zu verhängen. Seit 
November 1967 wird italienischen Ölmühlen, die in 
der Gemeinschaft geerntete Raps- und Rübsensamen 
verarbeiten, eine zusätzliche Beihilfe gewährt, die 
1967/68 2,70 DM je 100 kg betrug und für das Wirt- 
schaftsjahr 1968/69 auf 3,40 DM je 100 kg erhöht 
wurde. 


Niedrigpreisangebote für Sonnenblumenöl aus eini- 
gen Staatshandelsländern und eine spürbare Erhö- 
hung der Einfuhr dieser Öle in die Gemeinschaft 
veranlaßten die Kommission, seit September 1967 
als „Antidumping" -Maßnahme Ausgleichsabgaben 
festzusetzen. Die Meinungen der Mitgliedstaaten 
darüber, ob die Erzeugung von Sonnenblumenöl in 
der Gemeinschaft durch diese Einfuhren bedeutend 
beeinträchtigt wird, gehen auseinander. (Im Wirt- 
schaftsjahr 1967/68 führte die Bundesrepublik 
Deutschland von insgesamt 127 800 t Sonnenblumen- 
öl 120 800 t aus Staatshandelsländern ein; die Ein- 
fuhr von Sonnenblumenöl erreichte damit 12,6 Vo 
der deutschen Einfuhr von ölen und Fetten.) 

b) Produktion und Absatzlage 

Die Erzeugung an pflanzlichen ölen und Fetten, so- 
wie tierischen ölen aus inländischen Rohstoffen ist 
nur gering: der Selbstversorgungsgrad liegt bei 
5 Vo. Gegenüber dem Vorjahr stieg 1967/68 die 
Erzeugung um 8000 t auf 49 000 t Reinfett. Während 
die Erzeugung von Fischölen zur menschlichen Er- 
nährung um 1000 t auf 9000 t abnahm, wurden an Öl 
aus Raps und Rübsen 1967/68 mit insgesamt 40 000 t 
Reinfett 9000 t oder 28 °/o mehr als im Vorjahr her- 
gestellt. Die Zunahme der Erzeugung von öl aus 
Raps und Rübsen inländischer Herkunft gegenüber 
dem Vorjahr ist, bei nahezu unveränderten Anbau- 
flächen 1967, ausschließlich auf die starke Erhöhung 
der Hektarerträge (um rund 22 ‘Vo) zurückzuführen. 
Die in der Marktordnung festgesetzte Höhe des 


Tabelle 52 


Versorgung mit pflanzlichen ölen und Fetten, tierischen Ölen 

in Reinfett 


Gliederung 

Einheit 

1958/59 

1959/60 

1960/61 

1961/62 

1962/63 

1963 '64 

1964/65 

1965/66 

1966/67 

1967/68 

Erzeugung 

1 000 t 

32 

35 

35 

38 

52 

45 

47 

43 

41 

49 

Bestandsänderung 

1 000 t 

+ 6 

-11 

+ 14 

-29 

0 

+ 32 

-16 

+ 17 

+ 1 

-2 

Einfuhr 

1 000 t 

717 

723 

742 

678 

707 

786 

781 

800 

821 

847 

Ausfuhr 

1 000 t 

42 

59 

63 

48 

63 

86 

104 

93 

100 

147 

Verbrauch 

1 000 t 

701 

710 

700 

697 

696 

713 

740 

733 

761 

751 

Verbrauch je Kopf . . 

kg 

13,1 

12,8 

12,5 

12,3 

12,1 

12,3 

12,7 

12,3 

12,7 

12,5 

davon 












i Speiseöl 

kg 

2,9 

2,9 

3,0 

3,2 

3,3 

3,4 

3,6 

3,7 

3,9 

3,8 

Pflanzen-ZPlatten- 












fette 

kg 

1,0 

1,0 

1,0 

1,1 

1,1 

1,1 

1,2 

1,1 

1,2 

1,2 

Margarine 

kg 

9,2 

8,9 

8,5 

8,0 

7,7 

7,8 

7,9 

7,5 

7,6 

7,5 

Margarine 

1 

kg 

{Produkt- 

gewicht) 

11,6 

11,3 

10,7 

10,0 

9,7 

9,8 

9,9 

9,4 

9,6 

9,4 


Bestände bei den Ölmühlen, in der Margarineindustrie und in der Bundesreserve 
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Richtpreises und Interventionspreises hat mit dazu 
geführt, daß die Anbaufläche für Raps und Rübsen 
im Jahre 1968 um 30 Vo auf 63 000 ha ausgeweitet 
worden ist. Da auch der Hektarertrag um 5 % stieg, 
betrug die Ernte an Raps und Rübsen im Jahre 1968 
170 000 t gegenüber 125 000 t im Vorjahr. Von 1958 
bis 1968 haben sich die Anbauflächen nahezu ver- 
doppelt, die Flächenerträge verbesserten sich um 
mehr als die Hälfte, und die Erntemengen stiegen 
auf fast das Dreifache. 

In Reinfettwert wurden im Wirtschaftsjahr 1967/68 
einschließlich Butter und Schlachtfette wie im Vor- 
jahr 1,53 Millionen t Nahrungsfette verbraucht; das 
waren 25,5 kg pro Kopf der Bevölkerung. Von dem 
gesamten Fettverbrauch entfielen 751 000 t oder 

12.5 kg je Kopf (Vorjahr: 12,7 kg) auf pflanzliche 
Oie und Fette sowie auf tierische öle. Bei diesen 
Fettarten ist gegenüber dem Vorjahr der Verbrauch 
an Pflanzen-Piattenfetten mit 1,2 kg unverändert 
geblieben. Dagegen wurden (in Reinfettwert) mit 

7.5 kg Margarine und mit 3,8 kg Speiseöle um je 
100 g weniger verzehrt. Der Verbrauchsrückgang 
bei Speiseöl, insbesondere Olivenöl, ist zum Teil 
auf die geringere Zahl von Gastarbeitern aus süd- 
lichen Ländern zurückzuführen. 

c) Außenhandel 

Zur Herstellung von Margarine, Plattenfetten und 
Speiseöl wurden im Wirtschaftsjahr 1967/68 513 000 t 
Rohfett in Form von Ölsaaten in die Bundesrepublik 
Deutschland importiert; hinzu kamen 343 000 t 
pflanzliche öle sowie 154 000 t tierische öle und 
Fette (ohne Talg). Der weitaus größte Teil (75 ^/o) 
der Ölsaateinfuhr bestand aus Sojabohnen, die ins- 
besondere aus den USA, daneben aber auch aus 
Brasilien und der Volksrepublik China kamen. An- 
gestiegen ist im Vergleich zum Vorjahr die Raps- 
einfuhr aus Drittländern, namentlich aus Polen, je- 
doch hatte der Raps an der gesamten Ölsaateinfuhr 
nur einen Anteil von 6^/o. 

Im Vergleich zu 1966/67 ist die Einfuhr von pflanz- 
lichen und tierischen ölen und Fetten insgesamt um 
12 ^/o gestiegen — bei pflanzlichen ölen und Fetten 
betrug die Zunahme i Va, bei tierischen 50 ^/o — 
jedoch ist bei einzelnen Speiseölarten ein Rückgang 
zu verzeichnen. So nahm beispielsweise die öliven- 
öleinfuhr um 42 ^/o auf 1837 t ab. 

Die Ausfuhr von Ölsaaten stieg gegenüber dem 
Vorjahr um 123 ^/o auf 13 800 t (Produktgewicht). Sie 


bestand fast ausschließlich aus Raps und ging zum 
überwiegenden Teil in EWG-Mitgliedstaaten. 
Gleichfalls erhöht hat sich die Ausfuhr von ölen 
und Fetten aus Meerestieren sowie von pflanzlichen 
ölen und Fetten zur Ernährung. Beide Waren wur- 
den zu etwa gleichen Teilen in EWG- und Dritt- 
länder exportiert. 

d) Preise 

Der Einzelhandelspreis für Delikateßmargarine be- 
trug im Wirtschaftsjahr 1967/68 durchschnittlich 
3,02 DM je kg gegenüber 3,05 DM 1966/67. Ein als 
Spitzensorte bezeichnetes Sortiment kostete den 
Verbraucher 1967/68 durchschnittlich 2,61 DM je 
kg; 1966/67 stellte sich der Durchschnittspreis auf 
2,66 DM je kg. Der Verbraucherpreis für Kokosfett 
in Platten, Markenware, schwankte 1967/68 gering- 
fügig um den Durchschnittspreis von 3,10 DM je kg, 
während der Vorjahrespreis durchschnittlich 3,13 DM 
je kg betrug. Der Durchschnittspreis für Pflanzenöl 
in Flaschen oder Dosen lag 1967/68 mit 2,16 DM 
je kg um 6,5 ®/o unter dem vergleichbaren Vor- 
jahrespreis von 2,31 DM. Im Laufe des Wirtschafts- 
jahres 1967/68 ging der Preis zurück und zwar von 
2,24 DM je kg im Juli 1967 auf 2,06 DM je kg im 
Juni 1968. 

Der Verkaufspreis ab Werk an den Großhandel 
(frei Empfangsstation) betrug für Delikateßmarga- 
rine im Wirtschaftsjahr 1967/68 durchschnittlich 
2,20 DM je kg und für Spitzensorte 1,88 DM je kg. 
Der Verbraucherpreis lag somit 1967/68 bei Deli- 
kateßmargarine um 0,82 DM je kg oder 37 Vo und 
bei Margarine der Spitzensorte um 0,73 DM je kg 
oder 39 ®/o über dem Verkaufspreis an den Groß- 
handel. Der Erzeugerpreis für Speiseöl belief sich 
1967/68 auf 1,10 DM je kg, so daß der Verbraucher- 
preis um 1,06 DM je kg oder 96 ®/o höher lag als der 
Erzeugerpreis ab Werk. Während also beim Speise- 
öl gegenüber dem Vorjahr bei sinkenden Preisen 
eine Ausweitung der Handelsspanne festzustellen 
war, blieb die Spanne bei Margarine annähernd 
konstant. 

Von April 1968 an gaben die Verbraucherpreise für 
Margarine und Pflanzenöle etwas nach; dies dürfte 
letztlich auf das seit längerer Zeit zu beobachtende 
Absinken der Preise für Fettrohstoffe auf den Welt- 
märkten zurückzuführen sein. Gebietsweise und je 
nach Art des Verkaufsunternehmens kam es bei 
Sonderangeboten zu recht unterschiedlichen Preisen. 
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Xill. Außenhandel mit Ernährungsgütern 


a) Einfuhr 

1. Entwicklung der Einfuhr 

Der Außenhandel der Bundesrepublik Deutschland 
stand im Wirtschaftsjahr 1967/68 teilweise noch 
unter den Nachwirkungen der allgemeinen wirt- 
schaftlichen Rezession; erst im Herbst 1967 setzte 
eine Aufwärtsentwicklung ein. Die Gesamteinfuhr 
der Bundesrepublik Deutschland erreichte im Wirt- 
schaftsjahr 1967/68 mit einem Wert von 74,7 Mrd. 
DM gegenüber dem Vorjahr eine Steigerung von 
6,4 Vü und gegenüber 1965/66 einen Zuwachs um 
2,2 ^/o. Diese Zunahme der Gesamteinfuhr ist eine 
Folge davon, daß die Einfuhr im gewerblichen Sek- 
tor gegenüber dem Vorjahr wertmäßig um 9Vo an- 
gestiegen ist. Bei den Ernährungsgütern war die 
Einfuhr dagegen rückläufig; im Vergleich zum Vor- 
jahr lag sie um 1,8 Vo, gegenüber 1965/66 um 7,7 Vo 
niedriger. Der Wert der gewerblichen Einfuhr machte 
1967/68 fast das 4fache der Einfuhr von Ernährungs- 
gütern aus. 

Schaltet man bei den Einfuhrwerten die Preisver- 
änderungen aus und verfolgt die Mengenbewegung 
der Einfuhr anhand der Volumendaten (Basis 1962), 


Schaubild 16 

Einfuhr von Gütern der Ernährungswirtschaft 

(einschließlich Kaffee und Tabak) 



H =“WG-Länd«r []]]= Drittländer ] -Insgesamt 



1 0 0 1 ^ 1 ^ i ! 

1958/59 59/60 60/61 61/62 62/63 63/64 64/65 65/66 66/67 67/68 


SO hat sich im Vergleich zum Vorjahr die Einfuhr 
von nichtlandwirtschaftlichen Waren um 7 ^/o erhöht; 
die Durchschnittswerte blieben praktisch unverän- 
dert. Demgegenüber verminderte sich die Einfuhr 
von Ernährungsgütern mengenmäßig um 6°/o; die 
Durchschnittswerte sind durch die verstärkte Ein- 
fuhr qualitativ hochwertiger Waren angestiegen. 

Setzt man die Einfuhrwerte des Jahres 1958/59 = 100, 
so erreichte die gewerbliche Gütereinfuhr bis 1967/68 
einen Stand von 254, die Einfuhr von Agrarerzeug- 
nissen stieg nur auf 170. Eine wesentliche Ursache 
für diese verschiedenartige Entwicklung der Einfuhr 
im gewerblichen und im Agrarsektor liegt darin, daß 
für die Erzeugnisse beider Bereiche unterschiedliche 
Nachfrageelastizitäten wirksam sind. Mit zunehmen- 
dem Einkommen steigt vor allem die Nachfrage nach 
Gütern der gewerblichen Wirtschaft an; eine Sätti- 
gungsgrenze für die gewerblichen Waren des ge- 
hobenen Bedarfs gibt es praktisch nicht. Demgegen- 
über ist für zahlreiche Produkte der Landwirtschaft 
die Sättigungsgrenze des Verbrauchs bereits weit- 
gehend erreicht, so daß steigende Einkommen hier 
nicht oder nur in geringem Maße zu verstärktem 
Ankauf von Nahrungsgütern führen. Es ist nahe- 
liegend, daß sich diese Gegebenheiten auch im 
Außenhandel auswirken. 

2. Herkunft und Zusammensetzung 

der ernährungswirtschaftlichen Einfuhr: 

Auf dem deutschen Markt hat sich im Laufe der 
Entwicklung des Gemeinsamen Marktes eine starke 
Vorzugsstellung der EWG-Mitgliedsländer gegen- 
über den Drittländern herausgebildet. Sie ist eine 
direkte Folge der fast völligen Abschaffung der 
Zölle und Kontingente und des Abbaus der inner- 
gemeinschaftlichen Abschöpfungen sowie des Auf- 
baus eines gemeinschaftlichen Schutzsystems gegen- 
über Drittländern. Auf dem Agrarsektor wurden die 
Vorteile eines freien Zugangs zum deutschen Markt 
für die EWG-Mitgliedsländer und die Nachteile des 
teilweise erschwerten Zugangs für die Drittländer 
um so spürbarer, je mehr Produkte von den EWG- 
Marktordnungen erfaßt wurden und je stärker das 
gemeinschaftliche Schutzsystem in Tätigkeit trat. 

Die Präferenz der EWG-Mitgliedstaaten hatte zur 
Folge, daß die Einfuhr der Bundesrepublik Deutsch- 
land aus der Gemeinschaft ungleich stärker anstieg 
als die Bezüge aus den Drittländern. Dies gilt sowohl 
für den Agrarsektor als auch für den gewerblichen 
Bereich. 

Innerhalb der letzten zehn Jahre hat sich der aus 
den Partnerstaaten der EWG stammende Anteil an 
der Einfuhr der Bundesrepublik Deutschland von 
Ernährungsgütern von 24 °/o auf 39 Vo erhöht; -an der 
Einfuhr von Gütern der gewerblichen Wirtschaft 
von 28 ^/o auf 40 ^/o. Der Anteil der Einfuhr aus 
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Tabelle 53 


Einfuhr der Bundesrepublik Deutschland 


Herstellungsländer 


1958/59 I 1959/60 | 1960 61 ! 1961/62 | 1962^63 | 1963/64 ; 1964/65 


Millionen DM 


1967/68 gegen 
1958 59 I 1966 67 

Veränderung 
in Vo 


Einfuhr insgesamt 


EWG 

8 651 

12 021 

13 048 

14 813 

16 627 

18 263 

23 957 

27 903 

27 209 

29 631 

+ 243 

+ 

9 

Drittländer 

23 978 

28 000 

30 436 

32 404 

34 065 

35 946 

41 176 

45 187 

43 010 

45 059 

+ 88 

+ 

5 

darunter 














Staatshandels- 
länder 

1 590 

1 820 

2 015 

2 144 

2 115 

2 216 

2 604 

3 131 

3 022 

3219 

+ 102 

+ 

7 

Entwicklungs- 
länder 1 

7 591 

8 931 

9 637 

9 935 

10 131 

10 973 

12 814 

13 872 

13 655 

14 662 

+ 93 

+ 

7 

insgesamt . . . 

32 629 

40 021 

43 484 

47 217 

50 692 

54 209 

65 133 

73 090 

70 219 

74 690 

+ 129 

+ 

6 





Einfuhr von gewerblichen Gütern 






EWG 

6 295 

8 778 

9 733 

10 723 

12 484 

13 922 

18 836 

21 501 

20 975 

23 214 

+ 269 

+ 11 

Drittländer 

16 583 

19 906 

22 856 

22 915 

25 526 

26 995 

31 339 

33 648 

32 377 

34 913 

+ 111 

+ 

8 

darunter 














Staatshandels- 
länder 

989 

1 089 

1 421 

1 380 

1 486 

1 570 

1 911 

2 156 

2 055 

2 261 

+ 129 

+ 10 

Entwicklungs- 
länder 

4 686 

5 783 

6 660 

6 476 

6 896 

7 549 

8 790 

9 406 

9314 

9 598 

+ 105 

+ 

3 

insgesamt . . . 

22 878 

28 684 

32 589 

33 638 

38 010 

40 917 

50 175 

55 149 

53 352 

58 127 

+ 154 

+ 

9 



Einfuhr von 

Ernährungsgütern (einschließlich Kaffee und Tabak) 




EWG 

2 356 

3 243 

3315 

4 090 

4 143 

4 341 

5 121 

6 402 

6 234 

6 417 

+ 172 

+ 

3 

Drittländer 

7 395 

8 094 

7 580 

9 489 

8 539 

8 951 

9 837 

11 539 

10 633 

10 146 

+ 37 

- 

5 

darunter 














Staatshandels- 
länder 

601 

731 

594 

764 

629 

646 

693 

975 

967 

958 

+ 59 


1 

Entwicklungs- 
länder 

2 905 

3 148 

2 977 

3 459 

3 235 

3 424 

4 024 

4 466 

4 341 

5 064 

+ 74 

+ 17 

insgesamt . . . 

9 751 

11 337 

10 895 

13 579 

12 682 

13 292 

14 958 

17 941 

16 867 

16 563 

+ 70 

- 

2 


Anteil der Herstellungsländer an der ernährungswirtschaftlichen Einfuhr in ®/o 



EWG 

24,2 

28,6 

30,4 

30,1 

32,7 

32,7 

34,2 

35,7 

37,0 

33,7 




Drittländer 

75,8 

71,4 

69,6 

69,9 

67,3 

67,3 

65,8 

64,3 

63,0 

61,3 




darunter 














Staatshandels- 
länder 

6,2 

6,4 

5,5 

5,6 

5,0 

4,9 

4,6 

5,4 

5,7 

5,8 




Entwicklungs- 
länder 

29ß 

27,8 

27,3 

25,1 

25,5 

25,8 

26,9 

24,9 

25,7 

30,6 




insgesamt . . . 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 
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Tabelle 54 

Anteil der EWG-Mitgliedstaaten und Drittländer 
an der Einfuhr 

in ®/o 


Wirtschaftsjahr 

EWG- 

Mitglied- 

staaten 

Dritt- 
länder ' 

ins- 

gesamt 

Güter der Ernährungswirtschaft 

(einschließlich Kaffee und Tabak) 

1958/59 

24,2 

75,8 

100 

1964/65 

34,2 

65,8 

100 

1965/66 

35,7 

64,3 

100 

1966/67 

37,0 

63,0 

100 

1967/68 

38,7 

61,3 

100 


Güter der gewerblichen Wirtschaft 

(ohne Kaffee und Tabak) 


1958/59 

27,5 

72,5 

100 

1964/65 

37,5 

62,5 

100 

1965/66 

39,0 

61,0 

100 

1966/67 

39,3 . 

60,7 

100 

1967/68 

39,9 

60,1 

100 


Einfuhr insgesamt 


1958/59 

26,5 

73,5 

100 

1964/65 

36,8 

63,2 

100 

1965/66 

38,2 

61,8 

100 

1966/67 

38,7 

61,3 

100 

1967/68 

39,7 

60,3 

100 


Drittländern sank entsprechend. Dennoch hat absolut 
auch die Einfuhr aus Drittländern nahezu ständig 
zugenommen. 1965/66 wurden fast 50 Vo mehr 
Ernährungsgüter aus Drittländern eingeführt als 
1958/59. In den beiden letzten Wirtschaftsjahren 
ging die ernährungswirtschaftliche Einfuhr aus Dritt- 
ländern jedoch etwas zurück. Zwischen 1958/59 und 
1965/66 lagen die Zuwachsraten dieser Einfuhr mit 
6,4 ®/o erheblich höher als die Zuwachsraten im 
Welthandel mit Agrarprodukten (4,5 Vo) insgesamt. 

Im Wirtschaftsjahr 1967/68 stieg die deutsche Ein- 
fuhr von Ernährungsgütern aus den Ländern der 
Gemeinschaft um 2,9 Vo an und erreichte mit 6,4 
Mrd. DM den bisher höchsten Stand. Die Einfuhr aus 
Drittländern ging demgegenüber um 4,7 Vo auf 10,1 
Mrd. DM zurück. Dem Werte nach war die Verminde- 
rung der Drittlandseinfuhr stärker als die Zunahme 
der Einfuhr aus Mitgliedstaaten, Wesentliche Ur- 
sachen für diese Umschichtung dürften darin liegen, 
daß in den Ländern der Gemeinschaft hohe Ernten 


eingebracht wurden und daß zu Beginn des Berichts- 
zeitraumes der gemeinsame Markt für Getreide und 
getreideabhängige Veredelungserzeugnisse verwirk- 
licht wurde. 

Die globale Betrachtung bringt allerdings nicht die 
unterschiedliche Entwicklung im Handel mit einzel- 
nen Drittländern und in den verschiedenen Waren- 
bereichen zum Ausdruck. Die ernährungswirtschaft- 
liche Einfuhr aus Entwicklungsländern, die meist 
Waren liefern, die nicht unmittelbar mit der deut- 
schen Erzeugung konkurrieren, nahm seit 1958/59 
wesentlich stärker zu als die Einfuhr aus den übri- 
gen Drittländern. Auch die Einfuhr aus den Staats- 
handelsländern insgesamt stieg in dem genannten 
Zeitraum, verglichen mit der Gesamtheit der Dritt- 
länder, stärker an. 

Die vier wichtigsten Herkunftsländer für die deut- 
sche ernährungswirtschaftliche Einfuhr waren 
1967/68 die gleichen wie im Vorjahr: die Nieder- 
lande (Anteil am Einfuhrwert 16,0 Vo), die USA 
(12,1 Vo), Frankreich (10,6 Vo) und Italien (8,7 Vo). 
Dänemark lag 1967/68 hinter Belgien/Luxemburg 
erst an 6. Stelle. 

Der Grund für die immer größer werdenden Schwie- 
rigkeiten der meisten Drittländer liegt in den struk- 
turellen Veränderungen im Gemeinsamen Markt. 
Rund 60 Vo der ernährungswirtschaftlichen Einfuhr 
der Bundesrepublik Deutschland werden von Markt- 
ordnungen erfaßt. Die EWG ist bei einer Reihe 
dieser Produkte (z. B. Weichweizen, Schweinefleisch, 
Geflügel, Eier, Butter, Käse, Gemüse, Kartoffeln, 
Zucker) praktisch Selbstversorger oder sie bewegt 
sich auf diesen Zustand zu. Die Erzeugung in der 
EWG steigt auch weiterhin — teilweise infolge des 
gemeinschaftlichen Agrarpreisniveaus und des da- 
durch bedingten Außenschutzes — schneller an, als 
der sich nur langsam erhöhende Verbrauch. 

Der für die Gemeinschaftserzeugung notwendige 
Schutz soll nach der Konzeption der römischen Ver- 
träge eine harmonische Entwicklung des Drittlands- 
handels nicht beeinträchtigen; denn die Aufrechter- 
haltung eines angemessenen Handelsvolumens auch 
gegenüber Drittländern liegt im gesamtwirtschaft- 
lichen Interesse. 

Die Möglichkeiten der betroffenen Drittländer, Ab- 
satzverluste auf dem deutschen Markt auszuglei- 
chen, sind trotz ihrer erheblichen Anpassungsbe- 
mühungen verhältnismäßig begrenzt. Die Verluste 
sind für diese Länder um so bedeutsamer, je größer 
der Anteil der Lieferungen des betreffenden Pro- 
duktes in die EWG an der Gesamtausfuhr des Lan- 
des und je größer die Bedeutung der Ausfuhr für 
den betreffenden landwirtschaftlichen Produktions- 
zweig ist. Starke Absatzrückgänge auf dem deut- 
schen Markt mußten insbesondere die traditionellen 
Lieferländer von tierischen Veredelungsprodukten 
in Kauf nehmen. Ein besonderes Beispiel ist Däne- 
mark, das bei Rindern, Eiern und Geflügel und eini- 
gen Molkereierzeugnissen einen beachtlichen Ab- 
satzrückgang verzeichnete. Dies führte zu entspre- 
chenden wirtschaftlichen und politischen Reaktionen 
Dänemarks (Käuferstreik für deutsche Waren). An- 
dere Länder stießen ebenfalls auf Absatzschwierig- 
keiten auf dem deutschen Nahrungsmittelmarkt. 
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Tabelle 55 


Anteil der EWG-Mitgliedstaaten an der ernährungswirtschaftlichen Einfuhr 

in ®/o 


Erzeugnisgruppe 

Erzeugnis 

1958 59 

1959 '60 

1960 '61 

1961,62 

1962, '63 

1963/64 

1964/65 

1965 66 

1966/67 

1967/68 

Ernährimgsgüter insgesamt 
(einschließlich Kaffee und Ta- 
bak) 

24,2 

28,6 

30,4 

30,1 

Anteil am Wert 

32,7 32,7 

34,2 

35,7 

37,0 

38,7 

EW G-Marktordnungswaren 
(Stand 1965) i) 

32,8 

39,7 

42,0 

37,9 

46,1 

46,7 

49,8 

51,9 

56,3 

58,9 

EWG-Marktordnungs waren 
(Ständige?)-) 

27,1 

32,5 

34,6 

32,7 

37,5 

37,1 

39,5 

41,2 

43,7 

46,5 

Nicht-Marktordnungswaren 
(Stand 1965) 

15,7 

17,3 

19,4 

21,6 

21,3 

21,3 

22,2 

22,1 

21,6 

22,7 

Nicht-Marktordnungswaren 
(Stand 1967) 

18,8 

21,0 

23,2 

25,5 

25,4 

25,9 

26,6 

27,0 

26,7 

27,4 

Weizen und Weizenerzeugnisse 

12,7 

23,4 

22,6 

Anteil an der Menge 

15,8 12,8 13,4 11,6 

20,3 

19,4 

34,6 

übrige Getreidearten und Ge- 
treideerzeugnisse 

4,0 

13,3 

17,4 

13,8 

18,2 

30,1 

37,5 

39,6 

41,9 

26,3 

Getreide und Getreideerzeug- 
nisse zusammen 

j 

8,0 

17,2 

20,1 

14,7 

16,2 

24,0 

30,8 

35,1 

36,2 

28,6 

Reis und Reiserzeugnisse 

: 28,0 

13,3 

14,2 

18,8 

10,2 

9,0 

22,3 

13,1 

17,4 

14,6 

Frischgemüse 

84,9 

76,1 

81,1 

79,4 

80,0 

78,0 

78,3 

79,5 

76,3 

80,6 

Frischobst 

75,1 

76,5 

82,2 

76,7 

72,5 

73,5 

72,4 

76,8 

77,2 

74,7 

j Zitrusfrüchte 

1 26,5 

21,9 

18,7 

19,0 

19,0 

15,7 

19,1 

15,8 

17,4 

17,5 

1 Wein 

63,4 

66,3 

70,7 

72,8 

77,1 

79,2 

68,4 

68,6 

59,8 

62,8 

Schlachtschweine, Schweine- 
fleisch usw. zusammen 

22,7 

32,2 

37,3 

32,1 

42,4 

26,1 

30,1 

32,3 

40,4 

56,2 

Rinder, Rindfleisch usw. zusam- 
men 

8,1 

20,1 

26,1 

30,9 

31,1 

28,7 

26,0 

23,7 

43,4 

58,9 

Schiachtgeflügel und Geflügel- 
fleischerzeugnisse 

44,8 

35,1 

36,4 

30,9 

44,8 

47,2 

57,3 

63,8 

71,6 

78,4 

Eier und Eiprodukte ^) 

50,3 

53,8 

58,3 

63,9 

70,8 

71,4 

77,1 

62,0 

73,9 

79,0 

Käse 

44,7 

48,8 

54,8 

54,9 

56,0 

57,6 

59,0 

62,3 

63,2 

67,0 

Butter 

17,3 

41,1 

88,9 

47,3 

48,2 

48,2 

86,3 

70,0 

71,0 

83,1 

Trockenmilch 

30,2 

37,2 

66,1 

64,3 

55,4 

60,8 

67,6 

83,7 

74,4 

87,5 

Kondensmilch 

45,4 

97,2 

98,8 

98,0 

98,5 

99,0 

97,4 

99,1 

99,7 

99,6 


1) Waren der Verordnungen Nr. 19 bis 24 sowie 13/64, 14/64, 16/64 (Getreide, Schweinefleisch, Eier, Geflügel- 
fleisch, Obst und Gemüse, Wein, Rindfleisch, Reis) 

") Waren der Verordnungen Ni. 19 (1962) bzw. 120/67, 20 (1962) bzw. 121/67, 21 (1962) bzw. 122/67, 22 (1962) bzw. 
123/67, 23 (1962), 24 (1962), 13/64, 14/64, 16/64 bzw. 359/67, 136/66, 44/67 (Getreide, Schweinefleisch, Eier, Geflügel- 
fleisch, Obst und Gemüse, Wein, Milch und Milcherzeugnisse, Rindfleisch, Reis, Fette, Zucker) 

^) einschließlich Albumine 
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Auch eine Reihe von Staatshandelsländern (z. B. 
Polen, Ungarn, Tschechoslowakei) haben bei einigen 
Veredelungsprodukten (Eier, Schweinefleisch) ihre 
Lieferungen in die Bundesrepublik Deutschland 
stark einschränken müssen, konnten dafür aller- 
dings bei anderen Erzeugnissen an Boden gewinnen. 


b) Ausfuhr 

1. Entwicklung der Ausfuhr 

Die seit Jahren zu beobachtende stetige Aufwärts- 
entwicklung der Gesamtausfuhr der Bundesrepublik 
Deutschland hat sich auch im Berichtszeitraum fort- 
gesetzt. Im Vergleich zu 1966/67 stieg die deutsche 
Ausfuhr um 7 ^/o und damit stärker als die Einfuhr. 
Sie erreichte mit 90,5 Mrd. DM ihren bisherigen 
Höchststand. 

Die Ausfuhr von Gütern der Ernähungswirtschaft 
(einschließlich Kaffee und Tabak) hatte 1967/68 ! 
einen Wert von rd. 2,7 Mrd. DM, einen Anteil von 
knapp 3 Vo an der Gesamtausfuhr der Bunderepu- 
blik Deutschland (Vorjahr 2,6 ®/o). Dieser Anteil ist 
zwar gering, zeigt aber in den letzten Jahren ein 
nahezu ständiges Anwachsen. Der absolute Zuwachs 
des Exportwertes ist mit 436 Millionen DM im Be- 
richtszeitraum 1967/68 der größte seit Bestehen der 


Schaubild 17 

Ausfuhr von Gütern der Ernährungswirtschaft 

(einschließlich Kaffee und Tabak) 

Mr: DM V'iiOM 



llllll =EWG”Lander j | ^Drittländer ^ j rlnsgesamE 



EWG; relativ betrug die Zuwachsrate 20 Vo, sie lag 
also erheblich höher als bei den gewerblichen 
Gütern. Im Vergleich zu 1958/59 ist die ernährungs- 
wirtschaftliche Ausfuhr der Bundesrepublik Deutsch- 
land bis 1967/68 auf fast das 3fache angestiegen, die 
gewerbliche auf knapp das 2 V 2 fache. 

Im Agrarbereich erreichte die Ausfuhr 1967/68 wert- 
mäßig eine Größenordnung von 16 Vü der Einfuhr 
(Vorjahr 13 ^/o); der Saldo zeigte einen Einfuhr- 
überschuß von 13,9 Mrd. DM. Bei den nichtlandwirt- 
schaftlichen Waren übertraf der Ausfuhrwert den 
Wert der Einfuhr um 51 '^/o (Vorjahr 55 ^/o), der 
Saldo wies in diesem Bereich einen Ausfuhrüber- 
schuß von 29,8 Mrd. DM auf (Vorjahr 29,2 Mrd. 
DM). 

Insgesamt ergab die Handelsbilanz 1967/68 mit 15,8 
Mrd. DM den bisher größten Ausfuhrüberschuß. All- 
gemein ist also festzustellen, daß sich die übernatio- 
nale Arbeitsteilung und die Verflechtung der Volks- 
wirtschaft — nicht nur in der Gemeinschaft — in den 
letzten Jahren verstärkte. Dies gilt namentlich für 
den gewerblichen Bereich und führte dazu, daß im 
deutschen Außenhandel nicht mehr — wie in frühe- 
ren Jahrzehnten -- die Ernährungsgütereinfuhr 
der Industriegüterausfuhr kompensierend gegen- 
übersteht. Heute fließen starke Warenströme nicht- 
landwirtschaftlicher Art in beide Richtungen. 

Die Zunahme des Wertes der Ausfuhr von Ernäh- 
rungsgütern im Berichtszeitraum ist sowohl auf ver- 
änderte Ausfuhrmengen als auch auf Preisverände- 
rungen zurückzuführen. Während der Ausfuhrwert 
im Vergleich zum Vorjahr um 20 Vo angestiegen ist, 
nahm das die Mengenbewegung kennzeichnende 
Ausfuhrvolumen um 42 Vo zu. Die Ausfuhr von 
Ernährungsgütern in Drittländer wurde zum Teil 
durch Erstattungen ermöglicht. 

2. Richtung und Zusammensetzung 

der ernährungswirtschaftlichen Ausfuhr 

Wie in früheren Jahren wurden auch 1967/68 Er- 
nährungsgüter aus der Bundesrepublik Deutschland 
sowohl nach EWG-Mitgliedstaaten als auch nach 
Drittländern exportiert, jedoch waren im Berichts- 
zeitraum — anders als bisher — die EWG-Mitglied- 
staaten die Hauptabnehmer (55 Vo) für die deutsche 
Ausfuhr. Die wichtigsten Empfangsländer für die 
deutsche ernährungswirtschaftliche Ausfuhr waren 
1967/68 (ähnlich wie im Vorjahr): Italien (Anteil am 
Ausfuhrwert 23,3 Ao), die Niederlande (12,4 Vo), 
Frankreich (12,0 Ao) Belgien/Luxemburg (7,1 Ao), die 
Schweiz (6,7 ®/o) und die USA (5,9 Ao). 

In der strukturellen Zusammensetzung der deut- 
schen Ausfuhr von Ernährungsgütern haben sich 
1967/68 gegenüber dem Vorjahr — gemessen an 
den Ausfuhrwerten — beachtliche Änderungen voll- 
zogen. Sie bestanden in erster Linie in einer Ver- 
größerung des Anteils tierischer Erzeugnisse. Die 
Ausfuhr von Getreide und Getreideerzeugnissen 
entwickelte sich im zweiten aufeinanderfolgenden 
Jahr rückläufig (” 7 ®/o), und zwar sowohl gegen- 
über EWG-Mitgliedstaaten als auch gegenüber 
Drittländern. Damit verlor diese Warengruppe ihre 
Stellung als größter Posten innerhalb des deutschen 
Ernährungsgüterexports. 
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Tabelle 56 

Ausfuhr der Bundesrepublik Deutschland 


Verbrauchsländer 

1958/59 

1959/60 

1960/61 

1961/62 

1962 63 

1963/64 

1964/65 

1965/66 

1966/67 

1967/68 

1967/68 

1958/59 

gegen 
' 1966/67 

Millionen DM 

Veränderung 
in ®/o 






Ausfuhr insgesamt 






EWG 

10 354 

12911 

15 432 

17 060 

19 308 

23 605 

24 022 

27 033 

30 914 

33 396 

+223 

+ 8 

Drittländer 

28 028 

32 235 

34 653 

34 702 

35 236 

39 066 

43 883 

48 431 

53 811 

57 140 

+ 104 

+ 6 

darunter 













Staatshandels- 













länder 

1 996 

2 159 

2 233 

2 038 

2 009 

1 991 

2 513 

2 862 

4 067 

4 214 

+ 111 

+ 4 

Entwicklungs- 

länder 

7 900 

8 680 

9 066 

8 688 

8 006 

8 853 

9 790 

10 665 

11 566 

12 025 

+ 52 

+ 4 

insgesamt . . . 

38 382 

45 146 

50 085 

51 762 

54 544 

62 671 

67 905 

75 464 

84 725 

90 536 

+ 136 

+ 7 





Ausfuhr von gewerblichen Gütern 





EWG 

10019 

12 522 

15 041 

16 685 

18 885 

23 034 

23 319 

26 291 

29 887 

31 940 

+ 219 

+ 7 

Drittländer 

27 429 

31 584 

33 946 

33 955 

34 487 

38 111 

42 810 

47 221 

52 618 

55 940 

+ 104 

+ 6 

darunter 













Staatshandels- 













länder 

1 982 

2 142 

2 199 

1 918 

1 962 

1 831 

2 425 

2 772 

4011 

4 159 

+ 110 

+ 4 

Entwicklungs- 













länder 

7 771 

8 549 

8 905 

8 545 

7 865 

8 736 

9 599 

10 469 

11 343 

11 700 

+ 51 

+ 3 


insgesamt . . . 

37 448 

44 106 

48 987 

50 640 

53 372 

61 145 

66 129 

73 512 

82 505 

87 880 

+ 135 

+ 7 



Ausfuhr von Ernährungsgütern (einschließlich Kaffee und Tabak) 




EWG 

335 

389 

391 

375 

423 

571 

703 

742 

1 027 

1 456 

+ 335 

+ 42 

Drittländer 

599 

651 

707 

747 

749 

955 

1 073 

1 210 

1 193 

1 200 

+ 100 

+ 1 

darunter 

Staatshandels- 













länder 

14 

17 

34 

120 

47 

160 

88 

90 

56 

55 

+ 293 

- 2 

Entwicklungs- 


länder 

129 

131 

161 

143 

141 

117 

191 

196 

223 

325 

+ 152 

+ 46 


insgesamt . . . 

934 

1 040 

1 098 

1 122 

1 172 

1 526 

1 776 

1 952 

2 220 

2 656 

+ 184 

+ 20 


Anteil der Verbrauchsländer an der ernährungswirtschaftlichen Ausfuhr in ®/o 


EWG 

35,9 

37,4 

35,6 

33,4 

36,1 

37,4 

39,6 

38,0 

46,3 

54,8 



Drittländer 

64 J 

62,6 

64,4 

66,6 

63,9 

62,6 

60,4 

62,0 

53,7 

45,2 



darunter 













Staatshandels- 













länder 


1,6 

3,1 

10,7 

4,0 

10,5 

5,0 

4,6 

2,5 

2,1 



Entwicklungs- 



länder 

13,8 

12,6 

14,7 

12,7 

12,0 

7,7 

10 8 

10,0 

10,0 

12,2 



insgesamt . . . 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 
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Der stärkste absolute Ausfuhrzuwachs ist bei Milch- 
erzeugnissen zu verzeichnen. Mit 432 Millionen DM 
oder 16 Vo hat diese Warengruppe den größten An- 
teil am Wert der gesamten deutschen Ausfuhr von 
Ernährungsgütern. Milcherzeugnisse — ■ hauptsäch- 
lich handelt es sich um Magermilchpulver, Butter 
und Käse — wurden zu ^/s in der Gemeinschaft ab- 
gesetzt; Italien und Frankreich waren die Hauptab- 


nehmerländer. Ferner stieg die Ausfuhr von Rind- 
fleisch und Schweinefleisch in beachtlichem Maße; 
hierbei handelt es sich jedoch großenteils um Verar- 
beitungserzeugnisse, also Konserven und Wurst- 
waren. Eine spürbare Zunahme der Ausfuhr ist auch 
bei Obst und Gemüse (einschließlich Säfte und Kon- 
serven) sowie bei Wein zu verzeichnen. Der Wein 
wurde zu 90 Vo nach Drittländern exportiert. 


XIV. Sonstige Marktregelungen 


a) Kartoffel- und Stärkewirtschaft 

Im Juni 1968 hat die Bundesregierung wie im Vor- 
jahr der Kommission die Absicht notifiziert, nach 
Artikel 44 des Rom-Vertrages ein Mindestpreis- 
System für Frühkartoffeln anzuwenden. Mit dem 
Tage, an dem die Einfuhrsperre hätte zur Anwen- 
dung kommen können, waren aber die Einfuhren 
bereits im Auslaufen begriffen; die Märkte stellten 
die Preisnotierungen für Importware ein. Die aufge- 
tretenen Marktstörungen wurden durch das gleich- 
zeitig aus allen Anbaugebieten zum Markt drän- 
gende Überangebot heimischer Ernte verursacht. 
Damit war die Anwendung des Mindestpreissystems 
gegenstandslos geworden. 

Durch die Erhöhung des Schwellenpreises für Futter- 
mais am 1. August 1968 von bisher 91,60 auf 95,94 
RE je t, erhöhte sich ebenfalls die Produktionser- 
stattung für Stärke, weil der vom Rat für die Stärke- 
industrie festgesetzte Rohstoffpreis mit 68 RE je t 
Mais bzw. Weichweizen für 1968/69 unverändert 
beibehalten wird. Für Kartoffelstärke ist die gleiche 
Produktionserstattung zu gewähren wie für Mais- 
stärke. Dieser Grundsatz der gemeinsamen Markt- 
regelung führt automatisch zu einer entsprechenden 
Erhöhung der Erstattung bei Kartoffelstärke und 
damit zu einer Anhebung des Erzeugererlöses von 
8,95 DM in 1967/68 auf 9,48 DM je 100 kg in 1968/69 
für Stärkekartoffeln mit einem Stärkegehalt von 
17 Vo. Die Gesamtproduktion von Stärke hat weiter 
zugenommen. 


b) Fischereierzeugnisse 

Die Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
hat dem Rat am 6. Juni 1968 ein Dokument über 
die gemeinsame Fischereipolitik übermittelt. Es ent- 
hält 

— einen Vorschlag einer Verordnung des Rates 
über die Errichtung einer gemeinsamen Struktur- 
politik für die Fischwirtschaft 

— einen Vorschlag einer Verordnung des Rates 
über die gemeinsame Marktorganisation für 
Fischereierzeugnisse 

— einen Entwurf einer Verordnung des Rates über 
die Aussetzung der auf bestimmte Fische der 
Tarifnummern 03.01 und 03.02 anwendbaren Zölle 
des gemeinsamen Zolltarifs. 


Im Bereich der Strukturpolitik sind im Verordnungs- 
entwurf sehr weitgehende Gemeinschaftsmaßnahmen 
zur Verbesserung der Produktions- und Vermark- 
tungsstruktur der Fischerei in wirtschaftlicher wie 
auch in sozialer Hinsicht vorgesehen. 

Der Verordnungsentwurf über eine gemeinsame 
Marktorganisation lehnt sich weitgehend an die 
Marktordnung für Obst und Gemüse an. Er umfaßt 
alle Erzeugnisse der Fischerei einschließlich der 
Binnenfischerei. Ziel der vorgeschlagenen Bestim- 
mungen ist eine Rationalisierung des Absatzes fisch- 
wirtschaftlicher Erzeugnisse und die Stabilisierung 
des Marktes. Dazu sollen vor Beginn der Fangsaison 
für die gesamte Gemeinschaft geltende Orientie- 
rungspreise für verschiedene Erzeugnisse bzw. 
Erzeugnisgruppen festgesetzt werden. 

Der Handel mit Fischereierzeugnissen soll durch 
Anwendung gemeinsamer Qualitätsnormen erleich- 
tert werden. Erzeugerorganisationen sollen bei der 
Stabilisierung des Marktes und der Preise eine tra- 
gende Rolle spielen. Ihre Gründung soll deshalb 
durch Start- und Investitionsbeihilfen gefördert wer- 
den. Soweit diese Organisationen durch Regulierung 
des Angebotes und die Anwendung von Rücknahme- 
preisen Marktzusammenbrüche vermeiden helfen, 
kann ihnen bei einer Krise ein finanzieller Aus- 
gleich von den Mitgliedstaaten gewährt werden. 
Eine obligatorische Intervention ist nur für den Fall 
der ernsten Krise vorgesehen. Der Interventions- 
preis soll auf 45 bis 65 Vo des Orientierungspreisös 
festgesetzt werden. Abweichend hiervon sollen die 
Erzeuger tiefgefrorener Sardinen und Tintenfische 
bei einer Marktkrise Beihilfen für die private Lage- 
rung erhalten. Auf dem Markt für Thunfische zur 
Herstellung von Konserven sind keine Stabilisie- 
rungsmaßnahmen während der Fangsaison vor- 
gesehen; statt dessen sollen die Erzeuger in 
bestimmten Fällen bei ungenügenden Erlösen später 
direkte Entschädigungen nach dem Muster der eng- 
lischen „deficiency payments'' erhalten. 

Zur Sicherung des Marktes gegen Drittlandseinfuh- 
ren sind für die verschiedenen Fische und Fisch- 
waren unterschiedliche Maßnahmen vorgesehen, 
nämlich: 

— ein Referenzpreissystem für Frischfisch und 
Thunfisch: Zur Einfuhr ist eine — befristete — 
Lizenz erforderlich, für die eine Kaution gestellt 
werden muß. Wird der Referenzpreis bei Frisch- 
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fisch (ausgenommen Hering) unterschritten, soll 
die Einfuhr über das Lizenzsystem gestoppt oder 
beschränkt werden; bei Unterschreitung des 
Referenzpreises für Hering und Thunfisch wird 
abgeschöpft. 

— ein Mindestpreissystem für die Einfuhr von tief- 
gefrorenen Fischen, Zubereitungen und Konser- 
ven, sowie Forellen, Aale und Karpfen: Der 
Importeur muß sich gegen Kaution zur Einhal- 
tung des Mindestpreises verpflichten. 

Bei der Ausfuhr sind EWG-einheitliche Erstattungen 
vorgesehen. 

In dem ergänzenden Entwurf einer Zollverordnung 
werden Zollaussetzungen für Thunfisch und saisonal 
für Heringe vorgeschlagen, um die Versorgung der 
Konservenindustrie zu international vergleichbaren 
Bedingungen zu gewährleisten. Aus sozialen Grün- 
den soll ferner der Zoll für gesalzenen und getrock- 
neten Kabeljau ausgesetzt werden. Diese Vorschläge 
gehen erheblich über die bisherigen Zugeständnisse 
der Gemeinschaft im GATT hinaus. 

Mit langwierigen Verhandlungen über die Einzel- 
heiten der Vorschläge ist zu rechnen, 

c) Handelsregelung für bestimmte 

landwirtschaftliche Verarbeitungserzeugnisse 

Bei bestimmten Waren, die durch Verarbeitung land- 
wirtschaftlicher Erzeugnisse hergestellt werden, 
selbst jedoch keine landwirtschaftlichen Waren im 
Sinne des EWG-Vertrages sind, liegen in den Prei- 
sen der landwirtschaftlichen Grunderzeugnisse unter- 
schiedliche Produktionsbedingungen vor (Welt- 
marktpreise : durch Marktordnungen national oder 
gemeinschaftlich bestimmte Preise). Wettbewerbs- 
verzerrungen, die hierdurch entstanden, wurden seit 
1962 zunächst durch Zwischenregelungen (Aus- 
gleichsabgabe) ausgeglichen. Mit der Anwendung 
der Handelsregelung der Verordnung Nr. 160/66 
vom 27. Oktober 1966 ist am 1. Juni 1967 an die 
Stelle des bisherigen Einfuhrschutzes (Zölle und ggf. 
Ausgleichsabgaben) eine Einfuhrabgabe getreten, 
die sich aus einem festen und einem beweglichen 
Teilbetrag zusammensetzt. 

Diese Handelsregelung hat sich im Hinblick auf die 
Wettbewerbsgleichheit als wirksamer erwiesen als 
die vorangegangenen Zwischenregelungen; ohne sie 
würden diese bestimmten landwirtschaftlichen Ver- 
arbeitungserzeugnisse (in diesem Abschnitt Waren 
genannt) infolge der höheren EWG-Rohstoffpreise 
für die verarbeiteten landwirtschaftlichen Grund- 
erzeugnisse (oder die diesen gleichgestellten land- 
wirtschaftlichen Erzeugnisse) dem Wettbewerb mit 
den gleichen Waren aus Drittländern nicht stand- 
halten können. Die Verordnung Nr. 160/66 wurde 
nach ihrem Erlaß durch Änderungs-, Ergänzungs- 
und Durchführungsverordnungen den Wettbewerbs- 
erfordernissen und den im GATT bestehenden Ver- 
einbarungen angepaßt. 

Bei Kasein, Kaseinaten und anderen Kasein- 
derivaten wurde die Anwendung der Verordnung 
Nr. 160/66 wegen der Konsolidierung des Zollsatzes 


bis zum Zeitpunkt des Inkrafttretens der gemein- 
samen Preise auf dem Milchsektor zurückgestellt. 
Andererseits wurden Erzeugnisse der chemischen 
und der Stärkeindustrie, wie Mannit und Sorbit, 
die sowohl aus Zucker als auch aus Mais hergestellt 
werden können, in die Warenliste der Verordnung 
Nr. 160/66 aufgenommen. Durch Ratsentschließung 
vom 5. April 1968 über die Bedingungen für die 
Versorgung mit landwirtschaftlichen Rohstoffen, die 
in der chemischen Industrie verarbeitet werden, 
wurde der Höchstbetrag der Erstattung bei Zucker 
für die Erzeugung von Sorbose, Mannit, Sorbit u. a. 
mit 13,3 RE je 100 kg bis zum 31. Januar 1972 fest- 
gelegt. 

Im Berichtsjahr wurde für die Waren der Verord- 
nung Nr. 160/66 die Einfuhrabgabe gegenüber Dritt- 
ländern laufend erhoben. Im innergemeinschaft- 
lichen Handel ist der feste Teilbetrag (in Form eines 
Wertzolles zum Schutz der Veredelungstätigkeit der 
Industrie des Einfuhrlandes) seit dem 1. Juli 1967 
weggefallen; gegenüber Drittländern liegt der 
Abgabensatz immer noch zwischen 10®/o und 23% 
des Einfuhrwertes. 

Der bewegliche Teilbetrag (zum Ausgleich des 
Unterschiedes zwischen den Preisen für die land- 
wirtschaftlichen Rohstoffe im Ausfuhr- und Einfuhr- 
land) wird vierteljährlich in Durchführungsverord- 
nungen der Kommission festgesetzt. Im innergemein- 
schaftlichen Handel entfällt er, wenn für ein land- 
wirtschaftliches Grunderzeugnis ein gemeinsamer 
Preis angewendet wird. Soweit Waren aus landwirt- 
schaftlichen Verarbeitungserzeugnissen im GATT 
konsolidiert sind, wird die gesamte Einfuhrabgabe 
im Rahmen der Konsolidierung gehalten. Im Berichts- 
jahr konnte im wesentlichen die Belastung, die dem 
Ausgleich der Rohstoffpreise dient, beibehalten 
werden, die GATT-Konsolidierung wirkte sich prak- 
tisch in einer Senkung des festen Teilbetrages 
(Schutz der Verarbeitungsindustrie) aus. 

Für die landwirtschaftlichen Grunderzeugnisse, für 
die im Berichtsjahr gemeinsame Preisregelungen 
galten (Getreide und Getreideerzeugnisse, wie Mehl 
und Grieß; Reis; Eier) und für diese gleichgestellte 
Erzeugnisse, die zu den Waren der Verordnung 
Nr. 160/66 verarbeitet werden, wurden auf Antrag 
die Erstattungssätze aufgrund der Verordnung Nr. 
217/67 und nach Maßgabe der Regelung zu den 
Grundverordnungen festgesetzt. Soweit für die 
Grunderzeugnisse noch keine gemeinsamen Preise 
festgelegt waren (Zucker, Milch und Milcherzeug- 
nisse) konnten fakultativ im Rahmen festgesetzter 
Höchstbeträge Erstattungen gewährt werden. Nach 
der Verordnung Nr. 160/66 konnte dies auch im 
innergemeinschaftlichen Verkehr im Rahmen eines 
buchmäßigen Ausgleiches zwischen den bei der Ein- 
fuhr zu erhebenden Abgaben und den bei der Aus- 
fuhr möglichen Erstattungen herbeigeführt werden. 
Die Bundesrepublik Deutschland machte von dieser 
Möglichkeit bei solchen Waren Gebrauch, für die 
eine Erstattung für Zucker in Betracht kam. 

Die Auswirkungen der Handelsregelung lassen sich 
an der Entwicklung während des ersten Halbjahres 
1968 im Vergleich zum ersten Halbjahr 1967 über- 
sehen. Die Einfuhr der betroffenen Waren ist bei 
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zahlreichen Positionen rückläufig, zum Teil in recht 
erheblichem Umfange und dabei zumeist überwie- 
gend auf Kosten der Drittländer. Nur bei einzelnen, 
insbesondere bei GATT-konsolidierten Positionen, 
läßt sich andererseits eine erhebliche Zunahme der 
Einfuhr auch aus einzelnen Drittländern beobachten. 

Die Ausfuhr der Waren hat sich vorwiegend über 
den Veredelungsvcrkehr abgewickelt, soweit es sich 
um verarbeitete landwirtschaftliche Grunderzeug- 
nisse handelte, für die im Berichtsjahr noch keine 
gemeinsamen Preise und darauf beruhende obliga- 
torische Erstattungen festgesetzt waren. Die auf- 
gezeigten Tendenzen können jedoch künftig im Hin- 
blick auf die Festsetzung gemeinsamer Preise bei 
Zucker, Milch und Milcherzeugnissen Veränderun- 
gen unterliegen. 


d) Lebende Pflanzen und Waren 
des Blumenhandels 

Die Verordnung Nr. 234/68 über die Errichtung 
einer gemeinsamen Marktorganisation für lebende 
Pflanzen und Waren des Blumenhandels vom 
27. Februar 1968 ist seit dem 1. Juli 1968 wirksam. 
Sie umfaßt ein System von Qualitätsnormen und 
eine Handelsregelung für die unter Kapitel 6 des 
Gemeinsamen Zolltarifs fallenden Erzeugnisse; mit 
ihrer Hilfe soll der freie Handelsverkehr mit diesen 
Erzeugnissen innerhalb der Gemeinschaft erleichtert 
werden. Gemeinsame Maßnahmen können getroffen 
werden 

— zur Verbesserung der Qualität und zur Förde- 
rung der Verwendung, 

— zur Förderung einer besseren Organisation der 
Erzeugung und Vermarktung, 

— zur leichteren Feststellung der Marktpreisent- 
wicklung 

der einbezogenen Erzeugnisse. 

Zu dieser Grundverordnung wurden bisher erlassen 

Verordnung Nr. 315/68 zur Festsetzung von 
Qualitätsnormen für Blumenbulben, -zwiebeln, 
-knollen, 

Verordnung Nr. 316/68 zur Festsetzung von 
Qualitätsnormen für frische Schnittblumen und | 
frisches Blattwerk, 

Verordnung 878/68; sie ermächtigt die Mit- 
gliedstaaten bis zum 31. Mai 1969 die national i 
gehandhabten Vorschriften für die Größensor- 
tierungen und Kennzeichnung der Blumen- 
zwiebeln und -knollen beizubehalten. 
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' Gegenüber Drittländern sollen die Einfuhrregelun- 
j gen spätestens vom 1. Januar 1969 an angewendet 
I werden. Ein einschlägiger Verordnungsentwurf ist 
bereits vorgelegt worden. 

EJber die Auswirkungen der bisher erlassenen Ver- 
ordnungen liegen noch keine Erfahrungen vor. 
Innerhalb der EWG hat die Bundesrepublik Deutsch- 
land an dem Produktionswert dieser Sparte einen 
Anteil von rd. 40 ^Vo; die Verkaufserlöse der deut- 
schen Betriebe für Blumen- und Zierpflanzen sowie 
Baumschulerzeugnisse erreichen 1967/68 einen Wert 
von etwa 1,4 Mrd. DM. Die deutsche Einfuhr an 
lebenden Pflanzen und Waren des Blumenhandels 
hatte 1967 einen Wert von 492 Millionen DM, davon 
435 Millionen DM aus EWG-Mitgliedstaaten. Die 
deutsche Ausfuhr an diesen Erzeugnissen erreichte 
1967 einen Wert von 27,0 Millionen DM, davon gin- 
gen 9,4 Millionen DM in andere EWG-Mitglieds- 
länder. 

e) Rohtabak 

Der Vorschlag der Kommission für eine Verordnung 
des Rates über die Errichtung einer gemeinsamen 
Marktorganisation für Rohtabak steht zusammen 
mit den Entwürfen für die Steuerharmonisierung 
und Umwandlung der Tabakmonopole zur Beratung 
an (vgl. 6. Bericht, Drucksache V/2277). Die Dele- 
gationen aller Mitgliedstaaten sind der Meinung, 
daß die drei Vorschläge als eine Einheit betrachtet 
werden müssen. Die Vorschläge selbst werden je- 
doch je nach Interessenlage unterschiedlich beurteilt. 
Der Vorschlag für eine Marktorganisation zielt auf 
eine vollständige Marktordnung mit Preis- und 
Absatzgarantien, Intervention und Einfuhrlizenzie- 
rung ab. Die Kosten dieser Regelung werden auf 
über 100 Millionen RE geschätzt. Bei den Ländern 
mit Tabakmonopolen (Frankreich und Italien), die 
ihren Tabakerzeugern bisher ähnliche Garantien 
boten, finden die Vorschläge weitgehend Zustim- 
mung; sie stoßen aber bei den vier übrigen Mit- 
glicdstaaten mit freiem Tabakmarkt auf erhebliche 
Bedenken. Nicht zuletzt erscheint bei der sehr sub- 
jektiven Beurteilung des Handelsproduktes „Roh- 
tabak" eine Regelung nach Standardnormen nicht 
praktikabel. Andererseits werden die Vorschläge 
der Kommission zur Umwandlung der Monopole 
von Frankreich und Italien als nicht zumutbar an- 
I gesehen, während die übrigen vier Mitgliedstaaten 
diese Vorschläge noch nicht einmal für ausreichend 
halten. 

Von der Steuerharmonisierung wird vor allem die 
Bundesrepublik Deutschland betroffen, der nach den 
Vorschlägen Steuerausfälle in der Größenordnung 
von über 1,5 Mrd. DM entstehen würden. 
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Anhang 


1. Grundlagen und Definitionen 


Getreide 

cif-Preise bei Einfuhr aus Drittländern 

Die cif-Preise werden für Rotterdam für jede Getreide- 
art nach den günstigsten Einkaufsmöglichkeiten auf dem 
Weltmarkt ermittelt. Dabei werden die Qualitätsdifferen- 
zen der verschiedenen Sorten einer Getreideart gegen- 
über der für den Schwellenpreis maßgebenden Standard- 
qualität durch Koeffizienten ausgeglichen. Die cif-Preise 
werden von der Kommission täglich festgesetzt. 

Schwellenpreise 

Die Schwellenpreise für Getreide werden jährlich vor 
dem 15. März vom Rat für das folgende Getreide- 
wirtschaftsjahr festgesetzt. Die Schwellenpreise für 
Weichweizen, Hartweizen, Gerste, Mais und Roggen 
werden für die Gemeinschaft so festgesetzt, daß der Ver- 
kaufspreis des eingeführten Erzeugnisses auf dem Markt 
in Duisburg unter Berücksichtigung der Qualitätsunter- 
schiede dem Richtpreis entspricht. Die Schwellenpreise 
werden auf der Basis Rotterdam berechnet. 

Abschöpfung 

Die Abschöpfung bei Einfuhren aus Drittländern ent- 
spricht für alle Erzeugnisse der Differenz zwischen cif- 
Preis und Schwellenpreis. Die Abschöpfung wird nur ge- 
ändert, wenn die Änderung dieser Berechnungsfaktoren 
eine Erhöhung oder Verminderung der Abschöpfung um 
0,6 RE je t oder mehr im Vergleich zur vorangegangenen 
Festsetzung nach sich zieht. 

Erstattung 

Eine Erstattung bei der Ausfuhr in Drittländer kann 
gewährt werden, um den Unterschied zwischen den Welt- 
marktpreisen und den Preisen der Gemeinschaft, soweit 
erforderlich, auszugleichen. Die Erstattung ist für die ge- 
samte Gemeinschaft gleich, sie erfolgt in bar. Sie kann 
je nach Bestimmungsgebiet unterschiedlich sein. 

Reis 

cif-Preise bei Einfuhr aus Drittländern 
Für Rotterdam werden berechnet 
ein cif-Preis für geschälten Reis 
ein cif-Preis für vollständig geschliffenen Reis und 
ein cif-Preis für Bruchreis. 

Die cif-Preise werden für Waren in loser Schüttung be- 
rechnet. Dabei werden die günstigsten Einkaufsmöglich- 
keiten auf dem Weltmarkt zugrunde gelegt. Die Quali- 
tätsunterschiede gegenüber der Standardqualität werden 
durch entsprechende Berichtigungsbeträge ausgeglichen. 

Schwellenpreise 

Für die Gemeinschaft werden jährlich vom Rat vor 
dem 1. Mai für das folgende Reiswirtschaftsjahr für 
Rotterdam 

ein Schwellenpreis für geschälten Reis 

ein Schwellenpreis für vollständig geschliffenen Reis und 
ein Schwellenpreis für Bruchreis festgesetzt. 


Der Schwellenpreis für geschliffenen Reis und für 
Bruchreis wird von dem Schwellenpreis für geschälten 
Reis abgeleitet. 

Abschöpfung 

Bei der Einfuhr von geschältem Reis, vollständig ge- 
schliffenem Reis oder Bruchreis wird eine Abschöpfung 
erhöhen, die der Differenz zwischen cif-Preis und Schwel- 
lenpreis entspricht. Bei der Einfuhr von Rohreis und 
halbgeschliffenen Reis wird die Abschöpfung durch ent- 
sprechende Umrechnungssätze berichtigt. 

Erstattung 

Um die Ausfuhr von Reis und Reiserzeugnissen auf 
dem Weltmarkt zu ermöglichen, kann der Unterschied 
zwischen den Weltmarktpreisen und den Preisen der Ge- 
meinschaft, soweit erforderlich, durch eine Erstattung 
ausgeglichen werden. Die Erstattung ist für die gesamte 
Gemeinschaft gleich. Sie kann je nach Bestimmungsgebiet 
unterschiedlich sein. 

Zucker 

a) Regelung bis zum 30. Juni 1968 

Preise 

Für Zucker gelten in allen Handelsstufen für das Bun- 
desgebiet einheitliche Festpreise; damit sind gleichzeitig 
die Handelsspannen fixiert. Zur Erzielung des einheit- 
lichen Zuckerpreises wird ein Frachtkostenausgleich durch- 
geführt. Die Deckung der Frachtaufwendungen erfolgt 
über eine Abgabe, die von den Zuckerfabriken erhoben 
wird. 

Für Zuckerrüben gilt ein ebenfalls einheitlicher Min- 
destpreis von 7,25 DM je dz bei einem Zuckergehalt von 
15,5 *^70 an der Schneidemaschine. 

Mengen 

Zucker darf von den Zuckerfabriken und Importeuren 
nur auf Grund von Freigaben abgegeben werden. Höhe 
und Zeitpunkt der Freigaben richten sich nach der je- 
weiligen Absatzlage; hierdurch wird das Angebot der 
Nachfrage angeglichen. 

Außenhandel 

Die Zuckereinfuhr erfolgt auf Grund öffentlicher Aus- 
schreibungen. Den Mitgliedstaaten wird bei der Zu- 
schlagerteilung eine hohe Präferenz eingeräumt. Der 
Unterschied zwischen dem deutschen Zuckerpreis und 
dem Angebotspreis wird abgeschöpft. 

b) Regelung ab 1. Juli 1968 

Richtpreis 

Für Weißzucker der Standardqualität (Kategorie 3) 
wird jährlich ein Richtpreis festgelegt. Er ist als Ab- 
gabepreis für unverpackten Zucker ab Fabrik definiert 
und gilt für das Hauptüberschußgebiet der EWG, zu dem 
die Bundesrepublik Deutschland gehört. 

Schwellenpreis 

Unter Berücksichtigung des innergemeinschaftlichen 
Versorgungsausgleichs wird vom Richtpreis ein Schwel- 
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lenpreis abgeleitet, der der Abschöpfungsberechnung bei 
Einfuhren aus Drittländern zugrunde gelegt wird. 

Interventionspreis 

Für das Hauptüberschußgebiet der Gemeinschaft wird 
jährlich ein Interventionspreis für Weißzucker der Stan- 
dardqualität festgelegt. Für andere Gebiete werden ab- 
geleitete Interventionspreise unter Berücksichtigung der 
regionalen Preisunterschiede für Zucker festgesetzt. Die 
Interventionspreise gelten ebenfalls für unverpackten 
Zucker ab Fabrik. 

Mindestpreis für Zuckerrüben 

Der Mindestpreis für Zuckerrüben mit einem Zucker- 
gehalt von 16 W, bei Anlieferung an die Sammelstelle 
ohne Steuern, basiert auf dem Interventionspreis für 
Weißzucker der Standardqualität. 

Lagerkostenausgleich 

Zur Stabilisierung der Zuckerpreise wird ein Lager- 
kostenausgleich durchgeführt, der eine Konzentration des 
Marktangebots auf den Kampagnezeitraum verhindern 
soll. 

Denaturierungsprämien 

Für die Verwertung von überschüssigem Zucker im 
Futtersektor sind Denaturierungsprämien vorgesehen, mit 
denen der Zucker soweit verbilligt werden soll, daß er 
mit anderen kohlenhydratreichen Futterstoffen konkur- 
rieren kann. 

Erstattungen 

Bei der Ausfuhr von Zucker auf den Weltmarkt werden 
Erstattungen gewährt, mit denen der Zucker auf das 
Weltmarktpreisniveau herabgeschleust werden soll. 

Bei der Herstellung von Zucker für die Verwendung 
in der chemischen Industrie sind ebenfalls Erstattungen 
vorgesehen. 

Grundmenge 

Für diese Menge wird die volle Preis- und Absatz- 
garantie gewährt. Sie beträgt 1968/69 für die EWG 
6 480 000 t Zucker, für die Bundesrepublik Deutschland 
1 750 000 t Zucker. 

Garantiemenge 

Sie ist gleich 105 Vo des erwarteten Verbrauchs. Wenn 
die Erzeugung die Garantiemenge übersteigt, werden die 
Erzeuger zur Deckung der Verluste bei der Verwertung 
der Überschüsse mit herangezogen. 

Höchstquote 

Sie beträgt 135 ®/o der Grundmenge. Für die zwischen 
der Grundmenge und der Flöchstquote liegende Erzeu- 
gung wird volle Absatzgarantie, jedoch nur beschränkte 
Preisgarantie gewährt. Für darüber hinaus erzeugten 
Zucker besteht weder eine Absatz- noch eine Preis- 
garantie; er darf nicht in der Gemeinschaft abgesetzt 
werden. 

Produktionsabgabe 

Wenn die Erzeugung die Garantiemenge übersteigt, 
wird von den Zuckerherstellern eine Abgabe auf die 
über die Grundquote hinaus bis zur Höchstquote erzeugte 
Zuckermenge erhoben. Der Höchstbetrag dieser Produk- 
tionsabgabe ist für 1968/69 auf rd 36,00 DM je dz Zucker 
festgesetzt. Die Hersteller können bis zu 60 Vo der Ab- 
gabe auf die Rübenerzeuger abwälzen. Der Höchstbetrag 
ist so bemessen, daß den betreffenden Rübenerzeugern 


ein Rübenpreis von 4,00 DM je dz verbleibt. Die rest- 
lichen 40 Vo der Produktionsabgabe sollen die Zucker- 
fabriken aus ihrer Spanne aufbringen. 


Rindfleisch 

a) Regelung bis 28. Juni 1968 

Orientierungspreise 

Orientierungspreise werden jeweils für ein Wirtschafts- 
jahr für Rinder und für Kälber festgesetzt. Für die Wirt- 
schaftsjahre 1964/65 bis 1967/68 wurden sie noch von 
den einzelnen Mitgliedstaaten auf nationaler Ebene im 
Rahmen einer vom Rat festgelegten Ober- und Unter- 
grenze festgesetzt. Vom 1. April 1968 an sollen für alle 
Mitgliedstaaten einheitliche Orientierungspreise gelten. 

Bei der Festsetzung der Orientierungspreise werden die 
Preise für Rinder und Kälber auf den Referenzmärkten 
sowie die Entwicklungsaussichten für die Erzeugung und 
den Verbrauch von Rindfleisch in der Gemeinschaft und 
auch die Marktlage bei Milch und Milcherzeugnissen be- 
rücksichtigt. ln der Bundesrepublik Deutschland gelten als 
Referenzmärkte die 12 Großmärkte Nordrhein-Westfalens. 

Der Orientierungspreis für Rinder ist ausschlaggebend 
für: 

a) den Beginn und die Höhe der Abschöpfung bei Ein- 
fuhren aus Drittländern, 

b) den Beginn einer Abschöpfung bei Einfuhren aus 
Mitgliedstaaten, 

c) den Beginn der Intervention auf dem Inlandsmarkt 
(über den Interventionspreis) und 

d) den Absatz von Gefrierfleisch aus Interventions- 
maßnahmen auf dem Markt der Gemeinschaft. 

Interventionspreise 

Der Interventionspreis für Rinder wird jährlich in Ab- 
hängigkeit von dem Orientierungspreis für Rinder fest- 
gesetzt; für Kälber ist keine Intervention vorgesehen. In 
den ersten drei Jahren nach Inkrafttreten der Verord- 
nung konnten die Mitgliedstaaten ihren Interventions- 
preis auf nationaler Ebene jeweils zwischen 93 und 96 ®/o 
des Orientierungspreises festlegen, während im Rinder- 
wirtschaftsjahr 1967/68 durch die Festsetzung einer 
oberen Interventionspreisgrenze von 246 DM je 100 kg 
Lebendgewicht vom Rat bereits eine gewisse Koordinie- 
rung der Interventionsmaßnahmen in der Gemeinschaft 
angestrebt worden ist. 

Einfuhrpreise 

Einfuhrpreise für Rinder und Kälber werden von der 
Kommission der EWG für Einfuhren aus Drittländern 
wöchentlich an Hand repräsentativer Preise auf repräsen- 
tativen Drittlandsmärkten ermittelt. 

Abschöpfung 

Die Einfuhrregelung beruht auf Zöllen und wird durch 
einen Abschöpfungsmechanismus ergänzt. Die Abschöp- 
fung setzt nur bei einem abgesunkenen inländischen 
Marktpreis ein, und dann bei Einfuhren aus Drittländern 
zu einem wesentlich früheren Zeitpunkt (Unterschreitung 
der „Abschöpfungswelle", d. h. 105 Vo des Orientierungs- 
preises) als bei Einfuhren aus Mitgliedstaaten (nur bei 
Interventionen auf dem Inlandsmarkt). 

Liegt der Marktpreis auf den Referenzmärkten zwischen 
100 und 105 ®/o des Orientierungspreises so wird die Ab- 
schöpfung bei der Einfuhr aus Drittländern in halber 
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Höhe erhoben. Unterschreitet der Marktpreis den Orien- 
tierungspreis, so wird die volle Abschöpfung erhoben. 

Die Abschöpfung errechnet sich aus der Differenz 
zwischen dem um einen Pauschalbetrag für Transport- 
kosten erhöhten Einfuhrpreis zuzüglich Zoll und Umsatz- 
ausgleichsteuer einerseits und dem Orientierungspreis 
andererseits. 

Die Abschöpfung für Fleisch leitet sich von der Ab- 
schöpfung für Lebendvieh ab, indem dem Einfuhrpreis 
für Lebendvieh der Zollsatz für Fleisch einschließlich 
Umsatzausgleichsteuer hinzugerechnet wird. Der sich er- 
gebende Differenzbetrag zwischen diesem Einfuhrpreis 
und dem Orientierungspreis wird mit einem festgelegten 
Koeffizienten multipliziert. 

Erstattungen 

Bei Ausfuhren in Mitgliedstaaten sind Erstattungen nur 
für Gefrierfleisch möglich, das aus Interventionen stammt. 

Bei Ausfuhren in Drittländer können Erstattungen für 
bestimmte Erzeugnisse (Lebendrinder, Rindfleisch in Hälf- 
ten und Vierteln, Rindfleischkonserven sowie Rindertalg 
zur Herstellung von Lebensmitteln) gev/ährt werden. Die 
Höhe der Erstattungen ist gesondert geregelt. Die Mit- 
gliedstaaten sind auch nicht verpflichtet, eine volle Er- 
stattung zu gewähren, sondern können bestimmte Pro- 
zentsätze des zulässigen Betrages erstatten. 


b) Regelung ab 29. Juli 1968 

Orientierungspreise 

Orientierungspreise werden vom Rat jedes Jahr vor 
dem 1. August einheitlich für alle Mitgliedstaaten für 
das folgende Wirtschaftsjahr (April/März) für Rinder und 
Kälber festgesetzt. Bei der Festsetzung der Orientierungs- 
preise werden die Preise für Rinder und Kälber auf den 
Referenzmärkten (Referenzpreise) sowie die Entwicklungs- 
aussichten für die Erzeugung und den Verbrauch von 
Rindfleisch in der Gemeinschaft und auch die Marktlage 
bei Milch und Milcherzeugnissen berücksichtigt. Der 
Orientierungspreis ist ausschlaggebend für den Beginn 
der Intervention und für die Abschöpfungsregelung bei 
Einfuhren aus Drittländern. 

Referenzpreise 

Für die Höhe der Abschöpfung ist der festgestellte 
EWG-Referenzpreis entscheidend. Der deutsche Referenz- 
preis wird auf der Basis von 24 repräsentativen Märkten 
des Bundesgebietes errechnet. Er geht mit einem Anteil 
von 27,5 ®/o (entsprechend dem deutschen Anteil am Rind- 
viehbestand in der EWG) in die Berechnung des EWG- 
Referenzpreises ein. 

interventionspreise 

Der Interventionspreis für Rinder wird vom Rat jähr- 
lich in Abhängigkeit von dem Orientierungspreis einheit- 
lich für alle Mitgliedstaaten festgesetzt. Für Kälber ist 
keine Intervention vorgesehen. Wenn der EWG-Referenz- 
preis den Interventionspreis unterschreitet, werden obli- 
gatorische Interventionen in allen Mitgliedstaaten durch- 
geführt. Hierbei stellt der Interventionspreis den An- 
kaufshöchstpreis dar. Regionale Interventionen sind zu- 
lässig, wenn der EWG-Referenzpreis unter die Interven- 
tionsschwelle (1968/69 = 98^0 des Orientierungspreises) 
absinkt und der regionale Marktpreis für die betroffene 
Qualität einer Rindviehgattung (z. B. Kühe der Klasse B) 
unter dem mittels Koeffizienten für diese Qualität abge- 
leiteten Interventionspreis liegt. 


Einfuhrpreise 

Einfuhrpreise für Rinder und Kälber werden von der 
Kommission der EG für Einfuhren aus Drittländern 
wöchentlich an Hand repräsentativer Preise auf repräsen- 
tativen Drittlandsmärkten ermittelt. 

Abschöpfung 

Abschöpfungen für lebende Rinder und Kälber sowie 
frisches und gekühltes Fleisch dieser Tiere werden nur 
bei Einfuhren aus Drittländern erhoben, wenn der Markt- 
preis in der EWG ein bestimmtes Niveau (106% des 
Orientierungspreises) unterschreitet, während die Ein- 
fuhrregelung sonst lediglich auf Zöllen beruht. Die Ab- 
schöpfungssätze steigen um so mehr, je stärker der Markt- 
preis absinkt (s. Tabelle S, . . .) und ergänzen den Schutz 
des Inlandsmarktes durch Zölle. Die Abschöpfung für 
lebende Schlachtrinder und Kälber entspricht der Diffe- 
renz zwischen dem Orientierungspreis und dem Einfuhr- 
preis bezüglich Zoll. Die Abschöpfung für Fleisch leitet 
sich hiervon ab, indem die errechnete Abschöpfung für 
Lebendvieh mit einem Koeffizienten multipliziert wird, 
der dem Wertverhältnis zwischen Rind- bzw. Kalbfleisch 
und Rindern bzw. Kälbern Rechnung trägt. 

Rindergefrierfleisch unterliegt (mit Ausnahme gewisser 
Sonderregelungen für Verarbeitungsware) einer ständi- 
gen Abschöpfung, die dem Unterschied zwischen dem 
Orientierungspreis X Koeffizient für Preisverhältnis zwi- 
schen Frischfleisch und lebenden Rindern in der Gemein- 
schaft einerseits und dem Weltmarktpreis für Gefrier- 
fleisch zuzüglich Zoll und Einfuhrkosten entspricht. Diese 
Abschöpfungssätze werden monatlich festgesetzt. 

Zusatzabschöpfungen können erhoben werden, wenn 
die Angebotspreise frei Grenze um mindestens 12 DM 
je 100 kg unter den Einfuhrpreisen für Rinder und Käl- 
ber liegen. 

Erstattungen 

Bei der Ausfuhr können zum Ausgleich der Preisunter- 
schiede zwischen der Gemeinschaft und dem Weltmarkt 
Erstattungen gewährt werden, die im Verwaltungsaus- 
schußverfahren festgesetzt werden und einheitlich für 
die gesamte EWG gelten. Eine Differenzierung der Er- 
stattungsbeträge nach Bestimmungsländern ist möglich. 


Schweinefleisch 

Einschleusungspreise 

Der für die Gemeinschaft einheitliche Einschleusiings- 
preis für geschlachtete Schweine wird unter Berücksichti- 
gung der Futterkosten und der allgemeinen Erzeugungs- 
und Vermarktungskosten auf dem Weltmarkt festgesetzt 
und jeweils zum 1. Februar, 1. Mai, 1. August und 1. No- 
vember jeden Jahres der Entwicklung der Futterge- 
treidepreise auf dem Weltmarkt angepaßt. 

Die Einschleusungspreise für lebende Schweine und für 
die übrigen vom Rat in der Verordnung Nr. 134/67 be- 
stimmten Erzeugnisse werden hiervon mit Hilfe von Um- 
rechnungskoeffizienten abgeleitet. 

Abschöpfung 

Die für die Gemeinschaft einheitliche Abschöpfung für 
geschlachtete Schweine setzt sich zusammen aus 

a) einem Teilbetrag, der sich aus dem Unterschied zwi- 
schen den Futtergetreidepreisen in der Gemeinschaft 
und auf dem Weltmarkt ergibt und jeweils für drei 
Monate festgesetzt wird und 
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b) einem jeweils für 12 Monate geltenden Teilbetrag in 
Höhe von 7 Vo des Durchschnitts der Einschleusungs- 
preise im zurückliegenden Jahr. 

Die Abschöpfungssätze für lebende Schweine, Teilstücke, 
und Schweinefleischerzeugnisse werden von der Abschöp- 
fung für geschlachtete Schweine mittels Koeffizienten ab- 
geleitet, die unter Berücksichtigung des Preisverhältnisses 
festgesetzt werden, das in der Gemeinschaft zwischen ge- 
schlachteten Schweinen und dem betreffenden Erzeugnis 
besteht. Bei Fertigerzeugnissen wird diesem abgeleiteten 
Abschöpfungssatz noch ein Teilbetrag zum Schutz der 
Veredelungsindustrie hinzugerechnet. 

Zusatzabschöpiung 

Liegt bei Einfuhren der Angebotspreis (Preis frei 
Grenze) unter dem Einschleusungspreis, so wird eine für 
die Gemeinschaft einheitliche Zusatzabschöpfung festge- 
setzt. 

Für Erzeugnisse, für die kein Einschleusungspreis fest- 
gesetzt wird, ist die Festsetzung eines Zusatzbetrages nach 
den in der Verordnung Nr. 137/67 festgelegten Grund- 
sätzen möglich. 

Erstattungen 

Bei der Ausfuhr können zum Ausgleich der Preisunter- 
schiede zwischen der Gemeinschaft und dem Weltmarkt 
Erstattungen gewährt werden, die im Verwaltungsaus- 
schußverfahren festgesetzt werden und einheitlich für die 
gesamte Gemeinschaft gelten. 

Marktinterventionen 

Vom Rat wird jährlich für die Zeit vom 1. November 
bis 31. Oktober ein Grundpreis für geschlachtete Schweine 
festgesetzt. Interventionsmaßnahmen können erst be- 
schlossen werden, wenn der Durchschnittspreis auf den 
Märkten der Gemeinschaft unter den Grundpreis gefallen 
ist. Die gemeinschaftlich zu treffenden Interventionsmaß- 
nahmen sind von Fall zu Fall im Verwaltungsausschuß- 
verfahren festzulegen. Für die Ankaufspreise der Inter- 
ventionsstellen gilt eine Preisschere von 85 bis 92 Vo des 
Grundpreises. 

Eier und Geflügel 

Einschleusungspreise 

Die Einschleusungspreise gegenüber Drittländern wer- 
den unter Berücksichtigung der Futtergetreidepreise auf 
dem Weltmarkt, eines für die ausführenden Drittländer 
repräsentativen Veredelungskoeffizienten sowie einem 
Pauschbetrag für die sonstigen Erzeugungskosten errech- 
net. Die Einschleusungspreise werden jeweils für 3 Monate 
im voraus festgesetzt, und zwar mit Ausnahme der Fest- 
setzung zum 1. Juli 1967 — jeweils für einen am 
1. August, 1. November, 1. Februar und 1. Mai beginnen- 
den Zeitraum von 3 Monaten wobei Änderungen zum 
1. November, 1. Februar und 1, Mai nur erfolgen, wenn 
sich die Getreidepreise auf dem Weltmarkt um mehr als 
±3^0 gegenüber der Berechnungsbasis für die vorange- 
gangenen drei Monate verändert haben. 

Abschöpfung 

Die Abschöpfungsbeträge gegenüber Drittländern setzen 
sich aus zwei Teilbeträgen zusammen: 

a) einem Teilbetrag, welcher der Auswirkung des Unter- 
schiedes zwischen den Futtergetreidepreisen in der Ge- 
meinschaft und auf dem Weltmarkt auf die Futter- 
kosten entspricht. Dieser Teilbetrag wird — wie der 
Einschleusungspreis — für einen Zeitraum von 3 Mo- 
naten im voraus festgesetzt; Änderungen erfolgen zum 


1. November, 1. Februar und 1. Mai jedoch nur, wenn 
sich die der Berechnung für das vergangene Viertel- 
jahr zugrunde liegenden Getreidepreise auf dem Welt- 
markt um mehr als ± 3 Vo geändert haben. 

b) aus einem Teilbetrag in Höhe von 7 Vo des durch- 
schnittlichen Einschleusungspreises der 12 Monate vor 
dem 1. Mai eines jeden Jahres. Dieser Teilbetrag 
wird jährlich zum 1. August — mit Ausnahme der 
Festsetzung zum 1. Juli 1967 — für einen Zeitraum 
von 12 Monaten im voraus festgesetzt. 

Zusatzabschöpfung 

Fällt der Angebotspreis frei Grenze bei Einfuhren aus 
Drittländern unter den Einschleusungspreis, so wird von 
der Kommission eine Zusatzabschöpfung festgesetzt. 

Erstattungen 

Erstattungen können bei der Ausfuhr nach Drittländern 
bis zur Höhe des Unterschiedes zwischen den Preisen in 
der Gemeinschaft und auf dem Weltmarkt gewährt wer- 
den. Bei der Festsetzung der Erstattung ist die Versor- 
gungslage der Gemeinschaft sowie die wirtschaftliche 
Bedeutung der Ausfuhr zu berücksichtigen. Die Erstattun- 
gen können je nach Bestimmungsgebiet in unterschied- 
licher Höhe festgesetzt werden. Die Liste der Erzeugnisse, 
für welche Erstattungen gewährt werden, sowie die Höhe 
der Erstattungen werden von der Kommission mindestens 
alle drei Monate neu festgesetzt. 

Milch und Milchei Zeugnisse 

a) Regelung bis 28. Juli 1968 

Richtpreise 

Jeder Mitgliedstaat setzt während der Übergangszeit 
für das Milchwirtschaftsjahr (1. April bis 31. März) einen 
Richtpreis fest, der für 1 kg Milch mit einem Fettgehalt 
von 3,7 Vo ab Hof gilt. Dieser Richtpreis ist der Preis, der 
für den Durchschnitt aller verkauften Milch angestrebt 
wird; er stellt also weder einen Fest-, noch einen Garan- 
tie- oder Mindestpreis dar. 

Zur Vereinheitlichung der einzelstaatlichen Richtpreise 
sollte vom 1. April 1965 an ein gemeinsamer Richtpreis 
festgesetzt werden; zunächst wurde lediglich eine Ein- 
engung der unteren und oberen Grenzen der nationalen 
Richtpreise beschlossen. Zur Annäherung der Preise sind 
jährlich Korrekturen der einzelstaatlichen Rieht- und 
Schwellenpreise vorgesehen. 

Im Juli 1966 wurde der vom 1. April 1968 an gültige 
Richtpreis auf 41,2 Pf je kg Milch frei Molkerei fest- 
gesetzt. 

Frei-Grenze-Preise 

Bei Einfuhren aus Mitgliedstaaten 

werden Frei-Grenze-Preise — in der Regel alle vier- 
zehn Tage ■ — für die gleichen Erzeugnisse festgesetzt, für 
die auch Schwellenpreise bestehen. 

Die von der Kommission festzusetzenden Frei-Grenze- 
Preise werden auf der Grundlage der repräsentativsten 
Preisfeststellung ab Werk im ausführenden Mitglied- 
staat ermittelt. Diesem Preis werden Transportkosten 
bis zur Grenze und Grenzüberschreitungskosten, für 
die Pauschalsätze vom Rat festgesetzt wurden, zuge- 
schlagen und der Betrag abgezogen, der den bei der Aus- 
fuhr erstatteten inländischen Abgaben entspricht. Wird 
ein Erzeugnis in einem Mitgliedstaat nicht hergestellt, 
wird der Frei-Grenze-Preis hierfür vom Schwellenpreis 
abgeleitet. 
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Bei Einfuhren aus Drittländern 

werden die Frei-Grenze-Preise des einführenden Mit- 
gliedstaates auf Grund der günstigsten Einkaufsmöglich- 
keiten im internationalen Handel ermittelt. Die Kommis- 
sion setzt die Frei-Grenze-Preise in der Regel alle 
acht Tage, vom 1. November 1965 an vierzehntäglich 
auf Grund aller ihr zugänglichen Informationen mit den 
notwendigen Korrekturen fest. 

Schwellenpreise 

Die Schwellenpreise für Milcherzeugnisse werden zu 
Beginn eines jeden MilcVi Wirtschaftsjahres durch Verord- 
nung der Bundesregierung in Kraft gesetzt. Ausgangs- 
punkt für die Berechnung der Schwellenpreise, die für 
14 sogenannte Leiterzeugnisse, sowie Cheddarkäse und 
Tilsiterkäse festgelegt werden, sind die Referenzpreise. 
Diese sind vom Rat in Ableitung von den Durchschnitts- 
preisen des Kalenderjahres 1963 festgelegt worden. 

Die Schwellenpreise beziehen sich auf die Handelsstufe 
„frei Großhandel". Sie umfassen gleichzeitig einen Pausch- 
betrag zur Sicherung der Präferenz der Mitgliedstaaten. 

Änderungen bei den Schwellenpreisen der Mitglied- 
staaten ergeben sich in jedem Milchwirtschaftsjahr aus 
dem Abbau der Beihilfen und der Annäherung der einzel- 
staatlichen Rieht- und Schwellenpreise auf ein gemein- 
sames Ziel hin; sie werden vom Rat beschlossen. 

Abschöpfung 

Bei der Einfuhr von Milcherzeugnissen wird eine Ab- 
schöpfung erhoben. Der Abschöpfungsbetrag errechnet 
sich für die Leiterzeugnisse und die damit gekoppelten 
Erzeugnisse wie folgt; 

bei der Einfuhr aus Mitgliedstaaten 

Schwellenpreis des einführenden Mitgliedstaates 

abzüglich Frei-Grenze-Preis des ausführenden Mit- 
gliedstaates, 

abzüglich bei der Einfuhr erhobene inländische Ab- 
gaben, 

abzüglich Pauschbetrag zur Herstellung der Mitglied- 
staatspräferenz, 

bei der Einfuhr aus Drittländern 
Schwellenpreis des Einfuhrlandes 
abzüglich Frei-Grenze-Preis für Drittlandsangebote, 

abzüglich bei der Einfuhr erhobene inländische Ab- 
gaben. 

Bei den mit Leiterzeugnissen gekoppelten Waren wird 
der Abschöpfungsbetrag nach gewissen Kriterien (Fett- 
gehalt ete.) vom Abschöpfungsbetrag des Leiterzeugnisses 
abgeleitet. Bei gezuckerten Milchprodukten wird außer- 
dem — - bis zur Einführung einer gemeinsamen Markt- 
organisation für Zucker — ein fester Betrag zur Deckung 
der Zuckerkostenunterschiede erhoben. 

Bei Schmelzkäse wird die Abschöpfung grundsätzlich 
von den Sätzen der Gruppe 9 (Goudakäse) und von der 
Butterabschöpfung abgeleitet und ein fester Teilbetrag 
zum Schutz der Industrie zugeschlagen. Bei Schmelzkäse, 
zu deren Herstellung nur Emmentaler und Greyerzer ver- 
wendet worden sind, wird die Abschöpfung dagegen von 
den Sätzen der Gruppe 8 abgeleitet, und es werden an- 
dere Teilbeträge zugeschlagen. 

Die Abschöpfungsbeträge werden durch die Mitglied- 
staaten festgesetzt und erhoben; die Sätze werden nur 
geändert, wenn nach den Berechnungen gewisse Spannen 
überschritten werden. 


Erstattungen 

Bei der Ausfuhr von Milcherzeugnissen, bei deren Ein- 
fuhr eine Abschöpfung erhoben wird, kann vom Ausfuhr- 
land eine Erstattung nach EWG-Recht gewährt werden. 
Die Bundesrepublik Deutschland macht von dieser Ermäch- 
tigung bei einer Reihe von Erzeugnissen in unterschied- 
lichem Umfang Gebrauch. 

Der Höchstbetrag der Erstattung für Leiterzeugnisse 
und die damit gekoppelten Erzeugnisse errechnet sich wie 
folgt: 

bei der Ausfuhr in Mitgliedstaaten 
Frei-Grenze-Preis des Ausfuhrlandes, 
abzüglich Schwellenpreis des Einfuhrlandes, 
zuzüglich Präferenzpauschbetrag, 

zugüglich bei der Einfuhr erhobene inländische Ab- 
gaben des Einfuhrlandes, 

bei der Ausfuhr in Drittländer 

Frei-Grenze-Preis des Ausfuhrlandes gegenüber einem 
Mitgliedstaat, 

abzüglich Transportkosten und Grenzüberschreitungs- 
kostenpauschale gegenüber diesem Mitgliedstaat, 

zuzüglich 8, — DM je 100 kg (fob-Zuschlag), 
abzüglich Frei-Grenze-Preis für Drittlandsangebote, 

zuzüglich einer nach Zonen gestaffelten Transport- 
kostenpauschale. 

Liegt der Frei-Grenze-Preis des Ausfuhrlandes über dem 
Schwellenpreis, wird der Erstattungshöchstbetrag entspre- 
chend gekürzt. Für die mit Leiterzeugnisse gekoppelten 
Waren werden die Erstattungshöchstbeträge nach analo- 
gen Regeln wie bei der Abschöpfung berechnet. 

Die Höchstbeträge der Erstattung gelten im Handel mit 
Mitgliedstaaten und europäischen Ländern (Zone I) bis 14 
Tage, beim Handel mit außereuropäischen Ländern bis 
sechs Wochen nach ihrer Berechnung. Für Ausfuhren in 
Drittländer bestehen darüber hinaus Sonderregelungen. 

Ausgleichsabgaben bei der Ausfuhr 

Mitgliedstaaten, die Beihilfen für Milch oder Milch- 
erzeugnisse gewähren, können bei der Ausfuhr dieser 
Milcherzeugnisse nach anderen Mitgliedstaaten eine Aus- 
gleichsabgabe bis zur Höhe der Auswirkung der Beihilfen 
erheben. Voraussetzung ist jedoch, daß bei der Einfuhr 
der gleichen Erzeugnisse in diesen Mitgliedstaaten eine 
Subvention in entsprechender Höhe gewährt wird. 

b) Regelung ab 29. Juli 1968 

Richtpreis 

Der Richtpreis für Milch mit 3,7 Vo Fettgehalt frei Mol- 
kerei wird vom Rat einheitlich für die Gemeinschaft jähr- 
lich vor dem 1. August für das im folgenden Kalenderjahr 
beginnende Milchwirtschaftsjahr (1. April bis 31. März) 
festgesetzt. 

Der Richtpreis ist der Milchpreis, der für die von den 
Erzeugern im Milchwirtschaftsjahr insgesamt verkaufte 
Milch angestrebt wird, und zwar entsprechend den Absatz- 
möglichkeiten, die sich auf dem Markt der Gemeinschaft 
und den Märkten außerhalb der Gemeinschaft bieten. 

Für das Milchwirtschaftsjahr 1968/69 wurde der Richt- 
preis auf 41,2 Pf je kg Milch frei Molkerei festgesetzt, 
was im Durchschnitt der Gemeinschaft einem Preis ab Hof 
von 39,0 Pf je kg entspricht. 
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Interventionspreise 

Für Butter, Magermilchpulver und den in Italien her- 
gestellten Käsesorten Parmesan und Grana jährlich Inter- 
ventionspreise festgesetzt. Diese sollen dem Erzeuger 
einen Mindesterlös für Milch sichern. 

Schwellenpreise 

Die Schwellenpreise für 12 Leiterzeugnisse der zu Grup- 
pen zusammengefaßten Milcherzeugnisse werden vom Rat 
jedes Jahr einheitlich für die Gemeinschaft festgesetzt. 
Die Schwellenpreise sind Nettopreise, d. h. ohne die in 
den Mitgliedstaaten bei der Einfuhr von Waren erhobenen 
Steuern; sie beziehen sich auf die Handelsstufe „frei Groß- 
handel". Die Schwellenpreise werden so festgesetzt, daß 
unter Berücksichtigung eines Schutzbetrages für die Ver- 
arbeitungsindustrie die Preise der eingeführten Milch- 
erzeugnisse einen Höhe erreichen, die dem Richtpreis für 
Milch entspricht. 

Frei-Grenze-Preise 

Die Verwirklichung des gemeinsamen Marktes für 
Milch und Milcherzeugnisse in der Gemeinschaft erfordert 
neben einer einheitlichen Preisregelung die Einführung 
einer einheitlichen Preisregelung die Einführung einer ein- 
heitlichen Handelsregelung an den Außengrenzen der 
Gemeinschaft. 

Für jedes Leiterzeugnis wird ein Preis frei Grenze er- 
mittelt, und zwar unter Zugrundelegung der günstigsten 
Einkaufsmöglichkeiten der zur betreffenden Gruppe ge- 
hörenden Erzeugnisse im internationalen Handel. 

Bei der Ermittlung der Preise frei Grenze werden 
etwaige Unterschiede zwischen dem Erzeugnis, für das ein 
Preis festgestellt wird und dem Leiterzeugnis insoweit 
berücksichtigt, als sie die Vermarktung des betreffenden 
Erzeugnisses beeinflussen. 

Abschöpiung 

Bei der Einfuhr von Milcherzeugnissen aus Drittländern 
wird eine Abschöpfung erhoben. Ihre Höhe errechnet sich 
aus dem Schwellenpreis des Leiterzeugnisses abzüglich 
Frei-Grenze-Preis für Drittlandsangebote. Sie wird von 
der Kommission festgesetzt und ist in allen Mitglied- 
staaten gleich. Bei den mit Leiterzeugnissen gekoppelten 
Waren erfolgt die Errechnung der Abschöpfung nach be- 
sonderen Vorschriften. 

Erstattungen 

Um die Ausfuhr von Milcherzeugnissen aus der Ge- 
meinschaft nach Drittländern auf der Grundlage der Preise 
zu ermöglichen, die im internationalen Handel gelten, 
kann der Unterschied zwischen diesen Preisen und den 
Preisen in der Gemeinschaft soweit erforderlich durch 
eine Erstattung bei der Ausfuhr ausgeglichen werden. 
Die Erstattung ist für die gesamte Gemeinschaft gleich. 
Sie kann je nach Bestimmung oder Bestimmungsland 
unterschiedlich sein. 

öle und Fette 
a) Regelung für Olivenöl 

Erzeugerrichtpreis/ Markt ri ch tprei s 

Beide Richtpreise werden jährlich für den Zeitraum 
November/Oktober festgesetzt. Der Unterschied zwischen 


diesen beiden Preisen ist gleich der Beihilfe, die dem Er- 
zeuger gewährt wird. 

Interventionspreis 

Der Interventionspreis wird jährlich festgesetzt, er 
garantiert dem Erzeuger einen Mindesterlös. 

cif-Preise 

Der cif-Preis ist ein Element für die Berechnung der 
Abschöpfung. Die cif-Preise werden wöchentlich für den 
Grenzübergangsort Imperla (Italien) aufgrund der gün- 
stigsten Einkaufsmöglichkeiten auf dem Weltmarkt er- 
mittelt. 

Schwellenpreis 

Der Schwellenpreis wird jährlich so festgesetzt, daß der 
Abgabepreis für das aus Drittländern eingeführte Oliven- 
öl dem Marktrichtpreis entspricht. 

Abschöpfung 

Bei der Einfuhr von Olivenöl aus Drittländern wird 
eine Abschöpfung in Höhe des Unterschiedes zwischen 
Schwellenpreis und cif-Preis erhoben. Die Abschöpfungs- 
sätze werden von der Kommission halbmonatlich fest- 
gesetzt. 

Ausfuhrerstattung/ Ausfuhrabschöpfung 

Bei der Ausfuhr von Olivenöl nach Drittländern kann 

a) eine Erstattung gewährt werden, wenn der Welt- 
marktpreis niedriger liegt als der Preis in der Ge- 
meinschaft, 

b) ein Abschöpfungsbetrag erhoben werden, wenn der 
Weltmarktpreis über dem Preis in der Gemeinschaft 
liegt. 

b) Regelung für Ölsaaten 

Interventionspreise 

Der Interventionspreis sichert dem Erzeuger einen Min- 
desterlös. Der Interventionsgrundpreis und die abgeleite- 
ten Interventionspreise werden jährlich festgesetzt. In der 
Bundesrepublik Deutschland sind neun Hauptinterven- 
tionsorte und 15 Nebeninterventionsorte bestimmt. (Vgl. 
Abschnitt XL a. 2). 

Beihilfe 

Den Erzeugern von Olsaaten in der Gemeinschaft wird 
eine Beihilfe gewährt, die dem Unterschied zwischen dem 
jährlich festgesetzten Richtpreis und dem jeweils wöchent- 
lich ermittelten Weltmarktpreis entspricht. Die Höhe der 
Beihilfe wird wöchentlich von der Kommission festgesetzt; 
dabei werden die ihr von den Mitgliedstaaten über- 
mittelten Angaben über vorliegende repräsentative An- 
gebote und gegebenenfalls sonstige preisbeeinflussende 
Vorgänge auf dem Weltmarkt berücksichtigt. 

Erstattung 

Bei Ausfuhren nach Drittländern kann eine Erstattung 
(in bar) gewährt werden, wenn die Preise in der Ge- 
meinschaft höher sind als die Weltmarktpreise. 
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2. Übersicht über die wichtigsten Instrumente 
der EWG-Marktorganisationen 


In der nachfolgenden Übersicht wurde versucht, eine kurze synop- 
tische Darstellung über die wichtigsten Instrumente der einzelnen 
EWG-Marktorganisationen nach dem Stande vom 1. September 1968 
zu geben. Die für das Berichtsjahr 1967/68 geltenden Regelungen 
wurden in der entsprechenden Übersicht des vorjährigen Berichts 
(Drucksache V/2277) zusammengefaßt. 

Die Darstellung gibt nicht sämtliche in den Marktordnungen enthal- 
tenen Bestimmungen wieder. Sie sagt auch nichts über Festlegung, 
Bedeutung, Aufgabe und tatsächliche Anwendung der aufgeführten 
Instrumente. Sie zeigt lediglich die wichtigsten Instrumente, mit denen 
die einzelnen Marktorganisationen arbeiten, wobei die Bezeichnungen 
den jeweiligen EWG-Marktordnungen entnommen wurden, und läßt 
Unterschiede zwischen dem Aufbau der verschiedenen Marktorgani- 
sationen erkennen. So ist bei einem Vergleich der Marktorganisa- 
tionen untereinander zu berücksichtigen, daß gleiche oder ähnliche 
Begriffe, die in der Übersicht in derselben Zeile aufgeführt werden, 
nicht auch den gleichen Inhalt oder die gleiche Funktion haben müs- 
sen. Zum Beispiel unterscheiden sich cif-Preise, Einschleusungspreise 
und Einfuhrpreise grundsätzlich voneinander. 

Festlegung und Handhabung der wichtigsten Instrumente der Markt- 
organisationen werden außerdem im Kapitel „Grundlagen und Defini- 
tionen" erläutert. 


115 



116 


Übersicht über die wichtigsten Instrumente der EWG-Marktorganisationen Stand: 1. September 1968 
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10. 11. 66 

1. 7. 67 

1. Kennzeidinung des 

Preisniveaus 

Richt- 
preis 4) 
(Groß- 
handels- 
stufe) 

Richtpreis 

— 

I. Instrumente auf dem Inlandsmarkt 

— Richtpreis — Orientie- 

(Fabrikations- rungspreis 

stufe) 

— 

— 

Richtpreis für 
frei Molkerei 
gelieferte 
Milch 

Markt- 

richtpreis 

Richtpreis 

2. Garantierte Preise .... 

Inter- 

ventions- 

preis 

Inter- 

ventions- 

preis 


— Interventions- 

preis ab 
Fabrik; Min- 
destpreis für 
Zuckerrüben 


Inter- 

ventions- 

preis 



Interventions- 
preis für 
Butter und 
Magermilch- 
pulver 

Inter- 

ventions- 

preis 

Inter- 

ventions- 

preis 

3. Interventionen 

Inter- 

ventions- 

pflicht 

Inter- 

ventions- 

pflicht 

Intervention 

möglich 

— Interventions- 

pflicht für 
Weiß- und 
Rohzucker 

Inter- 

vention 

möglich 

Interven- 
tion für 
Rinder 
und 

Rindfleisch 

möglich 



Intervention 
möglich, für 
Butter und 
Magermilch- 
pulver Pflicht 

Inter- 

ventions- 

pflicht 

Intcr- 

ventions- 

pflicht 

4. Qualitätsbestimmungen , . 

EWG- 

Standard- 

qualität 

EWG- 

Standard- 

qualität 

Qualitäts- 

normen 

— EWG- 

Standard- 
qualität 



Qualitäts- 

normen 

“ 



■ 

5. Sonstige Regelungen . . . 

Monatliche 
Preis- 
zuschläge 
(Reports) ; 
Produk- 
tions- 
erstat- 
tungen ®) 

Monatliche 
Preis- 
zuschläge 
(Reports) ; 
Produk- 
tions- 
erstat- 
tungen ®) 


— Produktions- 

quoten für 
Zucker; Pro- 
duktions- 
erstattung für 
Chemie- 
Zucker; 
Lagerkosten- 
ausgleich 1®) 





Beihilfen für 
Magermilch 
und Mager- 
milchpulver 11) 

Beihilfen 
für Erzeu- 
ger, Erzeu- 
gerricht- 
preis 

Beihilfen 

für 

Erzeuger 




II. Instrumente beim grenzüberschreitenden Warenverkeh 

r 





1. Preise vor Einfuhrbelastung 
gegenüber Drittländern . . 

cif-Preis 

cif-Preis 

— 

A. Einfuhr 

— cif-Preis 

Einschleu- 

sungspreis 

Einfuhr- 

preis 

Einschleu- 

sungspreis 

Ein schleu- 
sungspreis 

Frei-Grenze- 

Preis 

cif-Preis 

— 

2. Preise nach Einfuhrbelastung 
gegenüber Drittländern . . 

Schwellen- 

preis 

Schwellen- 

preis 

Referenzpreis 
für 9 

— Schwellen- 

preis 

— 

Orientie- 

rungs- 


— 

Schwellen- 

preis 

Schwellen- 

preis 

— 


Erzeugnisse preis; 

Referenz- 
preis im 
Inland 
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3. Einfuhrbelastung 


gegenüber Mitgliedstaaten . 

— 

— 

Wertzoll, 

Mischzoll 

spezi- 
fischer Zoll 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

gegenüber Drittländern . . 

4. Kontingente 

Ab- 

schöpfung 

Ab- 

schöpfung 

Wertzoll, 
Mischzoll; 
ggf. Aus- 
gleichsabgabe 
und Abschöp- 
fung 3) 

spezi- 
fischer Zoll 

Ab- 

schöpfung 

Abschöp- 
fung; ggf. 
Zusatzab- 
schöpfung 

Wertzoll; 
ggf. Ab- 
schöpfung 

Abschöp- 
fung; ggf. 
Zusatzab- 
schöpfung 

Abschöp- 
fung; ggf. 
Zusatzab- 
schöpfung 

Abschöp- 

fung 

Abschöp- 
fung; ggf. 

Aus- 

gleichs- 

abgabe 

Wertzoll 

für 

Saatenöle; 
ggf. Aus- 
gleichs- 
abgabe 

gegenüber Mitgliedstaaten . 




vom Rat 
fest- 
gesetzte 
Kontin- 
gente 









gegenüber Drittländern . . 

5. Lizenzen 



Kontingente 
und Zollkon- 
tingente für 
bestimmte 
Erzeugnisse 

bilaterale 

Kontin- 

gente 



GATT- 
Zollkon- 
tingent für 
Gefrier- 
fleisch 






gegenüber Mitgliedstaaten . 

■ 



Einfuhr- 

genehmi- 

gung 



“ 






gegenüber Drittländern . . 

i 

j 

Lizenz mit 
Kaution 

Lizenz mit 
Kaution 

Einfuhrgeneh- 
migung für 
nicht genormte 
Ware und 
bestimmte 
Zubereitungen 

Einfuhr- 

genehmi- 

gung 

Lizenz mit 
Kaution 

Lizenz mit 
Kaution 
möglich 

Lizenz mit 
Kaution 
für Ge- 
frierfleisch 



Lizenz mit 
Kaution 

Lizenz mit 
Kaution 







• 

B. Ausfuhr 






gegenüber Drittländern . . 

Erstattung 

Erstattung 

Erstattung ®) 


Erstattung; 
Ausfuhr- 
lizenz; ggf. 
Abschöpfung 

Erstattung 

Erstattung 
für be- 
stimmte 
Erzeug- 
nisse 

Erstattung 

Erstattung 

Erstattung 

Erstat- 
tung; 
Ausfuhr- 
lizenz; 
ggf. Ab- 
schöpfung 

Erstattung 


I 


1) vom Aufbau der übrigen Marktordnungen abweichendes Schema wichtige zusätzliche Vorschriften in den Verordnungen Nr. 158/66 und 159/66 3) Der Handelsverkehr mit 

Frischmilch und Frischmilcherzeugnissen mit über 6*/o Fett wird ab 1. 1. 1970 in die gemeinsame Marktregelung einbezogen nur für Hartweizen, Weichweizen, Roggen, Gerste und Mais 

3) Denaturierungsprämie für Brotgetreide und Übergangsvergütungen möglich ß) Ubergangsvergütungen möglich 7) nur noch bei bestimmten Erzeugnissen 8) bei zucker- 
haltigen Erzeugnissen ®) Bei bestimmten Erzeugnissen und zuckerhaltigen Zubereitungen. lO) Denaturierungsprämie für Futterzucker möglich. ii) Für Futterzwecke. 
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